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I. Einleitung 

A. Allgemeines zur Verbraucherinformation 

Der Informationspflicht des Unternehmers kommt im europäischen Verbrau-

cherrecht eine wesentliche Rolle zu. Nach dem Leitbild des „mündigen“ Verbrauchers, 

welches im Gemeinschaftsrecht besteht, kann dieser nur dann eine fundierte und ratio-

nale Entscheidung treffen, wenn er vollständig über die Angebote der Marktwirtschaft 

informiert ist, die vertragsrelevanten Umstände kennt und die Möglichkeit erhält, ver-

schiedene Angebote miteinander zu vergleichen.1 Im Regelfall besteht aber hinsichtlich 

des wirtschaftlichen Fachwissens und der wirtschaftlichen Erfahrung ein grobes Un-

gleichgewicht oder eine „Informationsasymmetrie“ zwischen Unternehmer und Ver-

braucher, was oft durch die fehlende Information der Verbraucher bedingt ist.2 Die wirt-

schaftliche Unterlegenheit des Verbrauchers wird grundsätzlich nicht durch Eingriffe in 

den Vertragsinhalt ausgeglichen oder minimiert, sondern durch die Verpflichtung des 

Unternehmers, dem Verbraucher gewisse Informationen zu erteilen.3 Dem Verbraucher 

soll dadurch ein umfassender Überblick über das abzuschließende Geschäft gewährt 

werden, damit er auf „informierter“ Basis entscheiden kann, ob er sich vertraglich ver-

pflichten will oder nicht. Informationspflichten bezwecken aber nicht nur den Schutz 

des individuellen Verbrauchers, sondern haben auch eine stabilisierende Wirkung auf 

den Markt. So können effiziente Transaktionen nur dann vonstatten gehen, wenn kein 

                                                

1 Vgl Von Vogel, Verbrauchervertragsrecht 35 f; Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht 264 f; 
Lurger/Augenhofer, Konsumentenschutzrecht2 38 f; Meškić, Europäisches Verbraucherrecht 49 f; Stau-
denmayer in Schulte-Nölke/Schulze, Europäische Rechtsangleichung 75; Heiss in Schny-
der/Heiss/Rudisch, Internationales Verbraucherschutzrecht 3; Hanreich in Schumacher, Verbraucher-
schutz in Österreich 9 ff; Reich in Grundmann, Systembildung und Systemlücken 488; Wilhelmsson in 
Schulze/Ebers/Grigoleit, Informationspflichten 245; Magnus in Schulze/Ebers/Grigoleit, Informations-
pflichten 298. 

2
 Vgl Fleischer, Informationsasymmetrie 1 ff; ders, ZEuP 2000, 772 ff; Staudenmayer in Schul-

te-Nölke/Schulze, Europäische Rechtsangleichung 73; Meškić, Europäisches Verbraucherrecht 82; 
B. Zöchling-Jud in Wendehorst/Zöchling-Jud, Verbraucherkreditrecht § 6 Rz 2 mwN. 

3
 Vgl Börger, Informationspflichten 8 f; Zum Verhältnis von Informationsprinzip und Konsens-

prinzip Heiderhoff, Gemeinschaftsprivatrecht 112; zu Informationspflichten und der Vertragsfreiheit 
Angermann, Informationspflichten 46 ff. 
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„Informationsgefälle“ zwischen den Vertragspartnern besteht.4 Weitgehende Informati-

onsasymmetrien zwischen Unternehmern und Verbrauchern können hingegen zu 

Marktversagen führen.5 Durch die Erteilung von Informationen werden die Transparenz 

des Marktes gestärkt, das Funktionieren des Binnenmarktes verbessert und auch Trans-

aktionskosten gesenkt.6  

Die Pflicht zur Transparenz und zur Information bildet einen wesentlichen An-

satz im europäischen Gemeinschaftsrecht. Art 169 Abs 1 AEUV7 spricht vom „Recht 

des Verbrauchers auf Information“, zu dessen Förderung die Union einen Beitrag leisten 

soll. Dieses wird als sein „zentrales Grundrecht“ angesehen.8 Der EuGH bestätigte das 

Recht des Verbrauchers auf Information in seinem „Cassis de Dijon“- Urteil,9 welches 

die Grundsätze des europäischen Verbraucherrechts stark geprägt hat. Er sprach aus, 

dass sich aus dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz der Vorrang der Informationen vor 

zwingenden Bestimmungen ableiten ließe.10 Informationspflichten werden im Urteil 

erstmals als Handlungsmittel des Gesetzgebers zur Beschränkung der Warenverkehrs-

freiheit erwähnt. Damit wurde das sogenannte „Informationsmodell“ des Verbraucher-

schutzes begründet.11 Dieses stellt jenes Schutzkonzept dar, welches am wenigsten in 

                                                

4
 Vgl Von Vogel, Verbrauchervertragsrecht 43; Lurger/Augenhofer, Konsumentenschutzrecht2 

23; Angermann, Informationspflichten 83. 
5
 Siehe dazu das Modell des Market for Lemons von Akerlof, Quartely Journal of Economics 

84/1970, 488-500; vgl Schäfer in Grundmann, Systembildung und Systemlücken 561 f. 
6
 Vgl Angermann, Informationspflichten 125 mwN. 

7 Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union - Fassung aufgrund des am 1. 12. 2009 
in Kraft getretenen Vertrages von Lissabon (Konsolidierte Fassung bekanntgemacht im ABl. vom 
9. 5. 2008 Nr. C 115, S. 47). Ehemaliger Art 153 EG. 

8
 Vgl Reich in Grundmann, Systembildung und Systemlücken 496; Micklitz/Reich/Rott, Consu-

mer Law 22; Meškić, Europäisches Verbraucherrecht 77; Angermann, Informationspflichten 92 f. 
9
 EuGH, Urteil vom 20. 2. 1979, Rs. 120/78 – Cassis de Dijon, Slg. 1979, 649 = NJW 1979, 

1766; vgl Von Vogel, Verbrauchervertragsrecht 43 f, welcher das EuGH Urteil als „Geburtsstunde des 
gemeinschaftsrechtlichen Informationsmodells“ beschreibt; Schulze/Schulte-Nölke, Europäisches Ver-
braucherrecht 57 ff. 

10
 Dabei sollte möglichst gering in die Freiheit des Handelsverkehrs eingegriffen werden; vgl 

Reich in Grundmann, Systembildung und Systemlücken 484; Heiderhoff, Gemeinschaftsprivatrecht 110; 
Börger, Informationspflichten 7. 

11
 Vgl Von Vogel, Verbrauchervertragsrecht 43 ff; Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht, 

292 ff; Heiderhoff, Gemeinschaftsprivatrecht 108 mwN; Lurger/Augenhofer, Konsumentenschutzrecht2 
23; Fleischer, ZEuP 2000, 774; Micklitz/Reich/Rott, Consumer Law 21 ff; Leitner, Das Transparenzgebot 
27 ff; Angermann, Informationspflichten 81 f. 
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die Privatautonomie der Vertragsparteien eingreift.12 Immer dann, wenn das Ungleich-

gewicht zwischen den Vertragsparteien schon durch Informationserteilung an eine Par-

tei ausgeglichen werden kann, soll diese zwingenden Vorschriften vorgezogen wer-

den.13 In einer späteren Entscheidung sprach der EuGH aus, dass die Unterrichtung des 

Verbrauchers zu den „grundlegendsten Erfordernissen“ des Gemeinschaftsrechts gehö-

re.14 Auch aus den Verbraucherschutzprogrammen der Europäischen Kommission geht 

hervor, welch bedeutende Rolle den Informationen im Europäischen Vertragsrecht und 

insbesondere im Verbraucherschutzrecht zukommt: so wurde das Recht des Verbrau-

chers auf „Unterrichtung und Bildung“ schon im ersten Verbraucherschutzprogramm 

von 1975 als eines von fünf Verbraucherrechten,15 im zweiten Verbraucherschutzpro-

gramm 198116 und auch in weiteren Verbraucherschutzprogrammen erwähnt.17 Die Er-

weiterung der Verbraucherinformation wurde auch in den – nach den Verbraucher-

schutzprogrammen beschlossenen – Aktionsplänen18 als wesentliches Ziel zur Verbes-

serung des Verbraucherschutzes genannt. In den jüngeren verbraucherpolitischen Pro-

                                                

12
 Vgl Kroll-Ludwigs, ZEuP 2010, 514 ff; Lurger/Augenhofer, Konsumentenschutzrecht2 22; 

Meškić, Europäisches Verbraucherrecht 77. 
13

 Vgl Heiderhoff, Gemeinschaftsprivatrecht 110 und 115, welche den Vorrang der Information 
vor zwingenden Regelungen jedoch nicht immer als realisierbar ansieht. 

14
 EuGH, Urteil vom 7. 3. 1990, Rs. C-362/88 – GB-INNO-BM, Slg. 1990, I-667 (I-688 f. Rn. 

17-19); vgl Börger, Informationspflichten 8. 
15

 Entschließung des Rates vom 14. April 1975 betreffend ein erstes Programm der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft für eine Politik zum Schutz und zur Unterrichtung der Verbraucher, ABl. EG 
1975 Nr.C 92/1. Daneben hat der Verbraucher ein Recht auf Gesundheit und Sicherheit, ein Recht auf 
Schutz der wirtschaftlichen Interessen, ein Recht auf Wiedergutmachung erlittenen Schadens und ein 
Recht auf Vertretung. 

16
 Entschließung des Rates vom 19. Mai 1981 betreffend ein zweites Programm der Europäi-

schen Wirtschaftsgemeinschaft für eine Politik zum Schutz und zur Unterrichtung der Verbraucher, ABl. 
EG 1981 Nr.C 133/1. 

17
 Entschließung des Rates vom 23. Juni 1986 betreffend die zukünftige Ausrichtung der Politik 

der Gemeinschaft zum Schutz und zur Förderung der Interessen der Verbraucher, ABl. EG 1986 C 167/1; 
vgl Reich in Grundmann, Systembildung und Systemlücken 482 ff. 

18
 Dreijähriger verbraucherpolitischer Aktionsplan für die EWG 1990-1992, KOM (90) 98 endg; 

Im zweiten Aktionsplan der Kommission wird die Information sogar als „die entscheidende Vorausset-
zung dafür, dass der Verbraucher sich die Vorteile des Binnenmarkts zunutze macht“, angesehen: Zweiter 
dreijähriger verbraucherpolitischer Aktionsplan der Kommission 1993-1995 – Der Binnenmarkt im 
Dienst der europäischen Verbraucher, KOM (93) 378 endg S.19; Mitteilung der Kommission vom 31. 
Oktober 1995 über Verbraucherpolitische Prioritäten 1996-1998, KOM (95) 519 endg; Mitteilung der 
Kommission vom 1.Dezember 1998 - Verbraucherpolitischer Aktionsplan 1999-2001, KOM (98) 696 
endg; vgl Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht 572 f; Meškić, Europäisches Verbraucherrecht 3. 
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grammen19 wird sogar ein Schwerpunkt auf die Verbesserung der Information des Ver-

brauchers gelegt. Das neueste Verbraucherschutzprogramm,20 welches die Jahre 2007-

2013 betrifft, sieht diese neben der Überprüfung des gemeinsamen Besitzstandes im 

Verbraucherrecht („Verbraucheracquis“) als wesentliches Ziel vor.21 

B. Informationspflichten in den Richtlinien zum Verbraucherschutz 

Die im primären Gemeinschaftsrecht festgelegte Verbraucherschutzpolitik führte 

zur Erlassung zahlreicher Richtlinien, die dem Verbrauchervertragsrecht zuzuordnen 

sind. Informationspflichten sind dabei nicht zuletzt wegen den Wertungen des Cassis de 

Dijon-Urteils ein Rechtsinstrument, welches vom europäischen Gesetzgeber häufig ein-

gesetzt wird.22 Grundsätzlich obliegt es dem einzelnen Verbraucher, sich die für eine 

fundierte Entscheidung erforderlichen Informationen selbst zu beschaffen.23 Ist die ge-

botene Markttransparenz jedoch aufgrund besonderer Absatzformen nicht gewährleistet, 

so kann die Ausübung der Privatautonomie des Verbrauchers gefährdet sein. Konkrete 

Informationspflichten sind deshalb immer dann vorgeschrieben, wenn dem Verbraucher 

die Eigeninformation erschwert wird, was etwa beim Fernabsatz oder bei Haustürge-

schäften der Fall sein kann.24 Sie bestehen auch dann, wenn komplexe Vertragskonstel-

                                                

19
 Aus dem Grünbuch zum Verbraucherschutz von 2001 geht hervor, dass es „unerlässlich“ sei, 

eine „allgemeine Pflicht zur Offenlegung von Informationen einzuführen; vgl Ziffer 4.3.Grünbuch der 
Kommission zum Verbraucherschutz in der Europäischen Union vom 2. 10. 2001, KOM (2001) 531 
endg; Mitteilung der Kommission vom 7. Mai 2002 an das Europäische Parlament, den Rat und den eu-
ropäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen – Verbraucherpolitische 
Strategie 2002-2006, KOM (2002) 208 endg. 

20
 Mitteilung der Kommission an den Rat, das Europäische Parlament und den europäischen 

Wirtschafts- und Sozialausschuss – Verbraucherpolitische Strategie 2007-2013 vom 13.März 2007, KOM 
(2007) 99 endg, 13. 

21
 Der „besser informierte, kompetente Verbraucher“ wird dort als eine von mehreren Prioritäten 

genannt; KOM (2007) 99 endg, 7; vgl Börger, Informationspflichten 10 f. 
22 Vgl Von Vogel, Verbrauchervertragsrecht 133 ff; Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht, 

292 ff; Heiderhoff, Gemeinschaftsprivatrecht 108 mwN; Fleischer, ZEuP 2000, 774; Micklitz/Reich/Rott, 
Consumer Law 21 ff; Angermann, Informationspflichten 81 f; Ebers in Schulze/Ebers/Grigoleit, Informa-
tionspflichten 174; Magnus in Schulze/Ebers/Grigoleit, Informationspflichten 298 f; zur vergleichenden 
Darstellung der Informationspflichten in den von der Kommission überprüften acht Verbraucherschutz-
richtlinien vgl Twigg-Flesner in Schulte-Nölke/Twigg-Flesner/Ebers, EG-Verbraucherrechtskompendium 
815 ff; dazu unten I.B. 

23
 Vgl Angermann, Informationspflichten 87 mwN. 

24
 So hat der Verbraucher beispielsweise im Fernabsatz nicht die Möglichkeit, die Eigenschaften 

der Ware oder der Dienstleistung vor Abschluss des Vertrages zu prüfen und zu beurteilen, weshalb Art 4 
der Fernabsatz-RL Informationspflichten vorsieht. Auch Art 4 der Haustürgeschäfte-RL schreibt eine 
Belehrung über das Widerrufsrecht vor, zumal der Verbraucher sich bei Verträgen, die nicht in den Ge-
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lationen und Vertragsinhalte ein Vergleichen unterschiedlicher Angebote praktisch un-

möglich machen: dies kann etwa bei Verträgen über Finanzdienstleistungen,25 Kredit-

verträgen26 oder Timesharing-Verträgen27 der Fall sein. Auch bei Pauschalreisen28 oder 

bei Verträgen im elektronischen Geschäftsverkehr29 ist der Unternehmer zur Erteilung 

bestimmter Informationen verpflichtet. Dabei gestalten sich sowohl Umfang der einzel-

nen Informationen, als auch die Formerfordernisse ihrer Erteilung in den einzelnen 

Richtlinien verschieden.30 Auch hinsichtlich des Stadiums, zu welchem der Unterneh-

mer den Verbraucher zu informieren hat, bestehen Unterschiede:31 generell kann zwi-

schen vorvertraglichen, vertragsabschlussbezogenen und nachvertraglichen Informati-

onspflichten unterschieden werden.32 Der Verbraucher soll in jeder Phase des Vertrags-

                                                        

schäftsräumen des Unternehmers abgeschlossen werden, in einer „Überrumpelungssituation“ befinden 
kann; vgl dazu Rott, Die Umsetzung der Haustürwiderrufsrichtlinie in den Mitgliedstaaten (2002); dazu 
auch unten Kap IV.A.1. 

25
 Vgl Art 3 bis 5 der Richtlinie 2002/65/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 

23. September 2002 über den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen an Verbraucher und zur Änderung 
der Richtlinie 90/619/EWG des Rates und der Richtlinien 97/7/EG und 98/27/EG, ABl L 271 vom 
9. 10. 2002, S. 16 (idF Richtlinie 2007/64/EG); dazu ausführlich Schauer, VR 2004, 2 ff.

 

26 Vgl Art 5 der Richtlinie 2008/48/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
23. April 2008 über Verbraucherkreditverträge und zur Aufhebung der Richtlinie 87/102/EWG des Rates, 
ABl L 133 vom 22. 5. 2008, S. 66; vgl dazu unter zahlreichen B. Zöchling-Jud in Wendehorst/Zöchling-
Jud, Verbraucherkreditrecht §§ 5, 6, 9; Dehn, ÖBA 2009, 185, 194 ff; Stabentheiner, ÖJZ 2010/59, 536 f 
zur Umsetzung der RL ins österreichische Recht vgl auch B. Zöchling-Jud in Dullinger/Kaindl, Jahrbuch 
2009/2010, 1 ff. 

27 Vgl Art 4 der Richtlinie 2008/122/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. Ja-
nuar 2009 über den Schutz der Verbraucher im Hinblick auf bestimmte Aspekte von Teilzeitnutzungsver-
trägen, Verträgen über langfristige Urlaubsprodukte sowie Wiederverkaufs- und Tauschverträgen, ABl L 
33 vom 3. 2. 2009, S. 10. 

28
 Die Richtlinie 90/314/EWG des Rates vom 13. Juni 1990 über Pauschalreisen, ABl L 158 vom 

23. 6. 1990, S. 59 schreibt Informationspflichten in vier verschiedenen Phasen vor. 
29

 Art 5, 6 und 10 der Richtlinie 2000/31/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
8. Juni 2000 über bestimmte rechtliche Aspekte der Dienste der Informationsgesellschaft, insbesondere 
des elektronischen Geschäftsverkehrs, im Binnenmarkt, ABl L 178 vom 17. 7. 2000, S. 1. 

30
 Vgl Von Vogel, Verbrauchervertragsrecht 139 f; Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht 

376 ff; Twigg-Flesner in Schulte-Nölke/Twigg-Flesner/Ebers, EG-Verbraucherrechtskompendium 820. 
31

 Vgl Meškić, Europäisches Verbraucherrecht 77. 
32

 Vgl Von Vogel, Verbrauchervertragsrecht 134 ff; Meškić, Europäisches Verbraucherrecht 78. 
Im europäischen Recht wird der Vertragsschluss nämlich nicht als ein Rechtsakt („Vorgang uno actu“) 
geregelt, sondern als ein Prozess, der in mehreren Phasen zum eigentlichen Vertragsschluss führt; vgl 
Mota Pinto in Schulze/Ebers/Grigoleit, Informationspflichten 169. 
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schlusses über jene Umstände und Aspekte Bescheid wissen, die er benötigt, um eine 

eigenverantwortliche Entscheidung treffen zu können.33  

C. Geplante Vereinheitlichung der Informationspflichten  

Ob das durch die Informationspflichten bezweckte Ziel, die Entscheidungsfrei-

heit der Verbraucher zu erweitern und zu stärken, tatsächlich immer erreicht wird, ist 

fraglich. Die einzelnen Richtlinien schreiben eine Überfülle an Informationen vor, die 

kein einheitliches System erkennen lassen und überdies nicht aufeinander abgestimmt 

sind. Dies führt in der Regel dazu, dass der Verbraucher die Vielzahl an Informationen 

nicht mehr verarbeiten kann. Die „Informationsbombardements“ oder der „information 

overload“ können beim Verbraucher Verwirrung und Überforderung auslösen.34 Die 

mangelnde Systematik der Informationspflichten in den unterschiedlichen Richtlinien 

ist darauf zurückzuführen, dass sie über einen Zeitraum von über 20 Jahren erlassen 

wurden und – wie bereits aufgezeigt – jeweils auf einen spezifischen Vertragstyp oder 

spezifische Vertragsschlusskonstellationen abgestimmt sind.35 Aus diesem Grund wurde 

oft die Forderung aufgestellt, die zahlreichen Informationspflichten in den einzelnen 

Richtlinien zu reduzieren und zu vereinheitlichen. Auch wurde die Schaffung einer „ge-

neralklauselartigen allgemeinen Aufklärungspflicht“ in Erwägung gezogen.36  

Die Vereinheitlichung der Verbraucherschutzvorschriften und somit auch der 

bestehenden Informationspflichten wurde in der Mitteilung der Kommission vom 

                                                

33
 Zahlreiche Richtlinien verpflichten Anbieter zu umfangreicher Aufklärung des Verbrauchers 

schon vor Vertragsschluss: so beispielsweise die Richtlinie über den Fernabsatz von Finanzdienstleistun-
gen, dazu ausführlich Schauer, VR 2004, 2 ff; vgl auch Art 4 Fernabsatz-RL, Art 4 Pauschalreise-RL, 
Art 5 und 6 der Verbraucherkredit-RL, vgl dazu B. Zöchling Jud in Wendehorst/Zöchling-Jud, Verbrau-
cherkreditrecht § 6 Rz 1, § 9 Rz 2 mwN oder Art 3 der Timesharing-RL, welcher eine Prospektpflicht 
vorsieht. Eine „faktische“ vorvertragliche Informationspflicht besteht auch beim Verbrauchsgüterkauf; 
vgl Von Vogel, Verbrauchervertragsrecht 144 und unten III.A.1. In einigen Fällen – wie etwa der Fernab-
satz-RL – besteht die Verpflichtung zur Informationserteilung sowohl vor, als auch nach Vertragsschluss 
oder in mehreren Phasen. Die Pauschalreise-RL schreibt etwa Informationspflichten in vier verschiedenen 
Phasen vor. 

34
 Vgl Martinek in Grundmann, Systembildung und Systemlücken 522 ff; Heiderhoff, Gemein-

schaftsprivatrecht 109; Meškić, Europäisches Verbraucherrecht 78 mwN; Dehn in B. Jud/Wendehorst, 
Neuordnung 42; Angermann, Informationspflichten 147 mwN. 

35
 Vgl Angermann, Informationspflichten 148. 

36
 Vgl Staudenmayer in Schulte-Nölke/Schulze, Europäische Rechtsangleichung 76; 

Faust/Grigoleit in Eidenmüller/Faust/Grigoleit/Jansen/Wagner/Zimmermann, Verbraucheracquis 197 f. 
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11. Oktober 200437 als vorrangiges Ziel genannt. Dazu sollten acht bestehende Richtli-

nien zum Verbraucherschutz38 daraufhin überprüft werden, ob durch Vereinfachung der 

vorhandenen Bestimmungen eine Verbesserung des rechtlichen Rahmens bei Verbrau-

chergeschäften erreicht werden kann.39 Für das Grünbuch zur Überprüfung des gemein-

schaftlichen Besitzstandes im Verbraucherschutz40 wurde eine rechtsvergleichende Stu-

die durchgeführt, in welcher die Umsetzung acht verschiedener Richtlinien in den Mit-

gliedstaaten verglichen und auf Gemeinsamkeiten überprüft wurde. In dieser wurde 

empfohlen, die in den Richtlinien bestehenden Informationspflichten durch allgemeine-

re einheitliche Angaben zu ersetzen.41 Im Grünbuch, welches im Februar 2007 von der 

Kommission vorgelegt wurde,42 wurde deshalb die Zusammenführung der acht Richtli-

nien erwogen, zumal die in ihnen vorgesehene Mindestharmonisierung43 für die 

                                                

37
 Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat – Europäisches Ver-

tragsrecht und Überarbeitung des gemeinschaftlichen Besitzstandes – weiteres Vorgehen; KOM (2004) 
651 endg ABl. C 14 vom 20. 1. 2005, S. 6.; vgl Meškić, Europäisches Verbraucherrecht 9 mwN. 

38
 Richtlinie 85/577/EWG des Rates vom 20. Dezember 1985 betreffend den Verbraucherschutz 

im Fall von außerhalb von Geschäftsräumen abgeschlossenen Verträgen, ABl L 372 vom 31. 12. 1985, 
S. 31; Richtlinie 90/314/EWG über Pauschalreisen; Richtlinie 93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 
über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen, ABl L 95 vom 21. 4. 1993, S. 29; Richtlinie 
94/47/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. 10. 1994 zum Schutz der Erwerber im 
Hinblick auf bestimmte Aspekte von Verträgen über den Erwerb von Teilzeitnutzungsrechten an Immobi-
lien, ABl L 280 vom 29. 10. 1994 S 83; Richtlinie 97/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20. Mai 1997 über den Verbraucherschutz bei Vertragsabschlüssen im Fernabsatz, ABl L 144 vom 
4. 6. 1997, S. 19; Richtlinie 98/6/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. 2. 1998 über 
den Schutz der Verbraucher bei der Angabe der Preise der ihnen angebotenen Erzeugnisse, ABl L 80 vom 
18. 3. 1998, Nr. S 27; Richtlinie 98/27/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 1998 
über Unterlassungsklagen zum Schutz der Verbraucherinteressen, ABl L 166 vom 11. 6. 1998, S. 51 (idF 
Richtlinie 2006/123/EG); Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. 
Mai 1999 zu bestimmten Aspekten des Verbrauchsgüterkaufs und der Garantien für Verbrauchsgüter, 
ABl L 171 vom 7. 7. 1999, S. 12. 

39
 Gegenstand der Überprüfung war, ob der Harmonisierungsgrad der Richtlinien, welcher der 

Mindestharmonisierung folgte, zur Herstellung eines funktionierenden Binnenmarktes aufrecht erhalten 
werden sollte und welche Gemeinsamkeiten und Überschneidungen zwischen den einzelnen Richtlinien 
bestand; vgl Meškić, Europäisches Verbraucherrecht 10 mwN. 

40
 Grünbuch zur Überprüfung des gemeinschaftlichen Besitzstandes im Verbraucherschutz vom 

8. 2. 2007; KOM(2006) 744 endg; vgl dazu Welser, ZfRV 2008/4. 
41

 Vgl Schulte-Nölke/Twigg-Flesner/Ebers, EG-Verbraucherrechtskompendium, abrufbar unter: 
http://www.eu-consumer-law.org/consumerstudy_intro_de.pdf. 

42
 Zu diesem ergingen insgesamt 307 Stellungnahmen unterschiedlichster Akteure; abrufbar un-

ter: http://ec.europa.eu/consumers/rights/ responses_green_paper_acquis_en.htm (Stand: 7. 1. 2009). 
43

 Dieses gibt den Mitgliedstaaten durch die Richtlinienbestimmungen ein Mindestniveau vor, 
das von ihnen nicht unterschritten werden darf. Allerdings bleibt es den Mitgliedstaaten erlaubt, strengere 



- 8 - 

Rechtszersplitterung in den nationalen Rechtsordnungen verantwortlich gemacht wur-

de.
44 Dazu wurde optionsweise ein „horizontales Rechtsinstrument“ empfohlen, das die 

bisherigen Verbraucherschutz-Richtlinien ersetzen und dessen Bestimmungen vollhar-

monisierend sein sollten.45  

Am 8.10.2008 präsentierte die Europäische Kommission schließlich den Vor-

schlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über die Rechte 

der Verbraucher.46 Im Richtlinienvorschlag war allerdings nicht mehr die Harmonisie-

rung und Zusammenführung von acht Richtlinien, sondern vielmehr „nur“ jene der 

Richtlinie über Haustürgeschäfte,47 der Klausel-RL,48 der Fernabsatz-RL49 und der Ver-

brauchsgüterkauf-RL50 durch eine einheitliche, horizontale Richtlinie vorgesehen.51
	
  Der 

                                                        

Vorschriften zu erlassen und somit ein höheres Verbraucherschutzniveau einzuführen oder aufrechtzuer-
halten. 

44
 KOM (2006) 744 endg, 7. 

45
 So sollten darin beispielsweise gemeinsame Grundbegriffe (wie Verbraucher oder Unterneh-

mer) vollharmonisierend definiert, die Dauer der Widerrufsfrist vereinheitlicht oder die Modalitäten des 
Rücktrittsrechtes harmonisiert werden. Weiters sollte der Kaufvertrag, der den am häufigsten geschlosse-
nen Verbrauchervertrag bildet, einheitlich geregelt werden; vgl Meškić, Europäisches Verbraucherrecht 
19 ff; Stabentheiner in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 3 f; Lurger/Augenhofer, Konsumentenschutz-
recht2 14 f. 

46
 Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über Rechte der 

Verbraucher KOM(2008) 614 endg. Vgl dazu insbesondere die Beiträge in B. Jud/Wendehorst (Hrsg), 
Neuordnung des Verbraucherprivatrechts in Europa? (2009); dies, Proposal for a Directive on Consumer 
Rights – an Academic Position Paper, GPR 2009, 68 ff; dies, Vorschlag für eine Richtlinie über Rechte 
der Verbraucher, ecolex 2009, 279 ff; Cap, Die Entstehung der Verbraucherrechte-Richtlinie, Zak 
2011/124, 67; Stabentheiner, Der Vorschlag für eine Verbraucherrechte-Richtlinie – Ein Überblick, Zak 
2008/711, 407; ders, Der Vorschlag für eine VR-RL – einige kritische Anmerkungen, Zak 2008/748, 423; 
Hopf, Vor einer neuerlichen Reform des Gewährleistungsrechts?, ÖJZ 2009/10, 97; Prantl, Zak 
2010/288, 169; aus der deutschen Literatur: Föhlisch, Endlich Vollharmonisierung im Fernabsatzrecht?, 
MMR 2009, 75; M. Berger, Zu europäischen Entwicklungen im Internationalen Privatrecht und im Ver-
braucherschutz, ZEuP 2009, 451; Micklitz/Reich, Der Kommissionsvorschlag vom 8. 10. 2008 über 
„Rechte der Verbraucher“, EuZW 2009, 279 ff; Effer-Uhe/Watson, Der Entwurf einer horizontalen Richt-
linie über Rechte der Verbraucher, GPR 2009, 7 ff; Tonner/Tamm, Der Vorschlag einer Richtlinie über 
Rechte der Verbraucher und seine Auswirkungen auf das nationale Verbraucherrecht, JZ 2009, 277 ff; 
Tacou, Verbraucherschutz auf hohem Niveau oder Mogelpackung? Der Vorschlag für eine Richtlinie 
über Rechte der Verbraucher, ZPR 2009, 140 ff; Schmidt-Kessel, Zum Stand der Beratungen der Horizon-
tal-RL Verbraucherschutz – Meilensteine auf dem Weg zum legistischen Desaster, GPR 2010; ders, Zur 
Kollision von Informationspflichten aus EU-Richtlinien im Blick auf die Entwürfe zur VR-RL, GPR 
2010/79; zu den Auswirkungen des Richtlinienvorschlags auf das deutsche Recht vgl Martinek in Stau-
dinger2012 Rn 98-107; vgl auch Howells/Schulze in Howells/Schulze, Modernising 3 ff.  

47 Richtlinie 85/577/EWG. 
48 Richtlinie 93/13/EWG. 
49

 Richtlinie 97/7/EG. 
50

 Richtlinie 1999/44/EG. 
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Entwurf der Richtlinie stellte den Höhepunkt des Strategiewechsels der Kommission 

von der Mindest- hin zur Vollharmonisierung dar. In den vier von dem Richtlinienvor-

schlag umfassten Verbraucherschutzrichtlinien war bisher eine Mindestharmonisierung 

vorgesehen, was bedeutet, dass die Mitgliedstaaten strengere und auch weitergehende 

nationale Vorschriften beibehalten und erlassen durften.52  

Der Richtlinienvorschlag enthielt einerseits „Allgemeine Informationspflichten“, 

welche vom Unternehmer vor Abschluss sämtlicher Kauf- und Dienstleistungsverträge 

zu erfüllen waren.53 Auch Fernabsatzverträge und außerhalb von Geschäftsräumen ge-

schlossene Verträge waren vom Anwendungsbereich der Bestimmung erfasst. Anderer-

seits waren für diese noch zusätzliche Informationspflichten vorgesehen, die über die 

allgemeinen Informationen hinausgingen.54 Die Bestimmungen über die Informationen 

sollten – wie auch die übrigen Richtlinienbestimmungen – der Vollharmonisierung un-

terliegen, was teils zu heftiger Kritik führte und Gegenstand zahlreicher Diskussionen 

war.55 Nach mehr als zwei Jahren der Verhandlungen einigten sich Rat, Parlament und 

Kommission letztlich im Juni 2011 auf einen „Kompromissentwurf“, welchem sowohl 

das Europäische Parlament, als auch der Rat zustimmte.56 Wenig später wurde die 

                                                        

51
 Nicht vom Richtlinienvorschlag umfasst waren hingegen – abgesehen von der ursprünglich 

enthaltenen Klausel-RL und der Verbrauchsgüterkauf-RL – beispielsweise auch die Pauschalreise-RL, die 
Timesharing-RL oder die Richtlinie über Unterlassungsklagen. 

52 Während in den achtziger und neunziger Jahren des vergangenen Jahrhunderts das Prinzip der 
Mindestharmonisierung in den vom europäischen Gesetzgeber erlassenen Richtlinien vorherrschte, voll-
zog sich in den letzten Jahren ein Wandel hin zur Vollharmonisierung. Dieser wurde mit der Richtlinie 
2002/65/EG über den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen eingeleitet und setzte sich mit der UGP-
Richtlinie 2005/29/EG, der Verbraucherkredit Richtlinie 2008/48/EG und in der Teilnutzungsrechte 
Richtlinie 2008/122/EG fort; vgl dazu die Beiträge in Gsell/Herresthal (Hrsg), Vollharmonisierung im 
Privatrecht (2009); Stürner, Vollharmonisierung im Europäischen Verbraucherrecht? (2010). 

53
 Art 5 des Richtlinienvorschlags. Für diese waren in Art 6 des Richtlinienvorschlags noch zu-

sätzliche Informationspflichten vorgesehen; vgl dazu Dehn in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 41 ff. 
54

 Art 9 des Richtlinienvorschlags; vgl dazu Lukas in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 86 ff und 
Schauer in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 110 f. 

55
 Auch Österreich stand dem Richtlinienvorschlag kritisch gegenüber; vgl zu den Reaktionen 

der Mitgliedstaaten Stabentheiner/Cap, ÖJZ 2011/111, 1046 ff; Unger, ZEuP 2012, 273 f; vgl auch die 
Beiträge in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung (2009). 

56
 Am 15. 6. 2011 hat der Ausschuss der ständigen Vertreter (AStV) der Richtlinie über die 

Rechte der Verbraucher (im Folgenden „VR-RL genannt) die nötige Zustimmung erteilt. Schon acht Tage 
später stimmte auch das Europäische Parlament dem Dossier der neuen Richtlinie zu und erfolgte die 
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„Richtlinie über die Rechte der Verbraucher“ erlassen, die im Folgenden ausführlich 

dargestellt werden soll.57 

                                                        

formelle Abstimmung am 10. 10. 2011; vgl Stabentheiner/Cap, ÖJZ 2011/111, 1047f; Unger, ZEuP 
2012, 274. 

57
 Dazu Kap II. 
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II. Die Verbraucherrechterichtlinie 

Am 22. November 2011 trat die „Richtlinie 2011/83/EG des Europäischen Par-

laments und des Rates vom 25.10.2011 über die Rechte der Verbraucher“58 (im Folgen-

den „VR-RL“) in Kraft. Ihr vorrangiges Ziel ist neben der Herstellung eines hohen Ver-

braucherschutzniveaus die Verbesserung des grenzüberschreitenden Handels und des 

Funktionieren des Binnenmarktes.59 Die VR-RL beschränkt sich – anders als der Richt-

linienvorschlag – auf die Ersetzung der Richtlinien über Haustürgeschäfte und Fernab-

satzverträge. Für die beiden anderen Richtlinien sind lediglich Ergänzungen vorgese-

hen.60 Den Mitgliedstaaten bleiben zwei Jahre, um die Bestimmungen ins jeweilige na-

tionale Recht umzusetzen. Trotz ihres im Vergleich zum Kommissionsvorschlag deut-

lich verkürzten Anwendungsbereichs wird die übergreifende Richtlinie das gemein-

schaftsrechtliche Verbraucherrecht gravierend verändern und auch erhebliche Auswir-

kungen auf das österreichische Recht haben.61  

A. Vollharmonisierung und Grenzen der Umsetzungspflicht 

Besondere Aufmerksamkeit kommt dabei dem Prinzip der Vollharmonisierung 

zu, welches für die in der Richtlinie geregelte Materie grundsätzlich vorgesehen ist: 

Art 4 der Richtlinie schreibt vor, dass die Mitgliedstaaten – soweit in der Richtlinie 

nichts anderes bestimmt ist – keine Bestimmungen aufrechterhalten oder erlassen dür-

fen, die von jenen der Richtlinie abweichen. Dies gilt sowohl für strengere, als auch für 

                                                

58
 Richtlinie 2011/83/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. 10. 2011 über die 

Rechte der Verbraucher“ und zur Abänderung der Richtlinie 93/13/EWG des Rates und der Richtlinie 
1999/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie 
85/577/EWG des Rates und der Richtlinie 97/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates; ABl L 
2011/304, 64; vgl dazu B. Zöchling-Jud, Verbraucherrechte-RL: Die wesentlichsten Umsetzungserforder-
nisse im Überblick, ecolex 2012, 196; Stabentheiner/Cap, ÖJZ 2011/111, 1045 ff; dies, Die neue Ver-
braucherrechte-Richtlinie, Neuerungen zum allgemeinen Vertragsrecht, Regelungsspielräume der Mit-
gliedstaaten, Umsetzung, ÖJZ 2012/7, 53 ff; Haidmayer, Die Verbraucherrechte-RL 2011/83/EU, ecolex 
2012, 192; Unger, ZEuP 2012, 270. 

59
 Erwägungsgründe (4) bis (8) der VR-RL. 

60
 Vgl Art 32 und Art 33 VR-RL. 

61
 Vgl Schmidt-Kessel, BB 2011/29, 1, welcher von einer „neuen Ära des Verbraucherrechts“ 

spricht, B. Zöchling-Jud, ecolex 2012, 196; Stabentheiner/Cap, ÖJZ 2012/7, 59. 
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weniger strenge Rechtsvorschriften.62 Die Bestimmungen einer vollharmonisierenden 

Richtlinie und somit auch jene der VR-RL, sind von den nationalen Gesetzgebern nur 

für solche Bereiche zwingend umzusetzen, die in ihren Anwendungsbereich fallen und 

für welche „positive“ Regelungen getroffen werden.63 Neben „positiven“ Bestimmun-

gen kann eine Richtlinie auch „negative“ Regelungen enthalten, indem sie den Mit-

gliedstaaten anordnet, bestimmte Rechtsfolgen (für Sachverhalte, die vom Anwen-

dungsbereich auch erfasst sind) gerade nicht eintreten zu lassen. Auch daran haben sich 

die nationalen Gesetzgeber zu halten.64 Fällt ein Bereich unter die Richtlinienbestim-

mungen, hat das Prinzip der Vollharmonisierung zur Folge, dass die nationalen Gesetz-

geber für die von der VR-RL erfassten Bereiche keine Bestimmungen erlassen oder 

aufrechterhalten dürfen, die von jenen der Richtlinie abweichen, wie dies ausdrücklich 

in ihrem Art 4 verankert ist. Nach Umsetzung der VR-RL müssen somit auch in den 

nationalen Rechtsordnungen für die von der Richtlinie umfassten Sachverhalte die in ihr 

vorgesehenen Rechtsfolgen angeordnet werden.65 Anderes gilt jedoch für Bereiche, die 

nicht in den Anwendungsbereich der VR-RL fallen, für welche also weder positive, 

noch negative Regelungen enthalten sind. Solche ergeben sich einerseits daraus, dass sie 

von ihrem Anwendungsbereich gar nicht umfasst sind. Andererseits liegen auch solche 

Bereiche außerhalb des Anwendungsbereichs, die ausdrücklich davon ausgenommen 

werden.66 Die nationalen Gesetzgeber können durch die VR-RL in ihrer Gesetzgebung 

für diese Bereiche nicht beeinflusst werden. Dies ergibt sich bereits aus dem Prinzip der 

                                                

62
 Vgl Wendehorst in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 165 ff; Stabentheiner, ÖJZ 2010/32, 267. 

Die Vollharmonisierung gilt nicht für Kapitel II der Richtlinie, welches Informationspflichten für „allge-
meine Verbraucherverträge“ vorsieht; siehe dazu Kap III.F. 

63
 Vgl Wendehorst in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 162 ff mwN; Riehm in Gsell/Herresthal, 

Vollharmonisierung 91 f; zur Umsetzung von Richtlinien und zur richtlinienkonformen Interpretation 
allgemein vgl unter zahlreichen Canaris in Koziol, FS Bydlinski, 47; B. Jud, ÖJZ 2003, 521; Perner, 
ZfRV 2011/28, 225 ff. 

64
 Dies ist etwa dann der Fall, wenn spezifische inhaltliche Regelungen und Rechtsfolgen für 

gewisse Vertragsschlusskonstellationen als unanwendbar erklärt werden. So bestehen in Art 16 der VR-
RL Ausnahmen vom Widerrufsrecht bei FAV und AGV. Damit wird vom europäischen Gesetzgeber 
ausgesagt, dass bei den genannten Verträgen die Rechtsfolgen des Widerrufs eben gerade nicht eintreten 
sollen. Der österreichische Gesetzgeber würde folglich gegen das Gemeinschaftsrecht verstoßen, würde er 
trotzdem ein Widerrufsrecht vorsehen; vgl Wendehorst in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 164; vgl auch 
Riehm in Gsell/Herresthal, Vollharmonisierung 93. 

65
 Vgl Riehm in Gsell/Herresthal, Vollharmonisierung 100 f. 

66
 Zu den Ausnahmen vom Anwendungsbereich der RL siehe II.D.2.a).  
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beschränkten Einzelermächtigung67 und dem Subsidiaritätsprinzip des Gemeinschafts-

rechts.68 Daraus folgt, dass den nationalen Gesetzgebern außerhalb des Anwendungsbe-

reichs der Richtlinien ihre originäre Souveränität bleiben muss.69 Somit ist streng zwi-

schen jenen Rechtsnormen der VR-RL, die inhaltliche Regelungen für das materielle 

Recht schaffen und solchen, die „bloß“ ihren Anwendungsbereich abstecken, zu unter-

scheiden. Bestimmungen, durch die der Geltungsbereich einer Richtlinie aufgezeigt 

oder abgegrenzt wird, müssen auch nach dem Prinzip der Vollharmonisierung weder 

inhaltlich, noch dem genauen Wortlaut nach in das nationale Recht übernommen wer-

den.70 

B. Aufbau der VR-RL 

Die VR-RL umfasst sechs Kapitel und enthält im Anhang eine Muster-

Widerrufsbelehrung, ein Muster-Widerrufsformular und eine Entsprechungstabelle. 

Kapitel I bildet gleichsam den „Allgemeinen Teil“ der Richtlinie, enthält zunächst eine 

Reihe von Definitionen (Art 2) und legt überdies den Anwendungsbereich der Richtlinie 

(Art 3) sowie ihren Harmonisierungsgrad fest (Art 4).71 Kapitel II sieht in Art 5 „allge-

meine Informationspflichten“ für jedwede Verbraucherverträge, die keine FAV oder 

AGV sind, vor.72 Die Bestimmungen für Fernabsatzverträge und jene, die außerhalb von 

Geschäftsräumen abgeschlossen werden, sind schließlich in einem eigenen Kapitel III 

geregelt. Vereinheitlicht wurden die vorvertraglichen Informationspflichten sowie das 

Widerrufsrecht, welche bei diesen Verträgen vorgesehen sind.73 Die Formvorschriften 

                                                

67
 Dieses Prinzip besagt, dass die Organe der Europäischen Union nur dann wirksame Rechts-

handlungen vornehmen und Rechtsnormen erlassen dürfen, wenn sie dazu in den Gründungsverträgen 
ermächtigt werden (Art 5 Abs 2 EGV). 

68
 Rechtsnormen für Bereiche, für welche die Gemeinschaft nicht ausschließlich zuständig ist, 

dürfen von ihr nur dann erlassen werden, wenn sie nicht genauso gut von den nationalen Gesetzgebern 
erlassen werden könnten (Art 5 Abs 2 EGV). Zu den Kompetenzen der EG vgl Roth in Gsell/Herresthal, 
Vollharmonisierung 13 ff; Riehm in Gsell/Herresthal, Vollharmonisierung 86, 90 ff; Börger, Informati-
onspflichten 56. 

69
 Vgl Riehm in Gsell/Herresthal, Vollharmonisierung 8. 

70
 Vgl Riehm in Gsell/Herresthal, Vollharmonisierung 93; Unger, ZEuP 2012, 276. 

71
 Dazu Kap II.D. 

72
 Dazu Kap III. 

73
 Art 6 und Art 9 bis 16 VR-RL; dazu Kap IV. 
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für die Erteilung der Informationen werden für FAV und AGV jeweils einzeln gere-

gelt.74 Auch hinsichtlich der nachvertraglichen Bestätigungspflichten des Unternehmers 

bestehen Unterschiede.75 Kapitel IV regelt „Sonstige Verbraucherrechte“ und gilt teil-

weise für Kaufverträge76 und zum Teil sowohl für Kauf-, als auch für Dienstleistungs-

verträge.77 Es enthält Regelungen zur Lieferung und zum Risikoübergang78 sowie zu 

überhöhten Gebühren.79 Kapitel V enthält Vorschriften zur Umsetzung der VR-RL, 

während das letzte Kapitel VI („Schlussbestimmungen“) sowohl die Haustürgeschäfte-

RL, als auch die Fernabsatz-RL aufhebt und die Einführung von Bestimmungen (über 

Berichtspflichten der Mitgliedstaaten) sowohl in die Richtlinie über missbräuchliche 

Klauseln, als auch die Verbrauchsgüterkauf-RL anordnet. Ansonsten sollen die zuletzt 

genannten Richtlinien durch die VR-RL – anders als noch im Richtlinienvorschlag vor-

gesehen – nicht geändert werden. 

C. Informationspflichten 

Einen wesentlichen Teil der VR-RL bilden die Informationspflichten des Unter-

nehmers, welche gleichsam zweigeteilt sind: einerseits sind Informationspflichten in 

Kapitel II bzw dessen (einzigem) Art 5 vorgesehen. Diese gelten für jedwede Verbrau-

cherverträge („allgemeine Verbraucherverträge“),80 die nicht im Wege des Fernabsatzes 

oder außerhalb von Geschäftsräumen geschlossen wurden. Es werden somit „allgemeine 

Informationspflichten“ normiert, was eine Neuerung im europäischen Verbraucherrecht 

                                                

74
 Art 7 sieht Formvorschriften für AGV vor, während Art 8 solche für FAV enthält; dazu Kap 

IV.D.1. 
75

 Dazu Kap IV.E. 
76

 Gemäß Art 17 Abs 1 VR-RL gelten die Artikel 18 und 20 für Kaufverträge, welche in Art 2 Z 
5 definiert werden. 

77
 Gemäß Art 17 Abs 2 der VR-RL gelten die Artikel 19 und 21 und 22 für Kauf- und Dienstleis-

tungsverträge, welche in Art 2 Z 6 definiert werden. Bei Verträgen über Wasser, Gas, Strom, Fernwärme 
und digitalen Inhalten kommt es auf die Art und Weise der Lieferung an, ob sie den Bestimmungen über 
die „Sonstigen Verbraucherrechte“ unterliegen. Gemäß Art 17 gelten Art 19, 21 und 22 für diese generell, 
Artikel 18 und 20 hingegen nur dann, wenn die Verträge nicht begrenzt oder auf einem materiellen Da-
tenträger angeboten werden; 

78
 Art 18 und 20 VR-RL. 

79
 Art 19, 21, 22 VR-RL. 

80
 Vgl Unger, ZEuP 2012, 281. Dieser Begriff wird im Folgenden auch hier für die von Art 5 der 

VR-RL umfassten Verträge verwendet. 
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darstellt.81 Hinsichtlich dieses „Kernbestandes“82 an Informationspflichten steht es den 

Mitgliedstaaten allerdings frei, zusätzliche Informationen vorzusehen, da das Kapitel – 

anders als noch im Richtlinienvorschlag – „nur“ dem Prinzip der Mindestharmonisie-

rung unterliegt.83 Andererseits sieht die VR-RL Informationspflichten in Kapitel III bzw 

dessen Art 6 vor, welche weit über jene des Art 5 hinausgehen. Davon sind allerdings 

umgekehrt ausschließlich Fernabsatzverträge und solche, die außerhalb von Geschäfts-

räumen geschlossen wurden, erfasst. Hierbei handelt es sich gleichsam um „besondere 

Informationspflichten“. Für Art 6 gilt allerdings – mangels Ausnahmeregelung – das 

Prinzip der Vollharmonisierung, das in Art 4 der Richtlinie festgeschrieben ist.84  

Sowohl Art 5, als auch Art 6 schreiben dem Unternehmer vor, die Informationen 

bereits im Vorfeld des Vertragsschlusses zu erteilen – es handelt sich dabei somit aus-

schließlich um vorvertragliche Informationspflichten. Durch sie soll die Entscheidungs-

freiheit des Verbrauchers bei Vertragsschluss sichergestellt und ihm die Möglichkeit 

einräumt werden, seine Rechte und Pflichten selbständig einschätzen und wahrnehmen 

zu können.85 Sie dienen damit als Basis für die spätere Entscheidung des Verbrauchers, 

ob er den Vertrag abschließen will oder nicht. Die VR-RL enthält auch Bestimmungen, 

welche die nachvertragliche Phase regeln: so wird der Unternehmer bei FAV und AGV 

nach Abschluss des Vertrags verpflichtet, dem Verbraucher den Vertragsschluss und 

(bei Fernabsatzverträgen) auch gewisse Informationen zu bestätigen.86  

                                                

81
 Siehe unten Kap III.A.1. 

82
 Vgl Dehn in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 44 mwN. 

83
 Vgl Art 5 Abs 4 VR-RL; dazu unten Kap III.F. 

84
 Dazu unten Kap IV.F. 

85
 Von Vogel, Verbrauchervertragsrecht 140 spricht von vorvertraglichen Informationspflichten 

im weiteren Sinn, welche er wiederum in Prospektpflichten und vorvertragliche Informationspflichten im 
engeren Sinn (dazu zählt er etwa die Informationspflichten der Fernabsatz-RL oder der Pauschalreise-RL) 
einteilt; vgl auch Meškić, Europäisches Verbraucherrecht 78; Schauer, VR 2004, 2; Magnus in Schult-
ze/Ebers/Grigoleit, Informationspflichten 297, Twigg-Flesner in Schulte-Nölke/Twigg-Flesner/Ebers, 
EG-Verbraucherrechtskompendium 814 ff. 

86
 Art 7 Abs 2 und Art 8 Abs 7 VR-RL, dazu Kap IV.E. 
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D. Allgemeiner Anwendungsbereich der VR-RL 

Für den Anwendungsbereich der Informationspflichten ist zunächst der „allge-

meine“ (positive) Geltungsbereich der VR-RL maßgebend, welcher zunächst durch 

Art 3 Abs 1 bestimmt wird.87 Demgemäß gilt die Richtlinie „unter den Bedingungen 

und in dem Umfang, wie sie in ihren Bestimmungen festgelegt sind“88 für „jegliche 

Verträge, die zwischen einem Unternehmer und einem Verbraucher geschlossen wer-

den“.89 Die Formulierung weist darauf hin, dass der Anwendungsbereich einzelner Best-

immungen aus diesen selbst hervorgeht,90 was auch im Hinblick auf die Informations-

pflichten der Fall ist.91  

1. Persönlicher Anwendungsbereich 

Wie für das Verbrauchervertragsrecht charakteristisch, sind nur diejenigen pri-

vatrechtlichen Rechtsverhältnisse von den Bestimmungen und somit auch von den In-

formationspflichten der VR-RL erfasst, bei welchen auf der einen Seite ein Verbraucher 

und auf der anderen Seite ein Unternehmer beteiligt ist.92 Anknüpfungspunkt ist also der 

Begriff des „Verbrauchergeschäfts“.93 Zur Beurteilung, ob für einen solches die Infor-

mationspflichten des Art 5 oder jene des Art 6 maßgebend sind, ist in weiterer Folge auf 

die Art und Weise, wie der Vertrag abgeschlossen wird, abzustellen. 

                                                

87
 Man spricht dabei auch vom „harmonisierten Bereich“, der sowohl in sachlicher, als auch in 

inhaltlicher Hinsicht genau zu definieren ist. Er besteht aus der Menge jener Konstellationen, für welche 
„positive“ Regelungen getroffen werden, die den Mitgliedstaaten vorgeben, welche Rechtsfolgen sie für 
die betreffenden Sachverhalte anzuordnen haben; vgl Wendehorst in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 162 
mwN; Riehm in Gsell/Herresthal, Vollharmonisierung 88 ff. 

88
 Vgl Wendehorst in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 163, welche die bereits im Richtlinien-

vorschlag verwendete Formulierung als „kryptisch“ bezeichnet, zumal ihr Sinn nicht klar hervorgeht. 
89

 Vgl auch Erwägungsgrund (8). 
90

 Der Anwendungsbereich der „Sonstigen Verbraucherrechte“ des Kapitel IV ergibt sich bei-
spielsweise aus Art 17 Z 1 und 2 der VR-RL. 

91
 Dazu III.B. und IV.B. 

92
 Dem Verbraucher sollen – aufgrund seines besonderen Schutzbedürfnisses – bestimmte Rech-

te eingeräumt werden, die über die Bestimmungen des allgemeinen Privatrechts hinausgehen; vgl Von 
Vogel, Verbrauchervertragsrecht, 8 ff. 

93
 Vgl Von Vogel, Verbrauchervertragsrecht 12; dazu allgemein Artz in Bülow/Artz, Verbrau-

cherprivatrecht 21 ff. 
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a) Erforderliche Abänderung des österreichischen Verbraucherbegriffs? 

Fraglich ist, ob die Umsetzung der VR-RL eine Änderung des österreichischen 

Verbraucherbegriffs erfordern wird. Gemäß Art 2 Z 1 der VR-RL gilt jede natürliche 

Person, die bei den von der Richtlinie erfassten Verträgen zu Zwecken handelt, die au-

ßerhalb ihrer gewerblichen, geschäftlichen, handwerklichen oder beruflichen Tätigkeit 

liegen, als Verbraucher. Der Verbraucherbegriff der VR-RL deckt sich mit jenem der 

Haustürgeschäfte-RL und der Fernabsatz-RL, welche durch die VR-RL ersetzt werden 

sollen.94 Ebenso entspricht die Verbraucherdefinition der Richtlinie dem „gemeinsamen 

europäischen Verbraucherbegriff“, der aus den Verbraucherbegriffen der einzelnen 

Richtlinien und der Rechtsprechung des EuGH abgeleitet werden kann und sich auch im 

europäischen Zivilprozess- und Kollisionsrecht wiederfindet.95 Als „kleinster gemein-

samer Nenner“ gilt dabei, dass ein Verbraucher jede natürliche Person ist, die zu einem 

Zweck handelt, der nicht ihrer beruflichen oder gewerblichen Tätigkeit zugeordnet wer-

den kann.96  

Der österreichische Verbraucherbegriff ist jenem der VR-RL zwar ähnlich, je-

doch ist er weiter gefasst als dieser.97 Während die VR-RL in Art 2 Z 1 eigene Kriterien 

für den Verbraucherbegriff aufstellt, wird die Person des Verbrauchers im österreichi-

                                                

94
 Auch diesen liegt der „gemeinsame europäische Verbraucherbegriff“ zugrunde. Im Vergleich 

zum Verbraucherbegriff der beiden Richtlinien, ergibt sich hierbei ein (nur) terminologischer Unterschied 
der Verbraucherdefinition; vgl Art 2 1. Spiegelstrich der Haustürgeschäfte-RL und Art 2 Z 2 Fernabsatz-
RL. 

95
 Art 15-17 der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des Rates vom 22. Dezember 2000 über die ge-

richtliche Zuständigkeit und die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und Han-
delssachen (EuGVVO) Art 13-15 EuGVÜ und Art 5 der Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 17. Juni 2008 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzu-
wendende Recht (Rom-I); vgl auch Ebers in Schulte-Nölke/Twigg-Flesner/Ebers, EG-
Verbraucherrechtskompendium 768. 

96
 Vgl B. Zöchling-Jud in Mayer/Stöger, EUV/AEUV Art 169 Rz 2 mwN; Von Vogel, Verbrau-

chervertragsrecht 10 mwN; Lurger/Augenhofer, Konsumentenschutzrecht² 34; Reich in Grundmann, 
Systembildung und Systemlücken 501 ff; Ebers in Schulte-Nölke/Twigg-Flesner/Ebers, EG-
Verbraucherrechtskompendium 768. 

97
 Vgl Dehn in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 45 ff; dies, ÖBA 2009/186 (185). Dies trifft 

auch auf den „allgemeinen“ Verbraucherbegriff des Unionsrechts zu; vgl nur den Verbraucherbegriff im 
VKrG, der im Vergleich zum Unionsrecht weiter ist; dazu Wendehorst in Wendehorst/Zöchling-Jud, 
Verbraucherkreditrecht § 2 Rz 11 f. 
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schen Konsumentenschutzgesetz98 in § 1 Abs 1 Z 2 zunächst negativ definiert: ein Ver-

braucher ist demnach jemand, für den das betreffende Rechtsgeschäft nicht zum Betrieb 

seines Unternehmens gehört, der also nicht Unternehmer iSd § 1 Abs 1 Z 1 KSchG ist.99 

Somit sind Personen, die kein Unternehmen führen, stets Verbraucher.100 Nach 

§ 1 Abs 1 Z 2 KSchG können sowohl natürliche, als auch juristische Personen Verbrau-

cher sein.101 Beispiele hierfür sind kleine Idealvereine,102 nicht-unternehmerisch tätige 

Personengesellschaften oder Wohnungseigentümergemeinschaften, die in den Schutzbe-

reich des KSchG fallen, solange sie nur keine unternehmerische Tätigkeit ausführen.103 

Auch gelten gemäß § 1 Abs 3 KSchG104 Gründungs- oder Vorbereitungsgeschäfte dann, 

wenn sie von einer natürlichen Person geschlossen werden, nicht als zum Betrieb des 

Unternehmens zugehörig. Als solche Vorbereitungsgeschäfte gelten jene Geschäfte, die 

eine (natürliche) Person105 vor Aufnahme des unternehmerischen Betriebes tätigt, um 

die Voraussetzungen zur Schaffung desselben zu setzen.106 Ein „werdender“ Unterneh-

                                                

98
 Bundesgesetz vom 8. März 1979, mit dem Bestimmungen zum Schutz der Verbraucher getrof-

fen werden (Konsumentenschutzgesetz – KSchG), BGBl 140/1979 idF BGBl 66/2009; vgl unter zahlrei-
chen Krejci (Hrsg), Handbuch zum Konsumentenschutzgesetz (1981). 

99
 Der in den unterschiedlichen Richtlinien verwendete Verbraucherbegriff wurde im österreichi-

schen KSchG vereinheitlicht. Der Gesetzgeber schaffte eine Definition, die auf mehrere verbraucher-
schützende Bestimmungen in gleicher Weise Anwendung finden sollte; vgl Krejci in Rummel3, KSchG 
§ 1 Rz 4; Apathy in Schwimann3 § 1 KSchG Rz 8. 

100
 Jene Personen, die zwar ein Unternehmen führen sind im Hinblick auf das abgeschlossene 

Geschäft auch dann als Verbraucher einzustufen, wenn dieses nicht zum Betrieb des Unternehmens ge-
hört; vgl Mayrhofer/Nemeth in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 1 KSchG Rz 2. Die Behauptungs- 
und Beweislast hinsichtlich der Verbrauchereigenschaft einer Person liegt beim Verbraucher; vgl Ko-
sesnik-Wehrle in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ § 1 Rz 12. 

101
 Da juristische Personen des öffentlichen Rechts gemäß § 1 Abs 2 KSchG immer als Unter-

nehmer gelten, kann die Verbrauchereigenschaft allerdings lediglich juristischen Personen des Privat-
rechts zukommen; vgl Mayrhofer/Nemeth in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 1 KSchG Rz 3. 

102
 Es sollen Vereine mit „wenigen Mitgliedern und ohne organisatorischen Apparat“ erfasst 

sein; JAB 1223 BlgNR 14. GP 2; vgl Krejci in Rummel3, KSchG § 1 Rz 7; Apathy in Schwimann3 § 1 
KSchG Rz 8 mwN. 

103
 Vgl Kathrein in KBB3 § 1 KSchG Rz 2; Krejci in Rummel3, KSchG § 1 Rz 7; Apathy in 

Schwimann3 § 1 KSchG Rz 8 mwN. Da ideelle Vereine als Verbraucher gelten können, sind die Schutz-
bestimmungen des KSchG auf sie im Verhältnis zu ihren Vereinsmitgliedern nicht zwingend anzuwen-
den. § 1 Abs 5 KSchG (welcher mit BGBl I 1999/185 neu eingeführt wurde), sieht allerdings vor, dass die 
Bestimmungen des I und II Hauptstücks auch auf die Rechtsbeziehungen bestimmter Vereine zu ihren 
Mitgliedern oder Beitrittswerbern anzuwenden sind; vgl ErläutRV 1998 BlgNR 20. GP 17 f; Krejci in 
Rummel3, KSchG § 1 Rz 66 f; Kosesnik-Wehrle in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ § 1 Rz 22 f; B. Jud, ÖJZ 
2004/16,242 f. 

104
 Vgl auch die dazu korrespondierende Ausnahme in § 343 Abs 3 UGB. 

105
 Gemäß § 1 Abs 3 KSchG gilt die diesbezügliche Ausnahme nur für solche. 

106
 Vgl Mayrhofer/Nemeth in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 1 KSchG Rz 58; Kosesnik-

Wehrle in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ § 1 Rz 17f. 
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mer gilt in Bezug auf diese Geschäfte noch als Verbraucher und genießt den Schutz des 

KSchG.107  

Hinsichtlich der Definition von Verbrauchern, die natürliche Personen sind, 

wird es nach Umsetzung der VR-RL zu keinen Änderungen im österreichischen Recht 

kommen. Stellt man alleine auf den Wortlaut der Begriffsdefinition der VR-RL ab, kann 

eine juristische Person hingegen nicht Verbraucher sein. Dies entspricht auch den ein-

schlägigen Richtlinien108 des europäischen Rechts und der Ansicht des EuGH.109 Nach 

der Verbraucherdefinition der VR-RL ist die Verbrauchereigenschaft einer Person auch 

dann ausgeschlossen, wenn sie zu Zwecken handelt, die nur irgendwie mit ihrer unter-

nehmerischen Tätigkeit im Zusammenhang stehen.110 Geschäfte, die von Unternehmern 

zur Gründung ihres Betriebes oder zu dessen Veräußerung geschlossen werden, sind 

somit nach Art 2 Z 1 VR-RL nicht als Verbrauchergeschäfte anzusehen.111 Auch im 

Gemeinschaftsrecht ist bisher keine Erstreckung des Verbraucherbegriffs auf Personen 

vorgesehen, die Vorbereitungsgeschäfte abschließen112 und wird überwiegend vertreten, 

dass Gründungsgeschäfte nicht als Verbrauchergeschäfte angesehen werden können.113 

Nach der Rsp des EuGH ist eine Unterscheidung zwischen Rechtsgeschäften des lau-

                                                

107
 Der Gesetzgeber geht davon aus, dass ihm typischerweise die unternehmerischen Erfahrungen 

fehlen, wenn er sein Unternehmen erst vorbereitet; vgl Krejci in Rummel3, KSchG § 1 Rz 47 ff; Apathy in 
Schwimann3 § 1 KSchG Rz 15 ff; Kosesnik-Wehrle in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ § 1 Rz 17 f ; Lur-
ger/Augenhofer, Konsumentenschutzrecht2 31 mwN; Mayrhofer/Nemeth in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, 
Klang³ § 1 KSchG Rz 58 ff. 

108
 Vgl Ebers in Schulte-Nölke/Twigg-Flesner/Ebers, EG-Verbraucherrechtskompendium 777. 

109
 EuGH, Urteil vom 22. November 2001, verb. Rs. C-541/99 und C-542/99 - Cape Snc gegen 

Idealservice Srl und Idealservice MN RE Sas gegen OMAI Srl, Slg. 2001, I-9049, Rn. 16; im gegebenen 
Fall handelte es sich um die Verbraucherdefinition des Art. 2 der Klausel-RL; vgl Von Vogel, Verbrau-
chervertragsrecht 13. Die Zuständigkeitsvorschriften des Art 13 ff EuGVÜ bzw des Art 15 ff EuGVVO 
sehen zwar keine Beschränkung des Verbraucherbegriffes auf natürliche Personen vor, doch sind die 
Bestimmungen nach Ansicht des EuGH ebenfalls eng auszulegen; vgl zu Art 13 ff EuGVÜ EuGH, Urteil 
vom 19. 1. 1993, Az. Rs C-89/91 - Shearson Lehmann Hutton/TV, Slg 1993, I-139 und zu Art 15 ff 
EuGVVO (ehemals Art 13 EuGVÜ) EuGH, Urteil vom 3. 7. 1997, Rs. C-269/95 - Francesco Benicasa 
gegen Dentalkit Srl, Slg 1997, I-3767; vgl Schulze/Schulte-Nölke, Europäisches Verbraucherrecht 37 ff. 

110
 Vgl Von Vogel, Verbrauchervertragsrecht 15; zur diesbezüglichen Rechtslage in den Mit-

gliedstaaten vgl Ebers in Schulte-Nölke/Twigg-Flesner/Ebers, EG-Verbraucherrechtskompendium 774. 
111

 Zu den „Fallgruppen“ der Begriffserweiterung vgl Von Vogel, Verbrauchervertragsrecht 13 ff. 
112

 Auch aus den bisher ergangenen Richtlinien zum Verbraucherschutz geht nicht hervor, ob 
Personen, die Geschäfte zur Existenzgründung abschließen, als Verbraucher angesehen werden können; 
vgl Zöchling-Jud in Mayer/Stöger, EUV/AEUV Art 169 Rz 2 mwN. 

113
 Vgl Ebers in Schulte-Nölke/Twigg-Flesner/Ebers, EG-Verbraucherrechtskompendium 782. 
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fenden Geschäftsbetriebs und solchen mit Ausnahmecharakter im Gemeinschaftsrecht 

nicht vorgesehen.114  

Gemäß Erwägungsgrund (13) sind die Mitgliedstaaten aber „im Einklang mit 

dem Unionsrecht weiterhin befugt“, den Anwendungsbereich der Richtlinie auch auf 

Bereiche zu erweitern, die von ihr nicht umfasst sind. So ist ausdrücklich erwähnt, dass 

die Bestimmungen der Richtlinie von den Mitgliedstaaten auf juristische oder natürliche 

Personen ausgedehnt werden können, die keine Verbraucher iSd der Richtliniendefiniti-

on sind. Als Beispiele werden Nichtregierungsorganisationen, neu gegründete oder 

kleine Unternehmen angeführt. Erwägungsgrund (17) enthält überdies eine Definition 

des Verbrauchers und spricht in Satz 2 von einer „Person“, ohne dabei auf eine natürli-

che Person abzustellen. Den nationalen Gesetzgebern kommt somit eine „Erstreckungs-

befugnis“ zu.115 Dies bedeutet nicht, dass der Verbraucherbegriff als solcher, sondern 

vielmehr die Bestimmungen der Richtlinie auf Bereiche ausgedehnt werden dürfen, die 

von ihr nicht geregelt sind. Dies ergibt sich daraus, dass die Bestimmungen der voll-

harmonisierenden VR-RL von den nationalen Gesetzgebern nur für jene Bereiche zwin-

gend umzusetzen sind, die in ihren Anwendungsbereich fallen, wie bereits ausgeführt 

wurde.116 Den Mitgliedstaaten wird lediglich vorgeschrieben, dass natürliche Personen 

jedenfalls vom Verbraucherbegriff erfasst sein müssen. Es muss ihnen aber erlaubt sein, 

in Zukunft sowohl juristische Personen, als auch Klein- und Mittelunternehmer als 

Verbraucher iSd Art 2 Z 1 der VR-RL zu behandeln. Im Ergebnis wird also von einer 

abschließenden Verbraucherdefinition durch den europäischen Gesetzgeber Abstand 

genommen. 

Der österreichische Verbraucherbegriff, von welchem auch juristische Personen 

erfasst sind, kann somit auch nach Umsetzung der VR-RL aufrecht erhalten bleiben. 

Nachdem nach Erwägungsgrund (13) der VR-RL auch neu gegründete oder kleine Un-

ternehmen als Verbraucher iSd Richtlinie behandelt werden können, muss dies im Grö-

                                                

114
 EuGH, Urteil vom 14.März 2003, Rs. C-361/89 - Patrice Di Pinto, Slg 1991, I-1189; vgl 

Schulze/Schulte-Nölke, Europäisches Verbraucherrecht 153 ff; vgl auch EuGH, Urteil vom 3. 7. 1997, Rs. 
C-269/95 - Francesco Benicasa gegen Dentalkit Srl, Slg 1997, I-3767; Ebers in Schulte-Nölke/Twigg-
Flesner/Ebers, EG-Verbraucherrechtskompendium 777. 

115
 Vgl Stabentheiner/Cap, ÖJZ 2011/111, 1054. 

116
 Vgl dazu oben Kap II.A. 
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ßenschluss auch für Personen gelten, die Geschäfte zur Existenzgründung abschlie-

ßen.117  

b) Erforderliche Abänderung des österreichischen Unternehmerbegriffs? 

Der Begriff des Unternehmers118 umfasst gemäß Art 2 Z 2 der VR-RL jede na-

türliche oder juristische Person, die hinsichtlich des Vertragsschlusses zu Zwecken tätig 

wird, die ihrer gewerblichen, geschäftlichen, handwerklichen oder beruflichen Tätigkeit 

zugerechnet werden können. Erfasst sind sowohl juristische Personen des Privatrechts, 

als auch jene des öffentlichen Rechts.119 Auch jene Personen, die im Namen oder Auf-

trag der juristischen Person oder des Unternehmers handeln, fallen unter den Begriff.120 

Im Gegensatz zum Verbraucherbegriff besteht im europäischen Gemeinschaftsrecht 

kein einheitlicher Begriff für den Unternehmer.121 Die unterschiedliche Definition des 

Unternehmers in den Mitgliedstaaten wird aber als unproblematisch angesehen, solange 

der Verbraucherschutz dadurch nur nicht eingeschränkt wird.122  

Im österreichischen Recht ist ein Unternehmer gemäß § 1 Abs 1 Z 1 KSchG je-

mand, „für den das Geschäft zum Betrieb seines Unternehmens gehört“.123 Unter Unter-

                                                

117
 § 1 Abs 3 KSchG. 

118
 Im Richtlinienvorschlag wurde noch der Begriff des „Gewerbetreibenden“ verwendet. Der 

„Unternehmer“ entspricht jedoch nicht dem „Gewerbetreibenden“ der österreichischen Gewerbeordnung 
(§§ 1 ff Gewerbeordnung idF BGBl 194/1994) dessen Begriffsverständnis wesentlich enger gefasst ist. So 
liegt nach österreichischem Verständnis ein Unternehmen auch ohne erforderliche Gewerbeberechtigung 
vor; vgl Kosesnik-Wehrle in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ § 1 Rz 5 mwN. 

119
 Vgl Art 2 Z 2 VR-RL und Erwägungsgrund (16). 

120
 Aus Erwägungsgrund (16) geht hervor, dass die nationalen Rechtsvorschriften über die ge-

setzliche Vertretung von der Richtlinie unberührt bleiben sollen. Hinsichtlich der Frage, wann eine Person 
für im Namen oder Auftrag des Gewerbetreibenden oder der juristischen Person handelt, kommen somit 
die österreichischen Bestimmungen über das Institut der Stellvertretung zur Anwendung; vgl dazu Kozi-
ol/Welser, Bürgerliches Recht I13 199 ff. 

121
 Es gilt jedoch für sämtliche verbraucherrechtliche Richtlinien, dass der Unternehmer eine na-

türliche oder eine juristische Person sein kann, welche beim Abschluss des betreffenden Geschäfts im 
Rahmen ihrer gewerblichen oder beruflichen Tätigkeit handelt. 

122
 Wichtig ist somit lediglich, dass der Verbraucherbegriff den von den Richtlinien vorgegebe-

nen Standards entspricht; vgl
 Ebers in Schulte-Nölke/Twigg-Flesner/Ebers, EG-

Verbraucherrechtskompendium 785 ff. 
123

 Seit Geltung des Unternehmensgesetzbuches (UGB), welches das HGB mit 1. 1. 2007 abge-
löst hat (Handelsrechts-Änderungsgesetz – HaRÄG, BGBl I 2005/120; ErläutRV 1058 BlgNr 22. GP) 
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nehmen sind nach der Legaldefinition des § 1 Abs 2 KSchG „auf Dauer angelegte Or-

ganisationen selbständiger wirtschaftlicher Tätigkeit, auch wenn sie nicht auf Gewinn 

gerichtet sind“, zu verstehen.124 Der Unternehmensbegriff des KSchG ist sehr weit. So 

sind neben Gewerben auch alle freien Berufe einbezogen.125 Wenn feststeht, dass ein 

Vertragspartner Unternehmer ist, bleibt noch zu prüfen, ob das konkrete Geschäft im 

sachlichen Zusammenhang mit dem Unternehmen steht. Die Zugehörigkeit eines 

Rechtsgeschäftes zum Betrieb des Unternehmers ist nach § 344 UGB zu vermuten.126  

Im Hinblick auf die allgemeine Definition des Unternehmers im Sinne des 

§ 1 Abs 1 Z 1 KSchG wird es auch nach der Umsetzung der VR-RL zu keinen Abwei-

chungen der Begriffsbestimmung kommen.127 Fraglich ist allerdings, ob die „Unter-

nehmerfiktion“ juristischer Personen des öffentlichen Rechts, die im österreichischen 

Recht besteht,128 auch nach Umsetzung der VR-RL aufrechterhalten werden kann. Sol-

che gelten nach österreichischem Recht immer als Unternehmer, sofern sie im Rahmen 

der Privatwirtschaftsverwaltung tätig sind.129 Es kommt dabei nicht darauf an, ob diese 

ein Unternehmen haben oder eine selbständige wirtschaftliche Tätigkeit ausführen.130 

Im Gemeinschaftsrecht wird die Frage, ob vom Begriff des Unternehmers auch (juristi-

sche) Personen erfasst werden können, die keine Gewinnerzielungsabsicht verfolgen, 

                                                        

sind der Begriff des Unternehmers nach dem UGB und jener des § 1 KSchG nach dem österreichischen 
Recht weitgehend deckungsgleich; vgl Kosesnik-Wehrle in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ § 1 Rz 5, 16 mwN. 

124
 Vgl Lurger/Augenhofer, Konsumentenschutzrecht2 30. 

125
 Bestandgeber sind Unternehmer, wenn sie dritte Personen und mehrere Verträge geschlossen 

haben, wobei dabei auf mehr als fünf vermietete Bestandobjekte abzustellen ist; vgl Mayrhofer/Nemeth in 
Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 1 KSchG Rz 53; Kosesnik-Wehrle in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ 
§ 1 Rz 5 f mwN. Für die Unternehmereigenschaft ist nicht notwendig, dass die Person, deren Unterneh-
mereigenschaft festgestellt werden soll, auch Eigentümer des Unternehmens ist. Es reicht, dass das Ge-
schäft zum Betrieb des Unternehmens gehört; vgl Krejci in Rummel3, KSchG § 1 Rz 9 ff. 

126
 Zur Prüfung sind die von der Rsp entwickelten Grundsätze des § 343 UGB und gemäß hA 

auch die Zweifelsregel des § 344 UGB heranzuziehen, wonach die von einem Unternehmer vorgenom-
menen Rechtsgeschäfte im Zweifel als Unternehmensgeschäfte gelten; vgl Krejci in Rummel3, KSchG 
§ 1 Rz 47 ff; Apathy in Schwimann3 § 1 KSchG Rz 15 ff; Kosesnik-Wehrle in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ 
§ 1 Rz 17 f; Lurger/Augenhofer, Konsumentenschutzrecht2 31 mwN. 

127
 Vgl auch Wendehorst in Wendehorst/Zöchling-Jud, Verbraucherkreditrecht § 2 Rz 9. 

128
 § 1 Abs 2 Satz 2 KSchG. 

129
 Vgl Mayrhofer/Nemeth in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 1 KSchG Rz 72; Krejci in 

Rummel3, KSchG § 1 Rz 12 f; Apathy in Schwimann3 § 1 KSchG Rz 13. 
130

 Hingegen können juristische Personen des Privatrechts – wie bereits im Zusammenhang mit 
dem Verbraucher erwähnt - auch als Verbraucher gelten. 
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offen gelassen.131 Zumal juristische Personen des öffentlichen Rechts, die nicht wirt-

schaftlich tätig sind, von der Richtliniendefinition des Art 2 Z 2 VR-RL aber nicht er-

fasst sind, kommt dem österreichischen Gesetzgeber – in gleicher Weise wie auch beim 

Verbraucher – die „Erstreckungsbefugnis“ des Erwägungsgrundes (13) zu. Die Bestim-

mungen der Richtlinie können somit künftig auch auf solche juristische Personen ange-

wendet werden, die keine „Unternehmer“ im Sinne der Richtlinie sind, solange der 

Schutz des Verbrauchers dadurch keine Einschränkung erfährt.132 

c) Verträge mit gemischtem Zweck 

Art 2 Z 1 der VR-RL gibt keine Auskunft darüber, wie Verträge mit sowohl be-

ruflicher, als auch privater Zweckbestimmung („gemischte Verträge“, „dual use“) ein-

zustufen sind. Ein Beispiel hierfür wäre ein Vertrag über ein Fahrzeug, das ein Unter-

nehmer, sowohl beruflich, als auch privat nützen will.133 Auch der in den bisher ergan-

genen Richtlinien enthaltene Verbraucherbegriff ließ diese Frage unbeantwortet.134 Im 

Gruber-Urteil sprach der EuGH allerdings aus, dass ein Geschäft bei gemischter priva-

ter und gewerblicher Tätigkeit nur dann als Verbrauchergeschäft anzusehen sei, wenn 

der berufliche Zweck so nebensächlich sei, dass er im Gesamtzusammenhang eine nur 

ganz untergeordnete Rolle spiele.135 Anders als noch im Richtlinienvorschlag136 geht 

nunmehr auch aus Erwägungsgrund (17) der VR-RL hervor, dass eine Person, die einen 

Vertrag mit „doppeltem Zweck“, also teilweise „für gewerbliche und teilweise für nicht 

gewerbliche Zwecke“ abschließt, dann als Verbraucher betrachtet werden soll, wenn der 

                                                

131
 Vgl Ebers in Schulte-Nölke/Twigg-Flesner/Ebers, EG-Verbraucherrechtskompendium 783. 

132
 Vgl Ebers in Schulte-Nölke/Twigg-Flesner/Ebers, EG-Verbraucherrechtskompendium 785 ff. 

133
 Die bisherigen Richtlinien zum Verbraucherschutz enthalten in der Regel keinen Hinweis da-

rauf, dass es auf Abwägung im Einzelfall ankommen soll, bei welcher auf den überwiegenden Zweck des 
Geschäftes abgestellt wird; anders aber Art 9 b) ii) der Richtlinie 85/374 („hauptsächliche Verwendung 
zum privaten Ge- und Verbrauch“); vgl Von Vogel, Verbrauchervertragsrecht 16. 

134
 Vgl Ebers in Schulte-Nölke/Twigg-Flesner/Ebers, EG-Verbraucherrechtskompendium 780; 

Lurger/Augenhofer, Konsumentenschutzrecht2 36. 
135

 EuGH 20. 1. 2005 Rs C-464/01 - Gruber, Slg 2005, I-439, NJW 2005, 653 (654) (von Öster-
reich initiiertes Vorlageverfahren hinsichtlich der Entscheidung OGH 6 Ob 56/01 f = JBl 2002/259; vgl 
auch die Folgeentscheidung 6 Ob 19/05w, JBl 2005, 594 [Pfersmann]); vgl Mayrhofer/Nemeth in Fe-
nyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 1 KSchG Rz 52. 

136 Vgl B. Jud/Wendehorst, ecolex 2009, 279; Pisulinski in Gsell/Herresthal, Vollharmonisierung 
50. 
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gewerbliche Zweck im Gesamtzusammenhang des Vertrags „nicht überwiegend“ ist.137 

Die Bestimmungen der VR-RL knüpfen somit an das Gruber-Urteil des EuGH an, sind 

jedoch weniger restriktiv.138 

Nach österreichischer Ansicht ist ein Geschäft, das teils der privaten und teils 

der unternehmerischen Sphäre zuzurechnen ist, hingegen zur Gänze als Unternehmens-

geschäft zu werten.139 Dieser Ansicht wurde mit der Gruber-Entscheidung des EuGH 

zwar eine Absage erteilt, jedoch besteht keine klare Meinung darüber, ob die Ausfüh-

rungen zum prozessualen Verbraucherbegriff auf den materiellen Verbraucherbegriff 

der Richtlinien des Verbraucherschutzes übertragen werden kann.140 Das Gruber-Urteil 

des EuGH fand auch bereits Eingang in die österreichische Rechtsprechung,141 jedoch 

wurde in den betreffenden Entscheidungen keine Abwägung durchgeführt, wann der 

unternehmerische Anteil eines Rechtsgeschäftes im Vergleich zum privaten „so zu ver-

nachlässigen ist, dass dieses als Verbrauchergeschäft angesehen werden kann“. Viel-

mehr wurde zur Beantwortung der Frage, ob ein Vertrag mit gemischtem Zweck als 

Verbrauchergeschäft anzusehen sei, § 344 UGB (HGB) herangezogen, wonach die von 

einem Unternehmer vorgenommenen Rechtsgeschäfte im Zweifel als Unternehmensge-

schäfte gelten. Dies ist nicht verständlich, zumal die Bestimmung wohl nur dann zur 

Anwendung kommen kann, wenn zweifelhaft ist, ob ein konkretes Rechtsgeschäft dem 

Unternehmen zugeordnet werden kann. Dies ist allerdings nicht der Fall, wenn bereits 

                                                

137 Erwägungsgrund (17). 
138

 Während der EuGH im Gruber-Urteil ausspricht, dass der berufliche Zweck im Gesamtzu-
sammenhang eine nur ganz untergeordnete Rolle spielen muss, spricht Erwägungsgrund (17) davon, dass 
er nicht überwiegen darf. Eine Abgrenzung der beiden Fälle wird nicht immer ohne Schwierigkeiten 
durchzuführen sein. 

139
 Vgl Kosesnik-Wehrle in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ § 1 Rz 7 mwN; Krejci in Rummel3, 

KSchG § 1 Rz 23 mwN; Kathrein in KBB3 § 1 KSchG Rz 4; Lurger/Augenhofer, Konsumentenschutz-
recht² 37 mwN; OGH 4 Ob 135/01h; 6 Ob 22/04t. 

140
 Grundsätzlich dafür sind Lurger/Augenhofer, Konsumentenschutzrecht² 35; aA jedoch Von 

Vogel, Verbrauchervertragsrecht 16; Ebers in Schulte-Nölke/Twigg-Flesner/Ebers, EG-
Verbraucherrechtskompendium 780; Schulte-Nölke/Börger in Schulte-Nölke/Twigg-Flesner/Ebers, EG-
Verbraucherrechtskompendium 545; Meškić, Europäisches Verbraucherrecht 57. 

141
 OGH 5 Ob 113/09t; 6 Ob 238/10h = RdW 2011/5, 1. 
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feststeht, dass ein Vertrag sowohl zu privaten als auch zu beruflichen Zwecken ge-

schlossen wird.142  

Künftig ist eine Person, die einen Vertrag mit „doppeltem Zweck“ abschließt, im 

Einklang mit Erwägungsgrund (17) der VR-RL jedenfalls dann als Verbraucher anzuse-

hen, wenn der gewerbliche Zweck im Gesamtzusammenhang des Vertrags „nicht über-

wiegend“ ist.143 Die dargestellte Ansicht, wonach ein sowohl zum privaten, als auch 

zum unternehmerischen Zweck geschlossenes Geschäft als Unternehmensgeschäft zu 

werten ist, kann nach Umsetzung der VR-RL somit nicht aufrechterhalten werden. 

2. Sachlicher Anwendungsbereich 

Während die Bestimmungen des Richtlinienvorschlags nur für „Kauf- und 

Dienstleistungsverträge“ gelten sollten,144 gelten jene der VR-RL gemäß ihrem Art 3 

Abs 1 für „jegliche Verträge“ zwischen einem Unternehmer und einem Verbraucher.145 

Grundsätzlich sind somit sämtliche Vertragsarten von ihrem Anwendungsbereich er-

fasst: neben Kauf- und Werkverträgen können etwa auch Aufträge, gemischte Verträge 

oder Verwahrungsverträge darunter fallen. Dies gilt auch für Dauerschuldverhältnis-

se.146 Die Bestimmungen sind auch nicht auf einen bestimmten Produkt- oder Dienst-

leistungsbereich oder auf Verträge mit Auslandsbezug beschränkt. Vielmehr sind sie 

grundsätzlich auf alle Verbraucherverträge anzuwenden, auch wenn diese reine Inlands-

verträge sind. Überdies ist keine Beschränkung auf entgeltliche Verträge vorgesehen. 

Eine solche ergibt sich wohl allerdings daraus, dass den Unternehmer die Pflicht trifft, 

                                                

142
 Hierbei geht es nicht um eine Zuordnung, sondern vielmehr um eine Abwägung, ob der un-

ternehmensbezogene Anteil so zu vernachlässigen ist, dass die vertragsschließende Person als Verbrau-
cher angesehen werden kann. 

143
 Es wird wohl den Gerichten überlassen bleiben, im Einzelfall eine diesbezügliche Abwägung 

vorzunehmen (so auch der OGH in 6 Ob 238/10h). 
144

 Art 3 Abs 1 des Richtlinienvorschlags. 
145

 Art 3 Abs 1 VR-RL. 
146

 Siehe nur Art 9 lit b) iii), welcher die Widerrufsfrist für „Verträge zur regelmäßigen Liefe-
rung von Waren über einen festgelegten Zeitraum hinweg“ festlegt. 
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den Verbraucher über den „Gesamtpreis der Waren und Dienstleistungen“ zu informie-

ren.147  

Auch Verträge über die Lieferung von Wasser, Gas, Strom und Fernwärme 

durch öffentliche Anbieter sind vom Anwendungsbereich der VR-RL umfasst, sofern 

sie auf vertraglicher Basis geliefert werden.148 Art 5 und 6 verpflichten den Unterneh-

mer auch bei solchen Verträgen zur Erteilung von Informationen und zwar unabhängig 

davon, ob sie in einem begrenzten Volumen oder einer bestimmten Menge zum Verkauf 

angeboten werden.149 Werden die genannten Güter oder Fernwärme nicht in einem be-

grenzten Volumen, einer bestimmten Menge angeboten, gelten sie aber weder als Kauf-, 

noch als Dienstleistungsverträge. Die nationalen Gesetzgeber können solche Verträge 

nach ihrem Ermessen kategorisieren.150 

Verträge über digitale Inhalte fallen ebenfalls in den Anwendungsbereich der 

VR-RL.151 Unter solchen sind etwa Computerprogramme, Anwendungen, Spiele, Mu-

sik, Videos oder Texte zu verstehen.152 Zu denken ist etwa an „App“-Käufe und Musik-

Streaming, welche in der heutigen Zeit sehr häufig vorkommen.153 Der Unternehmer ist 

auch dann, wenn digitale Inhalte Vertragsinhalt sind – unabhängig davon, ob sie auf 

einem materiellen Datenträger angeboten werden – zur Informationserteilung verpflich-

tet.154 Werden solche nicht auf einem materiellen Datenträger angeboten, gelten sie we-

                                                

147
 Art 5 Abs 1 lit c) und Art 6 Abs 1 lit e) VR-RL. 

148
 Art 3 Abs 1 2. Satz VR-RL; vgl auch Erwägungsgrund (25), der Fernwärme als die „in einer 

zentralen Anlage erzeugte Wärme, die über ein Rohrleitungsnetz, unter anderem in Form von Dampf oder 
Heißwasser, einer Vielzahl von Wärmeverbrauchern zu Heizzwecken zugeführt wird“, definiert. 

149
 Art 5 Abs 2 und Art 6 Abs 2 VR-RL. 

150
 Vgl Erwägungsgrund (19). Gem Art 2 Z 3 VR-RL werden Wasser, Gas und Strom nur als 

„Waren“ angesehen, solange sie in einem begrenzten Volumen oder einer bestimmten Menge angeboten 
worden sind. Dass sie, wenn diese Voraussetzungen nicht vorliegen, nicht Gegenstand eines Kaufvertrags 
nach europäischem Verständnis sein können, ergibt sich somit bereits daraus, dass sie keine „Waren“ sind 
(Art 2 Z 5). 

151
 „Digitale Inhalte“ sind nach dem Verständnis der VR-RL Daten, die in digitaler Form herge-

stellt und bereitgestellt werden; vgl Art 2 Z 11 VR-RL und Erwägungsgrund (19). 
152

 Es spielt dabei keine Rolle, wie auf sie zugegriffen wird: Erwägungsgrund (19) nennt das 
„Herunterladen, Herunterladen in Echtzeit, von einem materiellen Datenträger oder auf sonstige Weise. 
Sie sollen allerdings nur dann als „Waren“ im Sinne der VR-RL gelten, wenn sie auf einem materiellen 
Datenträger (CD, DVD) bereitgestellt werden. 

153
 Vgl dazu Maimer, MR 2012, 47. 

154
 Art 5 Abs 2 und Art 6 Abs 2 VR-RL. Je nach Art des Vertragsschlusses gelten auch Art 5 

Abs 1 lit g) und h) oder Art 6 Abs 1 lit r) und s). 
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der als Kauf-, noch als Dienstleistungsverträge.155 Wie auch bei Verträgen über Wasser, 

Gas, Strom und Fernwärme steht es den nationalen Gesetzgebern somit frei, solche Ver-

träge als Kauf-, Dienstleistungsverträge oder als andere Vertragsart zu kategorisieren.156  

a) Ausnahmen vom Anwendungsbereich 

Der weite Anwendungsbereich der VR-RL wird von ihrem Art 3 Abs 3, welcher 

einen Katalog an „allgemeinen“157 Ausnahmetatbeständen enthält, beschränkt: die dort 

genannten Vertragsarten sind – unabhängig von der Art ihres Abschlusses – von den 

gesamten Richtlinienbestimmungen und somit auch von den Informationspflichten des 

Art 5 und 6 ausgenommen. Während Art 3 Abs 3 somit „Totalausnahmen“ vom sach-

lich harmonisierten Anwendungsbereich normiert, war im Richtlinienvorschlag noch 

vorgesehen, dass für bestimmte Verträge nur gewisse Teile der Richtlinie nicht gelten 

sollten.158 Ausgenommen vom Anwendungsbereich der VR-RL werden zunächst Ver-

träge über soziale Dienstleistungen.159 Auch für Gesundheitsdienstleistungen im Sinne 

der Gesundheitsdienstleistungs-RL160 sollen die Bestimmungen der Richtlinie unabhän-

gig davon, ob sie von einer „Einrichtung des Gesundheitswesens“ erbracht werden, 

nicht gelten.161 Als weitere Ausnahme werden Verträge über Glücksspiele genannt, bei 

                                                

155
 Bei solchen Verträgen sollte dem Verbraucher nach Erwägungsgrund (19) ein Widerrufsrecht 

eingeräumt werden, es sei denn der Verbraucher hat gemäß Art 16 Abs 1 lit m) dem Beginn der Erfüllung 
während der Widerrufsfrist zugestimmt und zur Kenntnis genommen, dass er dadurch sein Widerrufsrecht 
verliert; dazu Kap IV.C.15. und Kap VI.B.3.c). 

156
 Vgl Unger, ZEuP 2012, 300. 

157
 Im Gegensatz dazu soll etwa gemäß Art 16 der Richtlinie für gewisse Verträge lediglich das 

Widerrufsrecht nicht gelten. 
158

 Art 3 Z 1 bis 4 des Richtlinienvorschlags. Es wurden somit lediglich „Teilausnahmen“ oder 
„Teilfreistellungen“ statuiert, wodurch der Anwendungsbereich der Bestimmungen sehr schwer zu erfas-
sen war; vgl Wendehorst in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 162 ff mwN. 

159
 Art 3 Abs 3 lit a) VR-RL. Dazu gehören auch Verträge des sozialen Wohnungswesens, der 

Kinderbetreuung oder der Unterstützung von dauerhaft oder vorübergehend hilfsbedürftigen Familien 
oder Personen, einschließlich der Langzeitpflege; vgl Erwägungsgrund (29). 

160
 Richtlinie 2011/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. März 2011 über 

die Ausübung der Patientenrechte in der grenzüberschreitenden Gesundheitsversorgung ABl. L 88 vom 
4. 4. 2011, S.45. 

161
 Art 3 Abs 3 lit b) VR-RL und Erwägungsgrund (30). Die genannten Verträge sind bisher 

nicht von den österreichischen Fernabsatzbestimmungen oder vom Rücktrittsrecht des § 3 KSchG ausge-
nommen. 
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welchen Geld als Einsatz gegeben wird.162 Auch sollen Verträge über Finanzdienstleis-

tungen163 gänzlich vom Regelungsbereich der VR-RL ausgenommen sein.164 Dadurch 

werden Überschneidungen mit all jenen Richtlinien ausgeschlossen, die Informations-

pflichten bei Bankdienstleistungen sowie auch solche im Zusammenhang mit Krediten, 

Versicherungen, Altersversorgung von Einzelpersonen, Geldanlagen oder Zahlungen 

vorschreiben. Zu erwähnen sind insbesondere die Finanzdienstleistungs-RL, die aus-

führliche und detaillierte vorvertragliche Informationspflichten enthält.165 Auch Über-

schneidungen mit Bestimmungen für Verträge, die in den Anwendungsbereich der Ver-

braucherkredit-RL166 oder der Richtlinie über Lebensversicherungen167 fallen, sind 

durch Art 3 Abs 3 lit d) der VR-RL ausgeschlossen. Die Bestimmungen der VR-RL 

sollen weiters nicht für Verträge über die Begründung, den Erwerb oder die Übertra-

gung von Eigentum oder anderen Rechten an Immobilien168 sowie für Verträge über den 

Bau von neuen Gebäuden, erhebliche Umbaumaßnahmen an bestehenden Gebäuden 

oder die Vermietung von Wohnraum169 gelten. Dasselbe gilt für Verträge über Pau-

                                                

162
 Davon umfasst sind Lotterien, Glücksspiele in Casinos und auch Wettspiele. Hinsichtlich die-

ser Verträge soll es den Mitgliedstaaten erlaubt sein, „andere und auch strengere Verbraucherschutzmaß-
nahmen“ einzuführen; vgl Art 3 Abs 3 lit c) VR-RL und Erwägungsgrund (31). Im österreichischen Recht 
sind solche Verträge bisher nicht von den Fernabsatzbestimmungen ausgenommen, obwohl die Ausnah-
me vom Widerrufsrecht für „Wett- und Lotteriedienstleistungen“ bereits in Art 6 Abs 3 6. Spiegelstrich 
der Fernabsatz-RL vorgesehen war. Eine Ausnahme dieser Verträge vom Rücktrittsrecht des § 3 KSchG 
besteht ebenfalls nicht. 

163
 Der europäische Gesetzgeber hat die Definition der Finanzdienstleistung in Art 2 Z 12 der 

VR-RL aus der Richtlinie über den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen übernommen, die durch das 
Bundesgesetz über den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen an Verbraucher (Fern-
Finanzdienstleistungs-Gesetz - FernFinG BGBl. I Nr 62/2004) ins österreichische Recht umgesetzt wur-
de. 

164
 Art 3 Abs 3 lit d) VR-RL und Erwägungsgrund (32). In Art 3 Abs 2 des Richtlinienvorschlags 

war noch vorgesehen, dass sich der Anwendungsbereich auch teilweise auf Finanzdienstleistungen erstre-
cken sollte, um Regelungslücken zu beseitigen; kritisch Schauer in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 
105 f. 

165
 Art 3 und 4 der Richtlinie über den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen; vgl dazu Schauer, 

VR 2004, 2 ff. 
166

 Verbraucherkredit Richtlinie 2008/48/EG. 
167

 Richtlinie 2002/83/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. November 2002 
über Lebensversicherungen. 

168
 Art 3 Abs 3 lit e) VR-RL. Erwägungsgrund (26) nennt beispielsweise den Verkauf noch zu 

bebauender Liegenschaften und den Mietkauf. 
169

 Art 3 Abs 3 lit f); vgl auch Erwägungsgrund (26). Gem § 5b Abs 1 Z 2 KSchG sind Verträge 
über den Bau und den Verkauf von Immobilien von den österreichischen Fernabsatzbestimmungen be-
reits ausgenommen, während eine entsprechende Ausnahme für „erhebliche Umbaumaßnahmen an beste-
henden Gebäuden“ nicht vorgesehen ist. Vom Rücktrittsrecht nach § 3 KSchG sind die genannten Verträ-
ge nicht ausgenommen.  
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schalreisen170 und Teilnutzungsverträge.171 Für Erstere gelten die Bestimmungen der 

Pauschalreise-RL, die ihrerseits Informationspflichten vorsieht,172 während für Letztere 

bereits detaillierte Bestimmungen in der Timesharing-RL vorgesehen sind.173 Weiters 

sollen Verträge, die von einem zur Unparteilichkeit und Unabhängigkeit verpflichteten 

öffentlichem Amtsträger geschlossen werden, nicht in den Anwendungsbereich der VR-

RL fallen.174 Dasselbe gilt für Verträge zur Lieferung von Lebensmitteln, Getränken 

oder sonstigen Haushaltsgegenständen des täglichen Bedarfs, die dem Verbraucher an 

seinen Wohnsitz, seinen Aufenthaltsort oder Arbeitsplatz geliefert werden.175 Von den 

Richtlinienbestimmungen (mit Ausnahme der Art 8 Abs 2 sowie Art 19 und 22)176 sol-

len auch Verträge über die Beförderung von Personen ausgenommen werden.177 Auch 

fallen Verträge, die unter Verwendung von Warenautomaten oder automatisierten Ge-

schäftsräumen geschlossen werden178 und auch solche, die mit Betreibern von Tele-

kommunikationsmitteln mit Hilfe öffentlicher Fernsprecher zu deren oder zur Nutzung 

                                                

170
 Art 3 Abs 3 lit g); Erwägungsgrund (32). 

171
 Art 3 Abs 3 lit h); Erwägungsgrund (32). 

172
 Die Richtlinie 90/314 über Pauschalreisen schreibt Informationspflichten in vier verschiede-

nen Phasen vor. 
173

 Die Richtlinie 2008/122/EG enthält ebenfalls umfassende Informationspflichten. 
174

 Art 3 Abs 3 lit i) VR-RL. Eine entsprechende Ausnahme von den österreichischen Fernab-
satzbestimmungen oder dem Rücktrittsrecht nach § 3 KSchG besteht hingegen nicht. 

175
 Art 3 Abs 3 lit j) VR-RL. Dabei handelt es sich um Verträge über sogenannte 

Hauslieferungen, welche gemäß § 5c Abs 4 Z 1 und § 5 f Abs 7 KSchG zwar nicht generell (iSd § 5b 
KSchG), aber insoweit von den Fernabsatzbestimmungen ausgenommen sind, als der Unternehmer dem 
Verbraucher die in § 5c Abs 1 KSchG genannten Informationen nicht erteilen muss und dem Verbraucher 
überdies kein Widerrufsrecht zusteht; vgl Schurr in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 5c KSchG 
Rz 20 f mwN. Vom Anwendungsbereich der Bestimmungen über Haustürgeschäfte sind solche Verträge 
jedoch nicht ausgeschlossen. 

176
 Werden solche Verträge auf elektronischem Weg geschlossen, muss der Unternehmer somit 

sehr wohl die besonderen Informationspflichten gem Art 8 Abs 2 solcher Verträge erfüllen. Überdies 
gelten für sie auch die Bestimmungen über Gebühren und Zahlungen in Art 19 und 22 der VR-RL; vgl 
Erwägungsgrund (27) und Art 16 lit l) („Mietwagen“). 

177
 Art 3 Abs 3 lit k) VR-RL und Erwägungsgrund (27). Eine entsprechende Ausnahme von den 

österreichischen Fernabsatzbestimmungen oder dem Rücktrittsrecht des § 3 KSchG besteht hingegen 
nicht. 

178
 Art 3 Abs 3 lit l) VR-RL. Verträge, die unter der Verwendung von Warenautomaten oder au-

tomatisierten Geschäftsräumen geschlossen werden, worunter beispielsweise Münzsolarien oder –
wäschereien zu verstehen sind, sind gemäß § 5b Z 3 KSchG auch von den österreichischen Fernabsatzbe-
stimmungen ausgenommen; vgl Hammerl in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ § 5b Rz 5. Eine entsprechende 
Ausnahme vom Rücktrittsrecht nach § 3 KSchG besteht hingegen nicht. 
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einer einzelnen von einem Verbraucher hergestellten Telefon-, Internet- oder Faxver-

bindung geschlossen werden,179 nicht in den Anwendungsbereich der VR-RL.180 

Der Anwendungsbereich der VR-RL wird auch durch Erwägungsgrund (8) ein-

geschränkt: demzufolge gelten die Richtlinienbestimmungen nicht für Arbeitsverträge 

sowie für Verträge auf dem Gebiet des Erb-, Familien- und Gesellschaftsrechts. Neben 

den genannten Verträgen, die unabhängig davon, auf welche Weise sie geschlossen 

werden, von den Richtlinienbestimmungen ausgenommen sind, sieht die VR-RL in Art 

3 Abs 4 auch eine spezifische Ausnahme für gewisse außerhalb von Geschäftsräumen 

geschlossene Verträge vor, welche im Zusammenhang mit den Informationspflichten 

des Art 6 dargestellt wird.181  

b) Übernahmepflicht des österreichischen Gesetzgebers? 

Fraglich ist, ob der österreichische Gesetzgeber im Hinblick auf das der Richtli-

nie innewohnende Prinzip der Vollharmonisierung verpflichtet ist, die Totalausnahmen 

auch ins nationale Recht zu übernehmen. Zur Beurteilung des Problems ist entschei-

dend, ob Art 3 Abs 3 im Sinne der Vollharmonisierung so zu verstehen ist, dass die dort 

genannten Verträge nicht in den Anwendungsbereich der VR-RL fallen dürfen. Dies 

würde Änderungen der Bestimmungen für FAV und Haustürgeschäfte hervorrufen. Ge-

nannt seien beispielsweise Mietverträge, welche – wie soeben aufgezeigt – vom An-

wendungsbereich der VR-RL ausgenommen sind.182 Die österreichischen Fernabsatzbe-

stimmungen gelten hingegen für Mietverträge, während sie für den Bau und den Ver-

kauf von Immobilien oder (sonstige) Verträge über Rechte an Immobilien nicht gelten 

sollen.183 Dies erscheint hinsichtlich der Vermietung von Ferienimmobilien für Touris-

ten durchaus gerechtfertigt, zumal bei solchen ein besonderes Schutzbedürfnis der Ver-

                                                

179
 Art 3 Abs 3 lit m) VR-RL. 

180
 Der österreichische Gesetzgeber hat die bereits in Art 3 Abs 1 3. Spiegelstrich der Fernabsatz-

RL vorgesehene Ausnahme für Verträge, die mit Betreibern von Telekommunikationsmitteln aufgrund 
der Benutzung von öffentlichen Fernsprechern geschlossen werden, nicht ins KSchG übernommen, was 
daran liegt, dass diese Vertragsform in Österreich sehr selten ist; vgl Schurr in Fe-
nyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ Vor §§ 5b KSchG Rz 4 mwN. 

181
 Vgl Kap IV.B.5.a). 

182
 Art 3 Abs 3 lit f). 

183
 Hinsichtlich der Fernabsatzverträge wird in § 5b Z 2 KSchG ausdrücklich eine Gegenaus-

nahme für die Vermietung statuiert; vgl auch Art 3 Abs 1 Fernabsatz-RL; Schurr in Fe-
nyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 5b KSchG Rz 4. 
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braucher besteht.184 Mietverträge sind auch vom Rücktrittsrecht bei Haustürgeschäften 

(§ 3 KSchG) nicht ausgenommen, zumal der österreichische Gesetzgeber die diesbezüg-

liche Ausnahme nicht, wie in der Haustürgeschäfte-RL vorgesehen,185 ins österreichi-

sche Recht übernommen hat. Für bestimmte Verträge, welche nach Art 3 Abs 3 eben-

falls vom gesamten Anwendungsbereich der VR-RL ausgenommen werden, gelten nach 

österreichischem Recht lediglich die Fernabsatzbestimmungen nicht, während dem 

Verbraucher das Rücktrittsrecht aber dann zukommt, wenn solche als Haustürgeschäfte 

geschlossen werden. Zu nennen sind etwa Verträge, die Finanzdienstleistungen betref-

fen. Diese sind nach § 5b Abs 1 Z 1 KSchG bereits vom Anwendungsbereich der Fern-

absatzbestimmungen ausgenommen.186 Während Versicherungsverträge und Verträge 

über Wertpapiere zwar auch vom Anwendungsbereich der Haustürgeschäfte-RL ausge-

nommen wurden,187 hat der österreichische Gesetzgeber diese Ausnahmen nicht über-

nommen und gilt § 3 KSchG bisher auch für solche Verträge.188 Dasselbe gilt auch für 

„Verträge über den Bau und den Verkauf von Immobilien oder über sonstige Rechte an 

Immobilien“. Diese sind zwar von den Fernabsatzbestimmungen des §§ 5c bis 5i 

KSchG nicht erfasst,189 wohl aber vom Rücktrittsrecht des § 3 KSchG, obwohl dies in 

der Haustürgeschäfte-RL nicht vorgesehen war.190 Käme man zum Ergebnis, dass der 

österreichische Gesetzgeber zwingend sämtliche in Art 3 Abs 3 der VR-RL genannten 

Ausnahmen zu übernehmen hätte, so könnten die aufgezeigten österreichischen Best-

immungen wohl nicht aufrechterhalten werden.  

                                                

184
 Das Teilnutzungsgesetz ist bei etwaigen Überschneidungen als lex specialis heranzuziehen; 

vgl ErläutRV 1998 BlgNr 20. GP 22; Schurr in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 5b KSchG Rz 7. 
185

 Vgl Art 3 Abs 2 lit a) Haustürgeschäfte-RL. 
186

 Vgl auch Art 3 Abs 1 Fernabsatz-RL. Die Legaldefinition für „Finanzdienstleistungen“ findet 
sich in § 3 Z 2 des österreichischen Fern-Finanzdienstleistungs-Gesetz. Diese ist auch für das Begriffsver-
ständnis des § 5b Z 1 KSchG heranzuziehen, zumal sich seit Inkrafttreten des FernFinG in der Bestim-
mung des KSchG keine beispielhafte Aufzählung solcher Verträge mehr findet; vgl Kosesnik-Wehrle in 
Kosesnik-Wehrle, KSchG³ § 5b Rz 3; Schurr in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 5b KSchG Rz 5. 

187
 Art 3 Abs 2 lit d) und e). 

188
 Vgl Mayrhofer/Tangl in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 3 KSchG Rz 13. 

189
 § 5b Z 2 KSchG. Die Ausnahme wirkt sich jedoch nicht wesentlich auf die Praxis der Ver-

tragsgestaltung aus. Die Vertragsparteien stehen sich bei solchen Verträgen ohnehin zumeist persönlich 
gegenüber, weshalb ein solcher Vertrag nicht typischerweise im Fernabsatz geschlossen wird; vgl Er-
läutRV 1998 BlgNr 20. GP 21; Schurr in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 5b KSchG Rz 7; Krejci 
in Rummel3, KSchG § 5b Rz 2. 

190
 Art 3 Abs 2 lit a) Haustürgeschäfte-RL. 
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Zumal die in Art 3 Abs 3 der VR-RL genannten Vertragsarten durch die Be-

stimmung ausdrücklich nicht in den Anwendungsbereich der Richtlinie fallen sollen, 

liegen sie naturgemäß außerhalb ihres Anwendungsbereichs. Der österreichische Ge-

setzgeber muss also – wie bereits dargestellt191 – unabhängig vom Prinzip der Vollhar-

monisierung, das der VR-RL grundsätzlich innewohnt192 – frei sein, diese Bereiche 

nach seinem Ermessen zu regeln und kann diesbezüglich keinen Einschränkungen un-

terliegen.193 Im Ergebnis bedeutet dies, dass die Richtlinienbestimmungen auch auf die 

von Art 3 Abs 3 ausgenommenen Vertragsarten angewendet werden können.194  

Der österreichische Gesetzgeber kann sich freilich auch dazu entschließen, die 

(gesamten oder einzelne) Ausnahmen des Art 3 Abs 3 der VR-RL ins nationale Recht 

zu übernehmen. Dies empfiehlt sich mE vor allem hinsichtlich der „Allgemeinen Infor-

mationspflichten“ des Unternehmers iSd Art 5 der VR-RL, zumal davon jegliche Ver-

braucherverträge, die keine FAV und AGV sind, erfasst werden.195 Da diese unabhängig 

von einem speziellen Schutzbedürfnis des Verbrauchers gelten und zu einer „Informa-

tionsüberflutung“ für ihn sowie auch zu (unnötigen) Belastungen des Unternehmers 

führen können, sollte deren Anwendungsbereich möglichst gering gehalten werden. 

Auch Verträge, für welche bereits Informationspflichten vorgesehen sind, sollten nach 

Möglichkeit vom Anwendungsbereich der Informationspflichten ausgenommen werden, 

solange der Verbraucherschutz dadurch keine Einschränkung erfährt. Dies ist beispiels-

weise hinsichtlich „sozialer Dienstleistungen“196 denkbar, unter welche etwa der in 

§ 27 ff KSchG geregelte Heimvertrag fällt. § 27 c und d KSchG sehen für diesen bereits 

                                                

191
 Vgl Kap II.A.

 

192
 Dass die nationalen Gesetzgeber bisher nicht dazu verpflichtet waren, die in den einzelnen 

Richtlinien normierten Ausnahmen vom jeweiligen Anwendungsbereich auch in die nationalen Gesetze 
zu übernehmen, wurde damit begründet, dass die betreffenden bisher ergangenen Richtlinien des europäi-
schen Verbraucherschutzes dem Prinzip der Mindestharmonisierung unterlagen; vgl im Hinblick auf die 
Haustürgeschäfte- und die Fernabsatz-RL Lurger/Augenhofer, Konsumentenschutzrecht² 57, 151. Es kann 
jedoch keinen Unterschied machen, ob ein Bereich außerhalb des Anwendungsbereichs einer Richtlinie 
mit mindestharmonisierendem Charakter oder einer solchen liegt, der das Prinzip der Vollharmonisierung 
zugrunde liegt. Es steht den nationalen Gesetzgebern vielmehr in beiden Fällen in gleicher Weise frei, 
diese Bereiche nach eigenen Vorstellungen zu regeln; so auch Riehm in Gsell/Herresthal, Vollharmonisie-
rung 93. 

193
 Vgl Wendehorst in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 162 mwN. 

194
 So geschehen auch im Verbraucherkreditgesetz; vgl Wendehorst in Wendehorst/Zöchling-Jud, 

Verbraucherkreditrecht § 4 Rz 5 ff und allgemein Riehm in Gsell/Herresthal, Vollharmonisierung 93. 
195

 Dazu Kap III. 
196

 Art 3 Abs 3 lit a) VR-RL. 
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Informationspflichten vor.197 Es erscheint sinnvoll, Heimverträge vom Anwendungsbe-

reich der umgesetzten Bestimmungen auszunehmen, zumal dadurch künftig eine dop-

pelte Informationserteilung198 bzw eine Abstimmung der bereits bestehenden Informati-

onen mit jenen der Art 5 und 6 der VR-RL unterbleiben kann. 

Anderes gilt aber für „Versteigerungen“, welche bisher generell vom Anwen-

dungsbereich der Fernabsatz-RL ausgenommen wurden.199 Dementsprechend gelten für 

solche gemäß § 5b Z 4 KSchG auch die österreichischen Fernabsatzbestimmungen 

nicht.200 Ob Online-Verträge, die beispielsweise über Plattformen wie „eBay“ durchge-

führt werden, auch unter „Versteigerungen“ iSd § 5b Z 4 KSchG fallen, war bisher al-

lerdings strittig.201 Nach deutscher Rechtslage sind solche Verträge jedenfalls nicht vom 

Widerrufsrecht ausgeschlossen, sofern sie im Zuge einer Internet-Auktion durch Ange-

bot und Annahme202 und nicht durch Zuschlag203 zustande kommen.204 Diese Ansicht 

                                                

197
 Diese bestehen („auf Verlangen“ des Interessenten) einerseits bereits im vorvertraglichen 

Stadium, andererseits hat der Vertrag selbst gewisse Informationen zu enthalten. § 27c KSchG schreibt 
vor, dass die Informationen dem Verbraucher schriftlich zu erteilen sind, während dies von der VR-RL 
nur dann vorgesehen ist, wenn ein Vertrag außerhalb von Geschäftsräumen iSd Art 2 Z 8 geschlossen 
wird; vgl dazu Ganner in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 27d KSchG Rz 1 ff. 

198
 Vgl Stabentheiner/Cap, ÖJZ 2011/111, 1053; zur mehrmaligen Erteilung von Informationen 

vgl Dehn in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 52, die von einem „doppelten Informationsset“ spricht; vgl 
auch B. Zöchling-Jud in Wendehorst/Zöchling-Jud Verbraucherkreditrecht § 6 Rz 3 mwN, die von einem 
„mehrstufigen Informationsmodell“ spricht. 

199
 Art 3 Abs 1 5. Spiegelstrich der Fernabsatz-RL. 

200
 Die Möglichkeit des Verbrauchers, von einem solchen Vertrag zurückzutreten, steht dem We-

sen der Versteigerung entgegen und würde ihm die Möglichkeit bieten, an mehreren Versteigerungen 
teilzunehmen und nur an jenem Vertrag festzuhalten, welcher für ihn am günstigsten ist. 

201
 Während der OGH zu dieser Thematik bisher noch nicht ausdrücklich Stellung nahm, spricht 

sich Apathy für die Anwendbarkeit der Fernabsatzbestimmungen bei Internetauktionen aus; vgl Apathy in 
Schwimann3 § 5b KSchG Rz 7; vgl auch Kathrein in KBB3 § 5b KSchG Rz 2; vgl auch OGH 4 Ob 
135/07t; vgl Hammerl in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ § 5b Rz 6,7 mwN. 

202
 ISd § 154 ff BGB. 

203
 ISd § 156 BGB. 

204
 BGH, 3. 11. 2004, VIII ZR 375/03, NJW 2005, 53; zust = Wendehorst in MüKo, BGB6 

§ 312d Rz 42. Es sei zwischen Versteigerungen im rechtlichen Sinne („echte“ Versteigerungen) und sol-
chen gegen Höchstgebot (Versteigerungen im wirtschaftlichen Sinne) zu unterscheiden. Erstere sollen nur 
dann vorliegen, wenn der Kaufvertrag durch Zuschlag (Willenserklärung des Auktionators, mit der dieser 
das Angebot eines Bieters annimmt) des Versteigerers zustande kommt. Bei Letzteren komme der Kauf-
vertrag nicht durch Zuschlag, sondern nach Ablauf der vom Versteigerer bzw Verkäufer bestimmten Zeit 
mit dem (zu diesem Zeitpunkt) Höchstbietenden zustande; vgl auch Apathy in Schwimann3 § 5b KSchG 
Rz 5f. 
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wird nunmehr von der VR-RL bestätigt:205 „Versteigerungen“ sind in ihrem Ausnahme-

katalog des Art 3 Abs 3 nicht genannt. Für „Öffentliche Versteigerungen“, bei welchen 

Unternehmer und Verbraucher persönlich anwesend sind oder die Möglichkeit dazu 

haben,206 soll allerdings gemäß Art 16 lit k) der VR-RL (lediglich) das Widerrufsrecht 

des Verbrauchers nicht gelten. Abgesehen davon gelten aber sämtliche Bestimmungen 

und somit die Informationspflichten des Unternehmers, auch für solche. Versteigerun-

gen, die nicht „öffentlich“ sind und jedenfalls auch Internet-Verträge, sind hingegen 

vom gesamten Anwendungsbereich der VR-RL umfasst. Auf diese werden die Richtli-

nienbestimmungen und insbesondere das Widerrufsrecht (sofern es sich dabei um einen 

FAV oder AGV handelt) also künftig anzuwenden sein.207 Die generelle Ausnahme von 

„Versteigerungen“, wie sie derzeit in § 5b Z 4 KSchG enthalten ist, kann vom österrei-

chischen Gesetzgeber somit nicht aufrecht erhalten werden. Bei „öffentlichen Versteige-

rungen“ wird der Unternehmer dem Verbraucher hingegen zwar die Informationen des 

Art 5 oder 6 der VR-RL zur Verfügung stellen müssen,208 jedoch ist dem Verbraucher 

bei solchen (zwingend) kein Widerrufsrecht einzuräumen.209 Auch dies hat der österrei-

chische Gesetzgeber gesetzlich zu verankern. 

                                                

205
 Vgl auch Stabentheiner/Cap, ÖJZ 2011/111, 1055. 

206
 Eine solche wird in Art 2 Z13 der VR-RL als eine Verkaufsmethode definiert, bei welcher der 

Unternehmer den Verbrauchern, die der Versteigerung persönlich beiwohnen (oder die Möglichkeit dazu 
haben), Waren oder Dienstleistungen anbietet. Der Bieter, der den Zuschlag erhält, wird zum Erwerb der 
Waren oder Dienstleistungen verpflichtet. Im Richtlinienvorschlag waren hingegen Definitionen sowohl 
für die „Versteigerung“, als auch für die "öffentliche Versteigerung" vorgesehen Art 2 Abs 15 und 16 des 
Richtlinienvorschlags; vgl dazu Schauer in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 108f. 

207
 Vgl auch Stabentheiner/Cap, ÖJZ 2011/111, 1055. 

208
 Somit werden dem Verbraucher, wenn es sich um einen Fernabsatzvertrag oder einen außer-

halb von Geschäftsräumen geschlossenen Vertrag handelt, die Informationen des Art 6, ansonsten jene 
des Art 5 der VR-RL zur Verfügung zu stellen sein. 

209
 Vgl Riehm in Gsell/Herresthal, Vollharmonisierung 93. 



- 35 - 

  

III. Vorvertragliche Informationspflichten des Art 5 

Art 5 sieht vor, dass der Unternehmer den Verbraucher „in klarer und verständli-

cher Weise“210 über die in Abs 1 lit a) bis h) aufgezählten Punkte informiert, „bevor 

dieser durch einen anderen als einen Fernabsatzvertrag oder einen außerhalb von Ge-

schäftsräumen geschlossenen Vertrag oder ein entsprechendes Vertragsangebot gebun-

den ist“. Aus dem Wortlaut des Art 5 geht hervor, dass es sich hierbei nur um vorver-

tragliche Informationspflichten handelt.211 Die Bestimmung enthält die ersten materiel-

len Bestimmungen der VR-RL und bildet auch den ersten „Block“ ihrer umfassenden 

Informationspflichten.212  

A. Allgemeine Informationspflicht  

Die Besonderheit des Art 5 liegt darin, dass er dem Unternehmer Informations-

pflichten für Verträge unabhängig von der Vertriebsform oder vom Vertragstyp aufer-

legt.213 Diese gelten für jegliche Verbraucherverträge, die nicht im Fernabsatz oder au-

ßerhalb von Geschäftsräumen abgeschlossen werden, also unabhängig davon, ob diese 

Verträge in spezifischen Situationen oder mit komplexem Inhalt geschlossen werden.214 

Es kommt nicht darauf an, ob der betreffende Vertrag ein erhöhtes Schutzbedürfnis des 

Verbrauchers hervorruft oder die zwischen Verbraucher und Unternehmer üblicher-

weise bestehende „Informationsasymmetrie“215 besonders ausgeprägt ist.  

                                                

210
 Dazu unten V.B.1. 

211
 Diese müssen dem Verbraucher gemäß Art 5 Abs 1 bereits vor Abgabe seiner Vertragserklä-

rung
 
zukommen; dazu Kap V.D. 

212
 Den zweiten „Block“ bildet Art 6, welcher Informationspflichten für FAV und AGV vor-

schreibt; siehe dazu Kap IV. 
213

 Vgl Dehn in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 44, welche die Einführung „allgemeiner Infor-
mationspflichten“ als „bemerkenswert“ ansieht; Stabentheiner/Cap, ÖJZ 2011/111, 1055, welche erwäh-
nen, dass Kap II als „die große Neuerung“ und als das „horizontale Element“ des Kommissionsentwurfs 
angesehen wurde. 

214
 Zum Anwendungsbereich des Art 5 siehe unten III.B. 

215
 Siehe dazu Kap I.A. 
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Art 5 schreibt gewissermaßen einen „Kernbestand an Offenlegungspflichten“ 216 

oder „allgemeine Informationspflichten“ 217  vor, was sowohl im Europäischen Verbrau-

cherrecht als auch im österreichischen Recht eine Neuerung darstellt. 

1. Allgemeine Informationspflicht im Gemeinschaftsrecht 

Bisher gab es im europäischen Verbraucherrecht keine generellen oder allge-

meinen Informationspflichten des Unternehmers. Diese haben sich im „acquis commun-

autaire“ vielmehr sehr unterschiedlich entwickelt.218 Zwar gab es bereits Überlegungen, 

die Pflicht zur Offenlegung von Informationen allgemein vorzusehen.219 Die Viel-

schichtigkeit der Informationspflichten in diversen Richtlinien sollte durch deren Ver-

kürzung und Rationalisierung beseitigt und sollte ein „Optimum anstatt eines Maxi-

mums“ erreicht werden.220 Der Forderung nach einer allgemeinen vertragsschlussbezo-

genen Informationspflicht oder einer diesbezüglichen Generalklausel wird jedoch ent-

gegengehalten, dass Informationspflichten nur bei spezifischen Verträgen oder besonde-

ren Vertriebsformen, welche ein Informationsdefizit des Verbrauchers begründen, ge-

rechtfertigt seien.221 Eine allgemeine inhaltliche Vorgabe hinsichtlich der zu erteilenden 

Informationen war aus Sicht der Kommission deshalb nicht sinnvoll, weil die Informa-

tionspflichten in den unterschiedliche Richtlinien verschiedene Zwecke verfolgen wür-

den.222 Auch würden Informationspflichten in das Vertragsrecht der Mitgliedstaaten und 

die Vertragsfreiheit eingreifen.223 Die in den Richtlinien vorgeschriebenen Informati-

                                                

216
 Vgl Kommissionsbegründung des Vorschlags für eine Richtlinie des Europäischen Parla-

ments und des Rates über Rechte der Verbraucher KOM(2008) 614 endg S.10; Dehn in 
B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 44 mwN; Stabentheiner/Cap, ÖJZ 2011/111, 1055. 

217
 Während Art 5 im Richtlinienvorschlag noch die Überschrift „Allgemeine Informations-

pflichten“ enthielt, ist dies in der geltenden Richtlinie nicht mehr der Fall. 
218

 Siehe dazu Kap I.B. 
219

 Dazu Kap I.C. 
220

 Vgl Meškić, Europäisches Verbraucherrecht 79 mwN. 
221

 Vgl Grigoleit in Eidenmüller/Faust/Grigoleit/Jansen/Wagner/Zimmermann, Verbraucherac-
quis 232 f mwN; Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht 301; Mota Pinto in Schulze/Ebers/Grigoleit, 
Informationspflichten 160; Angermann, Informationspflichten 145 mwN; Schulte-Nölke/Twigg-
Flesner/Ebers in Schulte-Nölke/Twigg-Flesner/Ebers, EG-Verbraucherrechtskompendium 777. 

222
 KOM (2006) 744 endg, 22; vgl auch Meškić, Europäisches Verbraucherrecht 79 mwN, wel-

cher den „wahren Grund“ dafür, dass sich die Kommission nicht mit einer inhaltlichen Gestaltung allge-
meiner Informationspflichten auseinandersetzte darin sieht, dass sich die Acquis Group in ihrem Entwurf 
der Acquis-Grundregeln bereits damit beschäftig hat. 

223 Vgl etwa Mota Pinto in Schulze/Ebers/Grigoleit, Informationspflichten 160 f; Angermann, In-
formationspflichten 145 mwN. 
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onspflichten haben nämlich über die Pflicht zur Umsetzung hinaus einen wesentlichen 

Einfluss auf das allgemeine Vertragsrecht der nationalen Rechtsordnungen: ob sie dem 

vorvertraglichen oder dem vertraglichen Bereich zuzuordnen sind, Vertragsinhalt wer-

den oder welche Konsequenzen ihre Verletzung haben soll, sind grundlegende Fragen, 

die sich vielfach nicht leicht beantworten lassen.224  

Fraglich ist, ob aus den bestehenden Informationspflichten des europäischen 

Vertragsrechts eine allgemeine Informationspflicht abgeleitet werden kann, welche über 

die einzelnen Bestimmungen der verschiedenen Richtlinien hinausgeht. So enthält die 

Verbrauchsgüterkauf-RL225 zwar keine Bestimmung, die den Unternehmer zur Aufklä-

rung über Eigenschaften des Vertragsgegenstandes verpflichtet. Jedoch kann aus ihr 

unter Umständen eine indirekte vorvertragliche „Informationspflicht“ abgeleitet werden. 

Gemäß Art 2 Abs 1 der Richtlinie ist der Verkäufer verpflichtet, dem Käufer vertrags-

gemäße Güter zu liefern. Besteht hinsichtlich der Qualität der Leistung keine ausdrück-

liche vertragliche Vereinbarung zwischen den Vertragsparteien, so nennt Abs 2 der Be-

stimmung weitere Kriterien, welche die Vertragsgemäßheit der Leistung vermuten las-

sen. So gelten Verbrauchsgüter nach Art 2 Abs 2 lit c) unter anderem dann als vertrags-

gemäß, wenn sie sich für Zwecke eignen, für welche Güter der gleichen Art „gewöhn-

lich gebraucht“ werden. Dasselbe soll gemäß Abs 2 lit d) dann gelten, wenn sie die 

Qualität und Leistung aufweisen, die bei gleichartigen Gütern „üblich“ sind. Gemäß 

Art 3 Abs 1 der Richtlinie haftet der Verkäufer dem Verbraucher, sofern die Kaufsache 

nicht dem Vertrag entspricht. Naturgemäß kann sich der Verkäufer von der Haftung für 

Abweichungen vom „gewöhnlichen Gebrauch“ oder dem „üblichen“ Qualitätsstandard 

befreien indem er den Käufer vor Vertragsschluss auf diesbezügliche Abweichungen 

aufmerksam macht oder diese für ihn offensichtlich sind oder sein müssen. So bestimmt 

gemäß Art 2 Abs 2 lit a) der Verbrauchsgüterkauf-RL auch die Beschreibung des Un-

ternehmers den Qualitätsstandard des Vertragsgegenstandes und ist gemäß lit d) für die 

„vernünftigen Erwartungen“ des Verbrauchers an die Qualität auf die Werbeaussagen 

                                                

224 Vgl Schulze in Schulze/Ebers/Grigoleit, Informationspflichten 11. 
225

 Richtlinie 1999/44/EG. 
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oder Etikettenangaben abzustellen. Somit kann der Unternehmer den Qualitätsstandard 

des Verbrauchsguts durch eigene Angaben bestimmen. Daraus kann auch eine indirekte 

Aufklärungspflicht des Unternehmers abgeleitet werden: eignen sich Ware oder Dienst-

leistung nicht für den „gewöhnlichen Gebrauch“ oder weisen sie nicht die „üblichen“ 

Eigenschaften auf, so hat der Unternehmer den Verbraucher darüber zu informieren und 

auf etwaige Abweichungen hinzuweisen, um keine Vertragsverletzung zu begehen.226  

Auch dem Transparenzgebot227 der Klausel-RL228 könnte eine positive Pflicht 

zur Informationserteilung entnommen werden.229 Dieses wird in Art 5 Satz 1 der Klau-

sel-RL für Allgemeine Geschäftsbedingungen ausdrücklich festgelegt: vorformulierte 

Klauseln müssen demnach „klar und verständlich“ abgefasst werden.230 Zweck des 

Transparenzgebotes ist allerdings, dass der durchschnittliche Kunde die Allgemeinen 

Geschäftsbedingungen durchschauen kann und deren Inhalt nicht verschleiert darge-

stellt wird.231 Es betrifft somit die Ausgestaltung vorformulierter Klauseln und führt zu 

einer nachträglichen Kontrolle derselben. „Zweifelhaft“ ist bereits, ob der Unternehmer 

die vorformulierten Klauseln erläutern muss.232 Eine aktive Aufklärungspflicht oder 

eine Verpflichtung des Unternehmers zur Erteilung von Informationen lässt sich jeden-

falls aus dem Transparenzgebot der Klausel-RL nicht ableiten.233  

Eine allgemeine vorvertragliche Informationspflicht könnte auch Art 7 der 

Richtlinie über unlautere Geschäftspraktiken entnommen werden, welcher die Unterlas-

sung der Erteilung von Informationen, die für eine „informierte geschäftliche Entschei-

dung“ des Verbrauchers relevant sind, als irreführende Geschäftspraxis qualifiziert.234 

                                                

226
 Vgl Wilhelmsson, Informationspflichten 255 f; Von Vogel, Verbrauchervertragsrecht 144. 

227
 Siehe zum Transparenzgebot Kap V.B.1. 

228
 Richtlinie 93/13/EWG. 

229
 Vgl Angermann, Informationspflichten 120 mwN. 

230
 Der Inhalt von AGB wird häufig verschleiert dargestellt, was das Ungleichgewicht hinsicht-

lich des wirtschaftlichen Wissens und der wirtschaftlichen Erfahrung zwischen ihrem Verwender und 
dem Kunden weiter verstärkt; vgl zu § 6 Abs 3 KSchG Leitner, Das Transparenzgebot 25 ff. 

231
 Vgl Leitner, Das Transparenzgebot 25. 

232
 Vgl Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht 302. 

233 Vgl Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht 301 f; Angermann, Informationspflichten 120. 
234

 Art 7 Abs 1 der UGP-Richtlinie. Abs 4 der Bestimmung enthält einen Katalog von Informati-
onen, welche „bei Aufforderung zum Kauf“ durch den Verbraucher als „wesentlich“ gelten, sofern sie 
sich nicht „unmittelbar aus den Umständen ergeben“. Die Richtlinie wurde im Bundesgesetz über den 
unlauteren Wettbewerb BGBl. Nr. 448/1984 idF BGBl. I Nr. 136/2001, 106/2006 (UWG) ins österreichi-
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Eine aktive und direkte Informationspflicht wird durch die Richtlinie allerdings nicht 

angeordnet, was von der Kommission damit begründet wurde, dass Unternehmer 

dadurch unnötig belastet und erhebliche Kosten anfallen würden.235 Aus Art 7 der UGP-

Richtlinie ergibt sich aber eine indirekte Informationspflicht des Unternehmers.236  

Allgemein kann aus den Informationspflichten der UGP-Richtlinie und ver-

schiedener anderer Richtlinien aber ein „Täuschungsverbot“ und eine „Wahrheits-

pflicht“ abgeleitet werden. Somit besteht in den europäischen Rechtsordnungen gene-

rell die Verpflichtung, keine unwahren Angaben zu machen. Diese ist aber von der 

Pflicht, ungefragt über bestimmte Aspekte zu informieren, wie sie in Art 5 der VR-RL 

normiert ist, zu unterscheiden.237 

2. Allgemeine Informationspflicht im österreichischen Recht 

Wie im Gemeinschaftsrecht besteht auch im österreichischen Recht bisher keine 

generelle Informationspflicht für allgemeine Verbraucherverträge. Das Erfordernis, ge-

wisse Umstände, die den Vertragsinhalt betreffen, offenzulegen, kann aber, ohne dass 

eine konkrete gesetzliche Aufklärungspflicht bestehen muss, aus den allgemeinen Best-

immungen zum Vertragsschluss abgeleitet werden.238 So entsteht bereits durch Auf-

nahme des geschäftlichen Kontaktes zwischen den Vertragsparteien ein vorvertragliches 

Schuldverhältnis, welches den Unternehmer zur Einhaltung von Aufklärungs- und Sorg-

faltspflichten veranlasst.239 Er muss den Verbraucher zwar nicht über sämtliche Um-

stände informieren, welche für seine Vertragsentscheidung relevant sein könnten. Eine 

Aufklärungspflicht ist nach allgemeinem Vertragsrecht jedoch dann anzunehmen, wenn 

sie ein Vertragspartner nach den Grundsätzen des redlichen Geschäftsverkehrs erwarten 

                                                        

sche Gesetz umgesetzt; vgl dazu Handig/Röttinger/Wiebe in Wiebe/G.Kodek, Kommentar zum UWG 
Einleitung Rz 1 ff. 

235
 Vorschlag für eine Richtlinie über unlautere Geschäftspraktiken KOM (2003) 356, 10; vgl 

Börger, Informationspflichten 34. 
236

 Vgl Dehn in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 44; Börger, Informationspflichten 34. 
237

 Vgl Mota Pinto in Schulze/Ebers/Grigoleit, Informationspflichten 163; vgl auch Faust in Ei-
denmüller/Faust/Grigoleit/Jansen/Wagner/Zimmermann, Verbraucheracquis 195. 

238
 Vgl auch Grigoleit in Eidenmüller/Faust/Grigoleit/Jansen/Wagner/Zimmermann, Verbrau-

cheracquis 235 f. 
239

 Vgl Welser, Bürgerliches Recht II13 16 ff; 
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darf.240 Dabei sind auch die Verkehrssitte und der Grundsatz von Treu und Glauben 

heranzuziehen. Aufzuklären ist allerdings nur über solche Umstände, die für den Ver-

tragsabschluss von wesentlicher Bedeutung sind.241 Der Unternehmer muss den Ver-

braucher somit grundsätzlich nicht über alle Merkmale der Ware informieren. Seine 

diesbezüglichen Pflichten dürfen nicht überspannt werden.242 Wann genau eine konkrete 

Aufklärungspflicht besteht, kann zwar nicht generell gesagt werden, doch bestehen nach 

hL hierfür einige Fallgruppen: so ist etwa über die Beschaffenheit des Leistungsgegen-

standes zu informieren.243 Zur Interessenswahrung des Vertragspartners ist auch auf 

mögliche Gefahren desselben hinzuweisen, wobei für Art und Ausmaß Beschaffenheit 

und Funktionsweise des Vertragsgegenstandes maßgeblich sind. Die Aufklärungspflicht 

des Unternehmers besteht jedenfalls nur insoweit, als er eine Gefährdung der Interessen 

seines Vertragspartners objektiv vorhersehen kann.244 Auch der „vorauszusetzende Wis-

sensstand“ des Käufers im Einzelfall und seine persönliche Eignung sind dabei heran-

zuziehen.245 Fehlen dem Verbraucher offensichtlich gewisse Fachkenntnisse, welche für 

seine Vertragsentscheidung aber wesentlich sind, so hat der Unternehmer – soweit dies 

für ihn erkennbar ist – seine Unkenntnis durch Aufklärung zu beheben.246 Verletzt der 

Unternehmer seine vorvertraglichen Aufklärungspflichten, so kann dem Verbraucher 

ein Schadenersatzanspruch aus culpa in contrahendo zustehen.247  

Art 5 der VR-RL verpflichtet den Unternehmer im Gegensatz dazu, dem Ver-

braucher bestimmte Informationen ohne dessen Aufforderung und unabhängig davon 

                                                

240
 Aus der österreichischen Rechtsprechung: „Eine allgemeine Aufklärungspflicht über alle Um-

stände, die den Vertragsgegner vom Vertragsabschluss abhalten könnten, besteht nicht. Das Verschwei-
gen von Umständen kann nur dann sittenwidrig sein, wenn der Vertragsgegner nach Treu und Glauben 
mit Rücksicht auf die Verkehrssitte eine Mitteilung erwarten durfte.“ (RIS Justiz RS0014820); vgl auch 
RIS-Justiz RS0014811; RIS-Justiz RS0016390; Bydlinski, JBl 1980, 393; Reischauer in Rummel3 Vor 
§§ 918-933 Rz 15; Bollenberger in KBB3 § 870 Rz 1 mwN. 

241
 Vgl Wiebe in Kletečka/Schauer, ABGB-ON § 861 Rz 41 f. 

242
 Vgl Welser, Bürgerliches Recht II13 16; Wiebe in Kletečka/Schauer, ABGB-ON § 861 Rz 

42 ff. 
243

 OGH in SZ 42/102 = JBl 1976, 205; vgl B. Jud, Schadenersatz bei mangelhafter Leistung 
82 ff. 

244
 RIS-Justiz RS0016390. 

245
 Vgl Reischauer in Rummel3 Vor §§ 918-933 Rz 15; RIS-Justiz RS0048335. 

246
 Vgl OGH 5 Ob 247/09y; RIS-Justiz RS0048335. 

247
 Siehe dazu unten Kap VI.C.2.c). 
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zur Verfügung zu stellen, ob der Verbraucher diese Informationen im Allgemeinen er-

warten darf. 

B. Anwendungsbereich Art 5 

Mit Art 5, der für alle Verträge gilt, die nicht Fernabsatzverträge oder solche 

sind, die außerhalb von Geschäftsräumen geschlossen wurden, werden – im Gegensatz 

zu den „besonderen Informationspflichten“ des Art 6248 – allgemeine und von der 

Absatzart oder dem Vertragstyp unabhängige Informationspflichten eingeführt. Diese 

gelten – abgesehen von FAV, AGV249 und den von Art 3 Abs 3 ausgenommenen 

Verträgen250 – für jegliche Verbrauchergeschäfte und somit für allgemeine 

Verbraucherverträge, die zwischen einem Unternehmer und einem Verbraucher 

geschlossen werden. 

Neben den allgemeinen Ausnahmen, die Art 3 Abs 3 der VR-RL normiert, er-

öffnet Art 5 Abs 3 den Mitgliedstaaten überdies die Option, Verträge, „die Geschäfte 

des täglichen Lebens zum Gegenstand haben und zum Zeitpunkt des Vertragsab-

schlusses sofort erfüllt werden“, vom Anwendungsbereich auszunehmen.251  

Eine Definition solcher Geschäfte wird in der VR-RL nicht vorgenommen, doch 

sind darunter wohl solche zu verstehen, die nach der Verkehrsauffassung „typische All-

tagsgeschäfte“ sind und dem „gewöhnlichen Leben“ des Verbrauchers angehören. Zur 

Beurteilung ist dabei wohl einerseits auf den Wert des Vertragsgegenstandes, anderer-

seits auf die Häufigkeit und Regelmäßigkeit dessen Erwerbs abzustellen. Der tägliche 

Abschluss wird dabei wohl allerdings nicht erforderlich sein, ebenso wenig muss es sich 

um existenznotwendige Geschäfte handeln. In Betracht kommen Erwerbsgeschäfte über 

Sachen des täglichen Bedarfs des Verbrauchers, die zum alsbaldigen Verbrauch be-

                                                

248
 Dazu Kapitel V. 

249
 Art 5 Abs 1 VR-RL. 

250
 Dazu II.D.2.a).

 

251
 Nach dem Wortlaut des Art 5 Abs 3 der VR-RL können hingegen Verträge, die zwar zum 

Zeitpunkt des Vertragsschlusses sofort erfüllt werden, allerdings keine „alltäglichen Geschäfte“ sind, 
nicht von den Informationspflichten ausgenommen werden. Dasselbe muss im umgekehrten Fall gelten, 
wenn zwar ein „alltägliches Geschäft“ vorliegt, dieses jedoch bei Vertragsabschluss nicht unverzüglich 
erfüllt wird. 
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stimmt sind: so sind etwa der Erwerb von Nahrungsmitteln, Kosmetika und Körperpfle-

geprodukten (zB Zahnpasta), „einfachen“ Medikamenten (zB Halswehtabletten, Hus-

tensaft), Zeitungen oder Briefmarken als „Geschäfte des täglichen Lebens“ zu werten.252 

Hingegen wird es etwa beim Erwerb von Kleidung oder Elektrogeräten von deren Preis 

abhängen, ob sie als solche gelten sollen.253 Geschäfte über einfache Dienstleistungen, 

wie etwa der Besuch bei einem Friseur oder im Museum sowie Fahrten mit öffentlichen 

Verkehrsmitteln, können wohl ebenfalls als „Geschäfte des täglichen Lebens“ angese-

hen werden.254 

Die Verpflichtung des Unternehmers, dem Verbraucher all die in Art 5 aufgelis-

teten Informationen vor Vertragsschluss zur Verfügung zu stellen, wäre bei den genann-

ten Geschäften mE unverhältnismäßig und wenig sinnvoll.255 Der Verbraucher wird bei 

typischen Alltagsgeschäften in der Regel kein Interesse an einer umfangreichen Aufklä-

rung über gewisse Umstände haben, sondern damit vielmehr überfordert sein. Auch für 

den Unternehmer wäre die Verpflichtung eine unnötige Belastung und mit Kosten ver-

bunden. Der österreichische Gesetzgeber sollte deshalb jedenfalls von der Option Ge-

brauch machen, „Geschäfte des täglichen Lebens, die zum Zeitpunkt des Vertragsab-

schlusses sofort erfüllt werden“ vom Anwendungsbereich des Art 5 auszunehmen. Es 

empfiehlt sich also, eine entsprechende Ausnahme ins Gesetz aufzunehmen, sodass den 

Unternehmer bei solchen Geschäften künftig keine über das allgemeine Vertragsrecht 

hinausgehende Informationspflicht trifft, wie sie in Art 5 VR-RL angeordnet wird. 

C. Inhalt der einzelnen Informationspflichten 

Die einzelnen Informationspflichten des Art 5 sind in lit a) bis h) der Bestim-

mung aufgezählt. Es handelt sich dabei um acht Umstände, welche – wie auch die In-

formationsgegenstände in anderen Richtlinien – hinsichtlich ihres Inhalts systematisiert 

                                                

252
 Vgl zu § 105a BGB Knothe in Staudinger2011, BGB § 105a Rz 5 mwN; Schmitt in MüKo, 

BGB6 § 105a Rz 6 mwN.  
253

 Vgl Stabentheiner/Cap, ÖJZ 2011/111, 1055. 
254

 Vgl zu § 105a BGB Knothe in Staudinger2011, BGB § 105a Rz 5 mwN; Schmitt in MüKo, 
BGB6 § 105a Rz 6 mwN.  

255
 Vgl auch Erwägungsgrund (28) der VR-RL. 



- 43 - 

  

und in die Kategorien Leistungsbeschreibungen, Hinweise zu den Vertragsmodalitäten 

sowie bloße Wissenserklärungen eingeteilt werden können.256  

1. Wesentliche Eigenschaften der Waren und Dienstleistungen 

Gemäß Art 5 lit a) ist der Verbraucher zunächst über die wesentlichen Eigen-

schaften der Waren oder Dienstleistungen zu informieren. Es handelt sich dabei um 

Informationen, die der Leistungsbeschreibung zugeordnet werden können.257 Die all-

gemein formulierte und pauschale Verpflichtung berücksichtigt die unzähligen ver-

schiedenen Waren und Dienstleistungsarten, die Vertragsgegenstand von allgemeinen 

Verbraucherverträgen sein können. Welche die „wesentlichen Eigenschaften“ sind, wird 

in der VR-RL nicht definiert und enthält sie auch keine Parameter dafür.258 Es ist ledig-

lich vorgesehen, dass über sie in dem für den „Datenträger“ und die betreffende Ware 

oder Dienstleistung angemessenen Umfang zu informieren ist.259  

Eine Eigenschaft ist „wesentlich“, wenn durch sie bestimmt wird, wie eine Ware 

oder Dienstleistung verwendet oder gebraucht werden kann, für welchen Zweck diese 

bestimmt ist oder welchen Wert sie aufweist. Darunter sind allerdings nicht nur solche 

Eigenschaften zu verstehen, die objektiv betrachtet die Hauptmerkmale eines Produkts 

ausmachen, sondern ist auch darauf abzustellen, welche Eigenschaften für den ange-

sprochenen Adressatenkreis allgemein im Hinblick auf die vorgesehene Verwendung 

von Ware oder Dienstleistung maßgeblich sind.260 Der Unternehmer ist nicht verpflich-

tend über sämtliche Einzelheiten der Leistung, sondern vielmehr über jene Eigenschaf-

ten aufzuklären, die der Verbraucher berechtigterweise erwarten kann, um eine Bewer-

tung des Leistungsangebots des Unternehmers für die Zwecke des konkreten Vertrags-

schlusses und einen Vergleich mit anderen Angeboten vornehmen zu können. Auch die 

                                                

256
 Vgl unter zahlreichen Von Vogel, Verbrauchervertragsrecht 136; Grigoleit in Eidenmül-

ler/Faust/Grigoleit/Jansen/Wagner/Zimmermann, Verbraucheracquis 235 f. 
257

 Vgl Von Vogel, Verbrauchervertragsrecht 136. 
258

 Kritisch zur Schutzfunktion einer allgemein formulierten Leistungsbeschreibungspflicht Gri-
goleit in Eidenmüller/Faust/Grigoleit/Jansen/Wagner/Zimmermann, Verbraucheracquis 239.

 

259
 Unter dem „Datenträger“ ist wohl das „Informations- oder Kommunikationsmedium“ zu ver-

stehen, was sich auch aus der englischen Sprachfassung der VR-RL („medium“) ableiten lässt. Im Richt-
linienvorschlag wurde noch vom „Träger“ gesprochen; vgl Dehn in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 55 f. 

260
 Vgl Sack in Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG2 § 6 Rz 144 mwN.
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Verkehrsauffassung und -praxis sowie die branchenüblichen Maßstäbe sind dabei maß-

geblich.261 Bei Waren hat der Unternehmer etwa Angaben über ihre Beschaffenheit wie 

Material, Maße, Gewicht, Farbe, technische Daten und ähnliches zu machen. Auch ihr 

Verwendungszweck wird unter Umständen offenzulegen sein. Ist der Vertragsgegen-

stand eine Dienstleistung, ist der Verbraucher darüber zu informieren, was diese bein-

haltet und auf welche Weise sie angeboten wird. Der Unternehmer wird den Verbrau-

cher auch über den Zweck sowie über die (geschätzte) Dauer der Dienstleistung zu in-

formieren haben.  

Der „angemessene Umfang“, also die Detaildichte der Information über wesent-

liche Eigenschaften, hängt vom jeweiligen Vertragsgegenstand und vom Informations-

medium bzw der Form der kommerziellen Kommunikation im Einzelfall ab.262 So wird 

bei einem Kraftfahrzeug in der Regel eine größere Anzahl von Eigenschaften „wesent-

lich“ sein als etwa bei einem Möbelstück. Erkundigt sich der Verbraucher telefonisch 

nach einer Ware oder Dienstleistung, wird es ausreichen, wenn ihm lediglich bestimmte 

Merkmale des Produkts angegeben werden und er hinsichtlich weiterer Merkmale bei-

spielsweise auf eine Homepage oder einen Geschäftsaushang verwiesen wird.  

Fraglich ist, ob zur Beurteilung der „Wesentlichkeit“ eines Produkts auch das 

persönliche Informationsbedürfnis des Verbrauchers im Einzelfall einzubeziehen ist. 

Dies ist im österreichischen Recht, in welchem sich eine Aufklärungspflicht hinsichtlich 

des Leistungsgegenstands aus den vorvertraglichen Aufklärungs- und Informations-

pflichten ergeben kann, der Fall.263 Für das Ausmaß der Belehrung ist dabei neben der 

Beschaffenheit des Produkts auch das Informationsungleichgewicht zwischen den Par-

teien zu berücksichtigen.264 Somit ist hinsichtlich der Aufklärungspflicht auch auf den 

Wissensstand des Verbrauchers im Einzelfall abzustellen. Hat dieser erkennbar ein be-

sonderes Interesse an der Aufklärung über bestimmten Eigenschaften des Produkts, die 

für seine Vertragsentscheidung wesentlich sind, so hat der Unternehmer diesem auch 

nachzukommen. Können umgekehrt ausreichende Sachkenntnisse des Verbrauchers 

                                                

261
 Vgl auch Wendehorst in MüKo, BGB6 § 312 c Rz 22 mwN, Thüsing in Staudinger2003, BGB 

Art 240 EGBGB Rz 9 mwN. 
262

 Art 5 Abs 1 lit a) VR-RL. 
263

 III.A.2.
 

264
 Vgl Wiebe in Kletečka/Schauer, ABGB-ON § 861 Rz 43; zur Sanktion bei schuldhafter Ver-

letzung dieser Informationspflicht siehe unten Kap VI.C.2.c). 
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vorausgesetzt werden, ist er in dem betreffenden Bereich hingegen nicht zusätzlich auf-

zuklären.265 

In Art 5 Abs 1 lit a) wird auf den Wissensstand des konkreten Verbrauchers al-

lerdings gerade nicht abgestellt. Das Ausmaß der gebotenen Belehrung richtet sich der 

Bestimmung zufolge vielmehr ausschließlich nach der Beschaffenheit von Ware oder 

Dienstleistung sowie dem eingesetzten kommerziellen Medium. Die Verpflichtung in 

Art 5 Abs 1 lit a) ist hinsichtlich des Wortlauts im Wesentlichen ident mit jener in Art 6, 

der Informationspflichten des Unternehmers bei AGV und FAV vorschreibt.266 Es wird 

somit hinsichtlich der Informationsdichte nicht zwischen allgemeinen Verbraucherver-

trägen und AGV sowie FAV unterschieden, was zu kritisieren ist. Während es etwa bei 

Fernabsatzverträgen, bei welchen ein persönliches Verkaufsgespräch eben gerade nicht 

stattfindet, gerechtfertigt erscheint, hinsichtlich der Detaildichte der Informationen über 

die wesentlichen Eigenschaften hauptsächlich auf das angebotene Produkt abzustellen, 

gilt dies nicht für die von Art 5 betroffenen Verträge. Diese sind in der Regel doch 

dadurch gekennzeichnet, dass die Vertragspartner die Möglichkeit haben, in persönli-

chen Kontakt miteinander zu treten. Der erforderliche Umfang der Aufklärungspflicht 

sollte deshalb im Einzelfall jedenfalls abhängig vom Wissensstand und Informationsbe-

dürfnis des Verbrauchers beurteilt werden, was nach Art 5 Abs 1 lit a) bedauerlicher-

weise aber gerade nicht der Fall ist.267 

Der Unternehmer hat jedoch auch weiterhin auf das spezifische Informationsbe-

dürfnis des Verbrauchers einzugehen, wenn es darum geht, ihn über das in der Richtli-

nie gebotene Ausmaß hinaus zu informieren, ihm also ein „Mehr“ an Informationen 

bereitzustellen. Dies ergibt sich daraus, dass es den nationalen Gesetzgebern erlaubt ist, 

zusätzlich zu den in Art 5 VR-RL genannten noch weitere Informationspflichten vorzu-

sehen oder aufrechtzuerhalten.268 Bei erkennbarem Interesse des Verbrauchers an der 

                                                

265
 Dazu oben III.A.2. 

266
 Ein Unterschied besteht lediglich darin, dass nach Art 6 Abs 1 lit a) VR-RL hinsichtlich des 

angemessenen Umfangs auf das „Kommunikationsmittel“ abzustellen ist; dazu IV.C.1.
 

267
 Vgl Dehn in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 55 f. 

268
 Zum Harmonisierungsgrad siehe III.F. 
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Belehrung über bestimmte, für seine Vertragsentscheidung relevante Eigenschaften des 

Produkts, hat der Unternehmer diese somit auch zu erteilen, wie dies bereits nach all-

gemeinem Vertragsrecht vorgesehen ist. Dem Richtlinientext kann hingegen nicht ent-

nommen werden, dass eine Aufklärung des Unternehmers über die wesentlichen Eigen-

schaften unterbleiben darf, wenn der Verbraucher erkennbar bereits die notwendigen 

Kenntnisse darüber aufweist. Zwar schränkt Art 5 Abs 1 VR-RL die Informationspflicht 

des Unternehmers dahingehend ein, dass die in der Bestimmung enthaltenen Informati-

onen dann nicht erteilt werden müssen, wenn sie sich „bereits unmittelbar aus den Um-

ständen ergeben“.269 Eine Aufklärungspflicht des Unternehmers besteht somit nicht, 

wenn die wesentlichen Eigenschaften von Ware oder Dienstleistung für den Verbrau-

cher in der vorvertraglichen Situation auch ohne entsprechende Belehrung des Unter-

nehmers ersichtlich sind. Zu denken ist etwa daran, dass sie direkt am Produkt ange-

bracht sind. Dies bedeutet wohl allerdings nicht, dass der Unternehmer die gebotene 

Aufklärung unterlassen kann, wenn der Verbraucher subjektiv und „von sich aus“ be-

reits entsprechende Kenntnisse aufweist. So ist der Unternehmer nach der VR-RL bei 

einem Verkaufsgespräch gegenüber einem Verbraucher, der hinsichtlich des Produkts 

bereits über sämtliche Fachkenntnisse verfügt, zur Aufklärung im selben Ausmaß ver-

pflichtet, wie gegenüber jenem, der nicht einmal Grundlegendes darüber weiß, was jeg-

licher Rechtfertigung entbehrt und zu einer unnötigen Belastung sowohl des Unterneh-

mers, als auch des Verbrauchers führen kann. 

Zusammenfassend hat der Unternehmer den Verbraucher künftig also bei allge-

meinen Verbraucherverträgen ungefragt über bestimmte Eigenschaften von Ware oder 

Dienstleistung aufzuklären. Er ist gesetzlich zur Angabe jener Eigenschaften zu ver-

pflichten, die ein Verbraucher im Allgemeinen erwarten kann, um eine Bewertung der 

Leistung für den Zweck des Vertragsschlusses vorzunehmen und diese mit anderen 

Leistungen zu vergleichen. Einer gesetzlichen Konkretisierung und Festsetzung der 

„wesentlichen Eigenschaften“ durch den österreichischen Gesetzgeber steht in Bezug 

auf gewisse Verträge nichts entgegen.270 Dies scheint vor allem bei jenen Vertragsarten 

                                                

269
 Dazu unten III.D. 

270
 Bei jenen Verträgen, bei welchen nach österreichischen Recht bereits Informationspflichten 

vorgesehen sind, werden wohl die dort genannten Eigenschaften als „wesentlich“ für den Verbraucher 
anzusehen sein; vgl auch Dehn in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 57. 
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sinnvoll, bei welchen nach österreichischem Recht bereits Informationspflichten vorge-

sehen sind.271 Will der einzelne Verbraucher über die gesetzliche Verpflichtung hinaus 

noch genauer über die wesentlichen Eigenschaften von Ware oder Dienstleistung aufge-

klärt werden, so ist dies vom Unternehmer auch weiterhin zu berücksichtigen. Umge-

kehrt kann der Unternehmer die Belehrung jedoch nicht unterlassen, wenn der Verbrau-

cher im Einzelfall bereits die nötigen Sachkenntnisse aufweist, was zu kritisieren ist und 

wenig sinnvoll erscheint. 

2. Informationen betreffend den Unternehmer 

Gemäß Art 5 Abs 1 lit b) hat der Unternehmer den Verbraucher über dessen 

„Identität, wie beispielsweise seinen Handelsnamen“ zu informieren. Zusätzlich dazu 

hat er „die Anschrift des Ortes, an dem er niedergelassen ist, sowie seine 

Telefonnummer“ offen zu legen.  

Nach österreichischem Recht hat der Unternehmer den Verbraucher bereits auf-

grund seiner allgemeinen vorvertraglichen Aufklärungspflichten über die eigene Identi-

tät zu informieren.272 Künftig wird er aber gesetzlich dazu verpflichtet sein, seinen Fir-

mennamen bzw den „Geschäftsnamen“273 oder die Unternehmensbezeichnung,274 und 

gegebenenfalls die Rechtsform seines Unternehmens anzugeben. Auch hat er in Zukunft 

seine ladungsfähige Anschrift und somit seine Postadresse (Land, Ort, Postleitzahl, 

                                                

271
 Sind solche nämlich nicht im vorvertraglichen, sondern erst in einem späteren Stadium vorge-

sehen, so kann es zur doppelten Informationserteilung kommen, wenn einzelne der bereits gesetzlich 
vorgeschriebenen Informationsgegenstände inhaltlich jenen des Art 5 Abs 1 entsprechen; vgl Dehn in 
B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 57; siehe dazu Kap III.H. 

272
 Vgl Welser, Bürgerliches Recht II13 16 f; Wiebe in Kletečka/Schauer, ABGB-ON § 861 Rz 

30 ff.
 

273 
Die Angabe seines bürgerlichen Namens wird dabei wohl nicht ausreichen; vgl Dehn in 

Krejci, RK UGB § 17 Rz 2. 
274

 Unter der Unternehmensbezeichnung werden alle Kennzeichen, welche die Identität eines Un-
ternehmens prägen (Corporate Identity eines Unternehmens) verstanden. Darunter fallen die Firma (§ 17 
UGB), die Geschäftsbezeichnung, Firmengrafiken, Domain-Namen etc; vgl Anderl/Appl in Wie-
be/G.Kodek, Kommentar zum UWG § 2 Rz 382 f; Krejci, Unternehmensrecht4 98 f. 
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Straße und Hausnummer) offenzulegen.275 Zusätzlich dazu ist er zur Angabe seiner Te-

lefonnummer zu verpflichten.  

Die künftig gesetzlich vorzuschreibende Verpflichtung von Unternehmern, Iden-

tität und Anschrift offenzulegen, ist zu begrüßen. Der Verbraucher soll seinen potentiel-

len Vertragspartner und dessen Anschrift schon im vorvertraglichen Stadium kennen, da 

er ihm gegenüber seine Rechte durchsetzen kann. Es soll ihm die Möglichkeit gegeben 

werden, den Unternehmer rasch und ohne Schwierigkeiten erreichen zu können, was 

durch die Möglichkeit der telefonischen Kontaktaufnahme erleichtert wird. Für eine 

mögliche gerichtliche Durchsetzung seiner Rechte oder etwaige Beschwerden ist erfor-

derlich, dass er die Adresse der Niederlassung des Unternehmers kennt. Die Informati-

onspflicht über Identität und Anschrift dient auch der Markttransparenz und kann unlau-

teren Geschäftspraktiken entgegenwirken.276  

3. Informationen betreffend den Preis 

Art 5 Abs 1 lit c) verpflichtet den Unternehmer weiters zur Angabe des 

„Gesamtpreises“ der Waren oder Dienstleistungen und zwar „einschließlich aller 

Steuern und Abgaben“. Nur dann, wenn der Preis „aufgrund der Beschaffenheit der 

Waren oder Dienstleistungen vernünftigerweise nicht im Voraus berechnet werden 

kann“, hat der Unternehmer die „Art der Preisberechnung“ offenzulegen. 

Gegebenenfalls sind auch etwaige zusätzliche Fracht-, Liefer- oder Versandkosten bzw 

die Tatsache anzugeben, dass diese anfallen können. Es handelt sich dabei um 

Informationen, die der „Leistungsbeschreibung“ zugeordnet werden können. 277  

Die verpflichtende Angabe des Preises durch den Unternehmer ist bei sichtbar 

ausgestellten oder solchen Sachgütern (nicht aber bei Dienstleistungen), die in den Ge-

schäftsräumlichkeiten in anderer Weise zum Verkauf bereitgehalten werden, im öster-

reichischen Recht bereits durch das Preisauszeichnungsgesetz,278 welches auf der ge-

                                                

275
 Vgl zur entsprechenden Verpflichtung in § 5c Abs 1 Z 1 KSchG Hammerl in Kosesnik-

Wehrle, KSchG³ § 5c Rz 5 mwN, dazu unten Kap IV.C.2. 
276 Vgl Von Vogel, Verbrauchervertragsrecht 137 f; Börger, Informationspflichten 88. 
277

 Vgl Von Vogel, Verbrauchervertragsrecht 136. 
278

 Bundesgesetz über die Auszeichnung von Preisen (Preisauszeichnungsgesetz - PrAG); BGBl 
146/1992. 
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nannten Preisangaben-RL beruht, vorgeschrieben. Für Leistungen, die nach der Gewer-

beordnung angeboten werden, sind Preisangaben im Geschäft anzubringen.279 

Der Angabe des Preises kommt im (österreichischen) Vertragsrecht deshalb be-

sondere Bedeutung zu, zumal dieser beim Kaufvertrag zu den essentialia negotii gehört 

und zur Konsensbildung der Parteien angegeben werden muss.280 Für den Verbraucher 

ist es entscheidend zu wissen, wie hoch seine finanzielle Belastung durch den Abschluss 

des Vertrags sein wird, weshalb die möglichst konkrete Angabe des Preises notwendig 

ist.281 Nach dem ABGB darf der Kaufpreis nicht „unbestimmt“ sein,282 was nach hL und 

Rsp allerdings dahingehend verstanden wird, dass er lediglich „bestimmbar“ iSv § 869 

ABGB sein muss. Es reicht somit aus, wenn der Preis durch Auslegung ermittelt werden 

kann und sich die Vertragsparteien etwa auf objektive Preisbestimmungsfaktoren eini-

gen. Es genügt auch, wenn sich der Preis etwa aus dem kundenüblichen Preis oder aus 

dem Listen-Markt- oder Ladenpreis ergibt. Auch der Preis zu Selbstkosten oder der 

Schätzpreis kann angegeben werden. Es ist sogar zulässig, dass der Preis durch einen 

Dritten bestimmt wird.283 Aus dem Wortlaut der VR-RL lässt sich hingegen nicht ent-

nehmen, dass die Angabe eines „bestimmbaren“ Preises durch den Unternehmer genü-

gen würde. Vielmehr scheint die Angabe eines konkreten Preises erforderlich, zumal die 

Alternative der Angabe einer Preisberechnung nur dann erlaubt ist, wenn der Preis 

„aufgrund der Beschaffenheit der Waren oder Dienstleistungen vernünftigerweise nicht 

im Voraus berechnet werden kann“.284 Somit ist Art 5 Abs 1 lit c) wohl dahingehend 

auszulegen, dass der Unternehmer den konkreten Preis anzugeben hat. Ist dies „vernünf-

tigerweise“ im Vorhinein nicht möglich, wie dies etwa bei Reparaturarbeiten der Fall 

                                                

279
 § 1 Abs 1 Z 1 und 2 PrAG. 

280
 Vgl Aicher in Rummel3 § 1054 Rz 2; Dehn in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 58; Börger, 

Informationspflichten 92 ff; Grigoleit in Eidenmüller/Faust/Grigoleit/Jansen/Wagner/Zimmermann, 
Verbraucheracquis 241. 

281
 Vgl Börger, Informationspflichten 92 ff. 

282
 § 1054 Satz 2 ABGB. 

283
 Vgl unter zahlreichen Aicher in Rummel3 § 1054 Rz 10; Binder in Schwimann3 § 1054 Rz 38. 

284
 Die Formulierung „oder in den Fällen“ des Art 5 Abs 1 lit c) weist darauf hin, dass dadurch 

gerade keine gleichwertige Alternative normiert wird; vgl Dehn in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 58.
 



- 50 - 

sein kann, so sind dem Verbraucher Parameter bekanntzugeben, die ihm die Preisbe-

rechnung objektiv nachvollziehbar ermöglichen (zB Stundensatz).285 

Die Verpflichtung des Unternehmers, den Verbraucher über den konkreten Preis 

von Ware und Dienstleistung zu informieren, ist nach Umsetzung der VR-RL jedenfalls 

gesetzlich zu verankern. Etwaige zusätzliche Fracht-, Liefer- oder Zustellkosten bzw die 

Tatsache, dass diese anfallen können, sind vom Unternehmer künftig ebenfalls anzuge-

ben.286  

4. Zahlungs-, Liefer-, Leistungsbedingungen und Beschwerdeverfahren 

Der Unternehmer hat den Verbraucher „gegebenenfalls“ auch über die Zah-

lungs-, Liefer- und Leistungsbedingungen zu informieren.287 Überdies muss er angeben, 

zu welchem Termin er sich verpflichtet hat, die Ware zu liefern oder die Dienstleistung 

zu erbringen. Schließlich ist der Verbraucher auch über „das Verfahren zum Umgang 

mit Beschwerden“ zu informieren.288 Im Richtlinienvorschlag war noch vorgesehen, 

dass die betreffenden Informationen nur dann erteilt werden mussten, wenn sie „von 

den Erfordernissen der beruflichen Sorgfalt abweichen sollten“.289 Die „berufliche Sorg-

falt“ wurde als „Standard an Fachkenntnissen und Sorgfalt, von dem billigerweise er-

wartet werden kann, dass der Unternehmer ihn gegenüber dem Verbraucher gemäß den 

Marktgepflogenheiten und/oder dem allgemeinen Grundsatz von Treu und Glauben in 

seinem Tätigkeitsbereich anwendet“, definiert.290 Diese Bedingung findet sich in Art 5 

Abs 1 lit d) nicht mehr. Es ist aber davon auszugehen, dass der Unternehmer dem Ver-

braucher lediglich die vertraglich vereinbarten Bedingungen über Zahlung, Lieferung 

und Leistung offenzulegen hat. Eine Aufklärungspflicht über das diesbezügliche zwin-

                                                

285
 Zur entsprechenden Verpflichtung in § 2 Abs 5 Z 3 UWG vgl Anderl/Appl in Wie-

be/G.Kodek, Kommentar zum UWG § 2 Rz 535 ff. 
286

 Während der Verbraucher bei FAV und AGV gem Art 6 Abs 6 der VR-RL für die „zusätzli-
chen Fracht-, Liefer- oder Versandkosten“ des Art 6 Abs 1 lit e) nicht aufkommen muss, wenn der Unter-
nehmer ihn nicht über diese informiert hat, ist dies in Art 5 nicht vorgesehen. 

287
 Es handelt sich dabei um Informationen, die der „Leistungsbeschreibung“ zugeordnet werden 

können; vgl Von Vogel, Verbrauchervertragsrecht 136. Im Richtlinienvorschlag war noch vorgesehen, 
dass diese nur dann anzugeben sind, „falls sie von den Erfordernissen der beruflichen Sorgfalt abwei-
chen.“ Dieser Zusatz wurde auf Bestreben des Rates gestrichen; vgl Schmidt-Kessel, GPR 2010, 132. 

288
 Art 5 Abs 1 lit d). 

289
 Art 5 Abs 1 lit d) des Richtlinienvorschlags.  

290
 Art 2 Abs 14 des Richtlinienvorschlags.  
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gende oder dispositive Recht würde hingegen zu weit gehen und den Unternehmer in 

unzumutbarer Weise belasten. Diese Ansicht wird auch durch die englische Fassung des 

Art 5 Abs 1 lit d) bestätigt, welche den Unternehmer zur Information über „the arran-

gements for payment, delivery, performance, the time by which the trader undertakes to 

deliver the goods or to perform the service“ und somit (bloß) über die diesbezüglichen 

Vereinbarungen verpflichtet.291 Der Unternehmer ist somit nach Umsetzung der Richtli-

nie gesetzlich zu verpflichten, den Verbraucher gegebenenfalls über das vertraglich ver-

einbarte Zahlungsziel und die Zahlungsmodalitäten zu unterrichten. Dem Verbraucher 

ist offenzulegen, wann und auf welche Weise (bar, durch Überweisung etc) seine Zah-

lung spätestens zu erfolgen hat. Weiters hat der Unternehmer den vereinbarten Zeit-

punkt oder den Zeitraum sowie den Ort der Lieferung anzugeben. Auch sind dem Ver-

braucher sonstige spezielle Umstände und Besonderheiten, die mit der Lieferung im 

Zusammenhang stehen, bekannt zu geben.292  

Schließlich ist der Verbraucher künftig auch über das „Verfahren des Unterneh-

mers zum Umgang mit Beschwerden“ (englisch: „complaint handling policy“) zu in-

formieren, wenn ein solches angeboten wird. Bei einem Beschwerdeverfahren handelt 

es sich um eine nachvertragliche Serviceleistung, die der Unternehmer (freiwillig) an-

bietet. Der Verbraucher kann dort unabhängig von seinen gesetzlichen Gewährleis-

tungsansprüchen oder sonstigen Ansprüchen Beschwerden vorbringen.293 Der Verbrau-

cher ist nach dem Wortlaut der Bestimmung über das „Verfahren“, also darüber aufzu-

klären, welche Maßnahmen der Unternehmer ergreift bzw in einem Unternehmen er-

griffen werden, wenn der Verbraucher mit den Leistungen nicht zufrieden ist und des-

halb eine Beschwerde einbringt („Beschwerdemanagement“).294 Die Sinnhaftigkeit der 

Aufklärung über diesen Umstand allein ist mE fraglich und sie wird in der Regel auch 

keine unmittelbare Auswirkung auf die Kaufentscheidung des Verbrauchers haben. 

                                                

291
 Vgl Dehn in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 61. 

292
 Vgl auch Wendehorst in MüKo, BGB6 § 312 c Rz 37 ff mwN, der zufolge etwa ein Eigen-

tumsvorbehalt oder besondere Lieferarten („Express-Sendung“) angegeben werden müssen. 
293

 Vgl Weidert in Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG2 § 5 Rz 198 ff.
 

294
 Eine entsprechende Verpflichtung findet sich auch in § 2 Abs 6 Z 5 UWG; vgl dazu An-

derl/Appl in Wiebe/G.Kodek, Kommentar zum UWG § 2 Rz 539.
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Wichtig ist für ihn hingegen zu wissen, wo und auf welche Weise er allfällige Bean-

standungen und Reklamationen vorbringen kann, weshalb die Informationspflicht wohl 

auch dahingehend zu verstehen ist. So hat der Unternehmer dem Verbraucher etwa of-

fenzulegen, über welche Kommunikationsmittel dieser Beschwerden an ihn herantragen 

kann und ob dies schriftlich oder mündlich zu erfolgen hat. Er hat beispielsweise die 

Nummer einer Telefonhotline anzugeben, ein Kontaktformular bereitzustellen oder auf 

eine Beschwerdestelle, die in seinen Geschäftsräumen besteht, hinzuweisen. Der Ver-

braucher ist gegebenenfalls auch darüber aufzuklären, wie lange die Bearbeitung seiner 

Beanstandung dauern wird.  

5. Gewährleistungsrecht, Kundendienstleistungen, Garantien 

Der Unternehmer hat nach Art 5 Abs 1 lit e) weiters auf das Bestehen eines „ge-

setzlichen Gewährleistungsrechts für die Waren“ und „zusätzlich“ dazu „gegebenen-

falls“ auf das Bestehen und die Bedingungen von Kundendienstleistungen nach dem 

Verkauf und gewerbliche Garantien hinzuweisen. Es handelt sich dabei um Informatio-

nen, die der „Leistungsbeschreibung“ zugeordnet werden können.295  

Nach dem Wortlaut der Bestimmung ist der Unternehmer nur zum Hinweis auf 

das Bestehen des gesetzlichen Gewährleistungsrechts verpflichtet, während bei Kun-

dendienstleistungen sowohl über deren „Bestehen“, als auch über deren „Bedingungen“ 

zu informieren ist. Eine Verpflichtung zum Hinweis auf das Bestehen von gesetzlichen 

Gewährleistungsrechten besteht nach § 9b Abs 1 KSchG bereits dann, wenn der Unter-

nehmer dem Verbraucher eine Garantie gewährt. Er hat ihn in diesem Fall auch darauf 

hinzuweisen, dass die Rechte durch die Garantie nicht beeinflusst werden. Allerdings ist 

der Unternehmer nach hA nicht verpflichtet, den Verbraucher darüber zu informieren, 

wie die Gewährleistungsrechte im einzelnen ausformuliert sind und muss er ihm auch 

den Gesetzestext nicht zur Verfügung stellen. Es reicht vielmehr aus, wenn er darauf 

hinweist, dass dem Verbraucher neben den Ansprüchen aus der Garantie auch gesetzli-

che Rechte zukommen.296 Dies muss mE im Hinblick auf den betreffenden Richtli-

nientext in gleicher Weise auch bei allgemeinen Verbraucherverträgen gelten. Künftig 

                                                

295
 Vgl Von Vogel, Verbrauchervertragsrecht 136. 

296
 Vgl Welser/B. Jud, Gewährleistung § 9b KSchG Rz 8; Kathrein, ecolex 2001, 429; Krejci in 

Rummel3, KSchG § 9b Rz 4. 
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hat der Unternehmer also generell und nicht nur im Zusammenhang mit der Gewährung 

einer Garantie auf das Bestehen gesetzlicher Gewährleistungsrechte hinzuweisen, wäh-

rend konkrete Angaben über die einzelnen Ansprüche des Verbrauchers nicht erforder-

lich sind. 

Weiters hat der Unternehmer „gegebenenfalls“ auch auf das Bestehen und die 

Bedingungen von „Kundendienstleistungen nach dem Verkauf“ (englisch: „after-sales 

services“) hinzuweisen. Darunter sind vom Unternehmer freiwillig angebotene besonde-

re Zusatzleistungen zu verstehen, die für den Verbraucher nach dem Erwerb von Ware 

oder Dienstleistung für diese von Vorteil sein können. Zu denken ist dabei etwa an be-

sonders günstige Reparaturleistungen oder eine spezielle fachliche Beratung.297 Der 

Unternehmer wird solche Dienstleistungen in der Regel deshalb anbieten, um die eige-

nen Serviceleistungen hervorzuheben und sich als besonders kundenorientiert darzustel-

len.298 Dem Verbraucher ist künftig verpflichtend offenzulegen, unter welchen Voraus-

setzungen und auf welche Weise er solche in Anspruch nehmen kann und welche Vor-

teile sich für ihn daraus ergeben. 

Auch hat er den Verbraucher auf eine bestehende „gewerbliche Garantie“ hin-

zuweisen. Eine solche ist eine vom Unternehmer oder vom Hersteller freiwillig einge-

gangene (und somit neben dem gesetzlichen Gewährleistungsrecht bestehende) Ver-

pflichtung, den Kaufpreises zu erstatten, die Ware auszutauschen oder nachzubessern 

oder eine Dienstleistung zu erbringen, wenn die Leistung innerhalb einer bestimmten 

Frist Mängel aufweist.299 § 9b Abs 2 KSchG normiert bereits die Verpflichtung des Un-

ternehmers, in eine Garantieerklärung Name und Anschrift des Garanten sowie den In-

halt der Garantie in einfacher und verständlicher Form aufzunehmen. So sind insbeson-

dere Dauer, räumliche Geltung und die „sonstigen für ihre Inanspruchnahme nötigen 

                                                

297
 Vgl Weidert in Harte-Bavendamm/Henning-Bodewig, UWG2 Anhang zu § 3 Abs 3: 24 Rz 9. 

298
 Vgl auch Wendehorst in MüKo, BGB6 § 312 c Rz 65 ff. 

299
 Art 2 Z 14 VR-RL. 
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Angaben“ offen zu legen.300 Diese Verpflichtung entspricht den Vorgaben des Art 5 

Abs 1 lit e) der VR-RL. Der Verbraucher ist auch künftig bei allgemeinen Verbraucher-

verträgen sowohl über das Bestehen, als auch über die Bedingungen der Garantie zu 

informieren. Er ist darüber aufzuklären, was eine solche genau beinhaltet, wie lange sie 

gültig ist und in welchen Fällen bzw auf welche Weise der Verbraucher sie in Anspruch 

nehmen kann.301  

6. Laufzeit des Vertrags, Kündigung bestimmter Verträge 

Gemäß Art 5 Abs 1 lit f) hat der Unternehmer den Verbraucher auch über die 

Laufzeit des Vertrags und bei unbefristeten Verträgen und solchen, die sich nach Ablauf 

einer gewissen Zeit automatisch verlängern, über „die Bedingungen der Kündigung“ zu 

informieren.302 Handelt es sich um einen Vertrag, der eine regelmäßig wiederkehrende 

Leistung beinhaltet (Dauerschuldverhältnis, Sukzessivlieferungsvertrag), hat der Unter-

nehmer somit künftig anzugeben, wie lange die vertraglichen Verpflichtungen beste-

hen.303 Zu denken ist dabei etwa an Zeitungsabonnements, Mitgliedschaften in Fitness-

studios oder auch an Leasingverträge. Die Tatsache, dass der Unternehmer den Ver-

braucher auf die „Bedingungen der Kündigung“ eines unbefristeten oder sich automa-

tisch verlängernden Vertrags hinzuweisen hat, ist wohl dahingehend zu verstehen, dass 

er den Verbraucher in erster Linie darüber informieren muss, dass es sich um einen sol-

chen Vertrag handelt. Zusätzlich dazu hat er dem Verbraucher offenzulegen, ab wel-

chem Zeitpunkt er sich von einem solchen durch ordentliche Kündigung lösen kann. 

Auch hat er ihn wohl auf etwaige Kündigungsfristen aufmerksam zu machen.304 Es ist 

hingegen nicht davon auszugehen, dass er ihn auch über die Möglichkeit einer außer-

gewöhnlichen Kündigung informieren muss.305  

                                                

300
 § 9b Abs 2 KSchG; vgl dazu Welser/B. Jud, Gewährleistung § 9b KSchG Rz 9; Krejci in 

Rummel3, KSchG § 9b Rz 6. 
301

 Vgl auch Wendehorst in MüKo, BGB6 § 312 c Rz 67. 
302

 Es handelt sich dabei um Informationen über die „Vertragsmodalitäten“; vgl Von Vogel, Ver-
brauchervertragsrecht 137 f. 

303
 Vgl dazu Wiebe in Kletečka/Schauer, ABGB-ON § 859 Rz 23 ff; Koziol/Welser, Bürgerliches 

Recht I13 171; Wendehorst in MüKo, BGB6 § 312 c Rz 26 f. 
304 In diesem Zusammenhang ist § 15 KSchG von Bedeutung, welcher dem Verbraucher beson-

dere Kündigungsmöglichkeiten bei schwer auflösbaren und übermäßig langen Vertragsbindungen ein-
räumt; vgl dazu Krejci in Rummel3, KSchG § 15 Rz 1 ff. 

305 Vgl auch Wendehorst in MüKo, BGB6 § 312 c Rz 26 f mwN. 
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7. Informationen über digitale Inhalte 

Nach Art 5 Abs 1 lit g) und h) treffen den Unternehmer dann, wenn „digitale In-

halte“306 Vertragsgegenstand sind, „über die allgemeinen Informationspflichten hinaus“ 

besondere Aufklärungspflichten: so hat er den Verbraucher über die Funktionsweise 

„einschließlich der Anwendung technischer Schutzmaßnahmen“ solcher zu informieren. 

Weiters hat der Unternehmer den Verbraucher „soweit wesentlich“ auch über die „In-

teroperabilität“ digitaler Inhalte mit Hard- und Software zu unterrichten, wenn ihm die-

se bekannt sind oder „vernünftigerweise“ bekannt sein sollten. Dabei wird unter der 

„Funktionsweise“ digitaler Inhalte verstanden, auf welche Art und Weise diese verwen-

det werden können. Der Verbraucher sollte auch darüber informiert werden, ob techni-

sche Beschränkungen der digitalen Inhalte bestehen. Die Information über die „In-

teroperabilität“ soll die Vereinbarkeit digitaler Inhalte mit der „standardmäßigen Umge-

bung an Hard- oder Software“ betreffen. So ist der Verbraucher etwa über das Betriebs-

system, die notwendige Version oder gewisse Eigenschaften der Hardware zu informie-

ren.307 

8. Zusätzliche Kosten 

Art 22 der VR-RL normiert eine zusätzliche „indirekte“ Informationspflicht des 

Unternehmers: nach der Bestimmung hat er zu jeder „Extrazahlung“, welche über das 

vereinbarte Entgelt der Hauptleistungspflicht hinausgeht, die „ausdrückliche Zustim-

mung“ des Verbrauchers einzuholen und zwar bevor dieser durch den Vertrag oder das 

Angebot gebunden ist. Es gilt dabei aber nicht als Zustimmung, wenn der Unternehmer 

„Voreinstellungen“ verwendet, die vom Verbraucher abgelehnt werden müssen. Bedient 

sich der Unternehmer solcher Einstellungen und/oder stimmt der Verbraucher den Kos-

ten nicht aktiv zu, ist er zur Zahlung derselben nicht verpflichtet. Ist sie bereits erfolgt, 

so hat er einen Anspruch auf Rückerstattung.308 

                                                

306
 Siehe dazu II.D.2. 

307
 Vgl Erwägungsgrund (19). 

308
 Siehe auch Kap VI.B.4.b). 
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Der österreichische Gesetzgeber hat somit eine Bestimmung einzuführen, wo-

nach der Verbraucher für solche Kosten nur dann aufzukommen hat, sofern er der Kos-

tentragung auch durch aktive Handlung zugestimmt hat. Die Zustimmung kann nicht 

„automatisch“ erfolgen, indem der Verbraucher etwa vom Unternehmer auf einer Webs-

ite bereits gesetzte Häkchen nicht selbst entfernt. Der Unternehmer ist künftig zur 

Rückerstattung von bereits geleisteten Zahlungen zu verpflichten, sofern eine Zustim-

mung des Verbrauchers nicht vorliegt.  

D. Einschränkung der Informationspflicht 

Eine Einschränkung der Informationspflicht des Unternehmers erfolgt insofern, 

als die in Art 5 VR-RL aufgezählten Informationen dann nicht erteilt werden müssen 

(„sofern…nicht“), wenn sie sich „bereits unmittelbar aus den Umständen erge-

ben“.309 Dadurch sollen ungerechtfertigte Belastungen für Unternehmer unterbleiben, 

wenn die Informationen für den Verbraucher bereits ohne besondere Aufklärung unmit-

telbar aus den (objektiven) Umständen der vorvertraglichen Situation erkennbar sind. 

Im Gegensatz zu FAV und AGV, bei welchen dem Verbraucher nur eine eingeschränkte 

Möglichkeit zukommt, den Vertragsgegenstand zu sehen,310 ein persönliches Verkaufs-

gespräch zu führen oder er unter Umständen „überrumpelt“ wird,311 werden allgemeine 

Verbraucherverträge in der Regel in den Geschäftsräumen des Unternehmers abge-

schlossen. Der Verbraucher hat also meist die Möglichkeit, die Ware unmittelbar in 

Augenschein zu nehmen und sich in persönlichen Verkaufsgesprächen darüber (oder 

über eine Dienstleistung) zu informieren. Dabei können gewisse Informationen für ihn 

bereits aus den Umständen des Vertragsschlusses offensichtlich sein. Informationen 

hinsichtlich der „wesentlichen Eigenschaften“ des Vertragsgegenstandes,312 wie etwa 

Größe, Material oder Farbe können dem Verbraucher etwa durch persönliche Begutach-

                                                

309
 Art 5 Abs 1 VR-RL; in der englischen Fassung ist hingegen nicht Voraussetzung, dass sich 

die Informationen „unmittelbar“ aus den Umständen ergeben; vgl Unger, ZEuP 2012, 282; How-
ells/Schulze in Howells/Schulze, Modernising 14. 

310
 Erwägungsgrund (37) VR-RL. 

311
 Erwägungsgrund (21) Satz 2 VR-RL. 

312
 Dazu oben III.C.1. 
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tung desselben „in die Augen fallen“.313 Andere Eigenschaften wie etwa Inhaltsstoffe 

oder Maße bestimmter Waren sind oft auf dem Etikett oder der Verpackung derselben 

angebracht.314 Dies entspricht auch der Rsp des EuGH, welcher bereits in seinem Cassis 

de Dijon-Urteil aussprach, dass eine angemessene Unterrichtung der Verbraucher ohne 

Schwierigkeiten zu erreichen sei, indem etwa die Eigenschaften eines Produkts auf des-

sen Verpackung angebracht würden.315 Dasselbe gilt auch für den Preis einer Ware, 

wenn er am Produkt angebracht ist oder aus einem Verzeichnis im Geschäftslokal her-

vorgeht.316 Auch die wesentlichen Eigenschaften einer Dienstleistung können für den 

Verbraucher unmittelbar ersichtlich sein, wenn sich diese etwa aus der Geschäftsbe-

zeichnung („Wäscherei“, „Reinigung“) oder dessen Ausgestaltung ( Tankstelle, Fahr-

radwerkstatt) ergeben. 

Nach dem Wortlaut der Bestimmung müssen sich die Informationen „unmittel-

bar aus den Umständen“ ergeben, weshalb für die Einschränkung der Informations-

pflichten wohl ausschließlich objektive Kriterien maßgeblich sind. Auf den subjektiven 

Wissensstand des Verbrauchers im Einzelfall kommt es dabei also nicht an. Eine Beleh-

rung des Unternehmers darf also nicht unterbleiben, wenn der Verbraucher von sich aus 

bereits über einzelne Umstände, die in Art 5 genannt sind, Bescheid weiß, was aus den 

bereits dargestellten Gründen zu kritisieren ist.317 

                                                

313
 Auch die UGP-Richtlinie sieht in ihrem Art 7 Abs 4 lit a) eine solche Verpflichtung vor; vgl 

Dehn in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 55f; Thöni, ÖJZ 2010/76, 700. 
314

 Vgl Dehn in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 57. 
315

 EuGH, Urteil vom 20. 2. 1979, Rs. 120/78 – Cassis de Dijon, Slg. 1979, 649; vgl Von Vogel, 
Verbrauchervertragsrecht 43. 

316
 So ist die Angabe des Verkaufspreises sowie des Preises pro Maßeinheit von Erzeugnissen im 

Gemeinschaftsrecht (nicht jedoch bei Dienstleistungen!) bereits durch die Preisangaben-RL verpflichtend 
vorgesehen (Art 1 der Richtlinie 98/6/EG); vgl Dehn in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 57. 

317
 Auch die UGP-Richtlinie sieht in ihrem Art 7 Abs 4 lit a) eine solche Verpflichtung vor; vgl 

Dehn in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 55f; Thöni, ÖJZ 2010/76, 700. 



- 58 - 

E. Anforderungen an die Informationserteilung 

1. Formfragen 

Art 5 der VR-RL enthält keine Vorschriften, in welcher Form der Unternehmer 

die vorvertraglichen Informationen bei allgemeinen Verbraucherverträgen zu erteilen 

hat. Es kann seiner Informationspflicht somit auf irgendeine Art und Weise nachkom-

men. Zu denken ist dabei sowohl an eine mündliche, als auch an eine schriftliche Aus-

kunft, welche etwa durch einen Aushang in den Geschäftsräumen des Unternehmers 

oder die Anbringung der erforderlichen Informationen am angebotenen Produkt erfol-

gen kann. Im Hinblick auf die umfassende Bandbreite jener Verträge, bei welchen die 

betreffenden Informationen vom Unternehmer bereits im vorvertraglichen Stadium er-

teilt werden müssen, ist die fehlende Formvorgabe zu begrüßen.318 Eine Verpflichtung 

des Unternehmers zur Einhaltung bestimmter Formvorschriften wäre für ihn gerade bei 

geringfügigen Geschäften eine zusätzliche Belastung, die nicht gerechtfertigt er-

scheint.319  

Fraglich ist, ob es den nationalen Gesetzgebern erlaubt sein wird, dennoch ge-

setzliche Formvorschriften vorzusehen. Wie bereits ausgeführt liegt Art 5 der Mindest-

harmonisierung zugrunde, was die Menge der vorgesehenen Informationspflichten be-

trifft.320 Aus dem Wortlaut des Art 5 Abs 4 der VR-RL lässt sich jedoch keine generelle 

Ermächtigung der Mitgliedstaaten ableiten, sämtliche Aspekte der Informationspflichten 

nach nationalen Vorstellungen zu regeln. Die Möglichkeit der Einführung von Form-

vorschriften wird den Mitgliedstaaten dadurch wohl nicht ausdrücklich eingeräumt, 

handelt es sich dabei doch um keine „zusätzliche Informationspflicht“. Auch ist nicht 

davon auszugehen, dass die formalen Anforderungen der Erteilung von allgemeinen 

Informationen iSd Art 5 einen Bereich betreffen, der außerhalb des Anwendungsberei-

ches der VR-RL liegt. Vielmehr ist die Tatsache, dass der europäische Gesetzgeber für 

die Informationen des Art 5 keine Formerfordernisse vorgesehen hat, wohl eher dahin-

gehend zu verstehen, dass er dadurch eben gerade jegliche Form der Informationsertei-

lung „positiv“ vorschreiben wollte. Aus diesem Grund dürfen die nationalen Gesetzge-

                                                

318
 So Dehn in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 50. 

319
 Dazu III.C.1. 

320
 Dazu auch unten III.F. 
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ber wohl keine gesetzlichen Formgebote für die Erteilung der allgemeinen Informatio-

nen einführen.321 

2. Art und Weise der Informationserteilung 

Fraglich ist, ob den Unternehmer eine Pflicht trifft, die genannten Informationen 

aktiv in die Sphäre des Verbrauchers zu bringen oder ob es ausreicht, wenn er sie so zur 

Verfügung stellt, dass dieser sich die Informationen ohne großen Aufwand selbst be-

schaffen kann. Art 5 der VR-RL sieht zunächst vor, dass der Unternehmer den Verbrau-

cher über die in Abs 1 der Bestimmung genannten Umstände „informiert“.322 Aus den 

Erwägungsgründen ergibt sich, dass dem Verbraucher die Informationen (bei sämtli-

chen in den Anwendungsbereich der Richtlinie fallenden Verträgen) „bereitgestellt“ 

werden müssen.323 Daraus kann per se noch keine „Bringschuld“ des Unternehmers 

abgeleitet werden. Zwar deutet der englische Richtlinientext eher in diese Richtung, da 

Art 5 und 6 die Worte „shall provide“ enthalten. Dies entspricht nach genauer Überset-

zung mehr einem „zur Verfügung stellen“, als dem bloßen „informieren“, das für die 

deutsche Fassung gewählt wurde. Im Hinblick auf ähnliche Bestimmungen des Fern-

Finanzleistungs-Gesetz324 sprach der österreichische Gesetzgeber aus, dass auch das 

bloße „Zur-Verfügung-Stellen“ der Informationen keine Verpflichtung des Unterneh-

mers begründe, diese dem Verbraucher aktiv zu übergeben.325 Vielmehr solle es ausrei-

chen, wenn der Verbraucher sich die Informationen leicht selbst beschaffen kann.326 Für 

die Informationen des Art 5, welche der Unternehmer dem Verbraucher bei „allgemei-

                                                

321
 So auch Unger, ZEuP 2012, 283; aA Dehn in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 50; zur Um-

setzungspflicht bei Vollharmonisierung siehe auch Kap II.D.2.b). 
322

 Art 5 Abs 1 VR-RL. 
323

 Erwägungsgrund (9) und Erwägungsgrund (34) zweiter Satz der VR-RL sehen vor, dass die 
Informationen „bereitgestellt werden müssen“ (vgl die englischsprachige Fassung: „to be provided for“). 

324
 FernFinG BGBl I 62/2004; gem dessen § 5 die Informationen „zur Verfügung zu stellen 

sind“, während § 7 deren „Übermittlung“ verlangt; zum Verhältnis der beiden Bestimmungen zueinander 
vgl Gruber, wbl 2005, 53. 

325
 § 5 Abs 1 FernFinG. 

326
 Er sprach aus, dass das „zur Verfügung stellen“ der Informationen keine „gesonderte Über-

mittlung“ der Informationen verlange und es ausreiche, wenn dem Verbraucher die Möglichkeit gegeben 
werde, sich die Informationen ohne besonderen Aufwand selbst zu besorgen. Anderes gelte jedoch für das 
in § 7 FernFinG geforderte „Übermitteln“ der Informationen, welches den Unternehmer dazu verpflichte, 
diese „aktiv in die Sphäre des Verbrauchers zu schicken“; RV 467 BlgNR 22. GP 12, 13;	
   vgl auch 
B. Zöchling-Jud in Wendehorst/Zöchling-Jud, Verbraucherkreditrecht § 6 Rz 10 mwN. 
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nen“ Verbraucherverträgen bereitstellen muss, ist mE ebenfalls davon auszugehen, dass 

es ausreicht, wenn sie dem Verbraucher vom Unternehmer so zur Verfügung gestellt 

werden, dass dieser sie sich selbst beschaffen kann. Dafür spricht auch, dass bei solchen 

Verträgen in der Regel kein besonderes und verstärktes Schutzbedürfnis des Verbrau-

chers vorliegt, wie dies etwa bei AGV und FAV der Fall ist. Der Verbraucher hat viel-

mehr meist die Möglichkeit, ein persönliches Verkaufsgespräch in den Geschäftsräumen 

des Unternehmers zu führen, wo er die Ware auch in Augenschein nehmen kann. Er 

befindet sich beim Abschluss von allgemeinen Verbraucherverträgen üblicherweise 

auch nicht in einer „Überrumpelungssituation“.327 Es muss also ausreichen, wenn der 

Unternehmer etwa einen Aushang in den Geschäftsräumen anbringt, dem die in Art 5 

Abs 1 aufgelisteten und etwaige zusätzliche Informationen entnommen werden können. 

Zu denken ist auch daran, dass sich der Verbraucher direkt an einen Verkäufer wenden 

kann, um die Informationen zu erfragen. Wird der Vertrag telefonisch verhandelt, so 

sollten die Informationen auch telefonisch erteilt werden bzw muss dem Verbraucher 

die Möglichkeit eingeräumt werden, diese telefonisch erfragen zu können. 

F. Harmonisierungsgrad Art 5 

Anders als in Art 6328 wird den nationalen Gesetzgebern bei allgemeinen Ver-

braucherverträgen ausdrücklich die Möglichkeit eingeräumt, zu den in Art 5 Abs 1 lit a) 

bis h) aufgezählten Informationen zusätzliche Informationen vorzuschreiben oder auf-

rechtzuerhalten.329 Art 5 folgt somit – was die Menge der Informationen betrifft – dem 

Prinzip der Mindestharmonisierung: er gibt hinsichtlich der Informationspflichten ein 

Mindestniveau vor, das von den Mitgliedstaaten nicht unterschritten werden darf. Die 

nationalen Bestimmungen müssen den Unternehmer – nach Umsetzung der Richtlinie – 

somit dazu verpflichten, den Verbraucher jedenfalls über die soeben aufgezeigten Um-

stände zu informieren. Es bleibt ihnen aber überlassen, einen höheren Schutzstandard 

für den Verbraucher vorzusehen: sie können für allgemeine Verbraucherverträge zusätz-

                                                

327
 Eine solche ist charakteristisch für Verträge, die außerhalb von Geschäftsräumen geschlossen 

werden; dazu oben Kap IV.A.1. 
328

 Dieser unterliegt – mangels Ausnahmeregelung – dem Prinzip der Vollharmonisierung nach 
Art 4 der VR-RL; dazu Kap IV.F. 

329
 Art 5 Abs 4 VR-RL. 
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liche vorvertragliche Informationspflichten einführen oder aufrechterhalten, wenn sie 

solche (bei gewissen Verträgen) für notwendig erachten. 

Von dieser Möglichkeit sollte vom österreichischen Gesetzgeber nur dann Ge-

brauch gemacht werden, wenn dadurch eine doppelte Informationserteilung vermieden 

werden kann. Zu einer solchen kann es aufgrund bereits bestehender Informations-

pflichten kommen: Informationspflichten eines Vertragspartners bestehen nämlich nicht 

nur bei Verträgen mit besonderer Absatzart oder komplexen Inhalten,330 sondern bei-

spielsweise auch im Handel mit Druckwerken,331 bei Verträgen über Wohnungssanie-

rungen,332 bei Heimverträgen333 oder bei Maklerverträgen.334 Werden solche Verträge 

als Verbraucherverträge abgeschlossen und sind sie keine FAV oder AGV, so gelten für 

den Unternehmer bei solchen die Informationspflichten des Art 5 der VR-RL. Bereits 

bestehende vorvertragliche Informationspflichten können auch nach Umsetzung der 

VR-RL weiterhin aufrechterhalten werden, sofern dem Verbraucher zu jenen des Art 5 

zusätzliche Informationen geboten werden.335 Abgesehen von Heimverträgen und Mak-

lerverträgen über Immobilien, bestehen bei den genannten Vertragsarten Informations-

pflichten eines Vertragspartners allerdings nicht im vorvertraglichen Stadium, sondern 

muss der Vertrag selbst gewissen Inhaltsvorschriften genügen und bestimmte Angaben 

enthalten. Nach Umsetzung der VR-RL ins österreichische Recht wird es hinsichtlich 

jener in Art 5 Abs 1 genannten Umstände, die nach nationalem Recht auch im Vertrag 

anzugeben sind, zu einer doppelten Informationserteilung des Verbrauchers kommen. 

Der Gesetzgeber könnte deshalb eine Anpassung der bestehenden Vorschriften vorneh-

                                                

330
 Dazu gehören etwa Fernabsatzverträge, Haustürgeschäfte, Timesharing-Verträge, Kreditver-

träge ua, dazu oben Kap I.B. 
331

 § 26 Abs 2 KSchG schreibt vor, dass die Vertragsurkunde bestimmte Informationen zu ent-
halten hat; vgl Mayrhofer in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 26-26b KSchG Rz 9. 

332
 Vgl § 26d KSchG, der einen bestimmten Vertragsinhalt vorschreibt; Mayrhofer/Nemeth in 

Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 26d KSchG Rz 3 ff. 
333

 § 27c KSchG verpflichtet den Heimträger auf „Verlangen“ des Interessenten zur vorvertragli-
chen Informationserteilung; § 27d KSchG schreibt einen bestimmten Vertragsinhalt vor; vgl Ganner in 
Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 27d KSchG Rz 1 ff. Heimverträge sind gem Art 3 Abs 3 lit a) 
vom Anwendungsbereich der VR-RL ausgenommen, dazu Kap II.D.2.a). 

334
 § 30b KSchG, verpflichtet den Immobilienmakler zu vorvertragliche Informationspflichten; 

vgl Eccher in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 30b KSchG Rz 4 ff. 
335

 Art 5 Abs 4 erlaubt den nationalen Gesetzgebern ausdrücklich, zusätzliche Informationen auf-
recht zu erhalten oder einzuführen; siehe dazu Kap III.F. 
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men und die Erteilung sämtlicher Informationen bereits schon im vorvertraglichen Sta-

dium verpflichtend vorsehen. Der Unternehmer sollte in einem solchen Fall allerdings 

zur schriftlichen Informationserteilung verpflichtet werden, zumal die zeitliche Vorver-

lagerung der Erteilung keine Minderung des Verbraucherschutzes zur Folge haben soll.  

G. Beweislast 

Zwar ordnet die VR-RL nur bei AGV und FAV ausdrücklich an, dass der Unter-

nehmer die Beweislast dafür, dass er seiner Informationspflicht dem Verbraucher ge-

genüber nachgekommen ist, trägt.336 Es ist jedoch nicht davon auszugehen, dass der 

europäische Gesetzgeber bei allgemeinen Verbraucherverträgen hinsichtlich der Be-

weislast bewusst eine andere Regelung vorsehen wollte, zumal eine differenzierte Be-

handlung solcher nicht gerechtfertigt erscheint. Somit wird auch bei diesen Verträgen 

der Unternehmer zu beweisen haben, dass er dem Verbraucher die in Art 5 Abs 1 ge-

nannten Informationen erteilt hat. 

H. Anpassungsbedarf im österreichischen Recht 

Der österreichische Gesetzgeber hat aufgrund seiner Umsetzungspflicht eine 

neue Bestimmung einzuführen, welche Art 5 der VR-RL entspricht. Künftig ist der Un-

ternehmer somit bei allgemeinen Verbraucherverträgen, die keine FAV und AGV sind, 

gesetzlich zur Erteilung der aufgezeigten Informationen zu verpflichten.337 Bisher kön-

nen sich vorvertragliche Aufklärungs- und Informationspflichten des Unternehmers aus 

den allgemeinen Bestimmungen zum Vertragsschluss ergeben. Eine Aufklärungspflicht 

des Unternehmers besteht dann, wenn der Verbraucher sie nach den Grundsätzen des 

redlichen Geschäftsverkehrs und der Verkehrssitte erwarten darf.338 Durch die neu ein-

zuführende Bestimmung wird künftig aber eine gesetzliche Verpflichtung des Unter-

nehmers zur Aufklärung über bestimmte Umstände bestehen, welche von der konkreten 

Vertragssituation und der (berechtigten) Erwartung des Verbrauchers unabhängig ist. 

Dieser ist vom Unternehmer aber auch weiterhin über solche Umstände aufzuklären, die 

für ihn erkennbar von besonderer Wichtigkeit sind, auch wenn eine Information über 

                                                

336 Art 6 Abs 9 VR-RL. 
337

 Vgl B. Zöchling-Jud, ecolex 2012, 196.  
338

 Dazu oben III.A.2. 
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diese in der neu einzuführenden Bestimmung nicht vorgesehen ist. Dies ergibt sich dar-

aus, dass dem österreichischen Gesetzgeber die Möglichkeit offen steht, zusätzliche 

Informationen einzuführen oder aufrechtzuerhalten.339 Der Unternehmer hat bei der 

Informationserteilung keine formalen Anforderungen einzuhalten. Es ist ausreichend, 

wenn er den Verbraucher auf irgendeine Art und Weise informiert und sich dieser die 

Informationen leicht selbst beschaffen kann, bevor er ein Angebot stellt oder ein Ange-

bot des Unternehmers annimmt.  

Eine Einschränkung der Informationspflicht besteht dann, wenn sich gewisse In-

formationen bereits unmittelbar aus den (äußeren) Umständen der vorvertraglichen Si-

tuation ergeben. Auf den persönlichen Wissenstand und das konkrete Informationsbe-

dürfnis des individuellen Verbrauchers wird dabei jedoch keine Rücksicht genommen. 

Der Unternehmer hat seiner Informationspflicht somit auch dann zwingend nachzu-

kommen, wenn der Verbraucher von sich aus ohnehin bereits über die aufzuklärenden 

Umstände Bescheid weiß. Dies kann zu einer unnötigen Belastung beider Vertragspar-

teien führen und steht der herrschenden Ansicht, wonach die Informationspflicht des 

Unternehmers nicht überspannt werden soll, entgegen.340  

Um sowohl Unternehmer zu entlasten, als auch den Verbraucher vor einer unnö-

tigen „Informationsflut“ zu bewahren, sollte jedenfalls von der Option Gebrauch ge-

macht werden, „Geschäfte des täglichen Lebens“ vom Anwendungsbereich der neu ein-

zuführenden Bestimmung auszunehmen.341 Der Unternehmer sollte bei typischen All-

tagsgeschäften somit von seiner Aufklärungspflicht befreit werden, was wohl auch im 

Sinne des Verbrauchers ist.  

                                                

339
 Dazu oben III.F. 

340
 Dazu oben III.A.2. 

341
 Dazu oben III.B. 
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IV. Vorvertragliche Informationspflichten des Art 6  

A. Die Informationspflichten des Art 6 

Art 6 sieht vor, dass der Unternehmer den Verbraucher „in klarer und verständli-

cher Weise“342 über die in Abs 1 lit a) bis t) aufgezählten Punkte informiert, „bevor die-

ser durch einen Vertrag im Fernabsatz, einen außerhalb von Geschäftsräumen geschlos-

senen Vertrag oder ein entsprechendes Vertragsangebot gebunden ist“. Die Bestimmung 

umfasst den zweiten „Block“ der in der Richtlinie vorgesehenen Informationspflichten. 

Auch hierbei handelt es sich um vorvertragliche Informationspflichten, welche dem 

Verbraucher bereits vor Abgabe seiner Vertragserklärung zukommen müssen.343 Art 6 

gilt – wie das gesamte Kapitel III – ausschließlich für AGV und FAV und enthält zum 

größten Teil vereinheitlichte Vorschriften für diese besonderen Vertriebsformen.344 

Dadurch wird ein einheitliches Schutzregime für Verbraucher geschaffen, das den be-

sonderen Gefahren und Risiken von AGV und FAV entgegenwirken soll. 

1. Normzweck 

Dem Schutzbedürfnis des Verbrauchers wird in Kapitel III der VR-RL durch 

zwei Instrumente Rechnung getragen, wobei die umfassenden Informationspflichten, 

die in Art 6 Abs 1 festgeschrieben sind, die „erste Säule“ des Verbraucherschutzes bil-

den. Die „zweite Säule“ bildet das Widerrufsrecht des Artikel 9, welches für beide Ver-

triebsformen einheitlich und zwingend ausgestaltet ist.345 Zweck der Informationspflich-

ten ist es, das Informationsungleichgewicht zu beseitigen, welches bei AGV und FAV 

in besonderem Maße besteht:346 der Verbraucher ist besonders schutzbedürftig, wenn 

ihn ein Vertragsangebot oder ein späterer Vertragsschluss unvorbereitet trifft, da er 

                                                

342
 Siehe dazu Kap V.B.1. 

343
 Zum Zeitpunkt der Informationserteilung siehe Kap V.D. 

344
 Dazu Kap IV.B. Nach Erwägungsgrund (2) der VR-RL sollten die Fernabsatz-RL und die 

Haustürgeschäfte-RL durch eine einzige Richtlinie ersetzt und deren Gemeinsamkeiten in allgemeinen 
Bestimmungen zusammengefasst werden. 

345
  Dem Verbraucher wird bei AGV und FAV die Möglichkeit eingeräumt, den Vertragsschluss 

innerhalb von 14 Tagen grundlos zu widerrufen und sich von den daraus erwachsenden Pflichten zu lö-
sen; vgl auch Schauer in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 110 f mwN und allgemein Rünz, Verbraucher-
schutz im Fernabsatz (2004). 

346
 Zwar enthält die VR-RL selbst keine detaillierte Begründung für die Aufnahme der Bestim-

mungen über die Informationspflichten bei AGV und FAV, doch gehen diese aus den bisher ergangenen 
Richtlinien hervor; vgl etwa Erwägungsgrund (4) der Haustürgeschäfte-RL und Erwägungsgrund (11) der 
Fernabsatz-RL. 
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dadurch in seiner freien Willensbildung beeinflusst werden kann.347 In einer solchen 

Situation ist er typischerweise dann, wenn sich Vertragsverhandlungen außerhalb der 

Geschäftsräume des Unternehmers ereignen und der Verbraucher vom Unternehmer 

durch geschickte Überredung zum Vertragsabschluss verleitet wird. Zumal die Initiative 

zu den Vertragsverhandlungen dabei im Regelfall vom Unternehmer ausgeht, besteht 

die Gefahr, dass der Verbraucher psychisch unter Druck steht oder einem „Überra-

schungsmoment“ ausgesetzt ist.348 Er hat deshalb oft keine Möglichkeit, ein Verglei-

chen verschiedener Angebote vorzunehmen.349 Überdies kann er den Vertragsgegen-

stand nicht in jedem Fall direkt in Augenschein nehmen oder bewerten, zumal die Liefe-

rung der Ware oder der Beginn der Dienstleistung auch erst zu einem späteren Zeit-

punkt erfolgen kann.350 

Auch im Fernabsatz können die Voraussetzungen für die Ausübung der Privat-

autonomie des Verbrauchers gefährdet werden und es besteht die Gefahr eines unüber-

legten Vertragsschlusses. Ein Fernabsatzvertrag wird unter Verwendung von techni-

schen Kommunikationsformen in Abwesenheit zweier Vertragsparteien abgeschlossen. 

Es kommt dabei im Regelfall nicht zu einem persönlichen Verkaufsgespräch oder zur 

persönlichen Beratung des Verbrauchers durch einen Verkäufer. Der Verbraucher hat 

regelmäßig auch keine Möglichkeit, den Vertragsgegenstand unmittelbar wahrzuneh-

men und zu begutachten351 und ist gänzlich auf die – oft durch Werbestrategien erfol-

gende – Beschreibung der Leistung durch den Unternehmer angewiesen, die falsche 

Vorstellungen erwecken kann.352 Überdies besteht im Fernabsatz die Gefahr, dass der 

Verbraucher durch die „unkonventionelle“ Art des Vertragsabschlusses (Mausklick, 

                                                

347
 Vgl Mayrhofer/Tangl in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 3 KSchG Rz 1; Apathy in 

Schwimann3 § 3 KSchG Rz 1. 
348

 Vgl Erwägungsgrund (21) und (37) der VR-RL. 
349

 Erwägungsgrund (4) der Haustürgeschäfte-RL stellt darauf ab, dass der Vertrag auf Initiative 
des Gewerbetreibenden abgeschlossen wird und der Verbraucher häufig keine Möglichkeit hat, Qualität 
und Preis des Angebots mit anderen zu vergleichen; vgl zur Überrumpelungsgefahr auch Lur-
ger/Augenhofer, Konsumentenschutzrecht² 59. 

350
 Vgl Börger, Informationspflichten 38. 

351
 Erwägungsgrund (37) der VR-RL; vgl auch Erwägungsgrund (14) der Fernabsatz-RL; vgl 

auch Krejci in Rummel3, KSchG § 5i Rz 1; RIS-Justiz RS0123547. 
352

 Vgl Mota Pinto in Schulze/Ebers/Grigoleit, Informationspflichten 159. 
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Bestellkarte) Verträge abschließt, die sich im Nachhinein als nicht gewollt oder nachtei-

lig erweisen.353  

Durch den umfassenden Informationskatalog des Art 6 Abs 1 VR-RL und auch 

durch die formalen Anforderungen an ihre Erteilung in Art 7 und 8 soll sichergestellt 

werden, dass der Verbraucher trotz dieser besonderen Vertriebsarten und der „Gefah-

ren“, die sie mit sich bringen, bereits vor Vertragsschluss detailliert über seinen Ver-

tragspartner, die angebotene Leistung und die Bedingungen der Vertragserfüllung Be-

scheid weiß. Er soll gerade in einer möglichen „Überrumpelungssituation“ oder bei Ge-

schäften im Distanzweg in die Lage versetzt werden, nach Abwägung aller relevanten 

Umstände eine für ihn vorteilhafte Entscheidung treffen zu können.354 

2. Bisherige Informationspflichten bei AGV und FAV  

Anders als bei Fernabsatzverträgen, bei welchen nach geltendem europäischem 

und österreichischem Recht bereits umfassende Informationspflichten zu verschiedenen 

Aspekten des Vertrags vorgesehen sind,355 beschränkt sich die Informationspflicht des 

Unternehmers bei Haustürgeschäften bisher im Wesentlichen auf die Belehrung über 

das Widerrufsrecht.356 Dies stellt eine Lücke im Verbraucherschutz dar, zumal auch 

andere Informationen für den Verbraucher von wesentlicher Bedeutung sind.357 Die 

nunmehr in einem Artikel der VR-RL zusammengefassten Informationspflichten, die 

weit über die bloße Belehrung über das Widerrufsrecht hinausgehen, gelten in gleicher 

Weise für FAV und AGV.358 Dies bringt vor allem für außerhalb von Geschäftsräumen 

geschlossene Verträge eine erhebliche Erweiterung der Informationspflichten mit sich, 

wodurch dem besonderen Schutzbedürfnis des Verbrauchers bei solchen nun in ange-

messener Weise Rechnung getragen wird.359  

                                                

353
 Vgl Lurger/Augenhofer, Konsumentenschutzrecht² 149; Kosesnik-Wehrle in Kosesnik-

Wehrle, KSchG³ Vor §§ 5a ff Rz 1-2. 
354

 Vgl zur Bedeutung der Informationspflichten bei FAV Schurr in Fe-
nyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ Vor §§ 5a ff KSchG Rz 22; zu jener bei Kreditverträgen vgl Art 5 der 
Verbraucherkredit-RL; dazu B. Zöchling-Jud in Wendehorst/Zöchling-Jud, Verbraucherkreditrecht § 6 Rz 
1 ff. 

355
 Art 4 und 5 Fernabsatz-RL und §§ 5c und d KSchG. 

356
 Art 4 Haustürgeschäfte-RL und § 3 Abs 1 KSchG. 

357
 Vgl Börger, Informationspflichten 43. 

358
 Art 6 Abs 1 VR-RL 

359
 Vgl Lukas in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 98. 
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B. Anwendungsbereich Art 6 

Art 6 der VR-RL gilt ausschließlich für Verträge, die außerhalb von Geschäfts-

räumen und solche, die auf dem Wege des Fernabsatzes geschlossen werden. Mit der 

Bestimmung werden somit – im Gegensatz zu den „allgemeinen Informationspflichten“ 

des Art 5 – „besondere Informationspflichten“ statuiert. 

1. FAV: Fernabsatzverträge 

Ein Fernabsatzvertrag ist nach Maßgabe von Art 2 Z 7 der VR-RL jeder Vertrag, 

der zwischen einem Unternehmer und einem Verbraucher (a) ohne deren gleichzeitige 

körperliche Anwesenheit (b) im Rahmen eines für den Fernabsatz organisierten Ver-

triebs- oder Dienstleistungssystems360 geschlossen wird. Zusätzliche Voraussetzung ist, 

dass (c) bis einschließlich zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses ausschließlich ein oder 

mehrere (d) Fernkommunikationsmittel verwendet werden.361  

Das erforderliche Fehlen der „gleichzeitigen körperlichen Anwesenheit“ von 

Unternehmer und Verbraucher ergibt sich bereits daraus, dass bei FAV während den 

Vertragsverhandlungen und bis zum Vertragsschluss ausschließlich Fernkommunikati-

onsmittel verwendet werden dürfen.362 Es grenzt Fernabsatzverträge klar von außerhalb 

von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen iSd Art 2 Z 8 der VR-RL ab, bei wel-

chen die „gleichzeitige körperliche Anwesenheit“ von Verbraucher und Unternehmer 

Voraussetzung ist.363 Durch die Voraussetzung eines organisierten Vertriebs- und 

Dienstleistungssystems wird der Anwendungsbereich des Art 6 auf diejenigen Verträge 

reduziert, bei welchen sich der Unternehmer nicht nur ausnahmsweise und im Einzelfall 

der Vertriebsform des Fernabsatzes bedient und dem Verbraucher auch keine Möglich-

keit einräumt wird, sich direkt zu seinem Unternehmen zu begeben, um einen Vertrag 

abzuschließen.364 Auch die Fernabsatz-RL365 enthält dieses Erfordernis in der Definition 

                                                

360
 Erwägungsgrund (20) spricht vom „Dienstleistungserbringungssystem“. 

361
 Vgl auch Erwägungsgrund (20). 

362
 Vgl auch Stabentheiner/Cap, ÖJZ 2011/111, 1054. 

363
 Dazu unten IV.B.3. 

364
 Vgl Schurr in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 5a KSchG Rz 22. In Art 2 Z 6 des 

Richtlinienvorschlags war das Element des organisierten Vertriebs-, bzw Dienstleistungssystems keine 
Voraussetzung für das Vorliegen eines Fernabsatzvertrages, was den Anwendungsbereich des Fernabsatz-



- 68 - 

für FAV. Während diese allerdings vom Vertriebs- bzw. Dienstleistungssystems des 

Lieferers spricht, ist das Begriffsverständnis der VR-RL weiter: es reicht dabei aus 

wenn das organisierte Vertriebs- und Dienstleistungssystems von einem Dritten angebo-

ten wird und der Unternehmer es bloß zum Verkauf seiner Produkte verwendet.366  

Während im Richtlinienvorschlag lediglich maßgeblich war, dass der Vertrags-

schluss an sich unter ausschließlicher Verwendung von Fernkommunikationsmitteln 

erfolgte,367 muss der Vertrag nach der Definition der VR-RL nicht nur als Distanzge-

schäft abgeschlossen, sondern auch im Vorfeld entsprechend verhandelt werden. Durch 

das Ausschließlichkeitsprinzip wird festgeschrieben, dass sich die Parteien bis zum 

Zeitpunkt des Vertragsabschlusses nicht persönlich gegenüber stehen dürfen.368 Dies 

entspricht auch der Fernabsatz-RL.369 Jene Verträge, die in den Geschäftsräumen des 

Unternehmers verhandelt und schlussendlich per Mail, Telefon oder Ähnlichem abge-

schlossen werden, sollen hingegen keine FAV sein.370 Dasselbe gilt im umgekehrten 

Fall: bahnt der Verbraucher einen Vertrag mittels Fernkommunikationsmitteln an und 

schließt er ihn in weiterer Folge in den Geschäftsräumen des Unternehmers ab, so liegt 

ebenfalls kein Fernabsatzvertrag vor.371 Erfolgt hingegen die bloße Vertragsanbahnung 

anders als durch Kommunikationsmittel, so steht dies der Anwendbarkeit der Fernab-

satzbestimmungen nicht entgegen. So liegt kein Fernabsatzvertrag vor, wenn der Ver-

                                                        

rechtes erheblich erweitert hätte; vgl Schauer in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 103 mwN; krit Artz in 
Gsell/Herresthal, 212. Auf Wunsch des Parlamentes wurde die Voraussetzung wieder in die Definition 
des Fernabsatzvertrages aufgenommen; vgl Unger, ZEuP 2012, 277; Stabentheiner/Cap, ÖJZ 2011/111, 
1054. 

365
 Art 2 Z 1 Fernabsatz-RL. 

366
 Gemeint sind beispielsweise Online-Plattformen („eBay“), die von mehreren Unternehmern 

in Anspruch genommen werden. Enthalten solche Plattformen oder Websites hingegen nur Informationen 
über den Unternehmer, die von ihm angebotenen Produkte oder seine Kontaktdaten, so handelt es sich 
nicht um ein für den Fernabsatz organisiertes Vertriebs- bzw Dienstleistungssystem; vgl Erwägungsgrund 
(20) der VR-RL; Unger, ZEuP 2012, 278. 

367
 Art 2 Abs 6 des Richtlinienvorschlags. 

368
 Dies wird auch vom Element der „fehlenden körperlichen Anwesenheit“ der beiden Vertrags-

partner vorausgesetzt. 
369

 Art 2 Z 1 Fernabsatz-RL verlangt für das Vorliegen eines FAV die Verwendung von „Fern-
kommunikationstechniken“ „bis zu dessen Abschluss einschließlich des Vertragsabschlusses selbst“. 

370
 Hierbei handelt es sich auch nicht um einen AGV im Sinne des Art 2 Z 8 lit c) der VR-RL, 

zumal der Vertrag nicht unmittelbar nachdem der Verbraucher persönlich und individuell außerhalb der 
Geschäftsräume des Unternehmers angesprochen wurde, abgeschlossen wird. 

371
 Auch liegt in diesem Fall kein AGV im Sinne des Art 2 Z 8 lit c) vor, zumal der Verbraucher 

nicht außerhalb von Geschäftsräumen des Unternehmers persönlich und individuell angesprochen wird, 
bevor es zum Vertragsschluss kommt. 
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braucher die Geschäftsräume des Unternehmers „lediglich“ deshalb aufsucht, um In-

formationen über die Waren oder Dienstleistungen zu erhalten und die nachfolgenden 

Verhandlungen und der Vertragsabschluss auf dem Distanzweg erfolgen.372  

Somit ist für das Vorliegen eines Fernabsatzvertrages entscheidend, dass die 

Vertragsverhandlungen und der Vertragsschluss auf dem Distanzweg erfolgen, während 

die Vertragsparteien in der Vertragsanbahnungsphase persönlich anwesend sein dürfen. 

Ein Fernabsatzvertrag soll nach der VR-RL überdies dann nicht vorliegen, wenn 

ein Verbraucher eine Dienstleistung bei einem „Fachmann“ im Wege eines Fernkom-

munikationsmittels reserviert, wobei als Beispiel hierfür der Anruf zur Terminvereinba-

rung bei einem Friseur genannt wird.373  

2. Anpassungsbedarf im österreichischen Recht 

Gemäß § 5a Abs 1 KSchG gelten die Bestimmungen über den Fernabsatz unter 

zwei Voraussetzungen: Der Vertrag muss einerseits unter ausschließlicher Verwendung 

eines oder mehrerer Fernkommunikationsmittel geschlossen werden und andererseits 

muss sich der Unternehmer dabei eines für den Fernabsatz organisierten Vertriebs- oder 

Dienstleistungssystems bedienen. 

Nachdem die VR-RL (im Gegensatz zur Fernabsatz-RL)374 keine Definition von 

„Fernkommunikationsmitteln“ enthält,375 gilt im österreichischen Recht auch künftig 

jene des § 5a Abs 2 KSchG.376 Demnach sind Fernkommunikationsmittel solche, die 

zum Abschluss eines Vertrags ohne gleichzeitige körperliche Anwesenheit der Parteien 

                                                

372
 Erwägungsgrund (20) der VR-RL. Begibt sich der Verbraucher in die Geschäftsräume des 

Unternehmers, um sich über die Ware zu informieren, ist dies somit als bloße „Vertragsanbahnung“ zu 
werten. Dies ergibt sich auch aus der Formulierung des Erwägungsgrundes, der die „nachfolgenden Ver-
handlungen und den Vertragsschluss“ ausdrücklich davon abgrenzt; vgl Unger, ZEuP 2012, 278. 

373
 Erwägungsgrund (20).  

374
 Art 2 Z 4 Fernabsatz-RL. 

375
 Vgl aber Erwägungsgrund (20), aus welchem hervorgeht, dass nicht nur hochtechnisierte 

Kommunikationsmittel wie das Internet, sondern auch Telefon, Fax oder die Bestellung per Post (Ver-
sandhauskataloge) als Fernkommunikationsmittel gelten sollen.vgl Lurger/Augenhofer, Konsumenten-
schutzrecht² 149. 

376
 Diese entspricht Art 2 Z 4 der Fernabsatz-RL. Fernkommunikationsmittel sind solche, die 

sämtliche Formen der Kontaktpflege unter Abwesenden“ erlauben; vgl Schurr in Fe-
nyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ Vor §§ 5a ff KSchG Rz 24. 
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verwendet werden können. Genannt wird auch eine (nicht abschließende)377 Reihe von 

Kommunikationsmitteln, die dieser Definition entsprechen.378 Dazu gehören etwa Ver-

sandkataloge, Bestellscheine, Mobiltelefone, E-Mails oder das Internet.379 Auch die 

Ausführungen zu einem „organisierten Vertriebs- oder Dienstleistungssystem“ iSd § 5a 

Abs 1 KSchG380 sind weiterhin heranzuziehen,381 zumal ein solches in der VR-RL nicht 

definiert wird. Für dieses ist erforderlich, dass der Unternehmer professionell und orga-

nisiert Distanzgeschäfte mit Hilfe von verschiedenen Fernabsatzmitteln abschließt. Da-

bei ist auf die interne Vertriebsorganisation abzustellen.382  

Während nach Art 2 Z 7 der VR-RL erforderlich ist, dass „bis einschließlich 

zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses ausschließlich ein oder mehrere Kommunikati-

onsmittel verwendet werden“ muss nach dem Wortlaut des § 5a Abs 1 KSchG nur der 

Vertragsschluss als solcher unter diesen Voraussetzungen erfolgen.383 Die Bestimmung 

wird allerdings bereits so ausgelegt, dass auch die Vertragsverhandlungen (nicht die 

bloße Anbahnung) unter ausschließlicher Verwendung von Fernkommunikationsmitteln 

erfolgen müssen, damit es sich um einen Fernabsatzvertrag handelt,384 was dem Ver-

ständnis der VR-RL entspricht. Der österreichische Gesetzgeber hat diese Ansicht im 

Zuge der Umsetzung der VR-RL wohl auch gesetzlich zu verankern.  

Dass ein Fernabsatzvertrag nach dem Verständnis der VR-RL immer dann nicht 

vorliegen soll, wenn ein Verbraucher eine Dienstleistung bei einem „Fachmann“ im 

                                                

377
 Aufgrund des ständigen technischen Fortschritts werden somit auch neu entwickelte Kommu-

nikationsmittel vom Begriff erfasst. 
378

 Diese Aufzählung entspricht im Wesentlichen jener im Anhang I der Fernabsatz-RL; vgl 
Schurr in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 5a KSchG Rz 24 ff; Hammerl in Kosesnik-Wehrle, 
KSchG³ § 5a Rz 3 f. 

379
 Die Kontaktaufnahme mittels Briefverkehr fällt auch dann unter die Definition, wenn es sich 

nicht um einen „Standardbrief“, sondern einen individuellen Brief handelt; vgl Krejci in Rummel3, 
KSchG § 5a Rz 5, Hammerl in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ § 5a Rz 4 f; Schurr in Fe-
nyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ Vor §§ 5a ff KSchG Rz 27. 

380
 Die Bestimmung ist zur Umsetzung der Fernabsatz-RL ins österreichische Recht ergangen. 

381
 Vgl dazu Krejci in Rummel3, KSchG § 5a Rz 7; Schurr in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, 

Klang³ § 5a KSchG Rz 18 ff; Hammerl in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ § 5a Rz 5; ErläutRV 1998 BlgNR 
20 GP 20. 

382
 Vgl Schurr in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 5a KSchG Rz 18 f, Krejci in Rummel3, 

KSchG § 5a Rz 7; ErläutRV 1998 BlgNR 20 GP 20. 
383

 Wesentlich ist das Vorliegen der "Kontaktpflege unter Abwesenden" (OGH 4 Ob 92/03p). 
384

 Vgl Krejci in Rummel3, KSchG § 5a Rz 6, Schurr in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ 
§ 5a KSchG Rz 18. 
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Wege eines Fernkommunikationsmittels reserviert,385 steht mit dem österreichischen 

Vertragsrecht nicht im Einklang. Demnach kann es sich bei einer solchen „Reservie-

rung“ nämlich unter Umständen bereits um ein für den Verbraucher bindendes Angebot 

handeln, sofern es ausreichend bestimmt ist und überdies sein Bindungswille daraus 

hervorgeht. Bestätigt der Unternehmer die Reservierung, so nimmt er das Angebot des 

Verbrauchers an und der Vertrag kommt im Wege des Fernabsatzes zustande. Die Vor-

gabe der Richtlinie, solche Konstellationen nicht als FAV zu werten, kann im österrei-

chischen Recht zur Einschränkung des Verbraucherschutzes führen, zumal die besonde-

ren Schutzvorschriften eben nur auf Fernabsatzverträge anzuwenden sind.386  

3. AGV: Außerhalb von Geschäftsräumen geschlossene Verträge 

Nach Maßgabe von Art 2 Z 8 der VR-RL ist ein außerhalb von Geschäftsräumen 

geschlossener Vertrag „jeder Vertrag“ der zwischen Unternehmer und Verbraucher in 

vier unterschiedlichen, in lit a) bis d) der Bestimmung genannten Konstellationen ge-

schlossen wird.387 Art 2 Z 8 lit a) der VR-RL definiert „außerhalb von Geschäftsräumen 

abgeschlossene Verträge“ zunächst als solche, die bei gleichzeitiger körperlicher Anwe-

senheit388 von Verbraucher und Unternehmer an einem Ort geschlossen werden, der 

kein Geschäftsraum des Gewerbetreibenden ist.389 Auch solche Verträge, für die der 

Verbraucher unter den genannten Umständen ein Angebot macht, fallen unter den 

Begriff des AGV.390 Wo der Vertrag schließlich zustande kommt ist nach dem Wortlaut 

                                                

385
 Erwägungsgrund (20).  

386
 Krit auch Stabentheiner/Cap, ÖJZ 2011/111, 1054. 

387
 In Art 2 Abs 8 lit b) des Richtlinienvorschlags war zusätzlich noch vorgesehen, dass „Kauf- 

und Dienstleistungsverträge“ als „außerhalb von Geschäftsräumen abgeschlossene Verträge“ verstanden 
werden sollten, wenn sie zwar in den Geschäftsräumen des Unternehmers abgeschlossen wurden, sie 
jedoch bei gleichzeitiger Anwesenheit von Unternehmer und Verbraucher außerhalb von den Geschäfts-
räumen des Unternehmers verhandelt wurden; vgl Lukas in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 84. Diese 
Fallkonstellation findet sich in der geltenden Richtlinie nicht mehr. 

388
 Das Erfordernis der „gleichzeitigen körperlichen Anwesenheit“ von Unternehmer und Ver-

braucher grenzt das Haustürgeschäft klar von dem in Art 2 Z 7 der VR-RL definierten FAV ab, bei dem 
die „gleichzeitige körperliche Anwesenheit“ bei Vertragsabschluss gerade nicht vorliegen darf; siehe 
oben IV.B.1. 

389
 Vgl auch Erwägungsgrund (21). Diese negative Definition („kein Geschäftsraum“) unter-

scheidet sich terminologisch von der Definition des Richtlinienvorschlags, der den Vertragsschluss „au-
ßerhalb der Geschäftsräume“ vorsah und ist jener des § 3 Abs 1 KSchG sehr ähnlich. 

390
 Art 2 Z 8 lit b) VR-RL. 
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des Art 2 Z 8 lit b) hingegen unerheblich.391 Mit der negativen Definition des Art 2 Z 8 

lit a) und b) („kein Geschäftsraum“) reicht dessen Anwendungsbereich weiter als jener 

der Haustürgeschäfte-RL,392 welche die einzelnen Vertragsschlusskonstellationen, für 

welche die Bestimmungen über außerhalb von Geschäftsräumen geschlossene Verträge 

gelten, noch angeführt hat.393 Eine Beschränkung auf den Wohnsitz oder den Arbeits-

platz des Verbrauchers ist in der VR-RL nicht vorgesehen.394  

Auch Verträge, die in den Geschäftsräumen des Gewerbetreibenden oder 

durch Fernkommunikationsmittel geschlossen werden gelten als AGV, wenn dies ge-

schieht, „unmittelbar“ nachdem der Verbraucher an einem anderen Ort als den Ge-

schäftsräumen des Unternehmers bei gleichzeitiger körperlicher Anwesenheit der Ver-

tragsparteien „persönlich und individuell“ angesprochen wurde.395 Ausweislich der 

Erwägungsgründe soll von dieser Vertragsschlusskonstellation allerdings jener Fall 

nicht erfasst sein, bei welchen der Unternehmer zunächst in die Wohnung des Verbrau-

chers kommt, um dort – ohne dass der Verbraucher zu einer Leistung verpflichtet ist – 

lediglich Maße auf- oder eine Schätzung vorzunehmen und der Vertrag auf dessen 

Grundlage „zu einem späteren Zeitpunkt“ in den Geschäftsräumen des Unternehmers 

oder mittels Fernkommunikationsmittel zustande kommt. Ein solcher Vertrag solle nicht 

als AGV gelten, zumal es am Kriterium der „Unmittelbarkeit“ fehle, wenn der Verbrau-

cher vor Vertragsschluss Zeit hatte, über die Schätzung nachzudenken.396  

Wie auch in der Haustürgeschäfte-RL397 gelten schließlich auch solche Verträge 

als AGV, die auf einem Ausflug geschlossen werden, der vom Unternehmer organi-

                                                

391
 Anders als in Art 1 Abs 3 der Haustürgeschäfte-RL wird nicht betont, dass es beim „Ange-

bot“ des Verbrauchers nicht darauf ankommen soll, ob er bereits an dieses gebunden war, bevor es vom 
Unternehmer angenommen wird. Es ist jedoch davon auszugehen, dass diese Ansicht auch für die VR-RL 
gilt. Im österreichischen Recht ist ein „Angebot“ immer bindend – fehlt der Bindungswille oder die in-
haltliche Bestimmtheit desselben, so liegt begriffsmäßig kein „Angebot“ vor; vgl Rummel in Rummel3 
§ 861 Rz 3. 

392
 Vgl Mayrhofer/Tangl in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 3 KSchG Rz 13 ff; Schulte-

Nölke/Scheuren-Brandes in Schulte-Nölke/Twigg-Flesner/Ebers, EG-Verbraucherrechtskompendium 
181. 

393
 Art 1 Haustürgeschäfte-RL. 

394
 Diese beiden Örtlichkeiten werden in Erwägungsgrund (21) lediglich als Beispiele für Orte, 

die „keine Geschäftsräume“ sind, genannt. 
395

 Art 2 Z 8 lit c) VR-RL, vgl auch Erwägungsgrund (21).  
396

 Erwägungsgrund (21) VR-RL. 
397

 Artikel 1 Abs 1 1. Spiegelstrich Haustürgeschäfte-RL. 



- 73 - 

  

siert wurde, damit er dort Waren oder Dienstleistungen bewerben und an den Ver-

braucher verkaufen kann.398  

4. Anpassungsbedarf im österreichischen Recht 

Nach § 3 Abs 1 KSchG399 steht dem Verbraucher ein Rücktrittsrecht zu, wenn er 

„seine Vertragserklärung400 weder in den vom Unternehmer für seine geschäftlichen 

Zwecke dauernd benützten Räumen, noch bei einem von diesem dafür auf einer Messe 

oder einem Markt benützten Stand abgegeben hat“. Gemäß Abs 2 der Bestimmung be-

steht es auch dann, wenn der Unternehmer oder ein mit diesem zusammenwirkender 

Dritter den Verbraucher „im Rahmen“ einer Werbe-, Ausflugsfahrt oder einer ähnlichen 

Veranstaltung oder „durch persönliches oder individuelles Ansprechen auf der Straße in 

die vom Unternehmer für seine geschäftlichen Zwecke benützten Räume gebracht“ hat. 

Der österreichische Gesetzgeber ging mit dieser Regelung über die Vorgabe der Haus-

türgeschäfte-RL hinaus und schuf einen weiteren Anwendungsbereich der Haustürge-

schäfte als in dieser vorgesehen.401  

Mit der Umsetzung der VR-RL ist zunächst das österreichische Begriffsver-

ständnis von „Geschäftsräumen“ zu erweitern: Nach § 3 Abs 1 KSchG sind Ge-

schäftsräume nur solche, die vom Unternehmer dauerhaft benutzt werden.402 Räume, 

die bloß vorübergehend oder fallweise benutzt werden, sind somit grundsätzlich nicht 

                                                

398
 Art 2 Z 8 lit d) VR-RL, vgl auch Erwägungsgrund (21). Eine Begriffsdefinition des „Aus-

flugs“ findet sich in der Richtlinie nicht. Voraussetzung ist nur, dass der Unternehmer diesen organisiert, 
um für die von ihm angebotenen Waren oder Dienstleistungen oder für seine „Erzeugnisse“ Werbung zu 
machen und deren Verkauf beim Verbraucher zu bezwecken. 

399
 Zuletzt geändert durch BGBl I 21/2008. 

400
 Vom Begriff der „Vertragserklärung“ in § 3 Abs 1 KSchG sind sowohl das Angebot des Ver-

brauchers, als auch dessen Annahme eines Angebotes vom Unternehmer umfasst. Dies bedeutet, dass es 
bereits genügt, wenn ein Vertragsangebot vom Verbraucher außerhalb von Geschäftsräumen gestellt wird. 
Auf die Annahme durch den Unternehmer kommt es dabei nicht an. Sie kann auch in seinen Geschäfts-
räumen erfolgen. Die Vertragserklärung des Verbrauchers kann dabei sowohl mündlich, als auch schrift-
lich oder elektronisch erfolgen; vgl Krejci in Rummel3, KSchG § 3 Rz 11; Mayrhofer/Tangl in Fe-
nyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 3 KSchG Rz 15. Dies entspricht Art 2 Z 8 lit a) und b) der VR-RL. 

401
 Art 1 Haustürgeschäfte-RL. Aufgrund der in Art 8 der Richtlinie normierten Mindestharmo-

nisierung ist dies zulässig, zumal den Mitgliedstaaten erlaubt sein soll, für den Verbraucher günstigere 
Regelungen vorzusehen oder beizubehalten. 

402
 Dadurch sollen jene Räumlichkeiten, die vom Unternehmer nur vereinzelt als solche genutzt 

werden, vom Begriff der Geschäftsräume ausgeschlossen werden; vgl auch Mayrhofer/Tangl in Fe-
nyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 3 KSchG Rz 20. 
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als Geschäftsräume zu werten.403 Den Geschäftsräumen des Unternehmers ausdrücklich 

gleichgestellt werden vom Unternehmer für geschäftliche Zwecke „auf einer Messe 

oder einem Markt benützte Stände“.404 Dabei ist von einem weiten Begriffsverständnis 

auszugehen, sodass auch Verkaufsstellen, die auf „messeähnlichen“ Veranstaltungen 

von Unternehmern geschäftlich genutzt werden, darunter fallen sollen.405  

Nach Art 2 Z 9 VR-RL gelten als Geschäftsräume sowohl unbewegliche Gewer-

beräume, in welchen der Unternehmer seine Tätigkeit dauerhaft ausübt, als auch be-

wegliche Gewerberäume, in welchen er seine Tätigkeit für gewöhnlich ausübt.406 Nach 

Erwägungsgrund (22) können überhaupt alle Arten von Räumlichkeiten als Geschäfts-

räume gelten, sofern der Unternehmer dort sein Gewerbe ständig oder für gewöhnlich 

ausübt.407 Beispielhaft werden dort etwa Geschäfte, Stände oder sogar Lastwagen ge-

nannt. Auch Markt- und Messestände sollen als Geschäftsräume gelten, wenn sie diese 

Voraussetzung erfüllen.408 Künftig werden im österreichischen Recht nicht mehr nur 

Markt- oder Messestände bzw andere zum Verkauf eingerichtete Stellen, die auf ver-

gleichbaren Veranstaltungen aufgestellt werden, Geschäftsräumen gleichzustellen sein. 

Vielmehr werden sowohl unbewegliche, als auch bewegliche Räumlichkeiten im Allge-

meinen als solche zu gelten haben, wenn sie vom Unternehmer zumindest „für gewöhn-

                                                

403
 Vgl Krejci in Rummel3, KSchG § 3 Rz 13. Anders als in der VR-RL wird in der österreichi-

schen Bestimmung nicht zwischen beweglichen und unbeweglichen Geschäftsräumen unterschieden. 
404

 § 3 Abs 1 KSchG. Bei „Märkten“ handelt es sich nach hL um Veranstaltungen, bei denen 
mehrere Anbieter von Waren und Dienstleistungen zusammentreffen und der Verbraucher Erwerbsge-
schäfte abschließen kann. „Messen“ sind besondere Arten von Märkten und bezeichnen Handels-, Waren- 
und Mustermessen. Unter einem „Stand“, den der Unternehmer auf einer Messe oder einem Markt für 
seine Geschäftstätigkeiten benutzt, ist nach dem Verständnis des KSchG eine „zum Verkauf eingerichtete 
Stelle“ zu verstehen; vgl Krejci in Rummel3, KSchG § 3 Rz 14b; Mayrhofer/Tangl in Fe-
nyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³, § 3 KSchG Rz 27 ff. 

405
 Vgl Krejci in Rummel3, KSchG § 3 Rz 14 b. 

406
 Auch bei Verkaufsstätten, die der Unternehmer benützt, um seine Tätigkeiten saisonal auszu-

üben, kommt es darauf an, dass er dies für gewöhnlich macht. Die dauerhafte Ausübung scheitert hier 
schon an der zeitlichen Befristung solcher Geschäftstätigkeiten. Saisonale Tätigkeiten können etwa wäh-
rend der Fremdenverkehrssaison, an einem Ski- oder Seebadeort ausgeübt werden; vgl Erwägungsgrund 
(21) und Erwägungsgrund (22). 

407
 So können auch unbewegliche Geschäftsräume, wenn sie für gewöhnlich geschäftlich genutzt 

werden, Geschäftsräume sein. Dass bewegliche Geschäftsräume, an denen der Unternehmer seine ge-
schäftliche Tätigkeit dauerhaft ausübt, unter die Begriffsdefinition fallen, ergibt sich bereits aus dem 
Größenschluss.

 

408 Im Richtlinienvorschlag waren Markt- und Messestände noch im Normtext definiert (Art 2 
Abs 9 lit b): demzufolge galten sie dann als Geschäftsräume, wenn der Gewerbetreibende seine geschäft-
liche Tätigkeit an diesen regelmäßig oder vorübergehend ausübt; vgl dazu Lukas in B. Jud/Wendehorst, 
Neuordnung 84. 
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lich“ geschäftlich genutzt werden. So kann unter den genannten Voraussetzungen etwa 

auch das Innere eines Kraftfahrzeuges als Geschäftsraum gelten, was nach der österrei-

chischen Lehre bisher nicht der Fall war.409 Wann der Unternehmer Räumlichkeiten 

„für gewöhnlich“ für geschäftliche Zwecke nutzt, wird in der VR-RL nicht ausgeführt. 

Einerseits ist dafür wohl erforderlich, dass die unternehmerische Tätigkeit dort mit einer 

gewissen Regelmäßigkeit ausgeübt werden muss. Allerdings muss dies wohl nicht 

durchgehend und eben gerade nicht „dauerhaft“ iSd Art 2 Z 9 lit a) der VR-RL der Fall 

sein.410 Auch Verkaufstätigkeiten, die der Unternehmer in periodischen Abständen (zB 

jährlich) immer wieder durchführt, fallen somit unter das Begriffsverständnis.411 Im 

Hinblick auf den Schutzzweck der spezifischen Bestimmungen für Haustürgeschäfte ist 

bei der Beurteilung, ob der Unternehmer gewisse Räumlichkeiten „für gewöhnlich“ 

geschäftlich nutzt, andererseits aber wohl auch auf die Sicht des Verbrauchers abzustel-

len. So sollten auch weiterhin nur solche Räumlichkeiten als „Geschäftsräume“ gelten, 

in welchen der Verbraucher (typischerweise) auch mit einem Vertragsschluss rechnen 

kann, dieser für ihn nicht völlig überraschend ist oder er damit überrumpelt wird.412 Ein 

zu weites Begriffsverständnis von „Geschäftsräumen“ würde den Verbraucherschutz 

nämlich beschränken, zumal sich der Unternehmer immer dann, wenn eine Verkaufs-

stelle als Geschäftsraum gilt, gegenüber dem Verbraucher darauf berufen kann, dass das 

Geschäft nicht als Haustürgeschäft anzusehen ist und die spezifischen Bestimmungen 

für solche Geschäfte auch nicht anzuwenden sind. Ob Räumlichkeiten von Vertretern 

eines Unternehmers (Kanzlei des Rechtsanwalts oder Notar des Unternehmers) den Ge-

schäftsräumen des Unternehmers gleichzusetzen sind, ist im österreichischen Recht bis-

her zwar strittig, wird von den Autoren aber überwiegend bejaht.413 In Erwägungsgrund 

(22) der VR-RL wird nunmehr ausdrücklich klargestellt, dass die Geschäftsräume einer 

                                                

409
 Vgl Krejci in Rummel3, KSchG § 3 Rz 13. 

410
 Vgl auch die englische Formulierung „on a usual basis“. 

411
 Vgl Unger, ZEuP 2012, 279. 

412
 Vgl auch Mayrhofer/Tangl in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 3 KSchG Rz 17. 

413
 Vor allem dann, wenn dem Verbraucher bekannt ist, dass der Unternehmer üblicherweise 

Räumlichkeiten seines Vertreters für seine eigenen geschäftlichen Zwecke benutzt, sind diese wie Ge-
schäftsräumen des Unternehmers zu behandeln; vgl Mayrhofer/Tangl in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, 
Klang³ § 3 KSchG Rz 21; Krejci in Rummel3, KSchG § 3 Rz 14; Apathy in Schwimann3 § 3 KSchG Rz 6; 
aA der OGH in 6 Ob 110/07f, Lurger/Augenhofer, Konsumentenschutzrecht² 60. 
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Person, die im Namen oder auf Rechnung des Unternehmers handelt, ebenfalls als Ge-

schäftsräume des Unternehmers anzusehen sind.414 Dies ist künftig auch im österreichi-

schen Recht zu verankern. 

Bisher wird in § 3 Abs 1 KSchG nicht darauf abgestellt, dass Unternehmer und 

Verbraucher in den Fällen, in welchen die Vertragserklärung des Verbrauchers außer-

halb von Geschäftsräumen erfolgt, „gleichzeitig körperlich anwesend“ sein müssen, 

wie dies in Art 2 Abs 8 öit a) und b) der Fall ist. Der österreichische Gesetzgeber hat 

dieses Merkmal nach Umsetzung der VR-RL gesetzlich zu verankern. 

Ein Änderungsbedarf besteht auch dahingehend, dass die bereits bestehende Vo-

raussetzung des „persönlichen und individuellen Ansprechens auf der Straße“ in § 3 

Abs 2 KSchG auf das Ansprechen an jeglichem Ort, der kein Geschäftsraum des Unter-

nehmers ist, ausgedehnt werden muss, zumal dies dem Wortlaut des Art 2 Z 8 lit c) der 

VR-RL entspricht. Nach hL werden unter dem Begriff der „Straße“ zwar bereits sämtli-

che öffentlich zugängliche Orte und somit etwa auch der Hausflur, Haltestellen, Parks, 

Bahnhofshallen, Gaststätten, Tankstellen, Einkaufszentren oder eine Kirche verstan-

den,415 doch ist dies auch gesetzlich zu verankern.416 

Neu ist im Vergleich zu § 3 Abs 1 KSchG überdies, dass auch ein Vertrag, der 

über ein Fernkommunikationsmittel geschlossen wird, unmittelbar nachdem der Ver-

braucher angesprochen wurde, unter den Begriff des außerhalb geschlossenen Vertrags 

fällt. Damit wird eine Lücke geschlossen, zumal ein solcher Vertrag nicht als Fernab-

satzvertrag gelten kann, da die Voraussetzung der „ausschließlichen Verwendung des 

Fernkommunikationsmittels“ in der Verhandlungsphase nicht gegeben ist. Auch diesbe-

züglich ist die österreichische Rechtslage anzupassen.  

                                                

414
 Hingegen sollen Orte, die der Öffentlichkeit zugänglich sind, wie etwa Straßen, Einkaufszen-

tren, Sportanlagen, Strände oder öffentliche Verkehrsmittel, welche vom Unternehmer nur in Ausnahme-
fällen und vereinzelt für Verkaufstätigkeiten genutzt werden, nicht als Geschäftsräume gelten. 

415
 Vgl Apathy in Schwimann3 § 3 KSchG Rz 5; Mayrhofer/Tangl in Fe-

nyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 3 KSchG Rz 37. 
416

 Diese Erweiterung scheint sachgerecht zu sein, kann es doch nicht darauf ankommen, wo ge-
nau der Verbraucher vom Unternehmer „überrascht“ wird, solange dies nur außerhalb von seinen Ge-
schäftsräumen erfolgt; vgl auch Unger, ZEuP 2012, 279 mwN, welcher die Ausweitung befürwortet. 
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Auch das Begriffsverständnis von „Ausflügen“ in der VR-RL ist weiter als jenes 

des KSchG: nach dem österreichischen Verständnis kommt es bei „Werbe- und Aus-

flugsfahrten“ auf die Überrumpelungsgefahr des Verbrauchers im Einzelfall an. Die 

Beförderung von Personen in der Absicht, Waren zu verkaufen alleine reicht nicht aus, 

sondern müssen zusätzliche Werbemaßnahmen, die einen psychologischen Kaufzwang 

beim Verbraucher auslösen können, vorliegen.417 Art 2 Z 8 lit d) der VR-RL stellt hin-

gegen lediglich darauf ab, dass der Unternehmer eine solche Werbefahrt in der Absicht 

organisiert, dort Waren oder Dienstleistungen zu bewerben und deren Verkauf an den 

Verbraucher zu bewirken, was einer Anpassung im österreichischen Recht bedarf. 

Nach § 3 Abs 2 KSchG muss der Verbraucher entweder im Rahmen einer Wer-

befahrt oder durch Ansprechen auf der Straße in die Geschäftsräume des Unternehmers 

„gebracht“ werden.418 Dies bedeutet zwar nicht, dass er dorthin „gezerrt“ werden muss, 

jedoch muss der Unternehmer den Verbraucher in irgendeiner Weise beeinflussen, in-

dem er ihn etwa überredet oder dorthin lockt.419 Diese Voraussetzung findet sich in 

Art 2 Z 9 lit c) und lit d) der VR-RL hingegen nicht, weshalb sie zu streichen ist.420 

Dass der Verbraucher die Geschäftsräume des Unternehmers „auf“ der Werbefahrt oder 

„unmittelbar“ nachdem er von diesem angesprochen wurde aus eigenen Stücken auf-

sucht, steht dem Vorliegen eines AGV somit künftig nicht entgegen. Voraussetzung des 

Art 2 Z 9 lit c) ist hingegen, dass der Vertrag abgeschlossen wird, „unmittelbar“421 

nachdem der Verbraucher persönlich angesprochen wurde, was künftig auch im öster-

                                                

417
 Nach dem österreichischen Verständnis werden unter „Werbe- und Ausflugsfahrten“ Veran-

staltungen verstanden, die vielfach sehr kostengünstig angeboten werden, wodurch die Gefahr besteht, 
dass der Verbraucher unter psychologischen Druck gesetzt wird, zusätzliche Geschäfte abzuschließen; vgl 
OGH 7 Ob 599/93; Mayrhofer/Tangl in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 3 KSchG Rz 31 ff; Krejci 
in Rummel3, KSchG § 3 Rz 15 ff; Apathy in Schwimann3 § 3 KSchG Rz 4. 

418
 Den „Räumlichkeiten“ liegt in diesem Zusammenhang ein weites Begriffsverständnis zu-

grunde. So reichen auch kurzfristig angemietete oder kurzfristig genutzte Räume oder etwa auch Trans-
portmittel aus, um unter diese Definition zu fallen; vgl Mayrhofer/Tangl in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, 
Klang³ § 3 KSchG Rz 39; Krejci in Rummel3, KSchG § 3 Rz 19. 

419
 § 3 KSchG Rz 5; vgl Mayrhofer/Tangl in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 3 KSchG 

Rz 39. 
420

 Der Abschluss des Vertrages muss demzufolge lediglich in den Geschäftsräumen oder auch 
über ein Fernkommunikationsmittel erfolgen, „unmittelbar“ nach dem der Verbraucher angesprochen 
wurde. 

421
 Aus Erwägungsgrund (21) VR-RL lässt sich ableiten, dass es dann am Kriterium der „Unmit-

telbarkeit“ fehlt, wenn der Verbraucher vor Vertragsschluss Zeit hatte, „nachzudenken“. 
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reichischen Recht gelten muss. Beim vom Unternehmer organisierten Ausflug ist nach 

Art 2 Z 9 lit d) unerheblich, wo die Vertragserklärung des Verbrauchers abgegeben 

wird, solange dies nur während („auf“) diesem geschieht. Auch dies bedarf im österrei-

chischen Recht einer entsprechenden gesetzlichen Anpassung. 

5. Ausnahmen vom Anwendungsbereich und Anpassungsbedarf 

a) AGV - “Geschäfte mit geringer Bedeutung”  

Anders als noch im Richtlinienvorschlag vorgesehen,422 räumt Art 3 Abs 4 den 

Mitgliedssaaten die Möglichkeit ein, „Geschäfte mit geringer Bedeutung“,423 welche 

außerhalb von Geschäftsräumen geschlossen werden, vom Anwendungsbereich der 

Richtlinienbestimmungen auszunehmen: wie auch schon in der Haustürgeschäfte-RL424 

vorgesehen, müssen die Bestimmungen der Richtlinie nicht auf jene AGVs angewendet 

werden, bei denen der vom Verbraucher zu zahlende Gegenwert € 50 nicht überschrei-

tet. Die nationalen Gesetzgeber können den Betrag allerdings auch niedriger festset-

zen.425 Den Mitgliedstaaten soll dadurch die Möglichkeit eingeräumt werden, unge-

rechtfertigten Verwaltungsaufwand hintanzuhalten.426  

Im österreichischen Recht besteht bereits eine entsprechende Ausnahme: gemäß 

§ 3 Abs 3 Z 3 KSchG sind einerseits geringfügige Bargeschäfte bis zu € 15, die übli-

cherweise außerhalb von Geschäftsräumen abgeschlossen werden und deren beiderseiti-

ge Leistungen sofort zu erbringen sind, vom Rücktrittsrecht ausgenommen. Anderer-

seits besteht auch bei solchen Geschäften keine Rücktrittsmöglichkeit des Verbrauchers, 

bei denen das Unternehmen seiner Natur nach nicht in ständigen Geschäftsräumen des 

Unternehmers betrieben wird und das Entgelt € 45 nicht übersteigt. Ein Beispiel hierfür 

sind Taxifahrten. In den genannten Fällen wird dem Verbraucher kein besonderes 

Schutzbedürfnis zugestanden und somit kein Rücktrittsrecht eingeräumt, weil er bei 

                                                

422
 Dies wurde im Schrifttum kritisiert; vgl etwa Lukas in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 86. 

423
 Erwägungsgrund (28) VR-RL. 

424
 Art 3 Abs 1 Haustürgeschäfte-RL. 

425
 Werden vom Verbraucher gleichzeitig zwei oder mehr Verträge geschlossen, die hinsichtlich 

ihres Vertragsgegenstandes zusammenhängen, so sollen die gesamten Kosten der Verträge für den 
Schwellenwert relevant sein; vgl Erwägungsgrund (28) VR-RL. 

426
 Erwägungsgrund (28) VR-RL. 
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solchen Geschäften in finanzieller Hinsicht nur geringfügig verpflichtet wird und er 

diese in der Regel ohnehin selbst anbahnt.427  

Die bestehende Ausnahme geringfügiger Bargeschäfte auch nach Umsetzung der 

VR-RL unverändert aufrecht zu erhalten, ist jedenfalls zu empfehlen. Eine umfassende 

Informationspflicht des Unternehmers erscheint bei „Bagatellgeschäften“ wie dem Kauf 

einer Zeitung oder einer Tüte Eis auf der Straße unverhältnismäßig. Auch die Möglich-

keit des Verbrauchers, von solchen Geschäften zurückzutreten, wäre wenig sinnvoll und 

könnte zum Missbrauch führen. 

b) AGV - Anbahnung durch den Verbraucher 

Nach Erwägungsgrund (21) der VR-RL soll es für das Vorliegen eines AGV un-

erheblich sein, von wem die Vertragsanbahnung ausgeht. Für den psychischen Druck 

oder den Überraschungsmoment, welche für AGV charakteristisch seien, spiele es dem-

nach keine Rolle, ob der Verbraucher den Besuch des Gewerbetreibenden selbst herbei-

geführt habe oder nicht. Dieser Ansicht kann mE nicht gefolgt werden, zumal ein Ver-

braucher doch regelmäßig vom Erscheinen des Unternehmers nicht überrascht sein 

wird, wenn er diesen selbst zu sich bestellt hat! Auch der „psychische Druck“ wird un-

ter diesen Umständen wohl nicht in gleicher Weise gegeben sein, wie in Fällen, in wel-

chen der Verbraucher nicht mit einem Vertragsschluss rechnet.428 Im österreichischen 

Recht kommt dem Verbraucher nach § 3 Abs 3 Z 1 KSchG bisher richtigerweise kein 

Rücktrittsrecht zu, wenn er den Vertrag selbst angebahnt hat. Unter „Anbahnung“ ist 

dabei ein Verhalten des Verbrauchers zu verstehen, das erkennen lässt, dass er mit dem 

Unternehmer in Kontakt treten will, um ein bestimmtes Geschäft abzuschließen.429 Die 

                                                

427
 Vgl Mayrhofer/Tangl in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 3 KSchG Rz 57. 

428
 Vgl auch Unger, ZEuP 2012, 279 f. 

429
 Dazu muss er kein Angebot stellen, sondern reicht es aus, wenn er den Unternehmer zur Auf-

nahme von Verhandlungen einlädt oder ihn dazu auffordert. Relevant ist im Regelfall, dass die (erste) 
Initiative zum Abschluss eines konkreten Vertrages vom Verbraucher ausgeht. Das Rücktrittsrecht ist 
allerdings nur für jene Verträge ausgeschlossen, wegen denen der Verbraucher den Kontakt zum Unter-
nehmer hergestellt hat („kongruente Anbahnung“); vgl Apathy in Schwimann3 § 3 KSchG Rz 12; Ma-
yrhofer/Tangl in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 3 KSchG Rz 44 ff; Krejci in Rummel3, KSchG 
§ 3 Rz 22 ff; Kosesnik-Wehrle in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ § 3 Rz 21 ff; Lurger/Augenhofer, Konsu-
mentenschutzrecht² 61. 
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Ausnahmeregelung steht mit der VR-RL nicht im Einklang, weshalb die betreffende 

Gesetzesstelle zu streichen ist.430 Künftig haben somit auch Verträge, die geschlossen 

werden, nachdem der Verbraucher den Unternehmer ausdrücklich zu sich bestellt hat, 

als AGV zu gelten.431 Dem Verbraucher kommen die spezifischen Bestimmungen für 

Haustürgeschäfte und insbesondere das Widerrufsrecht also auch bei solchen Verträgen 

zugute, bei welchen typischerweise keine Überrumpelungsgefahr für ihn besteht. Wa-

rum der europäische Gesetzgeber an der Regelung festgehalten hat, bleibt offen.432 

C. Inhalt der einzelnen Informationspflichten 

Die Liste der Informationen des Art 6 umfasst im Gegensatz zu Art 5 zwanzig 

Punkte, die in Abs 1 lit a) bis t) der Bestimmung aufgezählt sind und im Folgenden auf-

gezeigt werden sollen. Zumal sich einige Informationsgegenstände inhaltlich mit jenen 

des Art 5 Abs 1 decken, wird vereinzelt auf die diesbezüglichen Ausführungen verwie-

sen. 

1. Eigenschaften der Waren und Dienstleistungen 

Gemäß Art 6 Abs 1 lit a) ist der Verbraucher auch bei FAV und AGV zunächst 

über „die wesentlichen Eigenschaften der Waren oder Dienstleistungen“ zu informieren. 

Der „angemessene Umfang“ richtet sich dabei neben der konkreten Ware oder Dienst-

leistung nach dem „Kommunikationsmittel“, dessen ausschließliche Verwendung bei 

FAV Voraussetzung ist.433 Auch AGV können unter Einsatz eines solchen zustande 

kommen.434  

Die Verpflichtung zu dieser Angabe und somit die genaue Beschreibung des 

Vertragsgegenstandes ist bereits in der Fernabsatz-RL vorgesehen.435 Hingegen enthält 

                                                

430
 Vgl auch Stabentheiner/Cap, ÖJZ 2011/111, 1054. 

431
 Vgl auch Lurger/Augenhofer, Konsumentenschutzrecht² 61. 

432
 Kritisch auch Lukas in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 84. 

433
 Art 2 Z 7 VR-RL, vgl Kap IV.B.1. 

434
 Art 2 Z 8 lit c) nennt die einzige Fallkonstellation, bei welcher ein solcher Vertrag unter Be-

nützung eines Fernkommunikationsmittels durch den Verbraucher zustande kommt; vgl IV.B.3. 
435

 Art 4 Abs 1 lit b) Fernabsatz-RL. 
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die Haustürgeschäfte-RL eine solche nicht.436 Auch im österreichischen Recht hat der 

Unternehmer den Verbraucher bei Fernabsatzverträgen gemäß § 5c Abs 1 Z 2 KSchG 

bereits über die wesentlichen Eigenschaften von Ware oder Dienstleistung zu informie-

ren. Bei Haustürgeschäften iSd § 3 KSchG ist der Unternehmer bisher dazu verpflichtet, 

dem Verbraucher eine Urkunde auszufolgen, die Angaben zur „Identifizierung des Ver-

trags“ enthält.437 Nachdem sich diese Angaben auf das individuell abgeschlossene 

Rechtsgeschäft beziehen müssen,438 wird für den Unternehmer auch eine (zumindest 

abstrakte) Beschreibung des Vertragsgegenstandes verpflichtend sein.  

Die Verpflichtung in Art 6 Abs 1 lit a), den Verbraucher über die „wesentlichen“ 

Eigenschaften der Ware oder Dienstleistung zu informieren, geht aber jedenfalls über 

eine solche abstrakte Beschreibung hinaus. Anders als bei allgemeinen Verbraucherver-

trägen erscheint es bei AGV und FAV auch gerechtfertigt, die Intensität der Aufklärung 

über wesentliche Eigenschaften in erster Linie vom Produkt abhängig zu machen, da es 

gerade bei FAV in der Regel nicht zu einem persönlichen Verkaufsgespräch zwischen 

Unternehmer und Verbraucher kommt und Letzterer die Ware regelmäßig nur anhand 

eines Bildes im Internet oder in einem Katalog wahrnehmen kann. Auch bei AGV hat er 

unter Umständen keine Möglichkeit, den Vertragsgegenstand vor Vertragsschluss in 

Augenschein zu nehmen, weshalb die verpflichtende Angabe gewisser Eigenschaften 

dem Schutz des Verbrauchers in angemessener Weise Rechnung trägt. 

Hinsichtlich der „Wesentlichkeit“ der Eigenschaft von Ware oder Dienstleistung 

kann auf die Ausführungen zu Art 5 Abs 1 lit a) VR-RL verwiesen werden, da die Be-

stimmung eine beinahe wortgleiche Informationspflicht für allgemeine Verbraucherver-

träge vorsieht.439 Der Unternehmer hat den Verbraucher künftig somit bei FAV und 

AGV über jene Eigenschaften von Ware oder Dienstleistung zu informieren, die dieser 

                                                

436
 Art 4 der Haustürgeschäfte-RL verpflichtet den Unternehmer im Wesentlichen lediglich zur 

Belehrung über das Widerrufsrecht. 
437

 § 3 Abs 1 KSchG. 
438

 Vgl Krejci in Rummel3, KSchG § 3 Rz 43a. 
439

 Ein Unterschied besteht lediglich darin, dass nach Art 5 Abs 1 lit a) hinsichtlich des angemes-
senen Umfangs auf den „Datenträger“ abzustellen ist; vgl dazu III.C.1. 
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berechtigterweise erwarten kann, um sie bewerten und mit anderen Angeboten verglei-

chen zu können. So sind zunächst Angaben zur Beschaffenheit der Ware (Material, Ma-

ße, Gewicht, Farbe, Inhaltsstoffe) zu machen sowie ihr Verwendungszweck offenzule-

gen. Darüber hinaus wird der Unternehmer den Verbraucher auch über die Verfügbar-

keit der Ware, möglicherweise ihre Herkunft, den Hersteller oder etwaige Ergebnisse 

von Produkttests zu informieren haben.440 Bei technischen Geräten kommt auch die 

Angabe einer Typenbezeichnung oder technischer Daten in Betracht.441 Ist eine Dienst-

leistung Vertragsgegenstand, so ist der Verbraucher jedenfalls über ihren Inhalt und 

darüber zu informieren, auf welche Weise sie zur Verfügung gestellt werden soll. Der 

Unternehmer hat den Verbraucher wohl auch über den Zweck sowie über die (geschätz-

te) Dauer der Dienstleistung zu informieren. Der Umfang der Aufklärung ist auch an 

das verwendete Kommunikationsmittel anzupassen, weshalb dieser variieren kann. So 

wird auf einer Homepage eine detailliertere Beschreibung des Vertragsgegenstandes 

möglich sein, als etwa bei einer telefonischen Auskunft. 

2. Informationen betreffend den Unternehmer 

Gemäß Art 6 Abs 1 lit b) hat der Unternehmer den Verbraucher über dessen 

„Identität, wie beispielsweise seinen Handelsnamen“ zu informieren.442 Weiters hat der 

Unternehmer den Verbraucher über die Anschrift seiner Niederlassung zu informieren 

und „gegebenenfalls“ seine Telefonnummer, Faxnummer und Email-Adresse anzuge-

ben.443 Die Angabe derselben wird damit begründet, dass der Verbraucher „schnell 

Kontakt mit dem Unternehmer aufnehmen und effizient mit ihm kommunizieren kann.“ 

Handelt der Unternehmer im Auftrag eines anderen Unternehmers, hat er auch dessen 

Identität preiszugeben.  

                                                

440
 So werden die „wesentlichen Merkmale des Produkts“ iSd § 2 Abs 1 Z 2 UWG in die Grup-

pen „Verfügbarkeit, Beschaffenheit, Herkunft, Menge, Volumen und Produkttests“ unterteilt; vgl An-
derl/Appl in Wiebe/G.Kodek, Kommentar zum UWG § 2 Rz 232 ff. 

441
 Vgl auch Wendehorst in MüKo, BGB6 § 312c Rz 22 mwN, der zufolge die wesentlichen 

Merkmale richtigerweise reine „Beschaffenheitsangaben“ sind und keine Garantiehaftung iVm den gel-
tenden Gewährleistungsbestimmungen begründen. 

442
 Im Fall einer öffentlichen Versteigerung können gemäß Art 6 Abs 3 VR-RL stattdessen die 

entsprechenden Angaben des Versteigerers übermittelt werden. 
443

 Art 6 Abs 1 lit c) VR-RL. 
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Die Fernabsatz-RL sieht die Verpflichtung zur Angabe von Identität und Adres-

se des „Lieferers“ bisher nur bei vereinbarter Vorauszahlung vor. Ist eine solche nicht 

vorgesehen, hat der Unternehmer lediglich seine Identität offenzulegen.444 Die Haustür-

geschäfte-RL verpflichtet den Unternehmer überhaupt nur zur Angabe von Name und 

Adresse jener Person, an welche der Verbraucher seinen Widerruf richten kann.445  

Nach den österreichischen Fernabsatzbestimmungen hat der Unternehmer seine 

Identität und Anschrift hingegen in detaillierterer Weise anzugeben: so hat er dem Ver-

braucher sowohl seinen Namen (Firma), als auch die ladungsfähige Anschrift offen zu 

legen.446 Damit wurde der „Identitätsoffenlegungspflicht“ der Fernabsatz-RL im Wege 

der überschießenden Umsetzung Rechnung getragen.447 Der Unternehmer hat nach hA 

Land, Ort, Postleitzahl und die Straße seiner Haupt- oder Zweigniederlassung anzuge-

ben.448 Nach stRsp ist die Angabe einer Postfachadresse hingegen ungenügend.449 § 3 

KSchG Abs 1 bestimmt, dass der Verbraucher bei Haustürgeschäften in einer Urkunde 

über „Name und Anschrift des Unternehmers“ zu belehren ist. Der Verbraucher soll 

wissen, an wen er gegebenenfalls seine Rücktrittserklärung richten soll. Dabei muss der 

Unternehmer eindeutig zu identifizieren sein450 und ist etwa die Angabe einer „Brief-

kastenfirma“ ohne Erkennbarkeit des Unternehmers unzureichend.451 

                                                

444
 Art 4 Abs 1 lit a) Fernabsatz-RL. 

445
 Art 4 Haustürgeschäfte-RL. 

446
 § 5c Abs 1 Z 1 KSchG. 

447
 Art 4 Abs 1 lit a) Fernabsatz-RL verlangt die Angabe der Anschrift nur bei Verträgen, bei 

welchen eine Vorauszahlung erforderlich ist; vgl Schurr in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 5c 
KSchG Rz 9; Hammerl in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ § 5c Rz 5. 

448
 Vgl Hammerl in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ § 5c Rz 5 mwN. 

449
 OGH 4 Ob 175/03 = EvBl 2004/37 = wbl 2004/38 = ecolex 2004/5; zu § 5c Abs 1 Z 1 KSchG 

vgl Schurr in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ KSchG § 5c KSchG Rz 9 mwN. 
450

 Dies gilt vor allem dann, wenn dem Verbraucher mehrere Unternehmer gegenüber stehen. Ist 
nicht klar ersichtlich oder nicht erkennbar, wem gegenüber der Rücktritt erklärt werden soll, gilt dies als 
Nichtangabe von Name und Anschrift. Unklarheiten, die den Verbraucher benachteiligen, gehen zu Las-
ten des Unternehmers; vgl Krejci in Rummel3, KSchG § 3 Rz 43 und Kap VI.C.1.d). 

451
 Auch die Angabe eines unrichtigen Namens oder einer unvollständigen Adresse reicht nicht 

aus; die Widerrufsfrist beginnt erst dann zu laufen, wenn die Angaben entsprechend vervollständigt wer-
den; vgl Krejci in Rummel3, KSchG § 3 Rz 43; Mayrhofer/Tangl in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ 
§ 3 KSchG Rz 66 f. 
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Hinsichtlich der Angabe von Name und Anschrift des Unternehmers wird es 

somit nach Umsetzung der VR-RL zu keinen wesentlichen gesetzlichen Änderungen 

kommen. Der Unternehmer hat bei FAV und AGV auch künftig den Namen seiner Fir-

ma, den „Geschäftsnamen“452 oder seine Unternehmensbezeichnung453 bekannt zu ge-

ben. Er wird den Verbraucher zudem über die Rechtsform seines Unternehmens und die 

Postadresse (Land, Ort, Postleitzahl, Straße und Hausnummer) seiner Niederlassung 

aufzuklären haben.454 Überdies ist die Verpflichtung des Unternehmers, dem Verbrau-

cher „gegebenenfalls“, also falls solche vorhanden sind (englisch: „where available“), 

Telefon-, Faxnummer und Email-Adresse bekannt zu geben, gesetzlich zu verankern. 

Dasselbe gilt für Angabe der Identität desjenigen, in dessen Auftrag er handelt, falls 

dies der Fall sein sollte. Die Verpflichtung zur detaillierten Angabe von Identität und 

Adresse bei FAV und AGV stärkt das Verbrauchervertrauen und ist jedenfalls positiv zu 

bewerten. Für den Verbraucher ist es bei diesen besonderen Vertriebsformen, welche 

üblicherweise dadurch gekennzeichnet sind, dass sie nicht in den Geschäftsräumen des 

Unternehmers erfolgen, wesentlich, darüber Bescheid zu wissen, wer sein Vertrags-

partner ist. Er soll wissen, an wen er sich bei allfälligen Fragen, Beschwerden oder 

Wünschen wenden kann und an wen er gegebenenfalls seine Widerrufserklärung zu 

richten hat. Auch die verpflichtende Angabe der Telefon- und gegebenenfalls der Fax-

nummer sowie der Email-Adresse des Unternehmers dient dem Verbraucherinteresse. 

Die Möglichkeit einer telefonischen Kontaktaufnahme mit einem Unternehmer ist für 

den Verbraucher vor allem dann besonders wichtig, wenn er dessen Geschäftsräume 

nicht aufsuchen kann oder er außerhalb solcher zum Vertragsschluss aufgefordert wird, 

wie dies bei FAV und AGV regelmäßig der Fall ist. 

3. Informationen über die Geschäftsanschrift für Beschwerden 

Sollte die Geschäftsanschrift des Unternehmers (oder desjenigen Unternehmers, 

für den er handelt), an welcher der Verbraucher jegliche Art von Beschwerden einbrin-

gen kann, vom Ort seiner Niederlassung abweichen, hat der Unternehmer den Verbrau-

                                                

452
 Die Angabe des bürgerlichen Namens wird wohl nicht ausreichen; vgl Dehn in Krejci, RK 

UGB § 17 Rz 2. 
453

 Dazu oben Kap III.C.2. 
454

 Vgl zur entsprechenden Verpflichtung in § 5c Abs 1 Z 1 KSchG Hammerl in Kosesnik-
Wehrle, KSchG³ § 5c Rz 5 mwN. 
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cher auch darüber zu informieren.455 Durch die Angabe der Adresse für Beschwerden 

soll sichergestellt werden, dass der Verbraucher jedenfalls weiß, wohin er sich bei all-

fälligen Beanstandungen oder Reklamationen wenden kann.456 

Eine Verpflichtung zur Angabe der Anschrift, bei welcher der Verbraucher Be-

schwerden vorbringen kann, ist in der Fernabsatz-RL zwar bereits vorgesehen, doch hat 

der Unternehmer dieser nicht im vorvertraglichen Stadium, sondern erst während der 

Vertragserfüllung und somit nach Vertragsschluss nachzukommen.457 In der Haustürge-

schäfte-RL ist eine entsprechende Verpflichtung hingegen nicht verankert.  

Dass der Unternehmer den Verbraucher bei Fernabsatzverträgen künftig schon 

im vorvertraglichen Stadium über den Ort, an welchem er Beschwerden anbringen 

kann, informieren muss, stellt auch für das österreichische Recht eine Neuerung dar: 

gem § 5d Abs 2 Z 2 KSchG ist der Unternehmer bei Fernabsatzverträgen dazu 

verpflichtet, dem Verbraucher gewisse Informationen erst „rechtzeitig während der 

Erfüllung des Vertrags“ und somit nach Vertragsschluss in einer schriftlichen 

Bestätigung zu übermitteln.458 Davon betroffen sind neben den Informationen über die 

geografische Anschrift der Niederlassung des Unternehmers, bei welcher der 

Verbraucher allfällige Beanstandungen anbringen kann (Z 2) auch solche über die 

Bedingungen und die Einzelheiten der Ausübung des Rücktrittsrechts nach § 5e KSchG 

(Z 1),459 über Kundendienst und Garantiebedingungen (Z 3)460 des Unternehmers sowie 

über Kündigungsbedingungen von Verträgen mit unbestimmter oder mehr als 

einjähriger Vertragsdauer (Z 4).461 Zwar sind dies Informationen, die für den 

                                                

455
 Art 6 Abs 1 lit d) VR-RL. Im Fall einer öffentlichen Versteigerung können gemäß Art 6 

Abs 3 VR-RL stattdessen die entsprechenden Angaben des Versteigerers übermittelt werden. 
456

 Vgl auch Art 6 Abs 1 lit g), demzufolge der Verbraucher über das „Verfahren zum Umgang 
mit Beschwerden“ zu informieren ist. 

457
 Art 5 Abs 1 2. Spiegelstrich Fernabsatz-RL. 

458
 Es ist davon auszugehen, dass die Informationen des § 5d Abs 2 Z 1-4 wie jene des § 5d 

Abs 1 KSchG ebenfalls erst „während der Erfüllung des Vertrags“ zu übermitteln sind; vgl Schurr in 
Fenyves/Kerschner/Vonkilch Klang³ § 5d KSchG Rz 10 mwN. 

459
 Dazu unten IV.C.7 und IV.C.8. 

460
 Dazu unten IV.C.10. 

461
 Dazu unten IV.C.12. 



- 86 - 

Verbraucher in der Regel erst nach Vertragsschluss relevant sind, doch können solche 

unter Umständen auch Einfluss auf die Kaufentscheidung des Verbrauchers haben.462 

So ist es durchaus vorstellbar, dass etwa das Bestehen einer Garantie oder die 

Bedingungen, unter welchen ein auf unbestimmte Zeit geschlossener Vertrag gekündigt 

werden kann, für den Verbraucher wesentliche Kriterien für den Abschluss des Vertrags 

sind.463  

Art 6 Abs 1 der VR-RL zufolge hat der Unternehmer den Verbraucher künftig 

sowohl über die Anschrift für Beschwerden, als auch über die übrigen in § 5d Abs 2 

KSchG genannten Umstände zu informieren, bevor dieser seine Vertragserklärung 

abgibt, was positiv zu bewerten ist.464 Die Aufklärung über die Anschrift, an welcher 

der Verbraucher Beschwerden vorbringen kann, sowie auch jene über die übrigen in 

§ 5d Abs 2 KSchG genannten Umstände ist vom österreichischen Gesetzgeber somit 

sowohl bei Fernabsatzverträgen als auch bei außerhalb von Geschäftsräumen 

geschlossen Verträgen bereits im vorvertraglichen Stadium vorzusehen. Für die 

Anforderung an die Angabe der Anschrift kann auf die obigen Ausführungen zu Art 6 

Abs 1 lit c) verwiesen werden.465  

4. Informationen betreffend den Preis 

Art 6 Abs 1 lit e) verpflichtet den Unternehmer zur Angabe des „Gesamtpreises“ 

der Waren oder Dienstleistungen und zwar „einschließlich aller Steuern und Abgaben.“ 

Ist eine Preisangabe im Hinblick auf die Beschaffenheit der Ware oder Dienstleistung 

nicht möglich, hat er, wie bei allgemeinen Verbraucherverträgen,466 auch bei FAV und 

AGV die Art der Preisberechnung anzugeben. „Gegebenenfalls“ hat der Unternehmer 

den Verbraucher bei solchen Verträgen neben zusätzlichen Fracht-, Liefer- oder Ver-

                                                

462
 Vgl Hammerl in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ § 5d Rz 4. 

463
 Kritisch zur geltenden Rechtslage Krejci in Rummel3, § 5d KSchG Rz 14 („befremdliches 

Spannungsverhältnis“ zwischen den Informationen der Abs 1 und 2); zust = Hammerl in Kosesnik-
Wehrle, KSchG³ § 5d Rz 4. 

464
 Der Unternehmer hat über die (den § 5d Abs 2 KSchG entsprechenden) in Art 6 Abs 1 lit h) 

bis k) (Widerrufsrecht), lit d) (Geschäftsanschrift des Ortes für Beschwerden), lit m) (Kundendienst und 
Garantien) sowie lit o) (Kündigung unbefristeter oder sich automatisch verlängernder Verträge) genann-
ten Umstände zu informieren, „bevor der Verbraucher durch einen Vertrag im Fernabsatz oder einen 
außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Vertrag oder ein entsprechendes Vertragsangebot gebun-
den ist“; vgl auch B. Zöchling-Jud, ecolex 2012, 197. 

465
 Dazu IV.C.2. 

466
 Art 5 Abs 1 lit c) VR-RL, dazu Kap III.C.3. 
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sandkosten (Hinsendekosten) über alle sonstigen Kosten zu belehren, die aufgrund der 

besonderen Vertriebsarten der betroffenen Verträge entstehen können.467 Handelt es 

sich um einen unbefristeten AGV oder FAV oder um einen solchen, dessen Vertragsge-

genstand ein Abonnement ist, so sind unter dem verpflichtend anzugebenen „Gesamt-

preis“ jenen „Gesamtkosten“ zu verstehen, die pro Abrechnungszeitraum anfallen. Das-

selbe gilt, wenn „Festbeträge“ verrechnet werden, wobei dabei die monatlichen Ge-

samtkosten ausschlaggebend sind. Auch bei diesen Kosten ist die Art ihrer Berechnung 

anzugeben, sofern sie nicht schon im Voraus möglich ist. 

a) Exkurs: Hinsendekosten 

Grundsätzlich hat der Unternehmer für die Kosten der Lieferung aufzukommen, 

zumal diese nach Art 13 Abs 1 der VR-RL zu jenen Kosten gehören, die der Unterneh-

mer dem Verbraucher im Widerrufsfall „gegebenenfalls“ zu erstatten hat. Dies ent-

spricht auch dem Heine-Urteil des EuGH.468 Gemäß Art 13 Abs 2 der VR-RL hat der 

Unternehmer allerdings zusätzliche Kosten der Lieferung nicht zu tragen, wenn er dem 

Verbraucher eine günstige Standardlieferung angeboten hat, dieser sich aber für eine 

andere Art der Lieferung entschieden hat, die teurer ist.469 Voraussetzung für die Kos-

tentragung durch den Verbraucher ist jedoch, dass dieser über die Kostenhöhe der vom 

Unternehmer angebotenen Liefervariante informiert wurde.470 Nur dann, wenn eine Be-

rechnung dieser Kosten im Vorfeld vernünftigerweise nicht möglich ist, hat der Unter-

nehmer jedenfalls anzugeben, dass diese entstehen können.471  

b) Bisherige Rechtslage und Anpassungsbedarf 

Der Unternehmer ist bereits nach Art 4 lit c) der Fernabsatz-RL zur Angabe des 

Preises „einschließlich aller Steuern“ und gemäß lit d) „gegebenenfalls“ der Lieferkos-

                                                

467
 Zu denken wäre dabei beispielsweise an zusätzliche Verpackungs-, oder Zustellkosten, die im 

Einzelfall anfallen. 
468

 EuGH, 15. 4. 2010, Rs C-511/08, Heinrich Heine GmbH. 
469

 Vgl auch Erwägungsgrund (46) der VR-RL. 
470

 Art 6 Abs 6 iVm Art 6 Abs 1 lit e) VR-RL. 
471

 Art 6 Abs 1 lit e) VR-RL; zu den Konsequenzen der Nicht-Belehrung siehe unten Kap 
VI.B.4.a). 
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ten verpflichtet. Die Haustürgeschäfte-RL enthält hingegen keine diesbezügliche Ver-

pflichtung, was eine Lücke im Verbraucherschutz darstellt,472 die durch die VR-RL ge-

schlossen wird. Auch § 5c Abs 1 Z 3 KSchG verpflichtet den Unternehmer zur Angabe 

des „Preises“ von Ware und Dienstleistung „einschließlich aller Steuern“. Er ist somit 

zur Bruttopreisauszeichnung verpflichtet.473 Auch „allfällige Lieferkosten“ sind dem 

Verbraucher bei FAV offenzulegen.474 Bei Haustürgeschäften sind gemäß § 3 Abs 1 

KSchG Angaben zur „Identifizierung des Vertrags“ zu machen, worunter wohl auch der 

Preis des Vertragsgegenstandes fällt. Die konkrete Angabe sämtlicher Kosten, die bei 

der Lieferung entstehen können, ist jedoch bisher weder bei AGV, noch bei FAV zwin-

gend vorgesehen, was sich nach Umsetzung der Richtlinie ins österreichische Recht 

ändern muss. Der Unternehmer ist künftig also gesetzlich dazu verpflichtet, den Ver-

braucher bei AGV und FAV über den (Brutto-)Gesamtpreis der Ware oder Dienstleis-

tung, über die Höhe jenes Betrages, den die vom Unternehmer angebotene Lieferung 

kostet und über alle sonstigen Kosten zu informieren, wobei hinsichtlich der Anforde-

rungen an die „Gesamtpreisangabe“ wieder auf die entsprechenden Ausführungen zu 

Art 5 verwiesen werden kann.475 Der Unternehmer hat also auch bei FAV und AGV den 

konkreten Preis anzugeben, sofern sich dieser im Vorhinein berechnen lässt. Ist dies 

nicht der Fall, so hat er die Berechnungsweise der Kosten aufzuzeigen. 

5. Informationen über die Kosten der Fernkommunikationstechnik 

Nicht nur bei Fernabsatzverträgen, bei welchen der Einsatz von Fernkommuni-

kationsmitteln zwingend ist, sondern auch bei außerhalb von Geschäftsräumen ge-

schlossenen Verträgen kann der Vertrag unter der Verwendung von Fernkommunikati-

onsmitteln zustande kommen.476 Werden die Kosten dafür nicht nach dem „Grundtarif“ 

berechnet, so ist der Verbraucher gemäß Art 6 Abs 1 lit f) darüber zu informieren. Zu 

denken ist dabei etwa an Telefonkosten, die beim Vertragsschluss über das Wählen ei-

ner „Mehrwertnummer“ anfallen können. Solche gehen üblicherweise weit über den 

                                                

472
 Vgl Börger, Informationspflichten 38. 

473
 Vgl Hammerl in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ § 5c Rz 6. 

474
 § 5c Abs 1 Z 4 KSchG. 

475
 Dazu Kap III.C.3.  

476
 Art 2 Z 7 und Z 8 lit c) VR-RL; vgl Kap IV.B.3. 
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üblichen Telefontarif hinaus. Der Unternehmer hat den Verbraucher davor zu „warnen“, 

dass Kosten anfallen können, mit welchen er unter Umständen nicht rechnen kann. 

Die verpflichtende Angabe solcher Kosten ist bereits in der Fernabsatz-RL vor-

gesehen,477 während die Haustürgeschäfte-RL eine solche Verpflichtung naturgemäß 

nicht enthält, zumal das Zustandekommen eines Haustürgeschäfts über Fernkommuni-

kationsmittel bisher nicht vorgesehen war.478 Auch im österreichischen Recht besteht 

eine entsprechende Informationspflicht des Unternehmers bei FAV.479 Bei Haustürge-

schäften iSd § 3 KSchG ist dies hingegen nicht der Fall, weshalb ein gesetzlicher An-

passungsbedarf besteht.  

6. Informationen betreffend Zahlungs-, Liefer-, Leistungsbedingungen, 

Beschwerdeverfahren 

Der Unternehmer muss den Verbraucher auch über Zahlungs-, Liefer- und Leis-

tungsbedingungen sowie den Termin informieren, zu welchem er sich verpflichtet hat, 

die Ware zu liefern oder die Dienstleistung zu erbringen.480 Gegebenenfalls muss er den 

Verbraucher über das „Verfahren des Unternehmers zum Umgang mit Beschwerden“ 

aufklären.  

Die verpflichtende Offenlegung von „Einzelheiten“ hinsichtlich der Zahlung, 

Lieferung und Erfüllung ist bereits in der Fernabsatz-RL vorgesehen.481 Angaben über 

das Verfahren zum Umgang mit Beschwerden hat der Unternehmer hingegen bisher 

nicht verpflichtend zu machen.482 In der Haustürgeschäfte-RL ist die Angabe sämtlicher 

genannter Umstände nicht vorgesehen. Zumal solche Informationen aber von erhebli-

                                                

477
 Art 4 Abs 1 lit g) Fernabsatz-RL. 

478
 Siehe dazu Kap IV.B.3. 

479
 § 5c Abs 1 Z 7 verpflichtet zur Angabe der „Kosten für den Einsatz des Fernkommunikati-

onsmittels, sofern sie nicht nach dem Grundtarif berechnet werden“. 
480

 Art 6 Abs 1 lit g) VR-RL. 
481

 Art 4 Abs 1 lit d) und e) Fernabsatz-RL. 
482

 Art 5 Abs 1 2. Spiegelstrich der Fernabsatz-RL verpflichtet den Unternehmer während der 
Vertragserfüllung lediglich zur Angabe der Anschrift, bei welcher der Verbraucher Beschwerden vor-
bringen kann. 
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cher Bedeutung für den Verbraucher sind, ist die in der VR-RL verpflichtende Erteilung 

derselben positiv zu bewerten.483 Im österreichischen Recht bestehen bei Fernabsatzver-

trägen bereits entsprechende Informationspflichten des Unternehmers.484 Bei Haustür-

geschäften iSd § 3 KSchG ist dies hingegen nicht der Fall, weshalb ein gesetzlicher An-

passungsbedarf besteht. In gleicher Weise wie bei Art 5 lit d) der VR-RL wird die Ver-

pflichtung zur Angabe der genannten Umstände allerdings nicht dahingehend auszule-

gen sein, dass der Verbraucher über das diesbezügliche zwingende oder dispositive ge-

setzliche Recht aufzuklären ist.485 Die Angabe von vertraglich vereinbarten Bedingun-

gen ist vielmehr als ausreichend anzusehen, wofür auch der englische Richtlinientext 

spricht („arrangements“). Hinsichtlich der Anforderungen an die Angaben von Zah-

lungs-, Liefer- und Leistungsbedingungen gelten die obigen Ausführungen in gleicher 

Weise auch für AGV und FAV.486  

Über das „Verfahren des Unternehmers zum Umgang mit Beschwerden“ 

(englisch: „complaint handling policy“) hat der Unternehmer den Verbraucher nach 

österreichischem Recht bisher weder bei Fernabsatzverträgen, noch bei 

Haustürgeschäften iSd § 3 KSchG zu unterrichten, was sich nach Umsetzung der 

Richtlinie ändern muss.487 Was unter einem Beschwerdeverfahren zu verstehen ist und 

welche Informationen der Unternehmer darüber bereitzustellen hat, wurde bereits im 

Zusammenhang mit der im Wesentlichen gleichlautenden Verpflichtung in Art 5 Abs 1 

lit e) ausgeführt, weshalb darauf verwiesen werden kann.488 

7. Informationen über das Widerrufsrecht des Verbrauchers 

Besonderer Bedeutung kommt der Belehrung des Verbrauchers über sein Wider-

rufsrecht zu, zumal ihm dieses die Möglichkeit bietet, innerhalb einer (je nach Art des 

Vertrags zu verschiedenen Zeitpunkten beginnenden)489 14-tägigen Frist „ohne Angabe 

von Gründen“ vom FAV oder AGV zurückzutreten und den Vertragsschluss „rückgän-

                                                

483
 Vgl auch Börger, Informationspflichten 40 f. 

484
 § 5c Abs 1 Z 5 KSchG. 

485
 Vgl dazu Kap III.C.4; Dehn in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 61. 

486
 Dazu Kap III.C.4.

 

487
 Siehe dazu III.C.4.

 

488
 Dazu Kap III.C.4.

 

489
 Art 9 Abs 2 VR-RL.
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gig“ zu machen.490 Für den Verbraucher ist es wesentlich, über Umstände und Folgen 

seines Rücktrittsrechts und darüber Bescheid zu wissen, wie und wie lange der dieses 

ausüben kann.  

a) Musterwiderrufsbelehrung 

Gemäß Art 6 Abs 4 der VR-RL kann der Unternehmer dem Verbraucher die In-

formationen des Art 6 Abs 1 lit h), i) und j), welche im Folgenden aufgezeigt werden, 

mittels einer „Muster-Widerrufsbelehrung“ erteilen, die im Anhang I Teil A der Richtli-

nie zu finden ist. Die Verwendung des Formulars ist somit nicht zwingend. Durch diese 

soll dem Unternehmer einerseits die Informationserteilung erleichtert, andererseits soll 

dadurch wohl auch der Wichtigkeit der Widerrufsbelehrung Rechnung getragen wer-

den.491 Füllt der Unternehmer das Formular „zutreffend“ aus und „übermittelt“ er es 

dem Verbraucher, so gilt seine Informationspflicht als erfüllt.492  

b) Bedingungen der Ausübung und Musterwiderrufsformular 

Kommt dem Verbraucher ein Widerrufsrecht zu, so hat der Unternehmer ihn zu-

nächst über dessen Bedingungen und Fristen sowie über das Verfahren dessen Aus-

übung gemäß Art 11 Abs 1 der VR-RL zu informieren. Der Unternehmer hat den Ver-

braucher auch über das Musterwiderrufsformular, welches sich in Anhang I Teil B der 

VR-RL findet, zu unterrichten.493  

c) Kosten der Rücksendung 

Der Verbraucher ist „gegebenenfalls“ auch darauf hinzuweisen, dass er im Falle 

des Widerrufs dazu verpflichtet ist, die Kosten für die Rücksendung der Ware zu tragen. 

Dies ist dann der Fall, wenn der Unternehmer sich nicht zur Übernahme dieser Kosten 

                                                

490
 Art 9 Abs 1 VR-RL; zum Widerrufsrecht allgemein vgl Kroll-Ludwigs, ZEuP 2010, 509, Rie-

senhuber, Europäisches Vertragsrecht 325 ff. 
491

 Vgl Stabentheiner/Cap, ÖJZ 2011/111, 1056 und im Hinblick auf das „Europäische Standard-
formular“ bei Kreditverträgen B. Zöchling-Jud in Wendehorst/Zöchling-Jud, Verbraucherkreditrecht § 6 
Rz 7; Koch, ÖBA 2009, 99. 

492
 Art 6 Abs 4 VR-RL; zur Beweislast siehe IV.G. 

493
 Art 6 Abs 1 lit h) VR-RL. 
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bereit erklärt.494 Bei Fernabsatzverträgen ist er darauf hinzuweisen, dass er die Kosten 

dann zu tragen hat, wenn die Waren nicht auf dem normalen Postweg zurückgesendet 

werden können.495  

d) Verpflichtung zur Zahlung eines „angemessenen Beitrags“ 

Übt der Verbraucher bei einem Vertrag über Dienstleistungen oder Wasser, Gas 

und Strom, die nicht in begrenzter Weise geliefert werden sollen, sowie für Fernwär-

me,496 welche – auf ausdrückliches Verlangen des Verbrauchers497 – während der (14-

tägigen) Widerrufsfrist ganz oder teilweise erbracht wurden, sein Widerrufsrecht aus, so 

ist er gem Art 14 Abs 3 VR-RL dazu verpflichtet, dem Unternehmer einen „anteiligen 

Betrag“ für die Leistung der oben genannten Güter zu zahlen.498 Auf diese Tatsache hat 

ihn der Unternehmer gem Art 6 Abs 1 lit j) hinzuweisen.499 

e) Bisherige Rechtslage und Anpassungsbedarf 

Die Belehrung über das Widerrufsrecht ist zwar bereits zentrales Element so-

wohl der Fernabsatz-RL, als auch der Haustürgeschäfte-RL, doch weitet die VR-RL die 

diesbezüglichen Informationspflichten im Vergleich dazu noch wesentlich aus. Die 

Fernabsatz-RL verpflichtet den Unternehmer vor Vertragsschluss lediglich dazu, den 

Verbraucher über das Bestehen eines solchen zu informieren.500 Detailliertere Informa-

tionen sind dem Verbraucher hingegen erst während der Vertragserfüllung zu übermit-

teln.501 Gemäß Art 4 Abs 1 der Haustürgeschäfte-RL hat der Unternehmer den Verbrau-

cher schriftlich über sein Widerrufsrecht zu belehren. Die Bestimmung enthält auch 

                                                

494
 Art 14 Abs 1 Unterabsatz 2 VR-RL. 

495
 Art 6 Abs 1 lit i) VR-RL; zur Verletzung dieser Pflicht siehe Kap VI.B.4.a). 

496
 Siehe dazu Kap II.D.2. 

497
 Gemäß Art 7 Abs 3 und 8 Abs 8 muss der Verbraucher dann, wenn er möchte dass diese Leis-

tungen während der Widerrufsfrist erbracht werden, einen Antrag bzw ein „ausdrückliches Verlangen“ 
auf einem dauerhaften Datenträger stellen (AGV) oder erklären (FAV); dazu unten IV.C.14. 

498
 Dieser Betrag wird gem Art 14 Abs 3 VR-RL auf Grundlage des vertraglich vereinbarten Ge-

samtpreises berechnet. 
499

 Zu den Konsequenzen bei Verletzung dieser Hinweispflicht siehe Kap VI.B.3.b). 
500

 Art 4 lit f) Fernabsatz-RL. 
501

 Art 5 Abs 1 1. Spiegelstrich Fernabsatz-RL. 
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Anforderungen an die inhaltliche Ausgestaltung der Widerrufsbelehrung.502 Angaben 

über Einzelheiten und Folgen der Ausübung sind darin hingegen nicht vorgesehen. Die 

in Art 6 Abs 1 lit h) – j) der VR-RL enthaltenen Angaben gehen weit über die bestehen-

den Informationspflichten hinaus, was angesichts der Wichtigkeit, welche der Wider-

rufsbelehrung zukommt, jedenfalls zu begrüßen ist. 

Auch nach österreichischem Recht hat der Unternehmer den Verbraucher bei 

FAV vor Vertragsschluss nur über das Bestehen seines Rücktrittsrechtes zu informie-

ren.503 Die „Bedingungen und die Einzelheiten der Ausübung des Rücktrittsrechts“ sind 

ihm gem § 5d Abs 2 Z 1 KSchG hingegen, wie auch nach der Fernabsatz-RL, erst nach 

Vertragsschluss verpflichtend offenzulegen.504 Bei Hautürgeschäften hat die Widerrufs-

belehrung ebenfalls erst „anlässlich der Entgegennahme der Vertragserklärung“ des 

Verbrauchers und somit in der Regel bei Vertragsschluss zu erfolgen.505 In gleicher 

Weise wie die weiteren in § 5d Abs 2 KSchG genannten Umstände sollten dem Ver-

braucher auch Informationen über die Ausübung des Widerrufsrechts schon vor Ver-

tragsschluss bekannt sein, zumal sie seine Vertragsentscheidung beeinflussen können.506 

Dass dies im Zuge der Umsetzung der VR-RL für AGV und FAV gesetzlich verankert 

werden muss, ist deshalb zu begrüßen. 

Der Verbraucher ist künftig zunächst darüber zu informieren, dass ihm ein Wi-

derrufsrecht zusteht. Es ist ihm offenzulegen, dass er den Vertrag ohne Angabe von 

Gründen binnen 14 Tagen507 widerrufen kann und dass dadurch die wechselseitigen 

                                                

502
 Der Gewerbetreibende hat auch über die Dauer der Frist des Widerrufsrechts zu informieren 

und Name sowie Anschrift der Person anzugeben, der gegenüber das Widerrufsrecht ausgeübt werden 
kann. Gemäß Abs 2 ist die Belehrung zu datieren und muss sie Angaben enthalten, die eine Identifizie-
rung des Vertrags ermöglichen. 

503
 § 5c Abs 1 Z 6 KSchG. 

504
 § 5d Abs 2 Z 1 KSchG; siehe V.B.4.b). 

505
 § 3 Abs 1 KSchG. 

506
 Vgl dazu oben IV.C.3. 

507
 Art 9 Abs 1 VR-RL legt die Widerrufsfrist für FAV und AGV einheitlich auf 14 Tage fest, 

wodurch sich die bisherigen österreichischen Bestimmungen ändern werden, zumal der Verbraucher 
bisher bei AGV binnen einer Woche (§ 3 Abs 1 KSchG) und bei FAV binnen sieben Werktagen (§ 5e 
Abs 2 KSchG) vom Vertrag zurücktreten kann. 
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Pflichten der Vertragsparteien enden.508 Weiters ist er darüber zu informieren, dass er 

den Vertrag widerrufen kann, indem er das Musterwiderrufsformular verwendet oder 

eine „entsprechende Erklärung in beliebiger anderer Form“ abgibt, in der er seinen Wi-

derruf erklärt („Verfahren der Ausübung“).509 Dies kann auch auf elektronischem Wege 

erfolgen.510 Er ist auch über Beginn, Dauer511 sowie die Berechnung der Widerrufsfrist 

zu belehren. Auch ist er darüber zu informieren, dass die Frist gewahrt ist, wenn er die 

Mitteilung über die Ausübung des Widerrufs vor ihrem Ablauf absendet.512 Auch die 

Pflichten von Unternehmer und Verbraucher im Widerrufsfall sind offenzulegen.513 Der 

Unternehmer hat den Verbraucher auch darauf hinzuweisen, dass er unter Umständen 

für einen Wertverlust der Waren haftet.514 Überdies hat der Unternehmer, wenn er sich 

nicht zur Tragung der Rücksendekosten bereit erklärt, den Verbraucher darauf hinzu-

weisen, dass er diese im Falle des Widerrufs zu tragen hat. Bei FAV hat der Verbrau-

cher jene Kosten zu tragen, die entstehen, wenn die Waren aufgrund ihrer Beschaffen-

heit nicht auf dem gewöhnlichen Postweg zurückgesandt werden können, sofern er dar-

über vom Unternehmer informiert wurde. Er ist in diesem Fall nicht nur auf die Tatsa-

che, dass er diese Kosten zu tragen hat, sondern auch auf dessen Höhe hinzuweisen.515 

Schließlich ist der Verbraucher darauf hinzuweisen, dass er einen „angemessenen Bei-

trag“ für eine Dienstleistung oder die Lieferung von Wasser, Gas, Strom oder Fernwär-

me bezahlen muss, wenn diese vereinbarungsgemäß bereits während der Widerrufsfrist 

begonnen haben.516 Die Anforderung, den Verbraucher über das Muster-

Widerrufsformular zu informieren ist wohl dahingehend zu verstehen, dass er ihm ein 

solches zu übermitteln hat. Die Information über das Bestehen des Formulars allein wä-

re unzweckmäßig, zumal der Verbraucher es dann erst in einem nächsten Schritt anfor-

                                                

508
 Siehe Art 12 VR-RL. 

509
 Siehe dazu Art 11 Abs 1 lit a) und b) und Abs 3 der VR-RL. 

510
 Siehe dazu Art 11 Abs 3 der VR-RL. 

511
 Siehe dazu Art 9 Abs 1 und 2 VR-RL. 

512
 Art 11 Abs 2 VR-RL. 

513
 Gemäß Art 13 VR-RL hat der Unternehmer alle Zahlungen, die er vom Verbraucher erhalten 

hat, binnen 14 Tagen, nachdem er vom Rücktritt des Verbrauchers erfährt, zurückzuerstatten. Der Ver-
braucher muss die empfangene Ware nach Art 14 Abs 1 VR-RL im Widerrufsfall spätestens 14 Tage, 
nachdem er seinen Widerruf erklärt hat an den Unternehmer zurücksenden. 

514
 Art 14 Abs 2 der VR-RL; siehe dazu Kap VI.B.3. 

515
 Art 6 Abs 1 lit i) Alt 2.; zur Verletzung dieser Pflicht siehe Kap VI.B.4.a). 

516
 Zu den Konsequenzen bei Verletzung dieser Hinweispflicht siehe Kap VI.B.3.b). 
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dern müsste. Zwar ist die Verwendung des Muster-Widerrufsformulars für den Unter-

nehmer nicht zwingend,517 jedoch ist ihm diese anzuraten. Zum einen wird ihm das 

standardisierte Informationsformular erleichtern, seiner Verpflichtung nachzukommen. 

Zum anderen kann der Unternehmer durch Übermittlung desselben die Rechtsfolgen der 

Nicht-Erteilung der betreffenden Informationen ausschließen.518 

8. Nicht-Bestehen des Widerrufsrechts 

Der Verbraucher ist nicht nur auf das Bestehen, sondern auch darauf hinzuwei-

sen, dass sein Widerrufsrecht im Einzelfall nicht besteht.519 Dies ist in erster Linie dann 

der Fall, wenn ein solches nach Art 16 der VR-RL ausgeschlossen ist. Der Verbraucher 

kann sein Widerrufsrecht allerdings auch verlieren und ist jedenfalls vom Unternehmer 

auf die Umstände, unter welchen dies der Fall sein kann, hinzuweisen.520  

§ 5c Abs 1 Z 6 KSchG verpflichtet den Unternehmer bei FAV bisher lediglich 

zur vorvertraglichen Angabe über „das Bestehen eines Rücktrittsrechts außer in den 

Fällen des § 5f“ (die letztgenannte Bestimmung enthält Ausnahmen vom Widerrufs-

recht). Daraus kann abgeleitet werden, dass eine diesbezügliche vorvertragliche Beleh-

rung gänzlich unterbleiben kann, wenn das Widerrufsrecht im Einzelfall ausgeschlossen 

ist. Der Unternehmer hat den Verbraucher nur bei Fernabsatzverträgen über Dienstleis-

tungen, deren Ausführung vereinbarungsgemäß bereits während der Widerrufsfrist be-

ginnt, darüber zu informieren, dass ein Widerrufsrecht nicht besteht. Diese Angabe hat 

jedoch erst „während der Erfüllung des Vertrags“ zu erfolgen.521 Über die weiteren 

Ausnahmen vom Widerrufsrecht ist der Verbraucher nicht zwingend zu informieren.522 

Auch die Haustürgeschäfte-RL enthält keine Verpflichtung des Unternehmers, dem 

                                                

517
 Vgl auch den englischen Wortlaut „may be provided“. 

518
 Zur Beweislast siehe IV.G; zu den Konsequenzen der Verletzung der Belehrung vgl Kap 

VI.B.2 und VI.B.4.a). 
519

 Art 6 Abs 1 lit k) VR-RL. 
520

 Dies kann unter den Umständen des Art 16 lit a) VR-RL der Fall sein. Freilich muss der Ver-
braucher dem schon im Vorfeld zustimmen. 

521
 § 5d Abs 2 Z 1 iVm § 5f Z 1 KSchG. 

522
 Solche sind in § 5 f KSchG genannt. 
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Verbraucher das Nicht-Bestehen des Widerrufsrechts bekannt zu geben. Nach Umset-

zung der VR-RL ist der Verbraucher bei AGV und FAV aber jedenfalls darüber zu in-

formieren, dass sein Widerrufsrecht im Einzelfall nicht besteht oder dass er ein solches 

unter Umständen verlieren kann. Dies ist angesichts der Wichtigkeit dieser Information 

für den Verbraucher begrüßenswert und wird der Schutz des Verbrauchers dadurch je-

denfalls verbessert. 

9. Gesetzliches Gewährleistungsrecht 

Wie bei „allgemeinen Verbraucherverträgen“ hat der Unternehmer den Verbrau-

cher auch bei FAV und AGV auf das „Bestehen eines gesetzlichen Gewährleistungs-

rechts für die Waren“ hinzuweisen.523  

Eine entsprechende Verpflichtung des Unternehmers ist in Fernabsatz- und 

Haustürgeschäfte-RL nicht verankert. Wie bereits im Zusammenhang mit allgemeinen 

Verbraucherverträgen ausgeführt wurde, hat ein Unternehmer den Verbraucher nach 

§ 9b Abs 1 KSchG nur dann über gesetzliche Gewährleistungsansprüche zu informie-

ren, wenn er diesem (freiwillig) eine Garantie gewährt.524  

Künftig wird diese Verpflichtung bei FAV und AGV unabhängig von einer an-

gebotenen Garantie bestehen. Nach dem Wortlaut des Art 6 Abs 1 lit l) VR-RL reicht 

bereits ein pauschaler Hinweis auf das Bestehen des gesetzlichen Gewährleistungs-

rechts. Hingegen ist wohl nicht erforderlich, dass der Unternehmer den Verbraucher 

über die Einzelheiten seiner Ansprüche aufklärt oder ihm den betreffenden Gesetzestext 

zur Verfügung stellt, wie dies auch bei allgemeinen Verbraucherverträgen der Fall ist.525 

Wünschenswert wäre mE gewesen, den Unternehmer gerade bei AGV und FAV zu ver-

pflichten, den Verbraucher auch darüber aufzuklären, unter welchen Voraussetzungen, 

auf welche Weise und innerhalb welcher Fristen er seine Ansprüche wegen Mangelhaf-

tigkeit von Ware oder Dienstleistung geltend machen kann.526  

                                                

523
 Art 5 Abs 1 lit e) VR-RL; dazu Kap III.C.5. 

524 Siehe Kap III.C.5.
 

525
 Siehe dazu Kap III.C.5.

 

526 So ist dies etwa im deutschen Recht; vgl Wendehorst in MüKo, BGB6 § 312 c Rz 65 ff mwN. 
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10. Kundendienst, Kundendienstleistungen, gewerbliche Garantien 

Bietet der Unternehmer einen Kundendienst, Kundendienstleistungen oder ge-

werbliche Garantien an, so ist der Verbraucher auf deren „Bestehen“ und deren „Bedin-

gungen“ hinzuweisen.527  

Die Fernabsatz-RL verpflichtet den Unternehmer zwar ebenfalls bereits zur Er-

teilung der Information über „Kundendienst und geltende Garantiebedingungen“.528 

Diese Verpflichtung trifft ihn jedoch nicht im vorvertraglichen Stadium, sondern erst 

„während der Erfüllung des Vertrags“ und somit nach Vertragsschluss. Die Haustürge-

schäfte-RL enthält eine solche Verpflichtung hingegen nicht.  

Auch im österreichischen Recht hat der Unternehmer den Verbraucher bei Fern-

absatzverträgen gem § 5d Abs 2 Z 3 KSchG erst „während Erfüllung des Vertrags“ über 

Kundendienst und Garantiebedingungen zu informieren, was angesichts der Tatsache, 

dass auch solche Informationen die Vertragsentscheidung des Verbrauchers beeinflus-

sen können, zu Kritik in der Lehre geführt hat.529 Für Haustürgeschäfte ist eine entspre-

chende Verpflichtung bisher nicht vorgesehen. Die österreichischen Bestimmungen sind 

somit einerseits dahingehend zu ändern, dass der verpflichtende Hinweis des Unter-

nehmers auf Kundendienst, Kundendienstleistungen und Garantien auch für AGV vor-

zusehen ist. Andererseits hat dieser Hinweis künftig bereits zu erfolgen, bevor der Ver-

braucher seine Vertragserklärung abgibt. Nachdem auch Art 5 Abs 1 lit e) den Unter-

nehmer zum Hinweis auf Kundendienstleistungen und gewerbliche Garantien verpflich-

tet, kann an dieser Stelle auf die diesbezüglichen Ausführungen verwiesen werden.530 

Anders als bei allgemeinen Verbraucherverträgen531 hat der Unternehmer den Verbrau-

cher bei AGV und FAV aber künftig „gegebenenfalls“ nicht nur auf „Kundendienstleis-

tungen“, sondern auch auf „Bestehen und Bedingungen“ eines Kundendienstes hinzu-

                                                

527
 Art 6 Abs 1 lit m) VR-RL. 

528
 Art 5 Abs 1 3. Spiegelstrich Fernabsatz-RL. 

529
 Vgl Krejci in Rummel3, § 5d KSchG Rz 14; zust = Hammerl in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ 

§ 5d Rz 4; dazu oben IV.C.3. 
530

 Siehe Kap III.C.5. 
531

 Siehe Kap III.C.5. 
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weisen. Darunter ist etwa eine zur Kundenbetreuung eingerichtete Telefonhotline zu 

verstehen, an die sich der Verbraucher beispielsweise bei (technischen) Fragen über die 

Leistung des Unternehmers wenden kann. Damit dem Verbraucher der Zugang zum 

Kundendienst erleichtert bzw überhaupt erst ermöglicht wird, ist er zunächst darüber 

aufzuklären, dass der Unternehmer einen solchen anbietet. Auch ist ihm offenzulegen, 

auf welche Weise sowie unter welchen Voraussetzungen er sich an diesen wenden kann.  

11. Verhaltenskodizes 

Der Verbraucher ist weiters „gegebenenfalls“ auf „ einschlägige Verhaltensko-

dizes“ iSd Art 2 lit f) der UGP-Richtlinie und auch darauf hinzuweisen, wie „Exempla-

re“ davon erhalten werden können.532 Unter einem „Verhaltenskodex“ ist ein Regelwerk 

zu verstehen, in welchem gewisse Verhaltensweisen oder das Unterlassen solcher von 

Unternehmern festgelegt werden. Charakteristisch für solche Vorschriften ist, dass Un-

ternehmer sich diesen unabhängig vom Vertragsschluss freiwillig unterwerfen können 

und sie somit nicht verbindlich sind.533  

Bisher ist der Unternehmer weder nach der Fernabsatz-, noch nach der Haustür-

geschäfte-RL zum Hinweis auf „Verhaltenskodizes“ verpflichtet, was auch der österrei-

chischen Rechtslage entspricht. Nach Umsetzung der Richtlinie muss der Unternehmer 

den Verbraucher aber informieren, falls er sich solchen Verhaltenskodizes unterwirft. 

Damit der Verbraucher die Möglichkeit erhält, die sich aus den Verhaltenskodizes erge-

benden Rechte und Regelungen zur Kenntnis zu nehmen und gegebenenfalls geltend zu 

machen, ist ihm auch bekannt zu geben, ob und auf welche Weise ihm diese zugänglich 

sind.  

                                                

532
 Art 6 Abs 1 lit n) VR-RL. 

533
 Solche sind in Art 2 lit f) der UGP-Richtlinie definiert: der Ausdruck „Verhaltenskodex“ be-

zeichnet dabei „eine Vereinbarung oder einen Vorschriftenkatalog, die bzw der nicht durch die Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften eines Mitgliedstaates vorgeschrieben ist und das Verhalten der Gewerbe-
treibenden definiert, die sich in Bezug auf eine oder mehrere spezielle Geschäftspraktiken oder Wirt-
schaftszweige auf diesen Kodex verpflichten“; vgl auch § 1 Abs 4 Z 4 UWG; Heidinger in Wie-
be/G.Kodek, Kommentar zum UWG § 1 Rz 39. 
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12. Laufzeit, Kündigung unbefristeter Verträge 

Der Unternehmer hat den Verbraucher „gegebenenfalls“ auch über die Laufzeit 

des Vertrags und bei unbefristeten Verträgen und solchen, die sich automatisch verlän-

gern, über die Bedingungen deren Kündigung zu informieren.534 

Schon bisher trifft den Unternehmer bei FAV die Pflicht, den Verbraucher „ge-

gebenenfalls“ über die Mindestlaufzeit des Vertrags zu informieren, wenn dieser eine 

dauernde oder regelmäßig wiederkehrende Leistung beinhaltet.535 Über die Bedingun-

gen der Kündigung von unbefristeten Verträgen oder solchen, deren Vertragsdauer 

mehr als ein Jahr beträgt, hat er den Verbraucher bei FAV bisher hingegen erst nach 

Vertragsschluss zu informieren.536 In der Haustürgeschäfte-RL finden sich keine ent-

sprechenden Informationspflichten. In gleicher Weise wie die Fernabsatz-RL verpflich-

tet auch § 5c Abs 1 Z 9 KSchG den Unternehmer dazu, den Verbraucher bei FAV über 

die Mindestlaufzeit von Verträgen über dauernde oder wiederkehrende Leistungen zu 

informieren. Angaben zu Kündigungsbedingungen eines Vertrags, der auf unbestimmte 

Zeit oder auf länger als ein Jahr abgeschlossen wurde, hat der Unternehmer hingegen 

erst nach Vertragsschluss zu machen.537 Bei Haustürgeschäften bestehen entsprechende 

Informationspflichten des Unternehmers nicht. 

Der österreichische Gesetzgeber hat die verpflichtende Aufklärung über die 

Mindestlaufzeit von Verträgen sowie die Kündigungsbedingungen der genannten Ver-

träge sowohl bei AGV, als auch bei FAV bereits im vorvertraglichen Stadium vorzuse-

hen, was aus den bereits erörterten Gründen zu begrüßen ist.538 Hinsichtlich der konkre-

                                                

534
 Art 6 Abs 1 lit o) VR-RL. Es handelt sich dabei um Informationen, über die „Vertragsmodali-

täten“; vgl Von Vogel, Verbrauchervertragsrecht 137 f. 
535

 Art 4 Abs 1 lit i) Fernabsatz-RL. 
536

 Art 5 Abs 1 4. Spiegelstrich Fernabsatz-RL. 
537

 § 5d Abs 2 Z 4 KSchG; dazu IV.C.3. 
538

 Siehe oben IV.C.3. 
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ten Angaben des Unternehmers kann auf die entsprechenden Ausführungen zu allge-

meinen Verbraucherverträgen verwiesen werden.539 

13. Weitere Informationspflichten 

Der Unternehmer hat den Verbraucher „gegebenenfalls“ auch über die Min-

destdauer der Verpflichtungen, die er mit dem Vertrag eingeht, zu informieren.540 Ist 

der Unternehmer dazu berechtigt, vom Verbraucher eine Kaution oder eine andere 

finanzielle Sicherheitsleistung zu verlangen, hat er ihn auch auf diese Tatsache hinzu-

weisen.541 In gleicher Weise wie bei „allgemeinen Verbraucherverträgen“, ist der Ver-

braucher auch bei AGV und FAV über die Funktionsweise und die Interoperabilität 

digitaler Inhalte zu informieren, wobei hinsichtlich der diesbezüglichen Angaben auf 

die obigen Ausführungen verwiesen wird.542 Schließlich hat der Unternehmer dem Ver-

braucher bekannt zu geben, ob er Zugang zu einem außergerichtlichen Beschwerde- 

und Rechtsbehelfsverfahren hat, welchem der Unternehmer „unterworfen“ ist. Auch 

über die Voraussetzungen zu diesem Zugang ist der Verbraucher zu informieren.543  

Die Verpflichtung des Unternehmers, den Verbraucher über die letztgenannten 

Umstände zu informieren, ist bisher weder in der Fernabsatz-RL, noch in der Haustür-

geschäfte-RL vorgesehen. Auch in den österreichischen Fernabsatzbestimmungen und 

jenen für Haustürgeschäfte findet sich eine solche Verpflichtung bisher nicht, weshalb 

ein gesetzlicher Anpassungsbedarf besteht: der Unternehmer hat den Verbraucher somit 

künftig zunächst darüber zu informieren, wie lange dieser seinen (Zahlungs- )Pflichten 

aus dem Vertragsverhältnis nachkommen muss. Weiters hat er ihn gegebenenfalls über 

die Tatsache aufzuklären, dass er eine Kaution oder eine andere finanzielle Sicherheits-

leistung verlangen kann und hat auch die diesbezüglichen Einzelheiten offenzulegen. 

Hinsichtlich der Angaben zu „digitalen Inhalten“ gelten die obigen Ausführungen zu 

                                                

539
 Siehe oben III.C.6. 

540
 Art 6 Abs 1 lit p) VR-RL. 

541
 Art 6 Abs 1 lit q) VR-RL. 

542
 Art 6 Abs 1 lit r) und s); vgl auch die entsprechende Verpflichtung in Art 5 Abs 1 lit g) und h) 

VR-RL und dazu Kap III.C.7. 
543

 Art 6 Abs 1 lit t) VR-RL. 
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allgemeinen Verbraucherverträgen in gleicher Weise auch für FAV und AGV.544 

Schließlich ist der Verbraucher über die Möglichkeit des Zugangs zu außergerichtlichen 

Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren aufzuklären, wenn der Unternehmer sich ei-

ner solchen unterworfen hat. Darunter sind Einrichtungen wie unparteiische Schlich-

tungs- oder Ombudsstellen zu verstehen, die den Parteien ermöglichen, ihre Streitigkei-

ten außerhalb eines gerichtlichen Verfahrens beizulegen. Der Unternehmer hat den Ver-

braucher auch über die Voraussetzungen für den Zugang zu solchen zu informieren.545  

14. Beginn der Leistung während der Widerrufsfrist 

a) Wasser, Gas, Strom oder Fernwärme 

Eine zusätzliche „Informationspflicht“ oder „Aufforderungspflicht“ des Unter-

nehmers ergibt sich aus den Bestimmungen zu den Formvorschriften für AGV und 

FAV: gemäß Art 7 Abs 3 und 8 Abs 8 der VR-RL muss der Unternehmer den Verbrau-

cher dann, wenn dieser möchte, dass eine Dienstleistung oder die Lieferung von Was-

ser, Gas, Strom546 oder Fernwärme während der Widerrufsfrist beginnt, auffordern, ei-

nen entsprechenden Antrag zu stellen oder sein „ausdrückliches Verlangen“ dazu zu 

erklären. Dies muss bei AGV auf einem dauerhaften Datenträger erfolgen, bei FAV 

besteht eine diesbezügliche Vorgabe nicht. Unterlässt der Unternehmer diese Aufforde-

rung, so hat der Verbraucher im Widerrufsfall nicht für den (anteiligen) Ersatz der ge-

nannten Güter aufzukommen.547 Eine entsprechende „Aufforderungspflicht“ ist künftig 

auch im österreichischen Gesetz vorzusehen. 

                                                

544
 Dazu oben Kap III.C.7. 

545
 Es handelt sich dabei um eine bloße Wissenserklärung, auf welche der Unternehmer selbst 

keinen unmittelbaren Einfluss hat; vgl Von Vogel, Verbrauchervertragsrecht 138 f. Eine Verpflichtung zur 
Information über das außergerichtliche Rechtsbehelfverfahren findet sich auch in Art 3 Abs 1 Z 4 der 
Richtlinie über den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen; vgl Schauer, VR 2004, 6; 
Brandl/Hohensinner, ÖBA 2003, 54; Wendehorst MüKo, BGB6 § 312c Rz 61 f. 

546
 Voraussetzung dabei ist, dass diese nicht in einem begrenzten Volumen oder einer bestimm-

ten Menge angeboten werden. 
547

 Art 14 Abs 4 lit a) ii); dazu Kap VI.B.4.b). 
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b) Digitale Inhalte 

Auch wenn der Verbraucher will, dass die Lieferung digitaler Inhalte, die nicht 

auf einem materiellen Datenträger bereitgestellt werden, bereits innerhalb der Wider-

rufsfrist beginnt, muss er dazu seine ausdrückliche Zustimmung erklären, was aus den 

Bestimmungen zur nachvertraglichen Bestätigungspflicht des Unternehmers hervor-

geht.548 Daraus lässt sich ebenfalls die Verpflichtung des Unternehmers ableiten, den 

Verbraucher dazu aufzufordern, einen diesbezüglichen Antrag zu stellen, wie es auch 

bei Verträgen über die Lieferung von Wasser, Gas, Strom oder Fernwärme der Fall ist. 

Auch diese Verpflichtung muss somit künftig gesetzlich vorgesehen werden. 

15. Zusätzliche Kosten 

Art 22 der VR-RL, wonach der Unternehmer zu jeder „Extrazahlung“, welche 

über das vereinbarte Entgelt der Hauptleistungspflicht hinausgeht, die „ausdrückliche 

Zustimmung“ des Verbrauchers vor Abgabe seiner Vertragserklärung einzuholen hat, 

gilt auch für FAV und AGV, weshalb auf die diesbezüglichen Ausführungen bei allge-

meinen Verbraucherverträgen verwiesen werden kann.549  

D. Anforderungen an die Informationserteilung 

1. Formfragen 

Anders als bei allgemeinen Verbraucherverträgen550 ist die Erteilung der Infor-

mationen bei AGV und FAV an spezifische Formvorschriften gebunden. Diesen kommt 

in erster Linie „Warn- und Beweisfunktion“ zu.551 Die formalen Anforderungen an die 

Informationserteilung für AGV und FAV sind in jeweils eigenen Bestimmungen vorge-

schrieben. 

                                                

548
 Art 7 Abs 2 und Art 8 Abs 7 lit b) der VR-RL sehen eine nachvertragliche Bestätigung der 

Zustimmung vor; dazu unten IV.E. In diesem Fall verliert er auch sein Widerrufsrecht, worüber er gemäß 
Art 6 Abs 1 lit k) zu informieren ist Art 7 Abs 2 und 16 lit m) VR-RL; dazu oben IV.C.8. 

549
 Dazu Kap III.C.8. 

550
 Dazu Kap III.E.1. 

551
 Vgl Meškić, Europäisches Verbraucherrecht 78. 
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a) Außerhalb von Geschäftsräumen geschlossene Verträge 

Gemäß Art 7 Abs 1 hat der Unternehmer dem Verbraucher bei AGV sämtliche 

in Art 6 Abs 1 genannten Informationen auf Papier oder – sofern der Verbraucher damit 

einverstanden ist – einem anderen dauerhaften Datenträger bereitzustellen. Er ist also 

zur schriftlichen Informationserteilung verpflichtet. Unter einem dauerhaften Datenträ-

ger wird jedes Instrument verstanden, welches dem Verbraucher die Speicherung von an 

ihn persönlich gerichteten Informationen auf solche Weise ermöglicht, dass er sie für 

eine dem Zwecke der Information angemessene Dauer einsehen kann und das überdies 

die unveränderte Wiedergabe der gespeicherten Informationen ermöglicht.552 Als nicht 

abschließende („insbesondere“) Beispiele für dauerhafte Datenträger werden neben Pa-

pier auch USB-Sticks, CD-Rom’s, DVDs, Speicherkarten oder auch die Festplatten von 

Computern sowie E-Mails genannt.553 Wie bereits andere Richtlinien554 klärt die VR-

RL allerdings nicht endgültig, was genau unter den Begriff des dauerhaften Datenträ-

gers fällt. Offen bleibt etwa, ob eine Website des Unternehmers als solcher gelten 

kann.555 Nachdem bei AGV allerdings davon auszugehen ist, dass den Unternehmer die 

Verpflichtung trifft, dem Verbraucher die Informationen aktiv zu übermitteln,556 wird 

die Darstellung der Informationen auf einer Website bei solchen selbst dann nicht aus-

                                                

552
 Art 2 Z 10 der VR-RL. Aus Erwägungsgrund (23) geht überdies hervor, dass dem Verbrau-

cher durch den dauerhaften Datenträger die Möglichkeit eingeräumt werden soll, die erhaltenen Informa-
tionen so lange zu speichern, „wie es für den Schutz seiner Interessen in den Beziehungen zum Gewerbe-
treibenden erforderlich ist“. 

553
 Erwägungsgrund (23). Anders als in Erwägungsgrund (16) des Richtlinienvorschlags werden 

PDF-Files, die auf einer Festplatte gespeichert werden können, nicht mehr genannt; zu E-Mails als dauer-
hafter Datenträger vgl auch Wendehorst in Wendehorst/Zöchling-Jud, Verbraucherkreditrecht § 2 Rz 54. 

554
 Der Begriff des dauerhaften Datenträgers findet sich auch in Art 5 Abs 1 der Fernabsatz-RL, 

wurde dort allerdings nicht genauer bestimmt. In Art 2 lit f) der Richtlinie über den Fernabsatz von Fi-
nanzdienstleistungen und in Art 3 lit m) der Verbraucherkredit-RL findet sich eine Legaldefinition des 
„dauerhaften Datenträgers“, welche mit der Definition der VR-RL im Einklang stehen; vgl dazu Wen-
dehorst in Wendehorst/Zöchling-Jud, Verbraucherkreditrecht § 2 Rz 52 ff; vgl auch Wieser, ÖJZ 2010/84. 

555
 Dies kann wohl dann bejaht werden, wenn eine Website Informationen so zur Verfügung 

stellt, dass die Voraussetzungen deren Speicherung für eine gewisse Dauer und die unveränderte Wieder-
gabemöglichkeit erfüllt sind (Download einer PDF-Datei, nicht hingegen die Möglichkeit eines Screens-
hots); vgl Wendehorst in Wendehorst/Zöchling-Jud, Verbraucherkreditrecht § 2 Rz 55. 

556
 Siehe dazu IV.D.2.a). 
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reichen, wenn diese im Einzelfall als dauerhafter Datenträger angesehen werden 

kann.557  

Die Informationen des Art 6 Abs 1 sind dem Verbraucher vom Unternehmer zu 

erteilen, indem er ihm beispielsweise ein Bestellformular, einen Katalog oder einen 

Prospekt übergibt, in welchen diese enthalten sind.558 Sind die Informationen im (bereits 

bindenden) Angebot des Unternehmers enthalten, so ist der Verbraucher darauf hinzu-

weisen.559 Für Informationen im Zusammenhang mit dem Widerrufsrecht des Verbrau-

chers ist ein Musterwiderrufsformular in Anhang I der VR-RL vorgesehen. Die diesbe-

züglichen Informationspflichten des Unternehmers gelten als erfüllt, wenn er dem Ver-

braucher dieses richtig ausgefüllt übermittelt.560  

Eine Ausnahme davon, dass der Unternehmer bei AGV sämtliche Informationen 

bereits vor Vertragsschluss schriftlich zu erteilen hat, besteht für Verträge über Repara-

tur- und Instandhaltungsarbeiten. Die Öffnungsklausel des Art 7 Abs 4 lit a) erlaubt den 

Mitgliedstaaten, einem Unternehmer die verpflichtende Informationserteilung zu er-

leichtern, wenn er – nachdem er vom Verbraucher dazu aufgefordert wurde – solche 

Arbeiten bis zu € 200 vornimmt. Er muss bei solchen Verträgen vor Vertragsschluss 

lediglich ausgewählte Informationen (Identität und Anschrift sowie den Preis der Leis-

tung) auf Papier oder einem anderen dauerhaften Datenträger bereitstellen. Weitere In-

formationen (Eigenschaften der Dienstleistung, Möglichkeit des Widerrufs oder die 

Belehrung darüber, dass dem Verbraucher dieses Widerrufsrecht nicht zusteht oder er es 

unter Umständen verlieren kann) kann der Unternehmer hingegen, sofern der Verbrau-

cher zustimmt, auch mündlich erteilen. Nach Vertragsschluss hat der Unternehmer dem 

Verbraucher aber jedenfalls eine Vertragsschlussbestätigung oder Vertragskopie auf 

Papier oder (wenn der Verbraucher zustimmt) auf einem anderen dauerhaften Datenträ-

                                                

557
 Vgl Unger, ZEuP 2012, 284.

 

558
 Der Vertragsschluss an sich kann hingegen auch mündlich erfolgen. Im Gegensatz dazu war 

im Richtlinienvorschlag noch der schriftliche Vertragsschluss vorgesehen: gemäß Art 10 Abs 1 hatte der 
Unternehmer dem Verbraucher die Informationen in einem Bestellformular zu erteilen, welches auch ein 
Widerrufsformular enthalten sollte. Die Gültigkeit des AGV war gem Abs 2 davon abhängig, dass dieses 
Bestellformular vom Verbraucher unterzeichnet wurde bzw dass er eine Kopie des Formulars auf einem 
dauerhaften Datenträger erhielt; wobei es in diesem Fall auf seine Unterschrift nicht ankam; kritisch dazu 
Lukas in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 89. 

559
 Vgl B .Zöchling-Jud in Wendehorst/Zöchling-Jud, Verbraucherkreditrecht § 6 Rz 13. 

560
 Dazu Kap IV.C.7.a). 
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ger zu überreichen, in welchen sämtliche in Art 6 Abs 1 genannten Informationen ent-

halten sind.561 Ein Beispiel für einen solchen Fall wäre etwa, wenn ein Gärtner (Unter-

nehmer) von seinem Nachbar (Verbraucher) zum Heckenschneiden aufgefordert wird. 

Dabei soll es im vorvertraglichen Stadium genügen, wenn er dem Verbraucher bei-

spielsweise seine Visitenkarte überreicht und schriftlich den Preis der Leistung anführt. 

Die Eigenschaften seiner Leistung und die Details über das Schneiden der Hecke und 

die Bedingungen des Widerrufsrechtes kann er dem Verbraucher – wenn dieser zu-

stimmt – auch mündlich mitteilen. Erst nachdem der Vertrag geschlossen wurde, muss 

der Gärtner dem Verbraucher schriftlich sämtliche Informationen in der Vertragskopie 

oder Vertragsbestätigung zukommen lassen.562 

Hinsichtlich der formalen Anforderungen an die Informationserteilung bei Haus-

türgeschäften wird es zu keinen wesentlichen Änderungen im österreichischen Recht 

kommen: gemäß § 3 Abs 1 KSchG hat der Unternehmer dem Verbraucher „anlässlich 

der Entgegennahme seiner Vertragserklärung“ bereits eine Urkunde auszufolgen, wel-

che neben der Belehrung über das Widerrufsrecht noch weitere Angaben zu enthalten 

hat (Name und Anschrift des Unternehmers sowie die zur Identifizierung des Vertrags 

notwendigen Angaben).563 Künftig muss dem Unternehmer zusätzlich dazu allerdings 

auch die Möglichkeit eingeräumt werden, die Informationen auf einem dauerhaften Da-

tenträger zu übergeben, sofern der Verbraucher damit einverstanden ist. Freilich hat die 

„Urkunde“ künftig eine wesentlich größere Anzahl an Informationen zu enthalten.564 

Hinsichtlich des Widerrufsrechts ist dem Unternehmer die Möglichkeit einzuräumen, 

seiner Informationspflicht mittels einer „Muster-Widerrufsbelehrung“ nachzukommen, 

welche im Anhang I Teil A der VR-RL zu finden ist. Um unnötige Belastungen des 

Unternehmers bei Verträgen über Reparatur- und Instandhaltungsarbeiten bis zu € 200,-, 

zu deren Abschluss er vom Verbraucher aufgefordert wird, hintanzuhalten, sollte die 

                                                

561
 Art 7 Abs 4 lit b); siehe dazu IV.E.2. 

562
 Vgl Unger, ZEuP 2012, 299. 

563
 Zwar geht aus dem Gesetzeswortlaut genau genommen nur hervor, dass der Unternehmer die 

Belehrung über das Widerrufsrecht zu übergeben hat, doch hat die auszufolgende Urkunde nach hL auch 
die übrigen in § 3 Abs 1 KSchG genannten Angaben zu enthalten; vgl Schurr in Fe-
nyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 3 KSchG Rz 65. 

564
 Dazu Kap IV.C. 
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Option, erleichternde Formerfordernisse bei solchen Geschäften vorzusehen, vom öster-

reichischen Gesetzgeber angenommen werden. 

b) Fernabsatzverträge 

Art 8 der VR-RL verpflichtet den Unternehmer, dem Verbraucher die in Art 6 

genannten Informationen in einer „den benutzen Fernkommunikationsmitteln angepass-

ten Weise“ zu erteilen oder entsprechend zur Verfügung zu stellen. Die Bereitstellung 

kann auch auf einem dauerhaften Datenträger erfolgen, wobei anders als in Art 7, wel-

cher Formvorschriften für AGV festschreibt, nicht Voraussetzung ist, dass der Verbrau-

cher mit dieser Art der Bereitstellung einverstanden sein muss. Wird der FAV über ein 

Fernkommunikationsmittel geschlossen, das die Darstellung von Informationen nur in 

begrenzter Weise erlaubt, sind in Art 8 Abs 4 der VR-RL Formerleichterungen vor-

gesehen. Zu denken ist dabei etwa an telefonische Vertragsverhandlungen565 oder sol-

che, welche über SMS erfolgen. Der Unternehmer ist dabei zunächst nur verpflichtet, 

gewisse in Art 6 Abs 1 genannten Informationen über das verwendete Fernkommunika-

tionsmittel zu erteilen. So ist der Verbraucher jedenfalls über die wesentlichen Eigen-

schaften der Waren und Dienstleistungen, die Identität des Unternehmers, den Gesamt-

preis, das Widerrufsrecht, die Vertragslaufzeit und die Bedingungen der Kündigung 

unbefristeter Verträge zu informieren.566 Die übrigen Informationen kann der Unter-

nehmer in anderer Weise erteilen, indem er sie beispielsweise auf seiner Homepage 

angibt oder per Post oder Email versendet.567 

Auch im österreichischen Recht muss der Unternehmer dem Erfordernis, die In-

formationen bei Fernabsatzverträgen jenem Kommunikationsmittel anzupassen, wel-

ches in seinem Vertriebssystem eingesetzt wird, gerecht werden, was auch künftig zu 

gelten hat.568 Bietet er seine Leistung im Internet an, hat er auch die Informationen auf 

                                                

565
 Siehe dazu auch IV.D.1.b)bb). 

566
 Gemäß Art 8 Abs 4 der VR-RL sind dem Verbraucher die in Art 6 Abs 1 lit a), b), e), h) 

und o) genannten Umstände mitzuteilen. 
567

 Sie sind dem Verbraucher gemäß Art 8 Abs 4 „im Einklang mit Art 7 Abs 1“ und somit „in 
klarer und verständlicher Sprache und in einer dem benutzten Fernkommunikationsmittel angepassten 
Weise“ zu erteilen; vgl Unger, ZEuP 2012, 284. 

568
 § 5c Abs 2 KSchG. 
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seiner Website darzustellen.569 Erfolgen Anbahnung und Abschluss des Vertrags etwa 

auf postalischem Weg, so sind auch die Informationen dementsprechend zu erteilen. 

Dem Verbraucher kann nicht zugemutet werden, sich die Informationen in solchen Fäl-

len etwa über die Homepage des Unternehmers zu beschaffen. Dies würde einen Wech-

sel des Kommunikationsmittels und einen „Medienbruch“ darstellen, welcher grund-

sätzlich unzulässig ist. Außerdem kann nicht davon ausgegangen werden, dass ein Ver-

braucher jedenfalls eine Zugangsmöglichkeit zum Internet hat.570  

Ein Wechsel des Kommunikationsmediums kann dem Verbraucher aber in jenen 

Fällen zugemutet werden, in welchen das verwendete Kommunikationsmittel die Dar-

stellung von Informationen nur in begrenzter Weise erlaubt, wie soeben dargestellt wur-

de. Die Erteilung der gesamten in Art 6 Abs 1 genannten Umstände mittels solcher 

Kommunikationsmittel wäre für Unternehmer und Verbraucher weder zielführend, noch 

zweckmäßig. In diesen Fällen ist es dem Unternehmer deshalb erlaubt, nur die oben 

genannten Informationen über das verwendete Kommunikationsmittel (zB über Tele-

fon) zu erteilen, während die übrigen Informationen auch über ein anderes (zB über die 

unternehmerische Website) erteilt werden können. Dies ist gesetzlich zu verankern. Die 

Informationspflicht hinsichtlich des Widerrufsrechts des Verbrauchers gelten auch bei 

FAV jedenfalls als erfüllt, wenn sich der Unternehmer des Musterwiderrufsformulars, 

welches in Anhang I der VR-RL zu finden ist, bedient.571 

aa) Elektronische Fernabsatzverträge 

Spezielle formale Anforderungen sind für elektronische Fernabsatzverträge (On-

line-Verträge) vorgesehen: Während die Fernabsatz-RL zu einer Zeit erlassen wurde, in 

der die Bedeutung und die „Gefahren“ von Online Verträgen noch eine untergeordnete 

Rolle spielten, sind solche in der heutigen Zeit nicht mehr vom Wirtschaftsleben weg-

zudenken. Die VR-RL ist insofern „zukunftsfest“ ausgestaltet und enthält Bestimmun-

gen, die dem besonderen Schutzbedürfnis des Verbrauchers bei solchen Verträgen 

                                                

569
 Vgl Apathy in Schwimann3 § 5c KSchG Rz 3; Schurr in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ 

Vor § 5c KSchG Rz 6 ff. 
570

 Vgl Hammerl in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ § 5c Rz 11 mwN. 
571

 Dazu Kap IV.C.7.a). 
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Rechnung tragen sollen.572 Nicht selten werden Verbraucher bei Online-Verträgen 

durch Internetanbieter getäuscht, indem diese bestimmte Dienstleistungen anbieten, 

deren Entgeltlichkeit für den Verbraucher nicht oder nur schwer erkennbar ist. Diese 

sogenannte „Internet-Abzocke“573 soll durch Art 8 Abs 2 und 3 der VR-RL hintangehal-

ten werden, indem der Unternehmer den Verbraucher bei entgeltlichen Fernabsatzver-

trägen, die auf elektronischem Wege geschlossen werden, auf bestimmte Umstände in 

auffallender Weise aufmerksam zu machen hat: so müssen die wesentlichen Eigenschaf-

ten der Ware oder Dienstleistung, der Preis sowie gegebenenfalls die Laufzeit des Ver-

trags, Kündigungsbedingungen bestimmter Verträge und die Mindestvertragsdauer in 

klarer und hervorgehobener Weise angegeben werden, unmittelbar bevor dieser seine 

Bestellung tätigt.574 Dies bedeutet, dass die Informationen dem Verbraucher auf der 

Website optisch auffallen müssen und deshalb an einer klar sichtbaren Stelle und gut 

lesbar zu positionieren sind. Spätestens bei Beginn des Bestellvorgangs muss der Un-

ternehmer auf seiner Website überdies „klar und deutlich“ angeben, ob Lieferbeschrän-

kungen bestehen und welche Zahlungsmittel vom Unternehmer akzeptiert werden.575 

Auch während der Bestellung im Internet selbst bestehen besondere formale Anforde-

rungen, welche den Verbraucher vor „Kostenfallen“ schützen sollen. So hat der Unter-

nehmer dafür Sorge zu tragen, dass der Verbraucher „ausdrücklich bestätigt“, dass er 

sich mit seiner Bestellung zu einer Zahlung verpflichtet. Dies kann etwa dadurch erfol-

gen, dass eine „Schaltfläche“ oder ähnliche Funktion, welche vom Verbraucher zur Be-

stellung „aktiviert“ und somit angeklickt werden muss, mit den – gut lesbaren – Worten 

„zahlungspflichtig bestellen“ oder einer vergleichbaren Formulierung versehen wird 

(„Button-Lösung“).576 Dadurch sollen unter anderem Geschäftspraktiken verhindert 

werden, bei welchen Verbraucher Zahlungen aufgrund von mehrmaligen Aufforderun-

gen, die häufig mit der Androhung rechtlicher Schritte bei Missachtung verbunden wer-

den, vornehmen, obwohl der zugrunde liegende Vertrag gar nicht zustande gekommen 

                                                

572
 Vgl Unger, ZEuP 2012, 302 f.

 

573
 Art 8 Abs 2 VR-RL; vgl Stabentheiner/Cap, ÖJZ 2011/111, 1057 mwN. 

574
 Art 8 Abs 2, vgl auch Erwägungsgrund (39); siehe zu den einzelnen Informationspflichten 

Kap IV.C. 
575

 Art 8 Abs 3 VR-RL. Dem Verbraucher soll schon vor Bestätigung seiner Bestellung bewusst 
gemacht werden, auf welche Weise seine Zahlung zu erfolgen hat und ob er gegebenenfalls in verschie-
denen Mitgliedstaaten mit Einschränkungen der Lieferung rechnen muss. 

576
 Vgl Unger, ZEuP 2012, 302. 
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ist.577 Kommt der Unternehmer bei Online-Verträgen seinen speziellen Hinweispflich-

ten nicht nach, so ist der Verbraucher durch den Vertrag oder die Bestellung nicht ge-

bunden.578 

Im österreichischen Recht bestehen bei entgeltlichen Fernabsatzverträgen, die 

auf elektronischem Weg geschlossen werden, bisher keine vergleichbaren Schutzvor-

schriften, weshalb ein diesbezüglicher Anpassungsbedarf besteht. Der Gesetzgeber hat 

die oben ausgeführten besonderen Verpflichtungen des Unternehmers im Zusammen-

hang mit der Informationserteilung bei Internet-Verträgen gesetzlich zu verankern. 

bb) Telefonverträge 

Erfolgt die Kontaktaufnahme mit dem Verbraucher telefonisch, so hat der Un-

ternehmer bereits am Anfang des Gesprächs seine Identität und den geschäftlichen 

Zweck des Anrufs offenzulegen.579 Bedeutend ist dies besonders für jene Fälle, bei wel-

chen der Verbraucher ohne vorherige Zustimmung zu Werbezwecken angerufen wird 

(„Cold Calling“).580 Es soll ihm die Möglichkeit gegeben werden, den Anruf des Unter-

nehmers schon zu Beginn des Gespräches abzulehnen, falls er kein Interesse an der an-

gebotenen Leistung hat. Lehnt der Verbraucher den Anruf nicht von vornherein ab, so 

kommen dem Unternehmer die bereits aufgezeigten Formerleichterungen des Art 8 

Abs 4 zugute, zumal die Erteilung sämtlicher in Art 6 Abs 1 genannter Umstände über 

Telefon sowohl für den Unternehmer, als auch für den Verbraucher unzweckmäßig und 

überfordernd wäre.581  

                                                

577
 Vgl Unger, ZEuP 2012, 302, welcher richtigerweise darauf hinweist, dass ein Verbraucher 

schon nach innerstaatlichem (in diesem Fall deutschen) Recht ohnehin nicht an einen Vertrag gebunden 
sein kann, bei welchem der Unternehmer die Entgeltlichkeit des Vertrages nicht ausdrücklich hervorhebt, 
zumal in einem solchen Fall keine Einigung über den Preis vorausgesetzt werden kann. Dies entspricht 
auch der österreichischen Rechtslage: ein Kaufvertrag kommt nur zustande, wenn sich die Vertragspartei-
en über Kaufobjekt und Preis geeinigt haben; vgl Aicher in Rummel3, § 1054 Rz 2; dazu unten Kap 
VI.C.1.a). 

578
 Art 8 Abs 2 1. Unterabsatz VR-RL; dazu Kap VI.B.1. und VI.C.1. 

579
 Art 8 Abs 5 VR-RL. 

580
 Vgl dazu insbesondere Cap, Zak 2011, 225. 

581
 Die Verpflichtung des Art 8 Abs 5 soll „unbeschadet des Artikel 4“ gelten. 
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Für Verträge, die über Telefon geschlossen werden, räumt die VR-RL den Mit-

gliedstaaten überdies eine optionale Regelung582 hinsichtlich der Form des Vertrags-

schlusses ein, was eine Ausnahme davon darstellt, dass die Richtlinie grundsätzlich 

keine Bestimmungen zum Vertragsschluss enthält:583 die nationalen Gesetzgeber kön-

nen vorsehen, dass der Unternehmer das Angebot zunächst bestätigen muss. Der Ver-

braucher ist darüberhinaus erst dann an seine Vertragserklärung gebunden, wenn er 

selbst das Angebot unterzeichnet oder sein „schriftliches Einverständnis“ übermittelt. 

Dies bedeutet, dass die nationalen Gesetzgeber eine „doppelte Bestätigung“ – sowohl 

des Unternehmers, als auch des Verbrauchers – vorsehen können. Zusätzlich dazu kann 

auch gesetzlich verankert werden, dass die Bestätigung auf einem dauerhaften Daten-

träger erfolgen muss. Die Bestimmung stellt nicht darauf ab, ob der Verbraucher dem 

Anruf des Unternehmers zugestimmt oder ob er diesen selbst angerufen hat. Aus diesem 

Grund sind Fälle, in welchen der Verbraucher ohne sein Einverständnis zu Werbezwe-

cken angerufen wird, in gleicher Weise von der Richtlinienbestimmung umfasst, wie 

solche, in welchen der Verbraucher den Unternehmer von sich aus angerufen hat.  

Im österreichischen Recht besteht bereits die Verpflichtung des Unternehmers, 

bei Telefonanrufen zu Beginn des Gesprächs seine Identität und den geschäftlichen 

Zweck des Anrufs offenzulegen, weshalb diesbezüglich kein Änderungsbedarf be-

steht.584 Verletzt der Unternehmer diese Verpflichtung, so ist er gem § 32 Abs 1 Z 7 

KSchG mit einer Verwaltungsstrafe zu belangen.585 Jüngst wurden zudem neue Best-

immungen zur Bekämpfung von unerwünschten Anrufen eingeführt,586 welche aber 

                                                

582
 Art 8 Abs 6 VR-RL; vgl Unger, ZEuP 2012, 286, der von einer „gestuften Öffnungsklausel“ 

spricht. 
583

 Dazu VI.B.1. 
584

 § 5c Abs 3 KSchG.  
585

 Dazu unten Kap VI.D. 
586

 § 5e Abs 4 und 5 und § 5f Abs 2 KSchG, eingeführt durch BGBl I 22/2011; vgl Stabenthei-
ner/Cap, ÖJZ 2011/111, 1058 mwN, dazu Cap, Zak 2011, 225; Cap, ÖJZ 2011/46, ; Bauer, MR 2011, 
115; vgl zu den entsprechenden Bemühungen in Deutschland den Entwurf eines Gesetzes zur Bekämp-
fung unerlaubter Telefonwerbung und zur Verbesserung des Verbraucherschutzes bei besonderen Ver-
triebsformen (BT-Drs. 16/10734). 
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aufgrund der vollharmonisierenden Bestimmungen der VR-RL zum Teil wohl nicht 

aufrechterhalten werden können.587  

Fraglich ist, welche Bedeutung den „optionalen“ Formvorschriften hinsichtlich 

des Zustandekommens von Telefonverträgen in Art 8 Abs 6 zukommt, zumal es den 

nationalen Gesetzgebern ohnehin erlaubt sein soll, vertragsrechtliche Aspekte des Ver-

trags nach ihren eigenen Vorstellungen zu regeln.588 Dass in der Richtlinie dennoch eine 

diesbezügliche Regelung vorgesehen ist, könnte so verstanden werden, dass nationale 

Bestimmungen, welche von Art 8 Abs 6 abweichende Formvorschriften für Telefonver-

träge einführen, der Richtlinienbestimmung entgegenstünden, zumal diese andernfalls 

bedeutungslos wäre.589 ME kann aus der Bestimmung allerdings keine zwingende Vor-

gabe hinsichtlich der Anforderungen für das Zustandekommen von Telefonverträgen 

konstruiert werden. Eine solche hätte vom europäischen Gesetzgeber eindeutig formu-

liert werden müssen, zumal sie in das allgemeine Vertragsrecht der Mitgliedsstaaten 

eingreifen würde. Der betreffende Richtlinientext („können“, englisch: „may“) lässt 

vielmehr keinen Zweifel daran, dass es sich hierbei um eine optionale Reglung handeln 

soll. Es bleibt somit dem österreichischen Gesetzgeber überlassen, ob er das Zustande-

kommen von Telefonverträgen künftig von der Einhaltung besonderer formaler Voraus-

setzungen abhängig machen will. 

2. Art und Weise der Informationserteilung  

Die Art und Weise, auf welche der Unternehmer die „besonderen Informatio-

nen“ des Art 6 Abs 1 zu erteilen hat, ist für AGV und FAV unterschiedlich zu beurtei-

len. 

                                                

587
 Davon betroffen ist etwa § 5e Abs 5 KschG, demzufolge die Rücktrittsfrist bei Verträgen über 

Dienstleistungen, die während unzulässigen Anrufs ausgehandelt werden, mit der Erbringung der Dienst-
leistung oder uU mit der ersten Rechnungslegung beginnt. Nach Art 16 Abs 2 lit a) der VR-RL beginnt 
die Widerrufsfrist hingegen bei Vertragsschluss. Auch kann § 5 f Abs 2, der für bestimmte, auf telefoni-
schem Weg geschlossene Verträge Gegenausnahmen vom Ausschluss des Widerrufsrecht vorsieht im 
Hinblick auf die – zwingende – Regelung des Art 16 der VR-RL in dieser Form nicht aufrecht erhalten 
werden Vgl Stabentheiner/Cap, ÖJZ 2011/111, 1057. 

588
 Art 3 Abs 5 und Erwägungsgrund (14) der VR-RL. 

589
 So Unger, ZEuP 2012, 287; vgl auch Stabentheiner/Cap, ÖJZ 2011/111, 1058 welcher die 

Frage allerdings offen lässt. 
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a) AGV 

In Art 6 Abs 1 wird zunächst angeordnet, dass der Unternehmer den Verbrau-

cher „informiert“. Art 7 der VR-RL, der Formvorschriften für außerhalb von Geschäfts-

räumen geschlossene Verträge enthält, spricht überdies von der Bereitstellung der In-

formationen auf Papier oder einem anderen dauerhaften Datenträger. Aus den Begriff-

lichkeiten kann zunächst keine eindeutige Absicht des Gesetzgebers abgeleitet werden, 

wonach den Unternehmer bei Verträgen, die außerhalb von Geschäftsräumen geschlos-

sen werden, die aktive Verpflichtung treffen soll, dem Verbraucher die Informationen 

zu übergeben. Anders stellt sich die Lage dar, wenn man einen Blick auf die englische 

Fassung der VR-RL wirft: die betreffende Textpassage des Art 7 lautet „the information 

provided shall be given to the consumer“. Die englische Formulierung deutet also mehr 

als die deutsche auf eine aktive Verpflichtung des Unternehmers hin, dem Verbraucher 

die Informationen wirklich zu übermitteln und sie somit in seine Sphäre zu bringen. Die 

Bereitstellung der Informationen auf eine Weise, die dem Verbraucher lediglich die 

Möglichkeit einräumen würde, sich diese selbst zu beschaffen, wäre auch im Hinblick 

darauf, dass für solche Verträge eben gerade charakteristisch ist, dass der Verbraucher 

sie in einem „Überraschungsmoment“ abschließt oder beim Abschluss möglicherweise 

„psychisch unter Druck steht“590 wenig sinnvoll. Eine Eigenbeschaffung der Informati-

onen vor Vertragsschluss kann ihm in solchen Fällen nicht zugemutet werden. Auch hat 

der Unternehmer dem Verbraucher die Informationen bei AGV schriftlich, nämlich auf 

Papier oder, sofern der Verbraucher damit einverstanden ist, einem anderen dauerhaften 

Datenträger bereitzustellen, was einen zusätzlichen Hinweis auf die Verpflichtung zur 

aktiven Übermittlung darstellt.591 Der Unternehmer hat dem Verbraucher somit – bevor 

dieser an sein Angebot oder an den Vertrag gebunden ist592 – beispielsweise eine Ur-

kunde, eine Broschüre oder, falls sich der Verbraucher damit einverstanden erklärt, etwa 

einen USB-Stick zu übergeben, in welchen die in Art 6 Abs 1 genannten Informationen 

enthalten sind.593 Eine Erteilung der Informationen per E-Mail wird nur dann zulässig 

                                                

590
 Vgl Erwägungsgrund (21). 

591
 Art 7 Abs 1 VR-RL. 

592
 Siehe „Zeitpunkt der Informationserteilung AGV“. 

593
 Betrachtet man die Situationen, in welchen ein AGV zustande kommt, so wird der Verbrau-

cher in den Fällen, in welchen der Vertrag bei gleichzeitiger körperlicher Anwesenheit von Unternehmer 
und Verbraucher außerhalb von Geschäftsräumen zustande kommt bzw vom Verbraucher ein Angebot 
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sein, wenn der Verbraucher dem Unternehmer seine E-Mail Adresse auch bekannt ge-

geben hat.594 Hingegen wird die Darstellung der Informationen auf einer Website auch 

dann nicht ausreichen, wenn diese im Einzelfall als dauerhafter Datenträger anzusehen 

ist.595 Die Beweislast dafür, dass dem Verbraucher die Informationen erteilt worden 

sind, trägt der Unternehmer.596 

Hinsichtlich der Art und Weise der Informationserteilung bei AGV wird es zu 

keinen wesentlichen Änderungen im österreichischen Recht kommen: gemäß § 3 Abs 1 

KSchG hat der Unternehmer dem Verbraucher „anlässlich der Entgegennahme seiner 

Vertragserklärung“ eine Belehrungsurkunde auszufolgen. Es trifft den Unternehmer 

somit bereits die Verpflichtung, dem Verbraucher die Belehrung aktiv zu übermitteln. 

Gibt der Verbraucher seine Vertragserklärung mündlich ab, hat der Unternehmer ihm 

die Urkunde persönlich zu überreichen. Erfolgt die Willensbetätigung des Verbrauchers 

hingegen telefonisch, per Post, Fax oder E-Mail, so hat der Unternehmer ihm die Beleh-

rungsurkunde unverzüglich zuzustellen.597 

b) FAV 

Anderes gilt für Verträge, die im Wege des Fernabsatzes geschlossen werden. 

Art 8 der VR-RL, welcher Formvorschriften für Fernabsatzverträge enthält, sieht für 

                                                        

gemacht wird (Art 2 Z 8 lit a] und b]) in der Regel keine Möglichkeit haben, von den Informationen, die 
ihm auf einem USB-Stick, einer CD-ROM oder per E-Mail „übergeben“ wurden, vor Vertragsschluss 
Kenntnis zu erlangen, zumal dafür ein Computer erforderlich ist. Im Regelfall wird der Unternehmer die 
Informationen somit auf Papier zu übergeben haben. Dies gilt wohl auch in jenen Fällen, in welchen der 
Vertrag unmittelbar nachdem der Verbraucher persönlich und individuell angesprochen wurde, in den 
Geschäftsräumen des Unternehmers oder auf einem vom Unternehmer organisierten Ausflug zustande 
kommt (Art 2 Z 8 lit c] und d] VR-RL). Dann allerdings, wenn der Verbraucher den Besuch des Unter-
nehmers selbst herbeigeführt hat bzw den Vertrag über ein Fernkommunikationsmittel abschließt, unmit-
telbar nachdem er persönlich und individuell angesprochen wurde (Art 2 Z 8 lit c]), wird er wohl auch mit 
der Übergabe eines USB-Sticks oder der Erhalt einer E-Mail einverstanden sein, da ihm in solchen Fällen 
wohl Zeit und Mittel, die Informationen auch einzusehen, eher zur Verfügung stehen werden. 

594
 Überdies muss er den Inhalt der E-Mail auch wirklich erhalten und die Möglichkeit haben, 

ihn problemlos lesen, speichern und auszudrucken zu können; vgl Schurr in Fe-
nyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 5d KSchG Rz 4. 

595 Dazu oben IV.D.1.a).
 

596
 Art 8 Abs 9 VR-RL; dazu Kap IV.G.; vgl zur entsprechenden Verpflichtung im Zusammen-

hang mit § 5d KSchG Schurr in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 5d KSchG Rz 1. 
597

 Vgl Schurr in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 3 KSchG Rz 73; Krejci in Rummel3, 
KSchG § 3 Rz 42. 
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solche vor, dass der Unternehmer die Informationen „erteilt“ oder „zur Verfügung 

stellt“. Dem Unternehmer wird somit eine zusätzliche Variante eingeräumt, dem Ver-

braucher die Informationen zu erteilen, was in der englischen Fassung noch klarer her-

vorgehoben wird: „the information provided shall be given or made available to the 

consumer“. Dies deutet eindeutig darauf hin, dass es auch ausreichen muss, wenn der 

Verbraucher sich die Informationen selbst beschaffen kann. Dafür spricht auch, dass der 

Unternehmer nach Art 8 Abs 7 lit a) die in Art 6 Abs 1 genannten Informationen nach 

Vertragsschluss auf einem dauerhaften Datenträger bestätigen muss, sofern er dies nicht 

bereits im vorvertraglichen Stadium getan hat.598 Es wird ihm somit nachvertraglich 

eine „zweite Chance“ eingeräumt, dem Verbraucher die Informationen schriftlich zu 

übermitteln. Nachdem FAV im Gegensatz zu AGV dadurch gekennzeichnet sind, dass 

Verbraucher und Unternehmer in der Regel nicht persönlich aufeinandertreffen, scheint 

die weniger strenge Anforderung an die Art und Weise, wie dem Verbraucher die In-

formationen zur Verfügung zu stellen sind, sachgerecht. Dadurch werden auch die sich 

im Bereich der Distanzgeschäfte ständig erweiternden technischen Möglichkeiten be-

rücksichtigt.599  

§ 5c Abs 1 KSchG entspricht hinsichtlich der formalen Anforderungen an die In-

formationserteilung bei FAV im Wesentlichen bereits Art 8 Abs 1 der VR-RL. Die Be-

stimmung sieht vor, dass der Verbraucher über die Informationen bei Fernabsatzverträ-

gen „verfügen“ muss.600 Dies ist dahingehend auszulegen, dass es ausreicht, wenn der 

Verbraucher sich diese ohne großen Aufwand selbst besorgen kann.601 Es ist somit aus-

reichend, wenn der Unternehmer die geforderten Informationen in einem Katalog oder 

auf einer allgemein zugänglichen Website darstellt, wobei er in letzterem Fall auch die 

Leistung im Wege des Internets anbieten und erbringen sollte. Jedenfalls ist sicherzu-

stellen, dass dem Verbraucher die Informationen auch tatsächlich zugänglich sind.602 

                                                

598
 Dazu unten IV.E.2. 

599
 § 5c Abs 1; vgl Hammerl in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ § 5c Rz 4; vgl auch die Ausführungen 

des österreichischen Gesetzgebers zu § 5 FernFinG in RV 467 BlgNR 22. GP 12. 
600

 Dadurch wurde dem Erfordernis des Art 4 Abs 1 Fernabsatz-RL der Fernabsatz-RL entspro-
chen. 

601
 Vgl die Ausführungen des österreichischen Gesetzgebers zu § 5c KSchG in ErläutRV 1998 

BlgNr 20 GP 22. 
602

 Vgl Apathy in Schwimann3 § 5c KSchG Rz 3; Hammerl in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ § 5c 
Rz 4; vgl Schurr in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 5c KSchG Rz 6; Apathy in Schwimann3 § 5c 
KSchG Rz 3. 
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Bedient sich der Unternehmer etwa einer Website, welche die notwendigen Informatio-

nen enthält, so muss diese für den Durchschnittsverbraucher603 zu nutzen sein, ohne 

dass er über besondere oder überdurchschnittliche EDV-Kenntnisse verfügt.604 Auch 

Informationen, die in einem Format dargestellt sind, welches nur einer beschränkten 

Anzahl von Verbrauchern zur Verfügung steht, erfüllen das Kriterium der Verfügbarkeit 

nicht.605 Hinsichtlich der Art und Weise, wie die Informationen bei FAV zur Verfügung 

zu stellen sind, besteht somit kein gesetzlicher Anpassungsbedarf. 

E. Nachvertragliche Bestätigungspflichten 

Die VR-RL legt dem Unternehmer bei Fernabsatzverträgen und solchen, die au-

ßerhalb von Geschäftsräumen geschlossen werden nicht nur vor, sondern auch nach 

Vertragsschluss Pflichten auf: so trifft ihn bei solchen Verträgen eine „nachvertragliche 

Bestätigungspflicht“,606 welche für FAV und AGV jeweils verschieden ausgestaltet ist. 

1. AGV 

Gemäß Art 7 Abs 2 hat der Unternehmer dem Verbraucher bei AGV nach Ab-

schluss des schriftlich geschlossenen Vertrags eine Kopie des unterzeichneten Vertrags-

dokuments zur Verfügung zu stellen. Wurde der Vertrag hingegen nicht schriftlich ge-

schlossen, so muss der Verbraucher eine „Bestätigung des geschlossenen Vertrags“ und 

somit eine Bestätigung darüber, dass ein Vertrag geschlossen wurde, erhalten. Damit 

diese der Kopie des Vertragsdokuments gleichgesetzt werden kann,607 müssen in ihr 

                                                

603
 Dabei ist der „durchschnittliche Nutzer des elektronischen Mediums als Maßstab heranzuzie-

hen“, vgl Schurr in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ Vor § 5c KSchG Rz 8 mwN. 
604

 Fraglich ist, ob die Bereitstellung eines Links, der zur Ermittlung der Informationen führen 
soll, zur Erfüllung der Informationspflicht ausreicht. Nach hL war dies im Hinblick auf § 5c KSchG, 
welcher zur Umsetzung von Art 4 der Fernabsatz-RL ergangen ist, ungenügend; vgl Hammerl in Ko-
sesnik-Wehrle, KSchG³ § 5c Rz 4. 

605
 Auch reicht es nicht aus, wenn Informationen auf einer Homepage des Unternehmers von ei-

nem durchschnittlich EDV-versierten Verbraucher erst nach längerer Suche aufgefunden werden können, 
diese also gleichsam „versteckt“ sind; vgl Hammerl in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ § 5c Rz 4. 

606
 Der Begriff wird im Zusammenhang mit § 5d KSchG verwendet; vgl Schurr in Fe-

nyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 5d KSchG Rz 1. 
607

 Dem Wortlaut des Art 7 Abs 2 zufolge („oder“) ist davon auszugehen, dass die Kopie des 
Vertrags und dessen Bestätigung gleichwertig sind. 
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wohl auch die wesentlichen Punkte des Vertrags angegeben sein.608 Sind digitale Inhal-

te, die nicht auf einem materiellen Datenträger geliefert werden, Vertragsinhalt und 

werden sie mit Zustimmung des Verbrauchers bereits innerhalb der Widerrufsfrist gelie-

fert, so hat die Vertragsbestätigung auch die Bestätigung darüber zu enthalten, dass der 

Verbraucher seine Zustimmung dazu erteilt und den Verlust seines Widerrufsrechtes zur 

Kenntnis genommen hat.609 Zweck der Bestätigungspflicht ist es, dem Verbraucher den 

geschlossenen Vertrag in Kopie oder eine entsprechende Bestätigung dauerhaft zur Ver-

fügung zu stellen.610 Anders als bei FAV wird bei AGV nicht verlangt, dass Kopie oder 

Bestätigung die in Art 6 Abs 1 genannten Informationen enthalten müssen. Somit ist 

nicht erforderlich, dem Verbraucher die Informationen nachvertraglich erneut zu über-

mitteln.611 Dies ist angesichts der Tatsache, dass sie dem Verbraucher bei AGV (im 

Gegensatz zu FAV) bereits im vorvertraglichen Stadium verpflichtend schriftlich zu 

erteilen sind, zu begrüßen. Eine doppelte (schriftliche) Erteilung der Informationen wird 

damit nämlich vermieden. Art 7 Abs 2 enthält zwar keine Angabe darüber, zu welchem 

Zeitpunkt nach Vertragsschluss dem Verbraucher Vertragskopie oder -bestätigung zu 

übermitteln sind. Es ist mE jedoch davon auszugehen, dass die diesbezügliche Vorgabe 

für FAV, wonach dies „innerhalb einer angemessenen Frist“ nach Abschluss des Ver-

trags zu erfolgen hat, analog heranzuziehen ist.612 Der Unternehmer hat dem Verbrau-

cher die Vertragskopie bzw die Bestätigung somit spätestens gleichzeitig mit (Beginn 

der) Vertragserfüllung zukommen zu lassen. Wie auch die vorvertraglichen Informatio-

nen des Art 6 Abs 1 hat der Unternehmer diese entweder auf Papier, oder dann, wenn 

der Verbraucher seine Zustimmung erteilt, auf einem dauerhaften Datenträger bereit zu 

stellen. Es ist davon auszugehen, dass der Unternehmer dem Verbraucher diese aktiv zu 

übermitteln und somit auszuhändigen hat. Dass den Unternehmer eine Verpflichtung 

zur aktiven Übergabe lediglich im Hinblick auf die vorvertraglichen Informationspflich-

                                                

608 Vgl Unger, ZEuP 2012, 288. 
609

 Dazu Kap IV.C.14.b). Zur Verletzung dieser Verpflichtung siehe Kap VI.B.3.c). 
610 Der Unternehmer kann seiner Verpflichtung somit entweder auf dem Schriftweg, oder durch 

Speicherung auf einem dauerhaften Datenträger nachkommen; vgl zur entsprechenden Verpflichtung im 
Zusammenhang mit § 5d KSchG Schurr in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 5d KSchG Rz 1. 

611
 Dies im Gegensatz zu Art 8 Abs 7 lit a); dazu unten IV.E.2. 

612
 Art 8 Abs 7 VR-RL; vgl Unger, ZEuP 2012, 288, demzufolge auch Art 14 Abs 4 lit b) iii) der 

VR-RL für die Analogie spricht, welcher als Sanktion für die Nicht Übermittlung der Vertragskopie oder 
Bestätigung vorsieht, dass der Verbraucher für digitale Inhalte nicht aufkommen muss; dazu Kap 
VI.B.3.c). 
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ten trifft, jedoch nicht hinsichtlich der nachvertraglichen Bestätigung des geschlossenen 

Vertrages, erscheint nämlich nicht überzeugend. Würde der Unternehmer dem Verbrau-

cher nur die Möglichkeit einräumen, sich Kopie oder Bestätigung selbst zu beschaffen, 

würde es vom Verbraucher abhängen, diese auch jedenfalls zu erhalten, was wohl nicht 

dem Zweck der Bestimmung entspricht. 

Die Verpflichtung des Unternehmers, dem Verbraucher bei Haustürgeschäften 

nach Vertragsschluss eine Vertragskopie oder –bestätigung zu übermitteln, besteht im 

österreichischen Recht bisher nicht, weshalb eine solche einzuführen ist. 

2. FAV 

Auch bei FAV ist der Unternehmer gemäß Art 8 Abs 7 verpflichtet, dem Ver-

braucher eine Bestätigung des Vertrags auf einem dauerhaften Datenträger zur Verfü-

gung zu stellen. Dies hat „innerhalb einer angemessenen Frist nach dem Abschluss des 

Fernabsatzvertrags“ und somit spätestens bei der Lieferung der Waren oder bevor die 

Ausführung der Dienstleistung beginnt, zu erfolgen. Anders als bei AGV ist der Unter-

nehmer lediglich dazu verpflichtet, dem Verbraucher eine Bestätigung, dass ein Vertrag 

geschlossen wurde, zur Verfügung zu stellen. Eine Kopie des (schriftlich geschlosse-

nen) Vertragsdokuments wird nach dem Gesetzeswortlaut hingegen nicht gefordert. 

Jedenfalls ist aber davon auszugehen, dass die Bestätigung den wesentlichen Vertrags-

inhalt wiedergeben muss, um eine eindeutige Identifizierung desselben zu ermöglichen. 

Die formalen Anforderungen an die Bestätigung sind strenger als jene der vor-

vertraglichen Informationserteilung bei FAV: so muss diese gemäß Art 8 Abs 7 der VR-

RL vom Unternehmer auf einem dauerhaften Datenträger zur Verfügung gestellt wer-

den.613 Anders als bei AGV hat die nachvertragliche Bestätigung bei FAV auch sämtli-

che Informationen des Art 6 Abs 1 zu enthalten, sofern der Unternehmer sie dem Ver-

braucher nicht bereits vor Vertragsschluss auf einem dauerhaften Datenträger hat zu-

kommen lassen.614 Sind digitale Inhalte, die nicht auf einem materiellen Datenträger 

geliefert werden, Vertragsinhalt und werden sie mit Zustimmung des Verbrauchers be-

                                                

613
 Dazu oben IV.D.1.a). 

614
 Art 8 Abs 7 lit a).  
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reits innerhalb der Widerrufsfrist geliefert, hat sie auch die Bestätigung darüber zu ent-

halten, dass der Verbraucher zugestimmt und den Verlust seines Widerrufsrechtes zur 

Kenntnis genommen hat.615 

Durch die Bestimmung soll sichergestellt werden, dass der Verbraucher nicht 

nur vor Vertragsschluss über die Informationen verfügen kann, sondern ihm diese auf 

Dauer in schriftlicher Form zur Verfügung stehen.616 Es geht dabei hingegen nicht mehr 

darum, die Vertragsentscheidung des Verbrauchers zu beeinflussen, zumal sich dieser 

bereits zum Vertragsabschluss entschlossen hat.617 Art 8 Abs 7 spricht davon, dass der 

Unternehmer dem Verbraucher die Bestätigung „zur Verfügung“ stellen muss, woraus 

unmittelbar keine Pflicht des Unternehmers abgeleitet werden kann, sie dem Verbrau-

cher wirklich zu übergeben.618 Im Gegensatz dazu ist nach Art 5 Abs 1 der Fernabsatz-

RL erforderlich, dass der Verbraucher die Bestätigung „erhalten muss“ (englisch: „must 

recieve“). Der zur Umsetzung dieser Bestimmung ergangene § 5d KSchG enthält den-

selben Wortlaut und wird dahingehend interpretiert, dass den Unternehmer die Ver-

pflichtung trifft, dem Verbraucher die Bestätigung aktiv zu übermitteln.619 Es ist davon 

auszugehen, dass dies auch im Hinblick auf die entsprechende Bestimmung der VR-RL 

zu gelten hat. Dafür spricht auch die Tatsache, dass der Unternehmer seiner Bestäti-

gungspflicht, wie oben ausgeführt, zeitlich befristet nachkommen muss. Der europäi-

sche Gesetzgeber wird wohl nicht beabsichtigt haben, die Möglichkeit des Verbrauchers 

zur Selbstbeschaffung der Bestätigung zeitlich einzugrenzen.  

Im österreichischen Recht besteht zwar bereits eine nachvertragliche Bestäti-

gungspflicht des Unternehmers bei Fernabsatzverträgen, doch sind davon nur ausge-

wählte Informationsgegenstände betroffen. Gemäß § 5d Abs 1 KSchG muss der Ver-

braucher nach Vertragsschluss („rechtzeitig während der Erfüllung des Vertrags und 

                                                

615
 Art 8 Abs 7 lit b); dazu Kap IV.C.14; zur Verletzung dieser Verpflichtung siehe Kap 

VI.B.3.c). 
616 Vgl zur entsprechenden Bestätigungspflicht in § 5d Abs 1 KSchG Krejci in Rummel3, KSchG 

§ 5 d Rz 13 f; Hammerl in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ § 5d Rz 1; Schurr in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, 
Klang³ Vor § 5d KSchG Rz 1; Meškić, Europäisches Verbraucherrecht 78; Angermann, Informations-
pflichten 141 mwN. 

617
 Vertragliche Informationspflichten sind etwa in Art 5 Abs 2 der Timesharing-RL, in Art 4 

Abs 2 Pauschalreise-RL oder in Art 5 der Verbraucherkredit-RL enthalten; vgl zu den umgesetzten öster-
reichischen Bestimmungen der Verbraucherkredit-RL B- Zöchling-Jud in Wendehorst/Zöchling-Jud, V 
§ 6 Rz 1, § 9 Rz 2 mwN; B .Jud, ÖJZ 2009/96, 887. 

618
 Vgl auch den englischen Begriff „shall…provide“. 

619
 Vgl Schurr in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ Vor § 5d KSchG Rz 6. 
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spätestens zum Zeitpunkt der Lieferung“) eine schriftliche Bestätigung eines Teiles je-

ner Informationen erhalten, über die er bereits im vorvertraglichen Stadium verfügen 

konnte.620 Diese kann unterbleiben, sofern ihm die Informationen bereits vor Vertrags-

schluss schriftlich erteilt worden sind.621 Gewisse weitere Informationen hat der Unter-

nehmer dem Verbraucher bisher überhaupt erst nach Vertragsschluss zukommen zu 

lassen, wie bereits ausführlich erörtert wurde.622 Künftig ist der Unternehmer gesetzlich 

zu verpflichten, dem Verbraucher bei FAV sämtliche in Art 6 Abs 1 der VR-RL enthal-

tenen Informationen bereits im vorvertraglichen Stadium zu erteilen, wobei dies aber 

nicht zwingend in schriftlicher Form zu erfolgen hat. Spätestens nach Vertragsschluss 

muss der Verbraucher jene Informationen, welche ihm noch nicht schriftlich erteilt 

wurden, auf einem dauerhaften Datenträger erhalten. Eine doppelte (schriftliche) Ertei-

lung der Informationen soll damit vermieden werden. Durch die zeitliche Vorverlage-

rung der Informationserteilung wird das im österreichischen Recht für Fernabsatzver-

träge bestehende „zweistufige Informationsmodell“623 aufgehoben, was positiv zu be-

werten ist.  

F. Harmonisierungsgrad 

Im Gegensatz zu Art 5 der VR-RL, der den Mitgliedstaaten (in Abs 4) die Erlas-

sung und Aufrechterhaltung zusätzlicher Informationen erlaubt, ist dies bei Art 6 nicht 

der Fall: für die Bestimmung gilt – mangels Ausnahmeregelung – Art 4 der VR-RL, 

welcher das Prinzip der Vollharmonisierung festlegt. Demzufolge dürfen die Mitglied-

staaten keine innerstaatlichen Bestimmungen aufrechterhalten oder einführen, welche 

von jenen der Richtlinie abweichen. Die nationalen Gesetzgeber haben sich somit bei 

Umsetzung der VR-RL sowohl hinsichtlich des Inhalts der Informationen, als auch der 

                                                

620
 Davon betroffen sind die in § 5c Abs 1 Z 1-6 KSchG genannten Informationen. 

621
 Durch die Bestimmung wurde Art 5 Abs 1 der Fernabsatz-RL umgesetzt, demzufolge dem 

Verbraucher gewisse Informationen nicht nur kurzfristig, sondern dauerhaft mitgeteilt werden sollen; vgl 
Schurr in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ Vor § 5d KSchG Rz 6. 

622
 Dazu Kap IV.C.3. 

623
 Der Unternehmer hat dem Verbraucher nach den geltenden Bestimmungen bei FAV vor Ver-

tragsschluss gewisse in § 5c Abs 1 KSchG genannten Informationen zu erteilen. „Rechtzeitig während der 
Erfüllung des Vertrags hat er ihm zusätzliche (andere) Informationen zu erteilen; vgl Krejci in Rummel3, 
KSchG § 5d Rz 10 ff, welcher diese „Zweiteilung“ als irritierend bezeichnet. Siehe dazu auch Kap 
IV.C.3. 
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formalen Anforderungen an die Informationserteilung624 an die Vorgaben der Richtlinie 

zu halten.625 

G. Beweislast 

Die Beweislast dafür, dass der Unternehmer seiner Informationspflicht dem 

Verbraucher gegenüber bei FAV und AGV nachgekommen ist, trägt der Unterneh-

mer.626 Er hat somit im Streitfall nachzuweisen, dass er dem Verbraucher sämtliche In-

formationen zur Verfügung gestellt hat. Nach Art 6 Abs 4 der VR-RL gilt seine Infor-

mationspflicht über das Widerrufsrecht als erfüllt, wenn er dem Verbraucher das im 

Anhang der Richtlinie zu findende Widerrufsformular „zutreffend“ ausgefüllt „übermit-

telt“.627 

H. Anpassungsbedarf im österreichischen Recht 

Der österreichische Gesetzgeber hat aufgrund seiner Umsetzungspflicht auch ei-

ne neue Bestimmung über Informationspflichten für FAV und AGV einzuführen, wel-

che Art 6 entspricht. Der Unternehmer ist somit künftig zur Erteilung sämtlicher in 

Art 6 enthaltenen und soeben aufgezeigten Informationen verpflichtet. Eine inhaltliche 

Abweichung davon ist ihm aufgrund des Vollharmonisierungsprinzips, welchem Art 6 

unterliegt, nicht erlaubt.628 Zumal die VR-RL einheitliche Informationspflichten für 

AGV und FAV vorsieht, ist eine entsprechende Vereinheitlichung auch im österreichi-

schen Recht zu empfehlen.629 Bei AGV hat der Unternehmer dem Verbraucher die In-

formationen wie auch bisher schriftlich auf Papier oder – sofern der Verbraucher damit 

einverstanden ist – auf einem anderen dauerhaften Datenträger (aktiv) zu übergeben, 

bevor dieser an seine Vertragserklärung gebunden ist. Nach Vertragsschluss hat er dem 

Verbraucher eine Kopie des unterzeichneten Vertragsdokuments oder eine Bestätigung 

des geschlossenen Vertrags, aus welcher der wesentliche Vertragsinhalt hervorgeht, 

                                                

624
 Vgl Art 7 Abs 5 und Art 8 Abs 10 VR-RL; zu den Anforderungen an die Informationsertei-

lung siehe oben IV.D. 
625

 Dazu Kap II.A. 
626 Art 6 Abs 9 VR-RL. 
627

 Dazu oben IV.C.7.a). 
628

 Dazu oben IV.F. 
629

 Vgl B. Zöchling-Jud, ecolex 2012, 196.  
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auszuhändigen. Die vorvertraglich bereits (schriftlich) erteilten Informationen müssen 

in der Kopie oder Bestätigung nicht mehr enthalten sein, wodurch eine doppelte schrift-

liche Erteilung der Informationen vermieden wird. Bei FAV kann der Unternehmer dem 

Verbraucher die Informationen – je nach verwendetem Kommunikationsmittel – sowohl 

schriftlich, als auch mündlich erteilen. Es reicht aus, wenn der Verbraucher sich die 

Informationen ohne Schwierigkeiten selbst beschaffen kann, bevor er seine Vertragser-

klärung abgibt. Innerhalb einer „angemessenen“ Frist nach dem Abschluss des Vertrags 

hat er dem Verbraucher eine Bestätigung des Vertrags auf einem dauerhaften Datenträ-

ger zu übergeben. Im Gegensatz zu AGV hat diese auch sämtliche Informationen des 

Art 6 Abs 1 zu enthalten, sofern der Unternehmer sie dem Verbraucher nicht bereits vor 

Vertragsschluss auf einem dauerhaften Datenträger hat zukommen lassen. 

Während der Verbraucher bei Fernabsatzverträgen nach österreichischen Recht 

schon bisher über einige der in Art 6 Abs 1 vorgesehenen Umstände zu unterrichten 

war, werden die Informationspflichten des Unternehmers bei Haustürgeschäften künftig 

erheblich erweitert. Zumal dem Informationsbedürfnis des Verbrauchers bei solchen 

Verträgen durch die ausschließliche Belehrung über das Bestehen eines Widerrufsrechts 

nicht in ausreichendem Maße Rechnung getragen wird, ist diese Erweiterung im We-

sentlichen zu begrüßen. Begrüßenswert ist auch, dass dem Verbraucher sowohl bei 

FAV, als auch bei AGV künftig sämtliche Informationen bereits im vorvertraglichen 

Stadium erteilt werden müssen und die durch die §§ 5c und d KSchG bedingte „Zwei-

stufigkeit“ der Informationserteilung beseitigt wird. 
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V. Allgemeine Anforderungen an die Informationserteilung 

Auch wenn sich die Informationspflichten der einzelnen Richtlinien inhaltlich 

wesentlich voneinander unterscheiden,630 bestehen doch gemeinsame Anforderungen an 

die Informationserteilung, welche auch in der VR-RL verankert sind:631 so geht aus 

Art 5 und 6 hervor, dass die für die Entscheidung des Verbrauchers erforderlichen we-

sentlichen Informationen erteilt werden müssen (Grundsatz der Wesentlichkeit). Diese 

müssen so erteilt werden, dass sie für den Verbraucher verständlich und diesem auch 

zugänglich sind (Grundsatz der Verständlichkeit und der Zugänglichkeit). Auch dem 

Zeitpunkt der Informationserteilung kommt Bedeutung zu: sowohl Art 5, als auch Art 6 

der VR-RL geben vor, dass der Unternehmer den Verbraucher schon im vorvertragli-

chen Stadium zu informieren hat. Er muss somit über die für seine Entscheidung bezüg-

lich des Vertragsschlusses relevanten Informationen rechtzeitig verfügen (Grundsatz der 

Rechtzeitigkeit).632  

A. Wesentlichkeit 

Der Grundsatz der Wesentlichkeit stellt gleichsam das „Leitmotiv des europäi-

schen Gesetzgebers“ bei Festlegung der einzelnen Informationspflichten dar.633 Die dem 

Verbraucher zu erteilenden Informationen müssen somit einen bestimmten „Gehalt“ 

aufweisen, der in die Kategorien Leistungsbeschreibungen, Hinweise zu den Vertrags-

modalitäten sowie bloße Wissenserklärungen eingeteilt werden kann.634 Art 5 der VR-

                                                

630
 Vgl Twigg-Flesner in Schulte-Nölke/Twigg-Flesner/Ebers, EG-

Verbraucherrechtskompendium 814 ff. 
631

 Von Vogel, Verbrauchervertragsrecht 135 spricht von einem „einheitlichen Grundschema“: 
die Information muss dem Verbraucher demnach zugänglich sein, einen bestimmten Gehalt aufweisen, in 
der vorgeschriebenen Art und Weise und rechtzeitig erteilt werden. 

632
 Zur Einteilung der Anforderungen vgl Mota Pinto in Schulze/Ebers/Grigoleit, Informations-

pflichten 163; Angermann, Informationspflichten 127 f mwN; zu den allgemeinen Anforderungen an die 
Informationen der Verbraucherkredit-RL vgl B. Zöchling-Jud in Wendehorst/Zöchling-Jud, Verbraucher-
kreditrecht §§ 5 und 6 sowie zu jenen der Richtlinie über den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen 
Schauer, VR 2004, 6. 

633
 Schon aus dem Grünbuch der Kommission von 2001 geht hervor, dass der Verpflichtung des 

Unternehmers, dem Verbraucher „alle wesentlichen Informationen rechtzeitig und eindeutig offenzule-
gen“ eine „Schlüsselfunktion“ zukäme; Ziffer 4.3., KOM (2001) 531 endg; vgl auch Angermann, Infor-
mationspflichten 130 mwN, welche die in Art 7 Abs 1 der UGP-Richtlinie genannten Informationen als 
mit jenen des europäischen Vertragsrechts übereinstimmende „wesentliche“ Informationen ansieht. 

634
 Vgl Von Vogel, Verbrauchervertragsrecht 136; Wilhelmsson in Schulze/Ebers/Grigoleit, In-

formationspflichten 250, der von „party-related-information“; „performance-related-information“, „price-
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RL enthält einen Katalog von insgesamt acht Punkten, über die der Unternehmer den 

Verbraucher bei allgemeinen Verbraucherverträgen unabhängig von dessen (besonde-

rer) Schutzbedürftigkeit zu informieren hat. Offensichtlich sieht der europäische Ge-

setzgeber die dort genannten Informationen im Allgemeinen als wesentlich für die Ver-

tragsentscheidung des Verbrauchers an.635 Ob für den Verbraucher wirklich sämtliche in 

der Bestimmung enthaltenen Informationen immer relevant sind, um eine „informierte“ 

Entscheidung hinsichtlich des Vertragsschlusses zu treffen, ist mE allerdings fraglich. 

Die Gefahr, dass der Verbraucher im Einzelfall mit den Informationen überfordert sein 

wird, kann jedenfalls nicht ausgeschlossen werden.636 Der Informationskatalog des 

Art 6 ist noch erheblich umfassender und enthält zwanzig Umstände, die dem Verbrau-

cher bei FAV und AGV bekannt gegeben werden müssen.637 Somit sieht der europäi-

sche Gesetzgeber bei AGV und FAV eine bedeutend größere Anzahl an Informationen 

als „wesentlich“ für die Vertragsentscheidung des Verbrauchers an. Dies liegt einerseits 

wohl daran, dass der Verbraucher bei diesen Verträgen besonders schutzbedürftig ist. 

Andererseits wird den nationalen Gesetzgebern hinsichtlich Art 6 keine Möglichkeit 

eingeräumt, zusätzliche Informationen vorzusehen, wie dies bei allgemeinen Verbrau-

cherverträgen der Fall ist.638 

B. Verständlichkeit 

Die dem Verbraucher zur Verfügung gestellten Informationen können für ihn 

nur dann brauchbar und von Vorteil sein, wenn er sie wahrnehmen kann und sie für ihn 

auch verständlich sind. Dabei ist einerseits auf die Darstellung der Informationen, ande-

rerseits auf die Sprache, in welcher diese erteilt werden, abzustellen. 

                                                        

related-information“, „term-related-information“ und „legal-information“ spricht; Angermann, Informati-
onspflichten 129 mwN. 

635
 Zu den einzelnen Informationsgegenständen siehe Kap III.C. 

636
 Siehe dazu Kap I.C. 

637
 Zu den einzelnen Informationsgegenständen siehe Kap IV.C. 

638
 Siehe dazu Kap IV.F und III.F. 
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1. Transparenzgebot 

Sowohl Art 5, als auch Art 6 der VR-RL schreiben vor, dass der Unternehmer 

den Verbraucher in klarer und verständlicher Weise über die dort genannten Informati-

onen zu informieren hat.639 Dadurch wird das allgemeine Transparenzgebot statuiert, 

welches bereits in zahlreichen Richtlinien zum Verbraucherschutz verankert ist.640 

Teilweise wird auch von einem „Klarheits- und Verständlichkeitsgrundsatz“ des euro-

päischen Verbraucherrechts gesprochen.641 Die „Klarheitsvorschrift“, welche sich auch 

in Art 5 und 6 der VR-RL findet, dient dazu, dem Verbraucher die Kenntnisnahme und 

das Verständnis der Informationen zu ermöglichen.642 Es geht dabei nicht darum, ihm 

den Sinn der Informationen verständlich zu machen, sondern ihm vielmehr ihre Erkenn-

barkeit und Durchschaubarkeit zu eröffnen.643 Dabei ist im Regelfall von einem durch-

schnittlich verständigen Verbraucher auszugehen.644 Für die Informationen des Art 6 

wird überdies gefordert, dass sie – sofern sie schriftlich erteilt werden – „lesbar“ sein 

müssen, was insbesondere für AGV von Bedeutung ist.645 

Die Informationen der VR-RL sind somit jedenfalls auf solche Weise darzustel-

len, dass dem Verbraucher deren Kenntnisnahme ohne Schwierigkeiten ermöglicht 

wird. Für die diesbezüglichen Anforderungen sind auch die Grundsätze des § 6 Abs 3 

KSchG heranzuziehen, demzufolge eine in Allgemeinen Geschäftsbedingungen oder 

Vertragsformblättern enthaltene Vertragsbestimmung unwirksam ist, wenn sie unklar 

                                                

639 Vgl Art 5 Abs 1, Art 6 Abs 1; Erwägungsgrund (34) der VR-RL. 
640 Vgl Heiderhoff, Gemeinschaftsprivatrecht 113 mwN. So wird dieses etwa durch Art 5 Satz 1 

der Klausel-RL (Richtlinie 93/13/EWG) ausdrücklich festgelegt, demzufolge vorformulierte Klauseln 
„klar und verständlich“ abgefasst werden müssen; dazu Leitner, Das Transparenzgebot 36; Nassal in 
Gebauer/Wiedmann, Zivilrecht unter europäischem Einfluss 197; vgl auch Art 4 Abs 2 der Verbraucher-
kredit-RL, der zur Informationserteilung in „klarer, prägnanter und auffallender Weise“ auffordert; dazu 
B. Zöchling-Jud in Wendehorst/Zöchling-Jud, Verbraucherkreditrecht § 5 Rz 5 mwN; Art 3 Abs 2 der 
Richtlinie über den Fernabsatz von Finanzdienstleistungen („auf klare und verständliche Weise“); dazu 
Schauer, VR 2004, 6.  

641
 Vgl Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht 301 f; Meškić, Europäisches Verbraucherrecht 

81 mwN. 
642

 Vgl Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht 302. 
643

 Vgl Leitner, Das Transparenzgebot 37. 
644

 Zum Verbraucherleitbild vgl Lurger/Augenhofer, Konsumentenschutzrecht2 38 f; Meškić, Eu-
ropäisches Verbraucherrecht 49 f; Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht 264 f. 

645
 Bei AGV sind dem Verbraucher die Informationen gem Art 7 Abs 1 der VR-RL in schriftli-

cher Form zu erteilen („auf Papier oder einem anderen dauerhaften Datenträger“). Bei „allgemeinen Ver-
braucherverträgen“ und Fernabsatzverträgen kann die Erteilung auch mündlich erfolgen. Art 8 Abs 1 Satz 
2 der VR-RL, verlangt die „Lesbarkeit“ der Informationen bei FAV dementsprechend nur, soweit sie auf 
einem dauerhaften Datenträger bereitgestellt werden. 
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oder unverständlich abgefasst wurde.646 Werden Informationen mündlich erteilt, so hat 

der Unternehmer sicherzustellen, dass sie akustisch wahrnehmbar und überdies so erteilt 

werden, dass deren Verständlichkeit ermöglicht wird. Dabei geht es nicht nur um die 

Sprache, in welcher die Informationen erteilt werden, sondern auch um die Art und 

Weise ihrer Darbietung. Werden die Informationen schriftlich erteilt, sind sie jedenfalls 

an einer Stelle anzubringen, an welcher sie für den Verbraucher optisch gut wahrnehm-

bar sind. Überdies sind sie in solcher Größe darzustellen, dass sie leicht ersichtlich und 

nicht etwa „versteckt“ in Erscheinung treten. Auch muss ihre Lesbarkeit gewährleistet 

sein und dürfen die einzelnen Worte nicht „verschlüsselt“ sein. Der Unternehmer hat 

auch sicherzustellen, dass die Informationen trotz technischer Veränderungen oder Ent-

wicklungen auf einem dauerhaften Datenträger für einen längeren Zeitraum lesbar blei-

ben.647 Die Vertriebsart des Unternehmers soll jedoch insbesondere bei Fernabsatzver-

trägen durch das Erfordernis der transparenten Informationserteilung nicht in unnötiger 

Weise gehemmt werden. Die Anforderungen an die Transparenz dürfen auch nicht 

übersteigert sein. Nachdem die Art und Weise der Informationserteilung bei den letzt-

genannten Verträgen generell an das Kommunikationsmittel anzupassen ist, kann es 

durchaus vorkommen, dass das Maß der Transparenz in verschiedenen Kommunikati-

onsmitteln unterschiedlich stark ausgeprägt ist.648  

2. Sprache 

Hinsichtlich der Sprache, in welcher die in Art 5 und Art 6 vorgesehenen Infor-

mationen zu erteilen sind, enthält die VR-RL grundsätzlich keine Regelung. Während 

Art 5 der VR-RL die vom Unternehmer zu verwendende Sprache für die Informationen 

bei allgemeinen Verbraucherverträgen gar nicht explizit erwähnt, normiert Art 6 Abs 7 

für FAV und AGV, dass „sprachliche Anforderungen“ des nationalen Rechts in Bezug 

auf die Vertragsinformation aufrechterhalten oder eingeführt werden können. Dadurch 

soll sichergestellt werden, dass der Verbraucher die betreffenden Angaben „ohne weite-

                                                

646
 Vgl Krejci in Rummel3, KSchG § 6 Rz 202 f; Leitner, Das Transparenzgebot (2005); vgl auch 

Perner, ZfRV 2011/28, 225 f.  
647

 Dies ergibt sich bereits aus den Anforderungen an den dauerhaften Datenträger in Art 2 Z 10 
der VR-RL; vgl auch Apathy in Schwimann3 § 5d KSchG Rz 1.

 

648
 Vgl Apathy in Schwimann3 § 5c KSchG Rz 9.
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res“ versteht. In den Erwägungsgründen wird ebenfalls ausdrücklich statuiert, dass 

„sprachliche Anforderungen für Verbraucherverträge“ nicht durch die Richtlinie verein-

heitlicht werden sollen. Dies entspricht auch dem Großteil der bisher ergangenen Richt-

linien.649 Zwar wird dem Unionsbürger in der europäischen Gemeinschaft bereits ein 

„Grundrecht auf die eigene Sprache“ zugestanden, doch wurde die Frage, in welcher 

Sprache bestimmte Regelungen abgefasst werden sollen, noch keiner Lösung zuge-

führt.650 Somit bleibt es den nationalen Gesetzgebern bei Umsetzung der VR-RL über-

lassen, sprachliche Anforderungen der Informationserteilung nach ihren Vorstellungen 

zu regeln.651 Die Mitgliedstaaten sind bei der nationalen Regelung allerdings nicht völ-

lig frei: so müssen nationale Sprachvorschriften insbesondere mit den Grundfreiheiten 

des Gemeinschaftsrechts vereinbar sein.652 Jedenfalls gilt für die vom Unternehmer bei 

Informationserteilung verwendete Sprache auch der Verständlichkeitsgrundsatz, wel-

cher aus den Informationspflichten der Richtlinien des Gemeinschaftsrechts abgeleitet 

werden kann.653 Anders als noch in Haustürgeschäfte-RL und Fernabsatz-RL654 ist die-

ser in der VR-RL sogar explizit erwähnt: so sind die Informationen dem Verbraucher 

sowohl bei AGV, als auch bei FAV „in klarer und verständlicher Sprache“ zu erteilen. 

Auch wenn Art 5 keine entsprechende Vorschrift enthält, ist mE wohl nicht davon aus-

zugehen, dass der europäische Gesetzgeber bewusst eine diesbezügliche differenzierte 

Behandlung der allgemeinen Informationspflichten bewirken wollte, weshalb der Un-

ternehmer dieses Erfordernis auch bei allgemeinen Verbraucherverträgen einzuhalten 

hat. 

                                                

649
 Abgesehen von Art 4 Abs 2 der Timesharing-RL, welcher vorgibt, dass die vorvertraglichen 

Informationen dem Verbraucher nach seiner Wahl in der Sprache jenes Mitgliedsstaates, in der er seinen 
Wohnsitz hat oder dessen Staatsangehöriger er ist, abgefasst werden können, wird in den anderen Richtli-
nien zum Verbraucherschutz die Verwendung einer bestimmten Sprache nicht vorgegeben; vgl Riesenhu-
ber, Europäisches Vertragsrecht 283 ff; Meškić, Europäisches Verbraucherrecht 81 mwN. 

650
 Vgl Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht 280 ff; Angermann, Informationspflichten 133 f 

mwN. 
651

 Vgl Erwägungsgrund (15).
 

652
 Nach der Rechtsprechung des EuGH können Sprachvorschriften beschränkungsgleiche Maß-

nahmen sein, die aber unter bestimmten Voraussetzungen gerechtfertigt sein können. Dabei ist zwischen 
der Marktfreiheit des Unternehmers und der effektiven Information des Verbrauchers abzuwägen; vgl 
EuGH, Urteil vom 24. November 1993, verb. Rs C-267/91 und C-268/91 – Keck und Mithouard, Slg. 
1993, I-6097 (I-6131 Rn. 16f.). 

653
 Vgl Meškić, Europäisches Verbraucherrecht 81. 

654
 Art 7 Abs 1 und Art 8 Abs 1 VR-RL. Während die Haustürgeschäfte-RL die Sprachfrage in 

keiner Weise regelt, überlässt Erwägungsgrund (8) der Fernabsatz-RL die Wahl der Sprache den Mit-
gliedstaaten; vgl Hammerl in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ § 5c Rz 12. 
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Grundsätzlich wird es somit dem österreichischen Gesetzgeber überlassen sein, 

sprachliche Aspekte der Informationen der Art 5 und Art 6 der VR-RL nach seinen Vor-

stellungen zu gestalten.655 Auch wenn er die Verwendung der deutschen Sprache für die 

Informationspflichten der VR-RL gesetzlich vorschreiben könnte, sollte er davon Ab-

stand nehmen. Die zwingende Vorgabe könnte dazu führen, dass manche Unternehmer 

international vertriebene Waren und Dienstleistungen in Österreich nicht mehr anbieten 

würden.656 Sowohl die Informationen des Art 5, als auch jene des Art 6 müssen dem 

Verbraucher aber in einer Sprache zur Verfügung gestellt werden, die dieser auch ver-

steht.657 Dies entspricht auch den eigenen geschäftlichen Interessen des Unternehmers. 

Von einem mündigen und verständigen Verbraucher kann grundsätzlich nur erwartet 

werden, dass er Informationen versteht, die ihm in seiner eigenen Sprache bereitgestellt 

werden.658 Ob der Unternehmer auf die Verständnismöglichkeit des Verbrauchers im 

jeweiligen Einzelfall abzustellen hat, ist fraglich. Die Richtlinie enthält jedenfalls keine 

diesbezügliche Anordnung. Zumal der Unternehmer davon ausgehen kann, dass der 

Verbraucher die Sprache des Vermarktungslandes versteht, wird er dem sprachlichen 

Verständlichkeitsgebot wohl bereits dann in ausreichender Weise nachkommen, wenn 

er dem Verbraucher die Informationen auch in dieser Sprache zur Verfügung stellt. Es 

ist dem Unternehmer im Einzelfall aber wohl auch zuzumuten, die von ihm zu erteilen-

den Informationen in verschiedenen Sprachfassungen anzubieten, zumal eine grenz-

überschreitende geschäftliche Tätigkeit dies erfordert.659 Aus dem Transparenzgebot ist 

überdies abzuleiten, dass die Informationen vom Unternehmer jedenfalls in derselben 

                                                

655
 Wie bereits erwähnt geht auch aus Erwägungsgrund (15) hervor, dass „sprachliche Anforde-

rungen für Verbraucherverträge“ nicht durch die Richtlinie vereinheitlicht werden sollen. 
656

 Auch in § 5c KSchG wurde die Verwendung einer bestimmten Sprache nicht vorgesehen, 
obwohl die Fernabsatz-RL dem Gesetzgeber diese Möglichkeit in Erwägungsgrund 8 eingeräumt hat; vgl 
dazu Schurr in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ Vor § 5c KSchG Rz 11, der dies als erfreulich an-
sieht. 

657
 Vgl Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht 285. 

658
 Vgl Angermann, Informationspflichten 134 mwN. 

659
 Vgl Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht 286; Angermann, Informationspflichten 135 

mwN; der zufolge eine andere Sprache als die des Vermarktungslandes dann verwendet werden kann, 
wenn der Verbraucher in einer solchen auf Werbemaßnahmen des Unternehmers reagiert. 
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Sprache zu erteilen sind, in welcher auch Werbemaßnahmen wie etwa ein Katalog, eine 

Website oder ein Prospekt abgefasst wurden.660 

C. Zugänglichkeit 

Es entspricht dem Wesen und dem Sinn von Informationen, dass sie dem Emp-

fänger auch zugänglich sind. Der Verbraucher kann nur dann eine informierte Entschei-

dung treffen, wenn ihm die Möglichkeit eingeräumt wird, die Informationen überhaupt 

zu erhalten.661 Dabei geht es einerseits um die Form, andererseits um die Art und Weise, 

in welcher die Informationen dargeboten und dem Verbraucher zur Verfügung gestellt 

werden.662 Welche formalen Anforderungen der Unternehmer bei Erteilung der Infor-

mationen der Art 5 und 6 VR-RL einzuhalten hat und wie er die Informationen dem 

Verbraucher zukommen lassen muss, wurde bereits ausführlich dargestellt, weshalb an 

dieser Stelle auf die diesbezüglichen Ausführungen in Kap III und IV verwiesen werden 

kann.663 

D. Rechtzeitigkeit 

Dem Zeitfaktor kommt im Zusammenhang mit den Informationspflichten der 

VR-RL eine bedeutende Rolle zu. Um keine Verletzung der Informationspflichten zu 

begehen, ist es für den Unternehmer wesentlich zu wissen, zu welchem Zeitpunkt er 

dem Verbraucher die Informationen zu erteilen hat. Dass die Informationen rechtzeitig 

zur Verfügung zu stellen sind, ist ein Grundsatz im europäischen Verbraucherrecht und 

gilt auch für die VR-RL.664 Wie bereits ausgeführt, handelt es sich bei den Informatio-

nen der VR-RL ausschließlich um vorvertragliche und somit um solche Informationen, 

welche die Vertragsentscheidung des Verbrauchers beeinflussen können. Deshalb ist 

                                                

660
 Vgl auch ErläutRV 1998 BlgNR 20 GP. 23; Hammerl in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ § 5c Rz 

12. 
661

 Vgl Von Vogel, Verbrauchervertragsrecht 135; Mota Pinto in Schulze/Ebers/Grigoleit, Infor-
mationspflichten 165. 

662
 Vgl zu den Formvorschriften der Richtlinien allgemein Heiss in Schnyder/Heiss/Rudisch, In-

ternationales Verbraucherschutzrecht 93 ff; Bydlinski in Schulze/Ebers/Grigoleit, Informationspflichten 
141 ff. 

663
 Siehe Kap III.E und IV.D. 

664
 Vgl Von Vogel, Verbrauchervertragsrecht 141. Der Hinweis, dass die Informationen dem 

Verbraucher „rechtzeitig“ zu erteilen sind, ist in der VR-RL jedoch nicht enthalten; anders ist dies etwa in 
Art 5 Abs 1 Verbraucherkredit-RL; vgl dazu B. Zöchling-Jud in Wendehorst/Zöchling-Jud, Verbraucher-
kreditrecht § 6 Rz 5 oder in Art 4 Fernabsatz-RL („rechtzeitig vor Abgabe seiner Vertragserklärung“). 
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erforderlich, dass der Verbraucher rechtzeitig über die Informationen verfügt, um seine 

Kaufentscheidung auf Basis ihrer Kenntnis treffen zu können.  

Im Richtlinienvorschlag war noch vorgesehen, dass der Unternehmer den 

Verbraucher „vor dem Abschluss eines Kauf- oder Dienstleistungsvertrages“ zu 

informieren hat.665 Dies hätte nach österreichischem Recht bedeutet, dass der 

Verbraucher die Informationen unter Umständen nicht in seine Vertragsentscheidung 

miteinbeziehen hätte können:666 gemäß § 861 ABGB kommt ein Vertrag durch die 

übereinstimmende Willenserklärung der Vertragsparteien zustande. Eingeleitet wird der 

Vertragsschluss mit dem Angebot, das etwa durch den Verbraucher erfolgen kann. Ist 

ein solches inhaltlich ausreichend bestimmt und geht überdies der Bindungswille des 

Verbrauchers daraus hervor, so kann der Vertrag mit Annahme des Angebots durch den 

Unternehmer zustande kommen.667 Der Verbraucher ist allerdings unabhängig davon, 

ob der Unternehmer sein Angebot annimmt, daran gebunden.668 Nach dem Wortlaut des 

Richtlinienvorschlags („vor Abschluss des Vertrags“) hätte die Informationserteilung zu 

einem Zeitpunkt ausgereicht, zu welchem der Verbraucher bereits an sein Angebot 

gebunden gewesen wäre und das gültige Zustandekommen des Vertrags nur noch der 

Annahme durch den Unternehmer bedurft hätte.669 Dadurch wäre der Zweck der 

Informationen, die Entscheidung des Verbrauchers zu beeinflussen, unterlaufen worden. 

Wohl aus diesem Grund hat der europäische Gesetzgeber in Art 5 und Art 6 der 

VR-RL hinsichtlich des Zeitpunkts der Informationserteilung eine engere Formulierung 

gewählt: der Unternehmer ist nunmehr dazu verpflichtet, den Verbraucher zu informie-

ren „bevor er an den (entsprechenden) Vertrag oder sein Vertragsangebot gebunden 

                                                

665
 Art 5 Abs 1 des Richtlinienvorschlags. Für die spezifischen Informationen, welche der Unter-

nehmer gem. Art 9 des Richtlinienvorschlags bei AGV und FAV zusätzlich zu den „allgemeinen“ Infor-
mationspflichten erteilen musste, war hingegen kein Zeitpunkt vorgesehen, weshalb wohl auch diese 
Informationen vor Vertragsschluss zu erteilen gewesen wären. 

666
 Vgl die Ausführungen des österreichischen Gesetzgebers zu § 5c KSchG in ErläutRV 1998 

BlgNr 20 GP 22. 
667

 Und vice versa. 
668

 In der Regel kann sich der Verbraucher von seinem bindenden Angebot einseitig nicht lösen; 
vgl Krejci in Rummel3, KSchG § 3 Rz 11 und § 862 3. Satz ABGB. Dies gilt auch für die in den Anwen-
dungsbereich des Art 5 der VR-RL fallenden Verträge. Anders ist dies bei FAV und AGV, bei welchen 
dem Verbraucher gemäß Art 9 der VR-RL die Möglichkeit zukommt, den Vertrag binnen einer bestimm-
ten Frist zu widerrufen. 

669
 Vgl zum Vertragsabschluss allgemein Koziol/Welser, Bürgerliches Recht I13 122. 
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ist“. Die Informationen sind ihm somit bereits vor der Betätigung seines Abschlusswil-

lens iSd § 864 Abs 1 ABGB zu erteilen. Dabei ist auf die „Vertragserklärung“ des Ver-

brauchers abzustellen, welche sowohl sein Angebot, als auch die Annahme des Angebo-

tes des Unternehmers sein kann.670  

1. Angebot Unternehmer 

Wird das einleitende Angebot vom Unternehmer gemacht und muss der Ver-

braucher dieses nur noch annehmen, um die Gültigkeit des Vertrags zu bewirken, so hat 

der Unternehmer dem Verbraucher die Informationen, wenn es sich um einen allgemei-

nen Verbrauchervertrag oder einen FAV handelt, vor Abgabe seiner Annahmeerklärung 

so verfügbar zu machen, dass er sie sich ohne Schwierigkeiten selbst beschaffen kann. 

Bei AGV sind dem Verbraucher die Informationen vor diesem Zeitpunkt zu übergeben.  

Freilich wird die Abgrenzung des „vorvertraglichen“ Zeitraums zu jenem, welcher be-

reits das Stadium betrifft, in dem der Vertrag geschlossen wird, nicht immer ohne 

Schwierigkeiten vorzunehmen sein. Das Angebot des Unternehmers und die Annahme-

erklärung des Verbrauchers können auch zeitlich in unmittelbarer Nähe zueinander ste-

hen.671 Fraglich ist, ob zwischen Informationserteilung und Vertragsschluss zwingend 

eine gewisse „Überlegungsfrist“ des Verbrauchers vorgesehen werden muss.672 Damit 

er keine „uninformierte“ Vertragsentscheidung trifft, die er im Nachhinein bereut, sollte 

ihm davor jedenfalls genügend Zeit verbleiben, um die Informationen zu verarbeiten 

und zu bewerten.673 Die Tatsache, dass ihm bei „allgemeinen Verbraucherverträgen“ 

iSd Art 5 der VR-RL kein Widerrufsrecht zusteht, könnte für eine „Überlegungsfrist“ 

sprechen. Andererseits befindet sich der Verbraucher bei solchen Verträgen in der Regel 

wohl nicht in einer Überrumpelungssituation und wird er auch die Möglichkeit dazu 

haben, Waren oder Dienstleistungen, die den Vertragsgegenstand bilden, schon im Vor-

feld zu begutachten und zu beurteilen. Zwar ist dies bei AGV und FAV gerade nicht der 

                                                

670
 Vgl Apathy in Schwimann3 zu § 5c KSchG Rz 1 f; Krejci in Rummel3, KSchG § 5c Rz 10; 

Schurr in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ Vor § 5c KSchG Rz 4 mwN; ErläutRV 1998 BlgNR 20 
GP 22. 

671
 Vgl Dehn in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 52. 

672
 AA im Hinblick auf § 5c Abs 1 KSchG aber Apathy in Schwimann3 § 5c KSchG Rz 2, zumal 

die Bestimmung die „rechtzeitige“ Informationserteilung vorsieht. Dieses Erfordernis ist in Art 6 der VR-
RL allerdings nicht vorgesehen. 

673
 Vgl im Zusammenhang mit dem Zeitpunkt der Informationserteilung bei Verbraucherkrediten 

B .Zöchling-Jud in Wendehorst/Zöchling-Jud, Verbraucherkreditrecht § 6 Rz 5 mwN. 
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Fall,674 doch steht dem Verbraucher bei solchen das Recht zu, den Vertrag ohne Angabe 

von Gründen zu widerrufen.675 Es wird somit mE jedenfalls ausreichen, wenn der Un-

ternehmer dem Verbraucher die Informationen unmittelbar vor Vertragsschluss zur Ver-

fügung stellt.676 Eine „Überlegungsfrist“ zwischen Informationserteilung und Vertrags-

schluss ist dem Verbraucher also nicht verpflichtend einzuräumen. Liegen Angebot und 

Annahme zeitlich unmittelbar beieinander, wird es vielmehr am Verbraucher liegen, die 

Informationen auch zu lesen und das Angebot des Unternehmers gegebenenfalls erst 

dann anzunehmen. Jedenfalls muss die Informationserteilung nach dem Wortlaut des 

Art 5 Abs 1 und des Art 6 Abs 1 der VR-RL vor dem letztmöglichen Zeitpunkt der An-

nahmeerklärung des Verbrauchers erfolgen. 

2. Angebot Verbraucher 

In der Regel stellt der Unternehmer seine Waren in Auslagen aus oder macht den 

Verbraucher etwa auf einer Homepage auf seine Produkte aufmerksam. Dies ist nach 

österreichischem Recht allerdings nicht als Angebot, sondern lediglich als Einladung zur 

Stellung eines Angebots („invitatio ad offerendum“) zu werten. Es liegt am Verbrau-

cher, darauf mit einem Angebot (etwa einer Bestellung) zu reagieren.677 Wird dieses 

vom Unternehmer angenommen, was meist durch tatsächliches Entsprechen iSd § 864 

Abs 1 ABGB geschieht, so kommt der Vertrag wirksam zustande.678 Die Informationen 

müssen dem Verbraucher in solchen Fällen bereits in der Aufforderung, seinerseits ein 

Angebot zu stellen, übergeben oder zur Verfügung gestellt werden.679 Während der Un-

ternehmer bei „allgemeinen Verbraucherverträgen“ beispielsweise für einen Aushang in 

seinen Geschäftsräumen zu sorgen hat, welcher die erforderlichen Informationen ent-

                                                

674
 Vgl die Erwägungsgründe (21) und (37) der VR-RL. 

675
 Art 9 VR-RL. 

676
 Er erfüllt seine Informationspflicht somit, wenn er dem Verbraucher die Informationen 

gleichzeitig mit seinem Angebot oder unmittelbar vor Annahme des Angebots des Verbrauchers übergibt 
oder dem Verbraucher zu diesem Zeitpunkt die Möglichkeit einräumt, sich davon Kenntnis zu verschaf-
fen. 

677
 Vgl Krejci in Rummel3, KSchG § 5c Rz 10; Schurr in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ 

Vor § 5c KSchG Rz 5; Hammerl in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ § 5c Rz 2; Rummel in Rummel3 § 861 
Rz 7; Wiebe in Kletečka/Schauer, ABGB-ON § 861 Rz 18. 

678
 Dies ist bei Fernabsatzverträgen typischerweise der Fall. 

679
 Vgl auch Krejci in Rummel3, KSchG § 5c Rz 10; Schurr in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, 

Klang³ Vor § 5c KSchG Rz 4 mwN. 
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hält, muss er die Informationen bei FAV etwa bereits in einer Werbe-Aussendung oder 

auf seiner Homepage und jedenfalls nicht erst dann bereitstellen, wenn der Verbraucher 

ihn auffordert, diese offenzulegen. Bei Verträgen, die außerhalb von Geschäftsräumen 

des Unternehmers geschlossen werden, hat er dem Verbraucher Informationen auf Pa-

pier oder einem anderen dauerhaften Datenträger zu übermitteln, bevor der Verbraucher 

seine Vertragserklärung abgibt.  

3. Bisherige Rechtslage und Anpassungsbedarf 

Hinsichtlich des Zeitpunkts der Informationserteilung entspricht der Wortlaut 

des Art 6 Abs 1 der VR-RL im Wesentlichen jenem des § 5c Abs 1 KSchG, demzufolge 

der Verbraucher „rechtzeitig vor Abgabe seiner Vertragserklärung“ über die Informati-

onen verfügen muss.680 Somit hat der Unternehmer den Verbraucher bei Fernabsatzver-

trägen nach österreichischem Recht bereits zu informieren, bevor dieser durch einen 

solchen oder ein entsprechendes Vertragsangebot gebunden ist, weshalb kein diesbezüg-

licher Anpassungsbedarf besteht. 

Hingegen ist der Unternehmer bei Haustürgeschäften bisher nicht verpflichtet, 

den Verbraucher jedenfalls zwingend vor Vertragsschluss über sein Widerrufsrecht zu 

informieren. Gemäß § 3 KSchG ist dem Verbraucher die Belehrungsurkunde bei Ver-

trägen, die außerhalb von Geschäftsräumen geschlossen werden, erst anlässlich der 

Entgegennahme seiner Vertragserklärung auszufolgen, was auch erst dann sein kann, 

wenn dieser bereits an sein Vertragsangebot oder an den Vertrag gebunden ist. Nach 

Umsetzung der VR-RL ist eine gesetzliche Anpassung vorzunehmen, sodass auch bei 

Haustürgeschäften die Erteilung der Informationen bereits vor Abgabe der Vertragser-

klärung des Verbrauchers angeordnet wird. 

E. Besondere Schutzbedürftigkeit 

 Bestimmte Personengruppen sind besonders schutzbedürftig. Die Anforderungen 

an die Informationserteilung müssen ihnen gegenüber erhöht werden: so wird der Un-

                                                

680
 Wie in Art 5 Abs 1 des Richtlinienvorschlags war auch in der Fernabsatz-RL vorgeschrieben, 

dass der Verbraucher „rechtzeitig vor Abschluss des Vertrages“ über bestimmte Informationen verfügen 
muss. Zumal die Berücksichtigung der Informationen für die Vertragsentscheidung zu diesem Zeitpunkt 
nicht mehr möglich ist, hat der österreichische Gesetzgeber vom der Fernabsatz-RL innewohnenden Prin-
zip der Mindestharmonisierung (Art 14) Gebrauch gemacht und hinsichtlich des Zeitpunkts der Informa-
tionserteilung eine „Verschärfung“ bzw eine „überschießende Umsetzung“ vorgenommen, vgl Schurr in 
Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ Vor § 5c KSchG Rz 4 f. 
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ternehmer in der VR-RL aufgefordert, bei der Bereitstellung der Informationen auf die 

besonderen Bedürfnisse von Verbrauchern Rücksicht zu nehmen, die aufgrund ihrer 

„geistigen oder körperlichen Behinderung, ihrer psychischen Labilität, ihres Alters oder 

ihrer Leichtgläubigkeit“ eines besonderen Schutzes bedürfen. Dabei ist davon auszuge-

hen, dass diese besondere Schutzbedürftigkeit für den Unternehmer „leicht ersichtlich“ 

ist.681 Er hat somit im Einzelfall dem besonderen Schutzbedürfnis gewisser Personen 

Rechnung zu tragen, indem er die Informationserteilung an dieses anpasst und sicher-

stellt, dass die ausreichende Informiertheit der Betroffenen gegeben ist. Dabei können 

Verpflichtungen des Unternehmers erforderlich sein, die über das übliche Maß hinaus-

gehen. So hat er die Intensität und das Ausmaß der Aufklärung jedenfalls an das indivi-

duelle und subjektive Verbraucherinteresse anzupassen, wenn er im Einzelfall bemerkt, 

dass der Verbraucher besonders schutzwürdig ist. In solchen Fällen kann ihn – unab-

hängig von der jeweiligen Vertragsart – auch die Verpflichtung treffen, dem Käufer die 

Informationen von sich aus zukommen zu lassen, indem er sie diesem etwa in schriftli-

cher Form übergibt. Zusätzlich kann erforderlich sein, dass er die Informationen einzeln 

erläutert und sicherstellt, dass der Käufer sowohl deren Bedeutung, als auch deren 

Wichtigkeit erkennt und versteht. 

                                                

681
 Vgl Erwägungsgrund (34). 
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VI. Sanktionen bei Verletzung der Informationspflichten 

A. Allgemeines 

Informationspflichten, deren Verletzung keine Konsequenzen hervorruft, wären 

wirkungslos. Eine Schwäche des gemeinschaftlichen Verbraucherrechts ist, dass die 

einzelnen Richtlinien bisher grundsätzlich keine Rechtsfolgen für eine Verletzung der 

Informationspflichten vorsehen.682 Der europäische Gesetzgeber überlässt die Durchset-

zung der Pflichten vielmehr im Wesentlichen den Mitgliedstaaten.683 Eine Vielzahl von 

Richtlinien enthält lediglich Standardformulierungen, die den Effektivitätsgrundsatz 

festlegen: so werden die Mitgliedstaaten in der Haustürgeschäfte-RL und der Fernab-

satz-RL aufgerufen, „geeignete Maßnahmen“ zur Einhaltung der Richtlinienbestim-

mungen vorzuschreiben.684 Jüngere Richtlinien sehen hingegen vor, dass die nationalen 

Gesetzgeber „wirksame, verhältnismäßige und abschreckende Sanktionen“ vorzusehen 

haben.685 Während die Schaffung eines unionsrechtlichen Sanktionensystems in Erwä-

gung gezogen wird,686 legen die Richtlinien zum Verbraucherschutz selbst nur in spezi-

fischen Bereichen eigene Sanktionen fest. Häufigste Rechtsfolge für die Verletzung von 

Informationspflichten ist die Verlängerung der Widerrufsfrist, welche in Richtlinien, die 

dem Verbraucher ein Widerrufsrecht einräumen, typischerweise vorgesehen ist.687 Diese 

Verlängerung alleine reicht als wirksame Sanktion für die Informationspflichtverletzung 

allerdings nicht aus und ist überdies meist bloß Konsequenz der Nicht-Aufklärung des 

Verbrauchers über sein Widerrufsrecht. Um den Verbraucher in ausreichender Weise zu 

                                                

682
 Vgl Schulte-Nölke/Twigg-Flesner/Ebers, EG-Verbraucherrechtskompendium 822. 

683
 Es wird auch die Frage diskutiert, ob dem Primärrecht bereits ein Sanktionsregime immanent 

ist. Dabei wird untersucht, inwiefern sich Sanktionen bereits aus dem Sinn und Zweck der Richtlinien 
ergeben und für die praktische Wirksamkeit und Effektivität („effet utile“) zwingend erforderlich sind; 
Art 288 AEUV (ehemaliger 249 Abs 3 EG); vgl Schwintowski in Schulze/Ebers/Grigoleit, Informations-
pflichten 267 ff. 

684 So etwa Art 4 Abs 3 Haustürgeschäfte-RL; Art 11 Abs 1 Fernabsatz-RL.
 

685 So etwa Art 23 Verbraucherkredit-RL.
 

686
 Vgl etwa Kroll-Ludwigs, ZEuP 2010, 532 ff. 

687
 So etwa Art 5 Abs 1 Haustürgeschäfte-RL; Art 6 Abs 1 Unterabsatz 3 iVm Art 5 Abs 1 und 

Art 4 Fernabsatz-RL; Art 14 Abs 1 lit b) Verbraucherkredit-RL; vgl Von Vogel, Verbrauchervertragsrecht 
148; Angermann, Informationspflichten 160 ff. 
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schützen, müssen ihm von den nationalen Gesetzgebern weitere nationale Rechtsbehelfe 

zur Seite gestellt werden.688  

B. Sanktionen der VR-RL 

Auch die VR-RL enthält in Art 24 zunächst die Standardformulierung, dass die 

Mitgliedstaaten „wirksame, angemessene und abschreckende Sanktionen“ für Verstöße 

gegen Vorschriften der Richtlinie festlegen sollen. Damit schreibt auch sie den unions-

rechtlichen Effektivitätsgrundsatz fest.689 Nur in spezifischen Bereichen sieht sie kon-

krete Sanktionen vor, welche allerdings nur für FAV und AGV gelten sollen.  

1. Wirksamkeit des Vertrags 

Fraglich ist zunächst, ob die Wirksamkeit des Vertrags durch die Verletzung der 

Informationspflichten beeinflusst werden kann. Grundsätzlich enthält die VR-RL keine 

Bestimmungen zu vertragsrechtlichen Aspekten und regelt auch den Vertragsschluss 

nicht, was für europäische Richtlinien zum Verbraucherschutz typisch ist.690 So sieht 

Art 3 Abs 5 der VR-RL ausdrücklich vor, dass „das allgemeine innerstaatliche Vertrags-

recht wie Bestimmungen über die Wirksamkeit, das Zustandekommen und die Wir-

kungen eines Vertrags“ weiterhin durch die nationalen Gesetzgeber geregelt werden 

sollen, solange sie selbst keine entsprechenden Regelungen trifft.691 Eine Ausnahme 

bilden dabei Verträge, die über Telefon geschlossen werden, wie bereits an anderer Stel-

le ausgeführt wurde.692 Gewisse Regelungen der Richtlinie lassen allerdings darauf 

schließen, dass eine Informationspflichtverletzung nicht per se die Unwirksamkeit des 

Vertrags bewirken soll: so kommt dem Verbraucher nach Art 9 der Richtlinie ein Wi-

                                                

688
 Vgl Meškić, Europäisches Verbraucherrecht 84; Angermann, Informationspflichten 165. 

689
 Vgl Schmidt-Kessel, GPR 2/11, 79. 

690
 Vgl B. Zöchling-Jud in Wendehorst/Zöchling-Jud, Verbraucherkreditrecht § 6 Rz 12 mwN; 

Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht 312. 
691

 Vgl auch Erwägungsgrund (14) der VR-RL, aus welchem explizit hervorgeht, dass die Best-
immungen der Richtlinie keine Wirkung auf den Abschluss oder die Gültigkeit von Verträgen haben 
sollen, wobei als Beispiel der Fall der fehlenden Einigung der Vertragsparteien genannt wird. Dasselbe 
soll für die „allgemeinen vertraglichen Rechtsbehelfe, die Vorschriften des allgemeinen Wirtschaftsrech-
tes und die Vorschriften über sittenwidrige Rechtsgeschäfte“ gelten. 

692
 Dazu unten Kap IV.D.1.b)bb). 
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derrufsrecht auch oder gerade dann zu, wenn der Unternehmer seiner Verpflichtung zur 

Erteilung bestimmter Informationen nicht nachgekommen ist, was das gültige Zustan-

dekommen des Vertrags voraussetzt.693 Weiters wird angeordnet, dass der Verbraucher 

gewissen Kosten nicht zu tragen hat, wenn er darüber nicht informiert wurde, woraus 

sich ebenfalls ableiten lässt, dass die Unterlassung der Information an der Wirksamkeit 

des Vertrags nichts zu ändern vermag.694  

Besonderes gilt für elektronische Fernabsatzverträge (Online-Verträge): unter-

lässt es der Unternehmer bei solchen, (etwa durch gekennzeichnete Schaltflächen) dafür 

Sorge zu tragen, dass der Verbraucher „ausdrücklich bestätigt“, sich mit seiner Bestel-

lung zu einer Zahlung zu verpflichten, so ist dieser gemäß Art Abs 2 Unterabsatz 1 der 

VR-RL nicht an den Vertrag oder die Bestellung gebunden. Es wird dadurch nicht ex-

plizit angeordnet, dass die Verletzung der Informationspflicht die Unwirksamkeit des 

Vertrags zur Folge haben soll.695 Dies ist zu begrüßen, zumal es durchaus im Interesse 

des Verbrauchers liegen kann, trotz unterlassener Aufklärung am Vertrag festzuhalten. 

Empfehlenswert scheint, ihm eine Art „Widerrufsrecht“ einzuräumen, welches er 

wahlweise ausüben kann. Freilich wird es den nationalen Gesetzgebern auch erlaubt 

sein, bei Verletzung der Formvorschriften von Vornherein die Unwirksamkeit des Ver-

trags vorzusehen. 

2. Verlängerung der Widerrufsfrist 

Wie auch andere Richtlinien696 sieht die VR-RL als Konsequenz für die Verlet-

zung der Belehrungspflicht hinsichtlich des Widerrufsrechts des Verbrauchers bei AGV 

und FAV die Verlängerung der Widerrufsfrist vor. Die reguläre Frist, innerhalb welcher 

der Verbraucher einen solchen Vertrag ohne Angabe von Gründen widerrufen kann, 

beträgt gemäß Art 9 Abs 1 der VR-RL 14 Tage. Sie beginnt bei Verträgen über Dienst-

leistungen und bei solchen über Wasser, Gas und Strom, die nicht in begrenzter Weise 

angeboten werden sowie bei solchen über Fernwärme oder digitale Inhalte, mit dem Tag 

                                                

693
 Vgl Dehn in B. Jud/Wendehorst Neuordnung 63; Angermann, Informationspflichten 189 ff. 

694
 Dazu unten VI.B.4. 

695
 Art 8 Abs 2 1.Unterabsatz VR-RL. 

696
 Dazu oben VI.A. 
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des Vertragsschlusses zu laufen.697 Bei Kaufverträgen ist dafür jener Zeitpunkt maßgeb-

lich, zu welchem der Verbraucher in den physischen Besitz der Ware gelangt.698 

Unterlässt es der Unternehmer, den Verbraucher über die „Bedingungen“, die 

„Fristen“ und das „Verfahren“ der Ausübung des Widerrufsrechts zu informieren, wie 

dies in Art 6 Abs 1 lit h) der VR-RL vorgesehen ist699 oder belehrt er ihn in unzu-

reichender Weise, so hat dies eine Verlängerung der Widerrufsfrist zur Folge: dem Ver-

braucher kommt in diesem Fall gemäß Art 10 Abs 1 das Recht zu, den Vertrag nach 

Ablauf der ursprünglichen Frist von 14 Tagen weitere 12 Monate zu widerrufen.700 

Kommt der Unternehmer jedoch innerhalb dieser 12 Monate seiner Informationspflicht 

nach, so kann der Verbraucher den Vertrag nur mehr binnen 14 Tagen ab dem Zeitpunkt 

dieser Belehrung widerrufen.701 Dem Unternehmer wird also nach Ablauf der ursprüng-

lichen Frist eine zweite Chance eingeräumt, seine Belehrungspflicht zu erfüllen. 

Der europäische Gesetzgeber hat somit für den Fall, dass der Unternehmer den 

Verbraucher nicht über sein Widerrufsrecht belehrt, eine absolute Widerrufsfrist einge-

führt, welche selbst dann 12 Monate und 14 Tage ab dem Zeitpunkt ihres ursprüngli-

chen Beginns abläuft, wenn der Verbraucher keine Kenntnis von dem ihm zustehenden 

Widerrufsrecht hat.702 Seine Widerrufsmöglichkeit ist ab diesem Zeitpunkt jedenfalls 

ausgeschlossen, was im Hinblick auf die Rsp des EuGH im Heininger-Urteil703 durch-

aus beachtlich ist. In diesem hat er ausgeführt, dass eine nationale Regelung, die eine 

                                                

697
 Art 9 Abs 2 lit (a) und (c) VR-RL. 

698
 Art 9 Abs 2 lit (b) VR-RL. Dem Verbraucher gleichgestellt wird ein von diesem benannter 

Dritter, der nicht Beförderer ist. Für Sukzessivlieferungsverträge und Dauerschuldverhältnisse sind in lit 
(c) der Bestimmung eigene Regeln zum Ablauf der Widerrufsfrist vorgesehen. 

699
 Siehe dazu Kap IV.C.7. 

700
 In Art 12 des Richtlinienvorschlags war hingegen eine absolute Widerrufsfrist von drei Mo-

naten, welche nach Erfüllung der vertraglichen Pflichten durch den Gewerbetreibenden beginnen sollte, 
vorgesehen; kritisch dazu Lukas in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 90 f. 

701
 Art 10 Abs 2 VR-RL. 

702
 Sofern der Unternehmer hingegen während ihrer Dauer seinen Informationspflichten nach-

kommt, kann auch die „lange“ Widerrufsfrist überschritten werden, wenn dies (spätestens) an ihrem letz-
ten Tag geschieht. In diesem Fall wird somit keine absolute Frist angeordnet. 

703
 EuGH, Urteil vom 13. 12. 2001, Rs C-481/99 – Heininger; vgl Lurger/Augenhofer, Konsu-

mentenschutzrecht2 66 f. 
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Befristung der Widerrufsfrist ab Vertragsschluss auf ein Jahr vorsieht, sofern der Ver-

braucher nicht über sein Widerrufsrecht informiert wurde, einen Verstoß gegen die 

Haustürgeschäfte-RL darstelle, zumal diese keine absolute Widerrufsfrist vorsehe.704 

Vielmehr müsse die Rücktrittsfrist dem Verbraucher bis zum Zeitpunkt der Belehrung 

unbefristet zustehen. Einige Mitgliedstaaten hatten aufgrund dieses Urteils die in ihren 

nationalen Rechtsordnungen vorgesehenen absoluten Widerrufsfristen ersatzlos zu 

streichen. Dies war beispielsweise in Österreich der Fall: gemäß § 3 Abs 1 KSchG kann 

der Verbraucher erst seit dem ZivRÄG 2004705 als Reaktion auf das Heininger-Urteil 

bei Haustürgeschäften grundsätzlich ohne zeitliche Befristung vom Vertrag zurücktre-

ten.706 Diese Anpassung wäre allerdings rückblickend nicht zwingend notwendig gewe-

sen:707 etwa sieben Jahre später sprach der EuGH nämlich in seiner Hamilton-

Entscheidung708
 aus, dass das Erlöschen des Widerrufsrechts einen Monat nach voll-

ständiger Erbringung der Leistungen eines unbefristeten Darlehensvertrags nicht gegen 

die Haustürgeschäfte-RL verstoße.709 Art 10 Abs 1 der VR-RL knüpft nun an diese 

Rechtsprechung an und erteilt dem Heininger-Urteil eine Absage. Die nationalen Ge-

setzgeber haben sich im Hinblick auf die Vollharmonisierung an diese Vorgabe zu hal-

                                                

704
 Gemäß Art 5 Abs 1 der Haustürgeschäfte-RL kann der Verbraucher innerhalb von mindestens 

sieben Tagen ab schriftlicher Belehrung über sein Widerrufsrecht vom Vertrag zurücktreten. Zur Wah-
rung der Frist genügt es, wenn er die Anzeige, aus der sein Entschluss hervorgeht, vor Fristablauf absen-
det. Die Belehrung hat der Unternehmer dem Verbraucher gemäß Art 4 der Richtlinie in der Regel zum 
Zeitpunkt des Vertragsabschlusses auszuhändigen.  

705
 Anders war dies im ursprünglichen § 3 Abs 1 KSchG idF BGBl 456/1984, demgemäß das 

Widerrufsrecht einen Monat nach Vertragsschluss enden sollte. Die Bestimmung wurde 1993 (mit dem 
Bundesgesetz, mit dem das Konsumentenschutzgesetz zur Anpassung an das EWR-Abkommen geändert 
wird, BGBl 247/1993) dahingehend geändert, dass das Widerrufsrecht einen Monat nach beiderseitiger 
Vertragserfüllung erlöschen sollte (§ 3 Abs 1 letzter Satz KSchG idF BGBl 247/1993). Die absolute Wi-
derrufsfrist wurde schließlich aufgrund des Heininger-Urteils des EuGH durch das Bundesgesetz, mit 
dem das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch und das Konsumentenschutzgesetz geändert werden (Zivil-
rechtsänderungsgesetz 2004 - ZivRÄG 2004, BGBl I 91/2003), gestrichen, 

706
 Eine absolute Widerrufsfrist besteht hingegen bei Versicherungsverträgen: gemäß § 3 Abs 1 

letzter Satz KSchG erlischt das Rücktrittsrecht bei solchen „spätestens einen Monat nach Zustandekom-
men des Vertrags“, auch wenn der Verbraucher nicht über sein Widerrufsrecht belehrt wurde, dazu unten 
a).aa). 

707
 Vgl Vonkilch, RdW 2008, 762. 

708
 EuGH; Urteil vom 10. 4. 2008, Rs C-412/06 - Hamilton. Der EuGH sprach aus, dass eine na-

tionale Vorschrift, die trotz fehlerhafter Belehrung eine einmonatige absolute Widerrufsfrist vorsah mit 
der Haustürgeschäfte-RL vereinbar sei, sofern die wechselseitigen Pflichten aus einem Dauerschuldver-
hältnis (Darlehensvertrag) vollständig erfüllt seien; vgl Lurger/Augenhofer, Konsumentenschutzrecht2 
67 f; Mayrhofer/Tangl in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 3 KSchG Rz 76 f. 

709
 Vgl EuGH, C-412/06, Rn 49. 
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ten und dürfen für den Fall der Informationspflichtverletzung keine unbefristete Wider-

rufsfrist mehr vorsehen oder aufrecht erhalten. 

a) Bisherige Rechtslage bei AGV 

Gemäß § 3 Abs 1 KSchG kann der Rücktritt bei einem Haustürgeschäft vom 

Verbraucher bis zum Zustandekommen des Vertrags und nach Vertragsschluss binnen 

einer Woche erklärt werden. Die Widerrufsfrist beginnt dabei zu jenem Zeitpunkt zu 

laufen, zu welchem dem Verbraucher die Urkunde ausgefolgt wird, in der er über sein 

Widerrufsrecht belehrt wird.710 Diese ist ihm „anlässlich der Entgegennahme seiner 

Vertragserklärung“ auszufolgen. Ehest möglicher Zeitpunkt für den Beginn der Ein-

Wochen-Frist ist allerdings das Zustandekommen des Vertrags.711 Die Bestimmung 

sieht hingegen keine Rechtsfolgen (mehr) vor, falls der Unternehmer seiner Beleh-

rungspflicht nicht nachkommt.712 Dies bedeutet, dass der Verbraucher in einem solchen 

Fall grundsätzlich zeitlich unbefristet vom Haustürgeschäft zurücktreten kann, zumal 

die Widerrufsfrist ohne Ausfolgung der Belehrungsurkunde dem Gesetzeswortlaut nach 

nicht zu laufen beginnt. Lediglich bei Versicherungsverträgen soll das Widerrufsrecht 

spätestens einen Monat nach Zustandekommen des Vertrags erlöschen.713 

b) Bisherige Rechtslage bei FAV 

Bei Fernabsatzverträgen beträgt die Rücktrittsfrist nach § 5e Abs 2 KSchG der-

zeit sieben Werktage (Samstag zählt nicht als solcher). Die Frist beginnt bei Verträgen 

                                                

710
 Zusätzlich dazu hat die Urkunde gemäß § 3 Abs 1 KSchG zumindest den Namen und die An-

schrift des Unternehmers“ und „die zur Identifizierung des Vertrags notwendigen Angaben“ zu enthalten. 
711

 § 3 Abs 1 KSchG. In Abs 4 der Bestimmung sind Anforderungen für die Ausübung des Rück-
trittsrechts enthalten: so muss dieser schriftlich erfolgen wobei es genügt, wenn der Verbraucher dem 
Unternehmer ein (die Vertragserklärung der Parteien enthaltendes) Schriftstück mit einer Anmerkung 
zurückstellt, dass er das Zustandekommen bzw die Aufrechterhaltung des Vertrages ablehnt. Es reicht 
aus, wenn er dieses innerhalb einer Woche absendet. § 4 KSchG regelt die Rechtsfolgen des Rücktritts. 

712
 Nimmt der Unternehmer aber unrichtige Angaben in die Belehrungsurkunde auf, so begeht er 

gem § 32 Abs 1 Z 6 KSchG eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Strafe zu belangen; dazu unten 
D. 

713
 § 3 Abs 1 letzter Satz KSchG. 
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über die Lieferung von Waren an dem Tag, an dem diese dem Verbraucher zugehen.714 

Bei Dienstleistungen ist der Tag des Vertragsschlusses maßgeblich für den Fristbe-

ginn.715 Anders als bei Haustürgeschäften sieht § 5e Abs 3 KSchG bei Fernabsatzver-

trägen eine Verlängerung der Widerrufsfrist für den Fall vor, dass der Unternehmer sei-

ner Bestätigungspflicht des § 5d Abs 1 und 2 (nicht der vorvertraglichen Informations-

pflicht nach § 5c Abs 1 KSchG!) nicht oder nur unzureichend nachkommt: in diesem 

Fall beträgt die Rücktrittsfrist drei Monate ab Beginn der ursprünglichen Frist.716 

Kommt der Unternehmer seiner Bestätigungspflicht allerdings innerhalb dieser drei 

Monate nach, so beginnt die (reguläre) 7-Tages Widerrufsfrist ab diesem Zeitpunkt zu 

laufen.717 In diesem Fall ist die Dreimonatsfrist allerdings keine absolute Frist, zumal 

sie durchaus überschritten werden kann, sofern der Unternehmer nur während ihrer 

Dauer seine Verpflichtung aus § 5d Abs 1 und 2 KSchG erfüllt.718  

c) Anpassungsbedarf 

Nach Umsetzung der VR-RL ist sowohl für außerhalb von Geschäftsräumen ge-

schlossene Verträge, als auch für Fernabsatzverträge eine einheitliche reguläre Wider-

rufsfrist von 14 Tagen vorzusehen, welche mit den in Art 9 Abs 2 genannten Zeitpunk-

ten beginnt, sofern der Unternehmer seiner Verpflichtung nachgekommen ist, den Ver-

braucher über das Widerrufsrecht, die diesbezüglichen Fristen und die Bedingungen 

dessen Ausübung zu informieren. Für den Fall, dass der Unternehmer seine vorvertrag-

liche Belehrungspflicht verletzt, ist eine absolute Frist von 12 Monaten, welche nach 

Ablauf der ursprünglichen 14-Tages-Frist beginnt, gesetzlich zu verankern. Weiters ist 

gesetzlich vorzusehen, dass der Unternehmer seiner Belehrungspflicht auch innerhalb 

der „langen“ Widerrufsfrist nachkommen kann, wodurch eine der ursprünglichen 14-

Tages-Frist entsprechende Frist ausgelöst wird, in welcher der Verbraucher vom Ver-

                                                

714
 Voraussetzung ist, dass der Verbraucher die Sache in Empfang nehmen und prüfen kann; vgl 

Apathy in Schwimann3 § 5e KSchG Rz 4; nach Krejci muss die Ware nur in die Dispositionssphäre des 
Verbrauchers gelangen; vgl Krejci in Rummel3, KSchG § 5e Rz 30. 

715
 § 5e Abs 2 zweiter Satz KSchG; vgl OGH 9 Ob 66/08h. 

716
 Vgl Apathy in Schwimann3 § 5e KSchG Rz 5. 

717
 § 5e Abs 3 letzter Satz KSchG. 

718
 Dies kann somit auch am letzten Tag der Dreimonats-Frist sein; vgl Krejci in Rummel3, 

KSchG § 5e Rz 31; Apathy in Schwimann3 § 5e KSchG Rz 5; Hammerl in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ 
§ 5 f Rz 6. 
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trag zurücktreten kann. Sowohl die zeitlich unbegrenzte Widerrufsfrist bei Haustürge-

schäften (§ 3 Abs 1 KSchG), als auch die Dreimonatsfrist bei Fernabsatzverträgen (§ 5e 

Abs 3 KSchG) sind demnach abzuändern. 

3. Verlust des Anspruchs auf Wertersatz 

Die Verletzung von (gewissen) Informationspflichten durch den Unternehmer 

kann neben der Verlängerung der Widerrufsfrist weitere Konsequenzen nach sich zie-

hen. So hat der Verbraucher unter Umständen im Widerrufsfall für bereits empfangene 

Leistungen keinen Ersatz zu leisten, wenn er vom Unternehmer nicht (in ausreichender) 

Weise informiert wurde. Grundsätzlich kann der Verbraucher nach Art 14 Abs 5 der 

VR-RL (wenn nicht in Art 13 Abs 2 und Art 14 anderes vorgesehen ist) aufgrund der 

Ausübung des Widerrufsrechts nicht in Anspruch genommen werden.719 Gemäß Art 14 

Abs 2 der VR-RL haftet der Verbraucher allerdings dann für einen etwaigen Wertver-

lust der Ware, wenn dieser auf einen zur Prüfung der Beschaffenheit, Eignung oder der 

Funktionsweise derselben nicht notwendigen Umgang zurückzuführen ist.720 Mit der 

Bestimmung wird vom europäischen Gesetzgeber erstmals der Wertersatz bei Ver-

schlechterung der Ware geregelt.721 Dass der Verbraucher grundsätzlich keinen Werter-

satz für die (probeweise) Nutzung der Ware oder Dienstleistung, welche Vertragsgegen-

stand eines AGV oder FAV sind, zu leisten hat, steht mit dem Messner-Urteil des 

EuGH im Einklang:722 in diesem sprach der EuGH aus, dass die generelle Auferlegung 

eines Wertersatzes des Verbrauchers für die Benützung von Waren, welche im Fernab-

satz gekauft wurden, mit der Fernabsatzrichtlinie nicht vereinbar sei. Die Zahlung eines 

„angemessenen Wertersatzes“ wäre aber dann zulässig, wenn der Verbraucher die Ware 

                                                

719
 Zu den Hinsendekosten (Art 13 VR-RL) siehe VI.B.4.a). 

720
 Vgl auch Erwägungsgrund (47), demzufolge der Verbraucher so mit der Ware umgehen darf, 

wie er es auch in einem Geschäft tun dürfte. 
721

 Vgl Unger, ZEuP 2012, 293. 
722

 EuGH, Urteil vom 3. 9. 2002, Rs. C-489/07 – Messner Rn 24.  
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„auf eine mit den Grundsätzen des bürgerlichen Rechts wie jene von Treu und Glauben 

oder der ungerechtfertigten Bereicherung unvereinbare Art und Weise benutzt hat“.723 

a) Empfangene Waren 

Gemäß Art 14 Abs 2 der VR-RL hat der Verbraucher im Widerrufsfall jedoch 

keinesfalls für einen etwaigen Wertverlust der Waren aufzukommen, wenn er vom Un-

ternehmer nicht ordnungsgemäß über die in Art 6 Abs 1 lit h) der VR-RL vorgesehenen 

Umstände im Zusammenhang mit dem Widerrufsrecht informiert wurde. Dies gilt selbst 

dann, wenn der Wertverlust auf einen zur Prüfung der Beschaffenheit, Eignung oder der 

Funktionsweise einer Ware nicht notwendigen Umgang zurückzuführen ist. Wird er 

hingegen über das Widerrufsrecht belehrt, so hat er für einen Wertverlust nur unter den 

letztgenannten Voraussetzungen aufzukommen.  

b) Empfangene Dienstleistungen, Wasser, Gas, Strom oder Fernwärme 

Auch für Dienstleistungen oder Wasser, Gas und Strom, die nicht in begrenzter 

Weise geliefert werden sollen sowie für Fernwärme,724 die – auf ausdrückliches Verlan-

gen des Verbrauchers725 – während der (14-tägigen) Widerrufsfrist ganz oder teilweise 

erbracht wurden, hat der Verbraucher im Widerrufsfall nicht aufzukommen, wenn er 

nicht vollständig oder gar nicht über sein Widerrufsrecht belehrt wurde.726  

Dasselbe gilt, wenn der Verbraucher vom Unternehmer nicht gem Art 6 Abs 1 

lit j) darauf hingewiesen wurde, dass er im Widerrufsfall einen „anteiligen Betrag“ für 

die genannten Güter zu zahlen hat, wenn die Leistung derselben – ebenfalls auf aus-

drückliches Verlangen des Verbrauchers – bereits während der Widerrufsfrist begonnen 

hat. Er hat diesen Beitrag somit nicht zu bezahlen, wenn er von dieser Verpflichtung 

aufgrund einer Informationspflichtverletzung des Unternehmers nicht gewusst hat.727  

                                                

723
 EuGH, Rs. C-489/07 Rn 22, 26. 

724
 Siehe dazu Kap II.D.2. 

725
 Dazu Kap IV.C.14.a). 

726
 Art 14 Abs 4 lit a) i) iVm Art 6 Abs 1 lit h)VR-RL. 

727
 Art 14 Abs 4 lit a) i) iVm Art 6 Abs 1 lit j) VR-RL. 
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Auch dann, wenn der Unternehmer bereits während der Widerrufsfrist mit der 

Leistung beginnt, ohne den Verbraucher gemäß Art 7 Abs 3 und 8 Abs 8 der VR-RL 

dazu aufgefordert zu haben, einen dementsprechenden Antrag zu stellen (oder ohne, 

dass dieser einen solchen gestellt hat), hat der Verbraucher gem Art 14 Abs 4 lit a) ii) 

für diese im Widerrufsfall nicht aufzukommen.728 

c) Verträge über digitale Inhalte  

Verletzt der Unternehmer bei einem Vertrag über nicht auf einem körperlichen 

Datenträger bereitgestellte digitale Inhalte729 seine nachvertragliche Bestätigungspflicht, 

so hat der Verbraucher für solche im Widerrufsfall auch nicht aufzukommen.730 

d) Bisherige Rechtslage 

aa) AGV 

Die bereicherungsrechtlichen Folgen der rückwirkenden Vertragsauflösung wer-

den für Haustürgeschäfte in § 4 KSchG geregelt. Die Ansprüche sind gemäß Abs 1 der 

Bestimmung nur Zug um Zug zu erfüllen. Im Falle des wirksamen Widerrufs hat der 

Verbraucher die empfangenen Leistungen an den Unternehmer zurückstellen und ihm 

ein „angemessenes Entgelt für die Benützung, einschließlich einer Entschädigung für 

eine damit verbundene Minderung des gemeinen Wertes der Leistung“ zu zahlen. Dabei 

soll aber die bloße Übernahme der Leistung in den Gewahrsam des Verbrauchers keine 

Wertminderung zufolge haben.731 Ist die Rückstellung für den Verbraucher untunlich 

oder unmöglich, so hat er dem Unternehmer den Wert der Leistung nur insoweit zu ver-

güten, als ihm diese zum klaren und überwiegenden Vorteil gereicht hat.732 Zur Beurtei-

                                                

728
 Dazu Kap IV.C.14.a). 

729
 Dazu Kap II.D.2. 

730
 Art 14 Abs 4 lit b) iii); zu den nachvertraglichen Bestätigungspflichten bei AGV und FAV 

siehe Kap IV.E. 
731

 § 4 Abs 1 Z 2 KSchG. 
732

 § 4 Abs 2 KSchG; siehe dazu auch die Rsp zu § 1037 ABGB. Vgl auch Mayrhofer in Fe-
nyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 4 KSchG Rz 23 ff. Es wird dabei nicht zwischen einem redlichen 
und unredlichen Besitzer differenziert. Nach § 331 ABGB hätte hingegen selbst der redliche Besitzer nur 
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lung ist dabei eine vernünftige Bewertung nach der Verkehrsauffassung vorzuneh-

men.733 Der Verbraucher kann somit auch dann vom Haustürgeschäft zurücktreten, 

wenn er die Sache bereits benützt hat. Er hat dem Unternehmer allerdings ein Entgelt 

für den tatsächlichen Sachgebrauch sowie die durch den Gebrauch der Leistung verur-

sachte Minderung des gemeinen Werts derselben zu erstatten.734 Dieser Anspruch auf 

Nutzungsentgelt des Unternehmers besteht nach dem Wortlaut des § 4 Abs 1 Z 2 

KSchG unabhängig davon, ob der Verbraucher die Ware nur getestet oder aber wirklich 

benützt hat. Nach hL liegt aber keine Benützung vor, wenn er die Sache bloß ausge-

packt oder nur kurz ausprobiert hat.735  

bb) FAV 

§ 5g KSchG regelt die Rechtsfolgen des Rücktritts des Verbrauchers bei FAV.736 

Die Regelung entspricht im Wesentlichen jenen bei Haustürgeschäften.737 So kommt es 

auch bei FAV zur bereicherungsrechtlichen Rückabwicklung Zug um Zug und hat der 

Verbraucher die empfangene Leistung zurückzugeben und ein angemessenes Entgelt für 

deren Gebrauch zu leisten. Auch hat er dem Unternehmer eine Entschädigung für eine 

mit dem Gebrauch der Leistung verbundene Minderung des gemeinen Wertes der Leis-

tung zu erstatten.738 Wie auch § 4 Abs 1 Z 2 KSchG differenziert § 5g Abs 1 Z 2 KSchG 

nicht zwischen dem tatsächlichen Gebrauch und dem bloßen „Testbetrieb“ der Ware 

durch den Verbraucher. Ein Benützungsentgelt einschließlich Wertersatz kann nach der 

Rechtsprechung des OGH und hL allerdings nicht verlangt werden, wenn der Verbrau-

                                                        

Anspruch auf Ersatz der Aufwendungen nach dem gegenwärtigen Wert; kritisch zur diesbezüglichen 
Regelung in § 4 Abs 2 Krejci in Rummel3, KSchG § 4 Rz 34. 

733
 Vgl Kathrein in KBB3 § 4 KSchG Rz 3. 

734
 Vgl dazu Mayrhofer in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 4 KSchG Rz 18 ff. Die Höhe 

des Benützungsentgelts richtet sich nach der Natur des Geschäfts; vgl Kathrein in KBB3 § 4 KSchG Rz 3. 
735

 Vgl Mayrhofer in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 4 KSchG Rz 19; Krejci in Rum-
mel3, KSchG § 4 Rz 16 f; Kathrein in KBB3 § 4 KSchG Rz 3. 

736
 § 5h KSchG regelt die Auswirkungen, die der Rücktritt von einem FAV auf einen damit in 

wirtschaftlicher Einheit stehenden Kreditvertrag („drittfinanzierter Kreditvertrag); vgl dazu Krejci in 
Rummel3, KSchG § 5h Rz 39 f. 

737
 Im Gegensatz zu § 4 Abs 1 Z 1 KSchG wird der Anspruch des Verbrauchers auf gesetzliche 

Zinsen zwar nicht erwähnt, wird jedoch aufgrund der gleichen Interessenslage dennoch zu bejahen sein; 
vgl Zankl, ecolex 2000, 417. 

738
 § 5g Abs 1 Z 2 KSchG; vgl dazu Mayrhofer in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 5g 

KSchG Rz 7 f. 
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cher die Sache bloß begutachtet oder probiert hat739 Während der Verbraucher somit für 

das bloße Testen der Ware keinen Kostenersatz zu leisten hat, kann er aber zur Zahlung 

eines angemessenen Entgelts einschließlich einer angemessenen Entschädigung ver-

pflichtet sein, wenn er die Ware öfter als nur einmal zur Probe verwendet.740  

cc) Anpassungsbedarf 

Ob die generelle Auferlegung eines Benützungsentgelts einschließlich einer Ab-

geltung für eine eingetretene Wertminderung in § 4 und § 5g Abs 1 Z 2 KSchG mit der 

Fernabsatz-RL und dem oben genannten Messner-Urteil des EuGH vereinbar ist, ist 

bereits fraglich.741 Art 14 Abs 5 der VR-RL verbietet den nationalen Gesetzgebern 

nunmehr aber ausdrücklich, den Verbraucher zum Ersatz eines Wertverlustes zu ver-

pflichten, wenn er bloß die Beschaffenheit, die Eigenschaften oder die Funktionsweise 

der Sache prüft. Die § 4 Abs 1 Z 2 und § 5g Abs 1 Z 2 KSchG können in ihrer derzeiti-

gen Form demnach nicht aufrechterhalten werden.742 Die genannte Rechtsprechung des 

OGH und die hL, nach der für die bloß probeweise Inbetriebnahme einer im Fernabsatz 

gekauften Ware kein Nutzungsersatz verlangt werden kann, ist somit gesetzlich zu ver-

ankern und wird künftig in gleicher Weise auch für Waren, die Gegenstand eines AGV 

sind, gelten. Der österreichische Gesetzgeber hat allerdings dann einen Anspruch des 

Unternehmers gegen den Verbraucher auf Wertersatz vorzusehen, wenn der Wertverlust 

aus einem Umgang mit der Ware durch den Verbraucher resultiert, der über das zur 

Prüfung derselben notwendige Maß hinausgeht und dafür nicht notwendig gewesen wä-

re. 

Sollte der Unternehmer den Verbraucher bei AGV und FAV allerdings nicht 

über sein Widerrufsrecht belehren, so ist gesetzlich vorzusehen, dass der Verbraucher 

                                                

739
 OGH 8 Ob 25/09y; 1 Ob 110/05 s; vgl unter zahlreichen Hammerl in Kosesnik-Wehrle, 

KSchG³ § 5g Rz 5. 
740

 OGH 1 Ob 110/05 s; kritisch dazu Maderbacher/Otto, ecolex 2006, 117, vgl zur Frage, ob 
dies mit Art 6 Abs 2 und Erwägungsgrund (14) der Fernabsatzrichtlinie im Einklang steht auch Mayrhof-
er in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ § 5g KSchG Rz 7. 

741
 Vgl Hammerl in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ § 5g Rz 5; Fercsak, ecolex 2010, 309. 

742
 Vgl B. Zöchling-Jud, ecolex 2012, 197. 
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im Widerrufsfall keinesfalls für einen Wertverlust der Waren aufzukommen hat. Das-

selbe gilt für AGV und FAV über Dienstleistungen, Wasser, Gas und Strom, die nicht in 

begrenzter Weise geliefert werden sollen sowie für solche über Fernwärme, die – auf 

ausdrückliches Verlangen des Verbrauchers – während der (14-tägigen) Widerrufsfrist 

ganz oder teilweise erbracht wurden. Der Verbraucher hat im Widerrufsfall nicht dafür 

aufzukommen, wenn er nicht vollständig oder gar nicht über sein Widerrufsrecht belehrt 

wurde. Auch dann, wenn er nicht darauf hingewiesen wurde, dass er im Widerrufsfall 

zur anteiligen Kostenerstattung verpflichtet wird oder der Unternehmer bereits während 

der Widerrufsfrist mit der Leistung beginnt, obwohl der Verbraucher dies nicht bean-

tragt hat, trifft ihn keine Ersatzpflicht. Für (nicht auf einem körperlichen Datenträger 

bereitgestellte) digitale Inhalte hat der Verbraucher im Widerrufsfall nur dann aufzu-

kommen, wenn der Unternehmer seine nachvertragliche Bestätigungspflicht erfüllt. 

Auch dies ist gesetzlich zu verankern. 

4. Ausschluss der Kostentragung 

a) Hin- und Rücksendekosten 

Art 6 Abs 6 der VR-RL bestimmt, dass der Verbraucher bestimmte Kosten bei 

AGV und FAV nur dann zu tragen hat, wenn er darüber im Vorfeld informiert wurde. 

Davon betroffen sind einerseits die „Hinsendekosten“ („Fracht-, Liefer- oder Versand-

kosten“) sowie auch alle sonstigen Kosten, die bei einem FAV oder AGV zusätzlich 

zum „Gesamtpreis“ anfallen können.743 Wie bereits an anderer Stelle erläutert, hat 

grundsätzlich der Unternehmer für diese Kosten aufzukommen.744 Bietet er dem Ver-

braucher allerdings eine (günstige) Standardlieferung an, wählt dieser aber eine andere 

und teurere Lieferung, so hat der Verbraucher den Differenzbetrag selbst zu begleichen, 

sofern der Unternehmer ihn über die Kosten der von ihm angebotenen Lieferung infor-

miert hat.745 Teilt der Unternehmer dem Verbraucher die Höhe der genannten Kosten 

oder in dem Fall, dass diese im Vorfeld vernünftigerweise nicht angegeben werden 

                                                

743
 Art 6 Abs 1 lit e) VR-RL. 

744
 Dazu Kap IV.C.4.a). 

745
 Art 13 Abs 2 der VR-RL; vgl auch Erwägungsgrund (46) der VR-RL. 
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kann, die Tatsache, dass sie anfallen könnten, nicht oder nur unzureichend mit, so muss 

der Verbraucher auch für die kostenintensivere Liefervariante nicht aufkommen.746  

Für die Rücksendekosten hat im Falle des Widerrufs eines AGV oder FAV 

grundsätzlich der Verbraucher aufzukommen, sofern der Unternehmer sich nicht (frei-

willig) dazu bereit erklärt.747 Er hat diese aber dann nicht zu tragen, wenn der Unter-

nehmer ihn vor Abgabe seiner Vertragserklärung nicht auf seine Pflicht zur Kostentra-

gung im Widerrufsfall hingewiesen hat.748 Auch wenn der Unternehmer seiner Pflicht 

nicht nachkommt, den Verbraucher bei FAV auf die Höhe jener Kosten hinzuweisen, 

die entstehen können, wenn die Waren aufgrund ihrer Beschaffenheit nicht auf dem 

gewöhnlichen Postweg zurückgesandt werden können, muss er diese Kosten nicht über-

nehmen.749 

b) Zusätzliche Kosten 

Der Unternehmer kann eine „Extrazahlung“, welche über das vereinbarte Entgelt 

der Hauptleistungspflicht hinausgeht, vom Verbraucher nur dann verlangen, wenn er 

dazu die „ausdrückliche Zustimmung“ des Verbrauchers eingeholt hat, bevor dieser 

durch den Vertrag oder das Angebot gebunden ist.750 Wie bereits an anderer Stelle aus-

geführt gilt es aber nicht als Zustimmung des Verbrauchers, wenn dieser vom Unter-

nehmer bewirkte „Voreinstellungen“ nicht ablehnt. Er muss seine Zustimmung vielmehr 

durch aktives Verhalten erteilen. Hat der Verbraucher der „Extrazahlung“ nicht zuge-

stimmt oder hat der Unternehmer sich unzulässiger Voreinstellungen bedient, so hat der 

Verbraucher auch nicht dafür aufzukommen. Bereits erfolgte Zahlungen muss der Un-

ternehmer zurückerstatten.751  

                                                

746
 Art 6 Abs 6 Alt 1 iVm Art 6 Abs 1 lit e) VR-RL. 

747
 Art 14 Abs 1 Unterabs 2 VR-RL. 

748
 Dazu Kap IV.C.7.c). 

749
 Art 6 Abs 6 Alt 2 iVm Art 6 Abs 1 lit i) und Art 14 Abs 1 Unterabs 2 VR-RL. 

750
 Art 22 der VR-RL. 

751
 Dazu Kap III.C.8. und IV.C.15. 
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c) Österreichische Rechtslage und Anpassungsbedarf 

Bisher ist der Verbraucher gemäß § 5g Abs 2 KSchG im Falle eines Widerrufs 

nicht zur Zahlung der Kosten der Lieferung verpflichtet. Künftig hat er bei FAV und 

AGV allerdings für jene zusätzlichen Kosten aufzukommen, die durch eine von ihm 

selbst gewählte Lieferart entstehen und die Kosten der vom Unternehmer angebotenen 

Standardlieferung übersteigen. Die Differenz der beiden Lieferarten hat er allerdings 

nur dann selbst zu begleichen, sofern er vom Unternehmer über die (ursprünglich ange-

botenen) Lieferkosten informiert worden ist.752  

Die Rücksendekosten hat der Verbrauchern nach bisheriger Rechtslage gem 

§ 5g Abs 2 KSchG bei FAV nur dann zu tragen, wenn die Parteien dies vereinbart ha-

ben. Damit wurde Art 6 Abs 2 der Fernabsatz-RL überschießend umgesetzt, zumal die-

ser den Verbraucher auch ohne diesbezügliche Vereinbarung zur Tragung der Rücksen-

dekosten verpflichtet.753 Künftig hat der Verbraucher bei AGV und FAV im Widerrufs-

fall dann für die Rücksendekosten aufzukommen, wenn der Unternehmer die Kosten-

tragung nicht (freiwillig) übernimmt oder er den Verbraucher nicht darüber informiert, 

dass diesen die Kostentragung trifft.754 Bei FAV hat der Verbraucher jene Kosten zu 

tragen, die entstehen, wenn die Waren aufgrund ihrer Beschaffenheit nicht auf dem ge-

wöhnlichen Postweg zurückgesandt werden können, sofern er vom Unternehmer über 

die Höhe dieser Kosten informiert wurde.755 

Bisher gibt es im österreichischen Recht keine gesetzlich verankerte Verpflich-

tung des Unternehmers, für eine „Extrazahlung“, welche über das Entgelt für die 

Hauptleistungspflicht hinausgeht, die ausdrückliche Zustimmung des Verbrauchers 

durch dessen aktive Handlung einzuholen. Eine solche ist einzuführen und ist für den 

Fall, dass keine entsprechende Zustimmung des Verbrauchers vorliegt, oder der Unter-

nehmer sich Voreinstellungen bedient, die von ihm abgelehnt werden müssten, gesetz-

lich vorzusehen, dass der Verbraucher zur Leistung dieser „Extrazahlung“ nicht aufzu-

                                                

752
 Dazu Kap VI.B.4.a). 

753
 Vgl Schurr in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang³ Vor § 5g KSchG Rz 9. 

754
 Art 14 Unterabsatz 2 VR-RL. Über die Höhe der Kosten ist der Verbraucher nach dem Wort-

laut der Bestimmung hingegen nicht zu informieren; vgl Unger, ZEuP 2012, 292. 
755

 Siehe dazu Kap IV.C.7.c). 
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kommen hat. Hat der Verbraucher dennoch eine Zahlung vorgenommen, so hat ihm der 

Unternehmer diese zurückzuerstatten. 

5. Auswirkungen auf den Vertragsinhalt 

a) Informationen als Vertragsbestandteil 

Wie bereits ausgeführt, soll das allgemeine Vertragsrecht durch die VR-RL – 

soweit sie keine diesbezüglichen Regelungen enthält – nicht geregelt werden, sondern 

sollen weiterhin die jeweiligen nationalen Bestimmungen gelten.756 Grundsätzlich ent-

hält die VR-RL – wie im europäischen Privatrecht üblich757 – somit keine Regelungen 

über den Vertragsinhalt. Eine Ausnahme davon bildet jedoch Art 6 Abs 5 der Richtlinie, 

welcher anordnet, dass die Informationen des Art 6 Abs 1 „fester Bestandteil des Fern-

absatzvertrages oder des außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Vertrags“ wer-

den und nicht geändert werden dürfen. Davon darf nur abgegangen werden, wenn die 

Parteien „ausdrücklich etwas anderes“ vereinbaren. Sowohl die Bedeutung des Art 6 

Abs 5 der VR-RL, als auch seine Auswirkung auf eine Informationspflichtenverletzung 

durch den Unternehmer, bedürfen einer Erörterung.758  

Zweck der Bestimmung ist, das Vertrauen des Verbrauchers auf vorvertragliche 

Angaben des Unternehmers zu schützen. Dies ist vor allem bei AGV und FAV von we-

sentlicher Bedeutung, zumal er bei diesen in der Regel nicht die Möglichkeit hat, sich 

persönlich und ohne „Überrumpelungssituation“ einen umfassenden Überblick über das 

abzuschließende Geschäft zu verschaffen. Er ist dafür vielmehr auf die vom Unterneh-

mer zur Verfügung gestellten Angaben angewiesen.759 Seine durch die erteilten Infor-

mationen erweckten Erwartungen sollen bei Zustandekommen des Vertrags nicht ent-

                                                

756
 Art 3 Abs 5 und Erwägungsgrund (14) der VR-RL; siehe dazu oben Kap VI.B.1. 

757
 Vgl Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht 359. 

758
 Vgl zu Art 5 Abs 3 des Richtlinienvorschlags, in welchem die Möglichkeit der abweichenden 

Parteienvereinbarung allerdings nicht genannt war, Dehn in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 62 f; 
Schmidt-Kessel, GPR 2010, 133 f. Ähnliche Vorschriften sind auch in Art 5 Abs 2 der Timesharing-RL, 
in Art 3 Abs 1 UnterAbs 2 der Pauschalreise-RL oder Art 6 Abs 1 der Verbrauchsgüterkauf-RL enthalten. 
Letztere normiert eine Bindung desjenigen an die Garantie, der diese anbietet; vgl Riesenhuber, Europäi-
sches Vertragsrecht 359. 

759
 Vgl zur entsprechenden Bestimmung zu Prospektangaben bei Teilzeitwohnrechte-Verträgen 

Franzen in MüKO, BGB6 § 484 Rz 10. 
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täuscht werden. Er soll sich auf die vorvertraglichen Angaben verlassen können und vor 

überraschenden nachvertraglichen Abweichungen derselben geschützt werden.760  

Art 5 der VR-RL, welcher „allgemeine Informationen“ vorsieht, enthält eine 

diesbezügliche Regelung nicht. Es ist jedoch davon auszugehen, dass die Bestimmung 

analog auch für allgemeine Verbraucherverträge gelten muss, zumal eine Andersbe-

handlung der Informationen bei solchen Verträgen nicht gerechtfertigt erscheint. Es 

muss auch bei allgemeinen Verträgen sichergestellt werden, dass die Angaben, die der 

Unternehmer vor Vertragsschluss erteilt, Eingang in den Vertrag finden, sofern von den 

Parteien nichts abweichendes vereinbart wird.761  

aa) Bindendes Angebot? 

Aus der Bestimmung kann keinesfalls abgeleitet werden, dass die vom Unter-

nehmer im vorvertraglichen Stadium erteilten Informationen bereits ein bindendes An-

gebot darstellen. Wäre dies der Fall, so könnte sich der Verbraucher nicht nur auf deren 

Bindung berufen, falls ein Vertrag zustande kommt. Er könnte vielmehr den Vertrag 

durch seine Annahmeerklärung zustande kommen lassen, auch wenn der Unternehmer 

diesen gar nicht abschließen will. Durch die Bestimmung soll aber nicht sichergestellt 

werden, dass der Verbraucher den Vertrag jedenfalls mit dem den vorvertraglichen An-

gaben entsprechenden Inhalt abschließen kann, zumal der Unternehmer andernfalls ei-

nem Kontrahierungszwang unterliegen würde. Eine diesbezügliche Anordnung in der 

VR-RL würde zu weit gehen und wäre auch im Hinblick auf die unterschiedlichen Re-

gelungen zur Bindungswirkung eines Angebotes in den Mitgliedstaaten wenig sinn-

voll.762 So stellt das den Vertragsschluss einleitende Angebot des Offerenten763 im ös-

terreichischen Recht eine einseitige und empfangsbedürftige Willenserklärung dar. Da-

mit macht der Offerent dem Vertragspartner den Vorschlag, einen Vertrag bestimmten 

                                                

760
 Vgl zur entsprechenden Bestimmung zu Prospektangaben bei Teilzeitwohnrechte-Verträgen 

auch Martinek in Staudinger2004, BGB § 484 Rz 8. 
761

 AA Unger, ZEuP 2012, 286, demzufolge kein Schutzbedürfnis des Verbrauchers bestünde, 
welches eine analoge Anwendung des Art 6 Abs 5 der VR-RL rechtfertigen würde.  

762
 Vgl auch Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht 370 f.; zur entsprechenden Bestimmung 

zu Prospektangaben bei Teilzeitwohnrechte-Verträgen Martinek in Staudinger2004, BGB § 484 Rz 7. 
763

 § 863 ABGB. 
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Inhalts abzuschließen. Es muss erkennbar an den Gegner gerichtet sein.764 Ist das Ver-

tragsanbot inhaltlich ausreichend bestimmt und geht überdies der Bindungswille des 

Offerenten daraus hervor, so kann der Vertrag durch die Annahme des Angebots zu-

stande kommen. Ein Angebot ist dann ausreichend bestimmt, wenn es die wesentlichen 

Punkte des abzuschließenden Vertrags765 enthält, welche beim Kaufvertrag beispiels-

weise Ware und Preis sind.766 Der Antragsteller muss aber überdies den Willen haben, 

dass seinem Angebot rechtliche Wirkung zukommt. Dieser Bindungswille des Antrag-

stellers besteht nicht, wenn er bloß zur Stellung eines Angebotes auffordert indem er 

beispielsweise Kataloge aussendet oder Dinge im Schaufenster ausstellt.767 Erst das (zur 

Annahme geeignete) Angebot begründet eine Bindung des Antragstellers. Auf die An-

nahme durch den anderen Vertragspartner kommt es dabei nicht mehr an.768 Grundsätz-

lich kann sich der Antragsteller von seinem bindenden Angebot somit einseitig nicht 

lösen.769 Sowohl Art 5, als auch Art 6 der VR-RL enthalten einen (mehr oder weniger) 

umfassenden Informationskatalog, der jedenfalls die wesentlichen Vertragsangaben 

oder essentialia negotii beinhaltet. An der ausreichenden Bestimmtheit scheitert deren 

Einordnung als verbindliches Angebot somit jedenfalls nicht. Dennoch können die vom 

Unternehmer erteilten Informationen nach österreichischem Recht nur dann ein Ange-

bot darstellen, wenn er auch einen entsprechenden Bindungswillen hat und den Vertrag 

                                                

764
 Vgl Rummel in Rummel3 § 861 Rz 2; Apathy/Riedler in Schwimann3 § 861 Rz 10; Wiebe in 

Kletečka/Schauer, ABGB-ON § 861 1 ff. 
765

 „Essentialia negotii“, vgl Apathy/Riedler in Schwimann3 § 861 Rz 4; Bollenberger in KBB3 

§ 861 Rz 4. 
766

 Vgl Aicher in Rummel3 § 1054 Rz 2; dazu unten Kap VI.C.1.a). 
767

 Vgl Koziol/Welser, Bürgerliches Recht I13 122; Apathy/Riedler in Schwimann3 § 861 Rz 7; 
siehe dazu oben Kap V.D.2. 

768
 Vgl im Zusammenhang mit der „Vertragserklärung“ beim Verbrauchergeschäft Krejci in 

Rummel3, KSchG § 3 Rz 11. 
769

 § 862 3. Satz ABGB „Vor Ablauf der Annahmefrist kann der Antrag nicht zurückgenommen 
werden.“ Anders ist dies jedoch bei jenen Verträgen, bei welchen dem Verbraucher ein Widerrufsrecht 
eingeräumt wird. Dies ist nach Art 9 der VR-RL etwa bei FAV und AGV der Fall. 



- 152 - 

auch abschließen möchte.770 Andernfalls sind sie als bloße invitatio ad offerendum zu 

werten.771 

bb) Zwingender Vertragsinhalt 

Die Regelung darf auch nicht dahingehend verstanden werden, dass damit zwin-

gend ein bestimmter Vertragsinhalt für FAV und AGV abschließend vorgeschrieben 

wird.772 Unterlässt der Unternehmer es, dem Verbraucher gewisse in Art 5 und 6 Abs 1 

genannten Angaben zu machen, steht dies dem Zustandekommen des Vertrags somit 

nicht jedenfalls entgegen. Freilich bleibt es den nationalen Gesetzgebern überlassen, 

dies im Einzelfall vorzusehen. Nach österreichischem Recht kann ein Vertrag bei-

spielsweise ohne bestimmte wesentliche Angaben gar nicht zustande kommen, worauf 

untenstehend noch ausführlicher eingegangen wird.773  

cc) Bindung an erteilte Informationen  

Informationen, die dem Verbraucher nicht oder nur in unzureichender Weise be-

kannt sind, können auf den Vertragsinhalt keinen Einfluss haben. Zwar ordnet die VR-

RL, wie bereits ausgeführt, nur in spezifischen Situationen ausdrücklich an, dass gewis-

se Informationen nicht Bestandteil des Vertrags werden sollen, wenn der Verbraucher 

vom Unternehmer nicht über diese informiert wurde (zB Ausschluss der Tragung ge-

wisser Kosten durch den Verbraucher bei Nicht-Information).774 Dennoch ist davon 

auszugehen, dass grundsätzlich nur die vom Unternehmer erteilten Informationen kraft 

Gesetzes Eingang in den Vertrag finden,775 sofern das dispositive nationale Recht nicht 

anderes vorsieht: so haftet der Übergeber etwa im österreichischen Recht nach § 922 

Abs 1 ABGB auch oder gerade dann für die „gewöhnlich vorausgesetzten“ Eigenschaf-

ten der Kaufsache, wenn die Vertragsparteien keine diesbezügliche Vereinbarung ge-

                                                

770
 Vgl zur selben Frage im Zusammenhang mit § 6 VKrG B. Zöchling-Jud in Wen-

dehorst/Zöchling-Jud, Verbraucherkreditrecht § 6 Rz 12 mwN. 
771

 Vgl auch Martinek in Staudinger2004, BGB § 484 Rz 7. 
772

 Vgl zu Art 5 Abs 3 des Richtlinienvorschlags Dehn in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 62; 
Schmidt-Kessel, GPR 2010, 133 f 

773
 Dazu unten Kap VI.C.1. 

774
 Art 6 Abs 6 der VR-RL; dazu oben VI.B.4. 

775
 Vgl Unger ZEuP 2012, 286; aA Schmidt-Kessel, GPR 2010, 134. 
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troffen haben. Diese gelten in diesem Fall somit als stillschweigend vereinbart.776 Im 

Regelfall gelten Umstände, über die der Unternehmer den Verbraucher nicht oder nur 

unvollständig informiert, aber naturgemäß nicht als vertraglich vereinbart. Sämtliche in 

Art 5 und Art 6 Abs 1 enthaltenen und vom Unternehmer auch ordnungsgemäß erteilten 

Informationen werden hingegen zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses kraft Gesetzes 

Vertragsinhalt.777 Sie sind somit jedenfalls dann verbindlich, wenn der Vertrag zwi-

schen Unternehmer und Verbraucher zustande kommt und keine diesbezüglichen Ände-

rungen vereinbart wurden.778 Weicht der Unternehmer bei Erfüllung des Vertrags von 

den erteilten Angaben ab, so bestimmen sich die Folgen für die Vertragsverletzung nach 

innerstaatlichem Recht.779 

dd) Abweichung durch Parteienvereinbarung  

Davon, dass die erteilten Informationen Vertragsbestandteil werden, kann nur 

dann abgewichen werden, wenn die Parteien dies „ausdrücklich“ vereinbaren.780 Für 

eine gültige Vereinbarung bedarf es einer Individualabrede zwischen den Vertragspar-

teien.781 Obwohl nicht explizit angeordnet, ist die Vereinbarung wohl auch in transpa-

renter Weise vorzunehmen, zumal jedenfalls sichergestellt werden muss, dass dem Ver-

braucher diese auch zugänglich ist.782 Auch im (schriftlichen) Vertrag selbst sollte auf 

eine etwaige Abweichung gewisser Punkte von den vorvertraglichen Informationen 

hingewiesen werden, damit Widersprüchlichkeiten vermieden, die Vertragstransparenz 

aufrechterhalten und der Verbraucher vor überraschenden Abweichungen geschützt 

                                                

776
 Vgl dazu Zöchling-Jud in Kletečka/Schauer, ABGB-ON § 922 Rz 16; Welser/B. Jud, Ge-

währleistung §§ 922, 923 Rz 10. 
777

  Vgl Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht 370 mwN. 
778

 Vgl zur selben Frage im Zusammenhang mit § 6 VKrG B. Zöchling-Jud in Wen-
dehorst/Zöchling-Jud, Verbraucherkreditrecht § 6 Rz 12 mwN. 

779
 Dazu Kap 0. 

780
 Vgl Unger, ZEuP 2012, 286; der ausdrücklich hervorhebt, dass sich die Möglichkeit der Dis-

position durch die Vertragsparteien nur auf die Eigenschaft der Informationen als Vertragsbestandteil 
bezieht. 

781
 Dazu allgemein auch Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht 363. 

782
 Vgl dazu auch Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht 362. 
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werden kann.783 Mangels gegenteiliger Vereinbarung oder entsprechendem Hinweis 

werden sämtliche vom Unternehmer erteilten vorvertraglichen Angaben iSd Art 5 und 6 

der VR-RL kraft Gesetzes Bestandteil des Vertrags.  

Erwägungsgrund (35) der VR-RL sieht (wie auch Art 6 Abs 5) vor, dass sämtli-

che in der Richtlinie vorgeschriebenen784 Informationen, die dem Verbraucher zur Ver-

fügung gestellt werden, obligatorischen Charakter haben und nicht geändert werden 

sollten. Die vom Unternehmer im Vorfeld des Vertrags erteilten Informationen sind 

somit grundsätzlich inhaltlich verbindlich. Freilich steht es den Parteien dennoch offen, 

eine Änderung des Inhalts des später abzuschließenden Vertrags ausdrücklich zu ver-

einbaren. Die Vertragsparteien können somit einvernehmlich von den – vom Unterneh-

mer bereits erteilten – in der VR-RL vorgesehenen Angaben im Vertrag abweichen. So 

können etwa andere Lieferbedingungen vertraglich vereinbart werden, als ursprünglich 

vom Unternehmer angegeben wurden.785 Auch diese Änderung muss mE ausdrücklich 

und in transparenter Weise erfolgen, um einseitige Änderungen durch den Unternehmer 

auszuschließen und den Verbraucher vor überraschenden Abweichungen zu schützen.786 

Gibt es eine solche Vereinbarung nicht, so gelten die vom Unternehmer erteilten vorver-

traglichen Angaben. Wurde eine Änderung hingegen gültig vereinbart, sodass der abzu-

schließende Vertrag inhaltlich von den vorvertraglichen Angaben abweichen soll, ist 

fraglich, ob der Unternehmer die Informationen (in veränderter Weise) erneut erteilen 

muss. Zwar enthält die VR-RL keine diesbezügliche Regelung, doch ist dies insbeson-

dere bei FAV und AGV aufgrund der Wichtigkeit, welche den Informationen zukommt, 

zu bejahen.787  

                                                

783
 Vgl auch Franzen in MüKO, BGB6 § 484 Rz 11. 

784
 Erwägungsgrund (35) spricht allgemein von „Informationen“ und trifft keine Unterscheidung 

zwischen jenen, die dem Verbraucher nach Art 5 und jenen, die ihm nach Art 6 zu erteilen sind. 
785

 Erwägungsgrund (35) nennt ausdrücklich dieses Beispiel; vgl im Zusammenhang mit Ver-
braucherkreditverträgen auch B. Zöchling-Jud in Wendehorst/Zöchling-Jud, Verbraucherkreditrecht § 6 
Rz 14. 

786
 Erwägungsgrund (35); vgl Riesenhuber, Europäisches Vertragsrecht 362. 

787
 Vgl auch B. Zöchling-Jud in Wendehorst/Zöchling-Jud, Verbraucherkreditrecht § 6 Rz 14; die 

in Fällen, in welchen der Verbraucherkreditvertrag von den Parteien einstimmig abweichend von den in 
§ 6 VKrG vorgesehenen Informationen, abgeschlossen wird, die erneute Pflicht zur Erteilung der vorver-
traglichen Informationen bejaht; aA Angermann, Informationspflichten 141. 
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C. „Sanktionen“ des nationalen Rechts 

Der Unternehmer verletzt seine Informationspflicht bei allgemeinen Verbrau-

cherverträgen dann, wenn er dem Verbraucher die in Art 5 der VR-RL Abs 1 enthalte-

nen Informationen nicht vor Abgabe seiner Vertragserklärung so zur Verfügung stellt, 

dass er sie sich selbst beschaffen kann. Der Unterlassung sind dabei die falsche, unvoll-

ständige und die nicht rechtzeitige Erteilung der Informationen gleichzustellen. Nach-

dem der Unternehmer bei solchen Verträgen keine spezifischen Formvorschriften ein-

halten muss, sind auch keine sanktionsbedürftigen Verletzungen von Formvorschriften 

denkbar.788 Bei AGV sind die formalen Anforderungen hingegen wesentlich strenger: 

so hat der Unternehmer dem Verbraucher die Informationen des Art 6 Abs 1 der VR-RL 

auf Papier oder (sofern dieser einverstanden ist) auf einem dauerhaften Datenträger ak-

tiv zu übermitteln und dem Verbraucher somit schriftlich zu erteilen, bevor dieser seine 

Vertragserklärung abgibt.789 Verletzt der Unternehmer diese Verpflichtung, indem er 

dem Verbraucher die Informationen gar nicht, inhaltlich falsch oder unvollständig über-

gibt oder ihn etwa mündlich informiert, so gelten diese als nicht erteilt. Dasselbe gilt 

dann, wenn er sie dem Verbraucher zu spät zukommen lässt. Bei FAV hat der Unter-

nehmer die Informationen in „einer den benutzten Kommunikationsmitteln angepassten 

Weise“ zu erteilen und sie dem Verbraucher so zur Verfügung zu stellen, dass er sie 

sich vor Abgabe seiner Vertragserklärung selbst beschaffen kann.790 Die Erteilung kann 

daher sowohl mündlich (Telefon), als auch schriftlich (zB Website, Katalog, Email) 

erfolgen. Verletzt er diese Vorgaben und informiert er den Verbraucher (über gewisse 

Umstände) gar nicht, falsch, unvollständig, zu spät oder in einer dem Kommunikati-

onsmittel nicht angepassten Weise so gilt seine Informationspflicht ebenfalls als nicht 

erfüllt. Bei elektronisch geschlossenen Fernabsatzverträgen begeht er eine Pflichtverlet-

zung, wenn er den Verbraucher nicht in hervorgehobener Weise auf die erforderlichen 

Umstände und/oder im Falle einer Bestellung nicht ausdrücklich auf seine Zahlungsver-

                                                

788
 Siehe dazu Kap III.E.1. 

789
 Art 7 Abs 1 VR-RL; dazu Kap IV.D.1.a). 

790
 Art 8 Abs 1 VR-RL; dazu Kap IV.D.1.b). 
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pflichtung hinweist.791 Bei Telefonverträgen erfolgt eine Pflichtverletzung dann, wenn 

der Unternehmer es unterlässt, zu Beginn des Gesprächs die verpflichtenden Angaben 

zu seiner Identität und zum geschäftlichen Zweck des Gesprächs zu erteilen. Sanktionen 

sind schließlich auch für den Fall vorzusehen, dass der Unternehmer seiner nachvertrag-

lichen Bestätigungspflicht bei AGV und FAV nicht oder nur unzureichend nach-

kommt.792  

Abgesehen von den bereits dargestellten Rechtsfolgen finden sich in der VR-RL 

keine weiteren Anordnungen für den Fall einer Informationspflichtverletzung. Die 

Durchsetzung der Informationspflichten ist somit weitgehend den nationalen Gesetzge-

bern überlassen. Grundsätzlich können Informationspflichtenverletzungen auf verschie-

dene Arten sanktioniert werden: so kommen sowohl verwaltungsrechtliche als auch 

privatrechtliche Rechtsfolgen in Betracht.793 Überdies können Informationspflichten 

nach dem UWG geahndet und somit mit Mitteln des Lauterkeitsrechts durchgesetzt 

werden.794 Nach österreichischem Recht kommen bei Verletzung der Informations-

pflichten verschiedene Rechtsfolgen des allgemeinen Vertragsrechts in Frage, die im 

Folgenden aufgezeigt werden sollen.  

1. 	
  (Kein) Zustandekommen des Vertrags 

a) Essentialia negotii 

Auch wenn die Informationspflichtverletzung durch den Unternehmer nach den 

Bestimmungen der VR-RL grundsätzlich nicht die Unwirksamkeit des Vertrags zufolge 

hat, steht es den nationalen Gesetzgebern dennoch frei, die Nichtigkeit des Vertrags bei 

Unterlassung oder Falsch-Erteilung gewisser Informationen vorzusehen.795 Dies ist etwa 

                                                

791
 Dazu Kap IV.D.1.b)aa). und oben VI.B.1. 

792
 Dazu Kap IV.E. 

793
 Verwaltungsrechtliche Sanktionen sind etwa in der Dienstleistungs-RL oder in der e-

commerce Richtlinie vorgesehen, vgl Schmidt-Kessel, GPR 2010, 133; ders, GPR 2/11, 79. Im österrei-
chischen Recht sind Verwaltungsstrafen bei Verletzung von Informationspflichten etwa in § 32 KSchG 
und § 28 VKrG vorgesehen; dazu unten D.); zu den Sanktionsmöglichkeiten bei Verletzungen der Fern-
absatz-RL für Finanzdienstleistungen vgl Kühnberg, VR 2004, 23. 

794
 Die UGP-Richtlinie, welche im österreichischen UWG umgesetzt wurde, sieht die lauterkeits-

rechtliche Durchsetzung der Informationspflichten vor; vgl dazu Zöchling-Jud in FS Griss 821 ff, Thöni, 
ÖJZ 2010/76.  

795
 Vgl Angermann, Informationspflichten 189. 
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bei elektronischen Fernabsatzverträgen denkbar, bei welchen der Verbraucher vom Un-

ternehmer nicht darauf hingewiesen wird, dass er sich mit seiner Bestellung zu einer 

Zahlung verpflichtet.796 

Zur Unwirksamkeit des Vertrags als strengste Sanktion der Informations-

pflichtenverletzung kommt es im österreichischen Recht allerdings nur in Ausnahmefäl-

len. Dies entspricht auch dem Schutzbedürfnis des Verbrauchers, zumal es durchaus in 

seinem Interesse liegen kann, trotz unterlassener, unvollständiger oder fehlerhafter Er-

teilung der vorvertraglichen Informationen am Vertrag festzuhalten. Ein solcher kann 

nach österreichischem Recht aber dann nicht zustande kommen, wenn dem Verbraucher 

bestimmte wesentliche Informationen nicht bekannt gegeben werden: ein wirksamer 

Vertragsschluss bedarf nach § 861 ABGB zweier übereinstimmende Willenserklärun-

gen. Zwischen Antragsteller und Antragsgegner muss hinsichtlich des Vertragsinhalts 

Konsens bestehen.797 Sind die wesentlichen Vertragsbestandteile oder essentialia nego-

tii in der Erklärung eines Vertragspartners allerdings nicht enthalten, so liegt kein Kon-

sens, sondern Dissens wegen Unvollständigkeit der Vertragserklärung vor.798 Neben 

den essentialia negotii kann auch die Uneinigkeit über Nebenpunkte dem Vertrags-

schluss entgegenstehen, wenn diese Gegenstand der (ergebnislosen) Vertragsverhand-

lung waren und sich die Vertragsparteien eine Vereinbarung darüber vorbehalten ha-

ben.799 

Dies bedeutet, dass ein gültiger Vertrag nicht zustande kommen kann, wenn der 

Unternehmer seiner „Informationsverpflichtung“ hinsichtlich gewisser Umstände nicht 

oder nicht vollständig nachkommt.800 Zu den essentialia negotii gehören beim Kaufver-

                                                

796
 Dazu Kap IV.D.1.b)aa).  

797
 Dieser liegt nur dann vor, wenn die Erklärungen der Vertragspartner frei, ernstlich, bestimmt 

und verständlich sind; § 869 Satz 1 ABGB, Bollenberger in KBB3 § 869 Rz 1 ff mwN. 
798

 § 869 Satz 1 ABGB, Bollenberger in KBB3 § 869 Rz 6 mwN. 
799

 Wollen sich die Vertragsparteien aber auch bei Uneinigkeit über Nebenpunkte vertraglich 
binden, so gilt das dispositive Recht; Apathy/Riedler in Schwimann3 § 861 Rz 4, § 869 Rz 6; Pletzer in 
Kletečka/Schauer, ABGB-ON § 869 Rz 17.  

800 Vgl Zankl, Rücktritt von Verträgen im Fernabsatz, ecolex 2000, 416. 
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trag etwa Ware und Preis.801 Somit sind davon zunächst die Angaben zur Beschreibung 

des Vertragsgegenstandes, wie sie in Art 5 und 6 Abs 1 lit a) vorgesehen sind, betrof-

fen.802 Damit ein wirksamer Vertrag überhaupt geschlossen werden kann, hat der Un-

ternehmer zwar nicht alle Einzelheiten des Vertragsgegenstandes offenzulegen, doch 

müssen jene (wesentlichen) Kennzeichen von Ware oder Dienstleistung angegeben 

werden, die zumindest eine abstrakte Identifizierung derselben ermöglichen. Dasselbe 

gilt für den Preis, den der Verbraucher für die Leistung des Unternehmers zu zahlen hat 

und über den er gemäß Art 5 Abs 1 lit c) und Art 6 Abs 1 lit e) der VR-RL zu informie-

ren ist. So ist jedenfalls davon auszugehen, dass es dem Vertragsschluss entgegensteht, 

wenn zu seinem Zeitpunkt keinerlei objektivierbare Anhaltspunkte, welche dem Ver-

braucher die Bestimmbarkeit des Preises ermöglichen, bedungen worden sind und die-

ser somit nicht einmal konkludent vereinbart worden ist.803 Anders ist dies, wenn der 

Unternehmer einen bestimmbaren Preis angibt. Während dies nach hL in Österreich 

ausreicht, sind die Anforderungen der VR-RL strenger. Die verpflichtende Angabe des 

„Gesamtpreises“ in der Richtlinie ist, wie bereits an anderer Stelle ausgeführt, wohl 

dahingehend auszulegen, dass der Unternehmer – wenn möglich – den konkreten Preis 

anzugeben hat.804 Daraus lässt sich allerdings nicht ableiten, dass die Gültigkeit des 

Vertrags von der Erfüllung dieser Verpflichtung abhängt. Wenn sich die Vertragspartei-

en zur Bestimmbarkeit des Preises etwa auf den Verweis auf einen Listen- oder Laden-

preis geeinigt haben, so kann der Verbraucher den Vertrag nicht im Nachhinein für un-

wirksam erklären, weil ihm kein konkreter Preis bekannt gegeben wurde.805 Für das 

gültige Zustandekommen des Vertrags genügt es somit, wenn Ware und Preis eindeutig 

bestimmbar sind und sich zumindest durch Auslegung und dispositives Recht ermitteln 

lassen. Dissens wegen Unvollständigkeit der Angaben des Unternehmers liegt hingegen 

nur dann vor, wenn es an der hinreichenden Bestimmtheit der Angaben fehlt.  

                                                

801
 Vgl unter zahlreichen Aicher in Rummel3 § 1054 Rz 10; Bollenberger in KBB3 § 861 Rz 4 

mwN. 
802

 Siehe dazu Kap III.C.1. und IV.C.1. 
803

 Vgl Zankl, Rücktritt von Verträgen im Fernabsatz, ecolex 2000, 416. 
804

 Dazu oben Kap III.C.3. 
805

 Vgl Dehn in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 58 mwN, vgl auch Thöni, ÖJZ 2010, 701 f; 
Lurger in Wendehorst/Zöchling-Jud, Europäisches Kaufrecht 74. 
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b) Andere Informationsgegenstände 

Sind von der Informationspflichtverletzung keine essentialia negotii betroffen, 

so kommt der Vertrag hingegen gültig zustande. Freilich werden die Umstände und Be-

dingungen, die dem Verbraucher nicht oder nur unvollständig bekannt gegeben werden, 

nicht Vertragsbestandteil. Gibt der Unternehmer dem Verbraucher etwa nicht bekannt, 

dass er gewisse Kosten (zB die Kosten für den Einsatz der Fernkommunikationstechnik 

nach Art 6 Abs 1 lit f) zu tragen hat, so gelten diese nicht als vereinbart und hat der 

Verbraucher dafür auch nicht aufzukommen. Dies wird in gewissen Fällen von der VR-

RL selbst angeordnet.806 Klärt er den Verbraucher etwa nicht über Leistungs- und Lie-

ferbedingungen auf, so gilt das diesbezügliche dispositive Recht. Daneben kann der 

Verbraucher freilich Ansprüche aus dem Irrtums- oder Schadenersatzrecht geltend ma-

chen, wenn die erforderlichen Voraussetzungen dafür vorliegen. Zusätzlich kommen 

auch Verwaltungsstrafen des Unternehmers in Betracht.807 

c) Verletzung von Formvorschriften 

aa) AGV 

Nachdem die VR-RL eine Ausnahme von der Verpflichtung des Unternehmers, 

dem Verbraucher bei AGV sämtliche in Art 6 Abs 1 genannten Informationen schrift-

lich zu erteilen, nur bei spezifischen Verträgen vorsieht,808 könnte daraus auch gefolgert 

werden, dass die Verletzung dieser Verpflichtung dem gültigen Zustandekommen des 

AGV entgegensteht. Da die VR-RL den Vertragsschluss und die Wirksamkeit von Ver-

trägen allerdings grundsätzlich nicht regelt, wird es den nationalen Gesetzgebern über-

lassen bleiben, ob ein AGV auch dann zustande kommen soll, wenn dem Verbraucher 

die Informationen etwa mündlich erteilt wurden.809 Nach österreichischem Recht ist 

davon jedenfalls so lange auszugehen, als dem Verbraucher die essentialia negotii be-

                                                

806
 Siehe oben VI.B.4. 

807
 Dazu Kap VI.D. 

808
 Siehe dazu Kap IV.D.1.a). 

809
 Siehe dazu Kap VI.B.1. 
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kannt gegeben wurden. Dies bedeutet allerdings nicht, dass die Verletzung des Formge-

botes keine Konsequenzen für den Unternehmer hätte: dieser ist mit einer einzuführen-

den Verwaltungsstrafe810 zu belangen und der Verbraucher kann zivilrechtliche Rechts-

behelfe geltend machen.811 

bb) FAV 

Hält der Unternehmer bei FAV das Erfordernis, die Informationen in „einer den 

benutzten Kommunikationsmitteln angepassten Weise“ zu erteilen und sie dem Ver-

braucher so zur Verfügung zu stellen, dass er sie sich vor Abgabe seiner Vertragserklä-

rung selbst besorgen kann, nicht ein,812 so kommt der Vertrag grundsätzlich dennoch 

gültig zustande, sofern dem Verbraucher zumindest die essentialia negotii bekannt ge-

geben werden. Auf die spezielle Regelung bei Online-Verträgen, die bei Verletzung 

gewisser formaler Anforderungen gar nicht zustande kommen, wurde bereits an anderer 

Stelle eingegangen.813 

d) Festhalten an undeutlichen Informationen 

Erteilt der Unternehmer dem Verbraucher die Informationen zwar vollständig 

aber auf undeutliche Weise, so kommen die allgemeinen Auslegungsregeln zur Anwen-

dung. Wenn Wortsinn sowie die Erklärungsabsicht des Unternehmers aus einer Angabe 

nicht klar hervorgehen, kann der Verbraucher sie so verstehen, wie es der Übung des 

redlichen Verkehrs entspricht.814 Eine Preisangabe durch den Unternehmer ist somit so 

auszulegen, wie ein Verbraucher sie üblicherweise verstehen darf. Kann etwa der „Ge-

samtpreis“ von Ware oder Dienstleistung nicht problemlos ermittelt werden, so gilt ein 

solcher Preis als vereinbart, den der Verbraucher unter Berücksichtigung der Angaben 

des Unternehmers erwarten kann.815 Lässt sich auch auf diese Weise nicht eindeutig 

erkennen, was der Unternehmer mit seiner Erklärung gemeint hat, so ist § 915 ABGB 

                                                

810
 Dazu Kap VI.D. 

811
 Dazu Kap VI.C.2. 

812
 Art 8 Abs 1 VR-RL; dazu Kap IV.D.2.b). 

813
 Art 8 Abs 2 1.Unterabsatz VR-RL; dazu Kap VI.B.1. 

814
 § 914 ABGB; vgl Koziol/Welser, Bürgerliches Recht I13 106 ff. 

815
 Vgl Börger, Informationspflichten 146. 
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heranzuziehen, wonach bei entgeltlichen Geschäften eine undeutliche Äußerung zu Las-

ten desjenigen verstanden, welcher sich derselben bedient. Zumal der Unternehmer der-

jenige ist, der die vorvertraglichen Informationen erteilt, sind Undeutlichkeiten somit 

zum Vorteil des Verbrauchers auszulegen. Es können ihm etwa nur dann Zusatzkosten 

auferlegt werden, wenn sich die Zahlungsverpflichtung aus der Angabe des Unterneh-

mers eindeutig ergibt.816 Kann die Bedeutung und Reichweite der erteilten Information 

durch Auslegung gar nicht ermittelt werden, so gilt sie als nicht erteilt. In diesem Fall ist 

der Unternehmer mit einer mit einer einzuführenden Verwaltungsstrafe817 zu sanktionie-

ren und der Verbraucher kann bei Vorliegen der (sonstigen) Voraussetzungen die 

Rechtsbehelfe des allgemeinen Vertragsrechts geltend machen.818 

2. Rechtsbehelfe des allgemeinen Vertragsrechts 

a) Irrtum 

Der Verbraucher ist nach § 871 ff ABGB zur Anfechtung oder Anpassung des 

Vertrags berechtigt, wenn er einem beachtlichen Irrtum (Geschäftsirrtum) unterlegen 

ist, der vom anderen veranlasst wurde, diesem offenbar auffallen musste oder noch 

rechtzeitig aufgeklärt wurde.819 Als Geschäftsirrtum ist nicht nur der Irrtum über den 

Kaufgegenstand und dessen bedungenen oder vorausgesetzten Eigenschaften iSd Art 5 

und 6 Abs 1 lit a) der VR-RL sowie ein Irrtum über den Preis zu werten.820 Gemäß 

§ 871 Abs 2 ABGB gilt vielmehr auch ein Irrtum über einen Umstand, über den die 

andere Vertragspartei nach den geltenden Rechtsvorschriften aufzuklären verpflichtet 

war, immer als Irrtum über den Inhalt des Vertrags.821 Ein Irrtum, der in Verletzung 

positivrechtlich normierter Informationspflichten und somit jener der Art 5 und 6 der 

                                                

816
 Vgl Grigoleit in Eidenmüller/Faust/Grigoleit/Jansen/Wagner/Zimmermann, Verbraucherac-

quis 241. 
817

 Dazu Kap VI.D. 
818

 Siehe dazu die Folgenden Punkte VI.C.2. und VI.D. 
819

 Vgl Koziol/Welser, Bürgerliches Recht I13 156. Ob ein unwesentlicher Irrtum auch unter der 
Voraussetzung der rechtzeitigen Aufklärung zur Anpassung berechtigt, ist nach neuerer Auffassung zu 
bejahen; vgl Rummel in Rummel3 § 872 Rz 4; Pletzer in Kletečka/Schauer, ABGB-ON § 872 Rz 2.  

820
 Vgl Apathy/Riedler in Schwimann3 § 871 Rz 14. 

821
 Vgl Koziol/Welser, Bürgerliches Recht I13 151. 
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VR-RL (bzw der zukünftigen diesen entsprechenden österreichischen Bestimmungen) 

erfolgt, ist folglich stets als Geschäftsirrtum zu werten. Die Veranlassung durch den 

Unternehmer ist bei einem Irrtum, der durch Unterlassung der von der VR-RL gebote-

nen Aufklärung entsteht, jedenfalls gegeben.822 Auch dann, wenn der Unternehmer die 

aufklärungspflichtigen Umstände unvollständig oder falsch erteilt, kommt er seiner In-

formationspflicht nicht ausreichend nach, was der Unterlassung der gebotenen Aufklä-

rung gleichzusetzen ist. Damit der Verbraucher den Vertrag anfechten und somit auflö-

sen kann, muss er aber einem wesentlichen Geschäftsirrtum unterlegen sein, der über-

dies kausal für den Vertragsschluss ist. Es handelt sich dann um einen solchen, wenn er 

den Vertrag bei Kenntnis der wahren Sachlage nicht abgeschlossen hätte.823 Ein Irrtum 

ist hingegen unwesentlich, wenn der Verbraucher den Vertrag ohne ihn nur mit anderem 

Inhalt abgeschlossen hätte.824 Liegt ein solcher (unwesentlicher Irrtum) vor, so kann der 

Verbraucher zur Anpassung des Vertrags berechtigt sein. Ausschlaggebend für die We-

sentlichkeit eines Irrtums ist der (hypothetischer) Wille des Verbrauchers. Ist dieser 

nicht feststellbar, so ist darauf abzustellen, wie „normale Parteien redlicherweise gehan-

delt hätten“.825 

Beim wesentlichen Irrtum, der den Verbraucher zur Anfechtung berechtigt, muss 

es sich nicht zwingend um den Hauptgegenstand des Vertrags handeln. Für den Ver-

braucher kann durchaus auch ein Nebenpunkt so entscheidend sein, dass er ohne dies-

bezüglichen Irrtum vom Vertragsschluss abgesehen hätte.826 Es kann also nicht pauschal 

gesagt werden, welche nicht oder unzureichend erteilten Informationsgegenstände einen 

wesentlichen Irrtum des Verbrauchers begründen können. An einen solchen ist aber 

typischerweise dann zu denken, wenn der Unternehmer ihn nicht ordnungsgemäß über 

die wesentlichen Eigenschaften von Ware oder Dienstleistung aufklärt, wie dies in der 

VR-RL vorgesehen ist.827 Dafür ist aber überdies erforderlich, dass zwischen Irrtum und 

                                                

822
 Vgl Apathy/Riedler in Schwimann3 § 871 Rz 21; Pletzer in Kletečka/Schauer, ABGB-ON 

§ 871 Rz 22; Rummel in Rummel3 § 871 Rz 14; Welser, JBl 1979, 451. 
823

 § 373 ABGB; vgl Pletzer in Kletečka/Schauer, ABGB-ON § 871 Rz 58. 
824

 Vgl Apathy/Riedler in Schwimann3 § 872 Rz 1; Bollenberger in KBB3 § 870 Rz 18. 
825

 Vgl Koziol/Welser, Bürgerliches Recht I13 154; Apathy/Riedler in Schwimann3 § 871 Rz 17. 
826

 Vgl Apathy/Riedler in Schwimann3 § 871 Rz 16. 
827

 Siehe dazu III.C.1 und IV.C.1. 
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Vertragsschluss ein Kausalzusammenhang besteht.828 Voraussetzung für die Anfechtung 

ist also, dass der Verbraucher die Vertragserklärung nicht abgegeben und den angefoch-

tenen Vertrag nicht geschlossen hätte, wenn er vom Unternehmer ordnungsgemäß auf-

geklärt worden wäre.829 Die Kausalität wird bei Irrtumsveranlassung durch die Unter-

lassung einer gebotenen Aufklärung nach der Rsp des OGH vermutet, kann aber durch 

Gegenbeweis des Anfechtungsgegners widerlegt werden.830 Hat der Verbraucher bewie-

sen, dass der Unternehmer seine Aufklärungspflicht verletzt hat, so muss der Unter-

nehmer also beweisen, dass der Irrtum nicht kausal für den Vertragsschluss war. Bei 

bloßen Verletzungen von formalen Anforderungen an die Informationserteilung könnte 

es allerdings an der Kausalität scheitern: hat der Unternehmer dem Verbraucher etwa 

bei AGV die Informationen mündlich und nicht in der gebotenen schriftlichen Form, 

jedoch vollständig erteilt, so wird in der Regel auch kein Kausalzusammenhang zwi-

schen der Verletzung der Formvorschrift und dem unerwünschten Vertrag bestehen.831 

Liegen die Voraussetzungen der Anfechtung vor und wird sie vom Verbraucher geltend 

gemacht, so wird der Vertrag ex-tunc aufgehoben. Nach § 877 ABGB sind bereits aus-

getauschte Leistungen zurückzustellen. Anders ist dies bei Dauerschuldverhältnissen, 

welche, sofern ihre Erfüllung schon begonnen hat, nur ex nunc aufgehoben werden, 

zumal ihre Rückabwicklung schwierig sein kann.832 Will der Verbraucher auch bei ei-

nem wesentlichen Irrtum am Vertrag festhalten und diesen nur inhaltlich ändern, kann 

er dies nur dann, wenn auch der Unternehmer ohne den Irrtum bereit gewesen wäre, den 

Vertrag zu den angepassten Bedingungen abzuschließen. Ist dies nicht der Fall, so kann 

er nur die Anfechtung begehren.833 

                                                

828
 Vgl Rummel in Rummel3 § 871 Rz 4; Apathy/Riedler in Schwimann3 § 871 Rz 6 mwN. 

829
 Wahlweise kann er auch gewährleistungsrechtliche Ansprüche geltend machen, wenn die 

Ware mangelhaft ist; vgl Welser, Bürgerliches Recht II13 85. 
830

 OGH 1 Ob 23/04w, aA Rummel in Rummel3 § 871 Rz 3 mwN („allenfalls ein Anscheinsbe-
weis“); Apathy/Riedler in Schwimann3 § 871 Rz 6 mwN. 

831
 Vgl auch B. Zöchling-Jud in Wendehorst/Zöchling-Jud, Verbraucherkreditrecht § 6 Rz 9. 

832
 Vgl Koziol/Welser, Bürgerliches Recht I13 159; Pletzer in Kletečka/Schauer, ABGB-ON 

§ 871 Rz 61. 
833

 Vgl Pletzer in Kletečka/Schauer, ABGB-ON § 872 Rz 7 („kein generelles Wahlrecht“). 
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Hätte der Verbraucher bei Kenntnis der wahren Bedingungen das Geschäft nur 

zu anderen Bedingungen abgeschlossen und ist er somit einem unwesentlichen Irrtum 

unterlegen, so kann er zur Vertragskorrektur (gem § 872 ABGB zur „angemessenen 

Vergütung“) berechtigt sein.834 Der Vertrag bleibt dabei zwar aufrecht, wird aber inhalt-

lich so angepasst, wie ihn der Verbraucher ohne Irrtum abgeschlossen hätte. So kann 

beispielsweise eine Preisminderung durchgesetzt werden. Dabei muss aber auch der 

hypothetische Wille des Unternehmers berücksichtigt werden. Eine Vertragsanpassung 

kommt nur dann in Betracht, wenn auch dieser den Vertrag ohne den Irrtum zu den ge-

änderten Bedingungen geschlossen hätte oder nach dem redlichen Geschäftsverkehr 

schließen hätte müssen.835 

b) Arglistige Täuschung 

Hat der Unternehmer den Irrtum des Verbrauchers arglistig herbeigeführt, so 

kann der Verbraucher nach § 870 ABGB ebenfalls eine Anfechtung oder Anpassung des 

Vertrags begehren.836 Das Verhalten des Unternehmers ist dann als List zu werten, 

wenn er den Verbraucher vorsätzlich täuscht. Dies ist der Fall, wenn er ihn bewusst 

durch Vorspiegelung falscher Tatsachen zur Abgabe seiner Vertragserklärung bewegt. 

Er kann ihn aber auch durch bewusstes Unterlassen der Aufklärung täuschen, indem er 

dem Verbraucher etwa in Kenntnis seiner Verpflichtung aus Art 5 oder 6 der VR-RL 

gewisse Informationen verschweigt. Als arglistiges Verhalten ist auch zu werten, wenn 

der Unternehmer den für ihn erkennbaren (bereits bestehenden) Irrtum des Verbrauchers 

ausnützt.837 Wie beim („gewöhnlichen“) wesentlichen Irrtum ist ebenfalls Vorausset-

zung, dass die Täuschung des Unternehmers für den Vertragsschluss oder den Inhalt des 

Vertrags kausal war.838 Die Rechtsbehelfe der Täuschung stehen dem Verbraucher so-

mit nur dann zu, wenn er den Vertrag im Falle ordnungsgemäßer Aufklärung und ohne 

Täuschung nicht oder nur zu geänderten Bedingungen geschlossen hätte. Der Verbrau-

cher hat sowohl das Vorliegen der Täuschung, als auch den Kausalzusammenhang zwi-

                                                

834
 § 872 ABGB; vgl Koziol/Welser, Bürgerliches Recht I13 154, 159 f. 

835
 Vgl Rummel in Rummel3 § 872 Rz 1 („übereinstimmender hypothetischer Parteiwille“); Plet-

zer in Kletečka/Schauer, ABGB-ON § 872 Rz 6. 
836

 Vgl Koziol/Welser, Bürgerliches Recht I13 166 ff mwN; Rummel in Rummel3 § 870 Rz  
837

 Vgl Rummel in Rummel3 § 870 Rz 2 f; Apathy/Riedler in Schwimann3 § 870 Rz 6. 
838

 Vgl Rummel in Rummel3 § 870 Rz 3. 
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schen Irrtum und Vertragserklärung zu beweisen.839 Liegen die Voraussetzungen vor, so 

kann er den Vertrag oder seine Willenserklärung durch Klage oder Einrede anfechten, 

wodurch dieser ex tunc (im Falle eines Dauerschuldverhältnisses ex nunc) aufgelöst 

wird. Hätte der Verbraucher den Vertrag in Kenntnis der wahren Tatsachenlage nur zu 

geänderten Bedingungen abgeschlossen, so kommt analog zu § 872 ABGB auch eine 

Anpassung des Vertrags in Betracht.840  

c) Haftung aus culpa in contrahendo 

Verletzt der Unternehmer schuldhaft seine Informationsverpflichtung und erlei-

det der Verbraucher dadurch einen Schaden, kommt auch ein Schadenersatzanspruch 

des Verbrauchers in Betracht. Bereits mit Aufnahme der Vertragsverhandlungen ent-

steht zwischen den Vertragsparteien ein vorvertragliches Schuldverhältnis, welches den 

Unternehmer zur Aufklärung des Verbrauchers über gewisse Umstände verpflichtet.841 

Die Verletzung dieser vorvertraglichen (Aufklärungs-) Pflichten wird als culpa in con-

trahendo bezeichnet.842 Wie bereits an anderer Stelle ausgeführt, besteht eine vorver-

tragliche Aufklärungspflicht des Unternehmers nach dem allgemeinen Vertragsrecht nur 

hinsichtlich jener Umstände, die für die Vertragsentscheidung des individuellen Ver-

brauchers erkennbar von maßgeblichem Einfluss und somit wesentlich sind.843 Über die 

in Art 5 und 6 Abs 1 genannten und standardisierten Informationsgegenstände hat der 

Unternehmer den Verbraucher aber unabhängig von Situation und seinem konkreten 

Informationsbedürfnis aufzuklären.844 Verletzt der Unternehmer diese Pflicht, kann der 

Verbraucher nicht jedenfalls Ansprüche aus culpa in contrahendo geltend machen, son-

                                                

839
 Vgl Apathy/Riedler in Schwimann3 § 870 Rz 5; welche sich gegen einen generellen Aus-

schluss eines Anscheinsbeweises aussprechen. 
840

 Vgl Rummel in Rummel3 § 870 Rz 7; Apathy/Riedler in Schwimann3 § 870 Rz 14 ff;  
841

 Vgl Reischauer in Rummel3 Vor §§ 918-933 Rz 14a f. 
842

 Vgl Welser, Bürgerliches Recht II13 16 f; Wiebe in Kletečka/Schauer, ABGB-ON § 861 Rz 
30 ff.; Welser, Die vorvertraglichen Pflichten 361 ff. 

843
 Siehe dazu Kap III.A.2. 

844
 Siehe dazu Kap V.A. 
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dern müssen dafür (nach allgemeinen schadenersatzrechtlichen Grundsätzen) weitere 

Voraussetzungen vorliegen.845  

Voraussetzung ist zunächst, dass der Unternehmer seine Aufklärungspflicht 

schuldhaft verletzt hat, wobei bereits leichte Fahrlässigkeit genügt.846 Ein solches Ver-

halten liegt vor, wenn der Unternehmer die Erteilung der Informationen unterlässt oder 

dem Verbraucher unrichtige oder unvollständige Informationen übermittelt, obwohl ihm 

die  Wichtigkeit der Information für den Verbraucher jedenfalls erkennbar war.847 Dabei 

muss es sich nicht zwingend um einen „Hauptpunkt“ des Vertrags (Eigenschaften der 

Leistung, Preis) handeln, sondern kann für den einzelnen Verbraucher durchaus auch 

ein Nebenpunkt so entscheidend sein, dass er den Vertrag bei erfolgter Aufklärung an-

ders oder aber gar nicht abgeschlossen hätte.848 Verletzt nicht der Unternehmer selbst, 

sondern sein Stellvertreter oder ein ihm zurechenbarer Vertragsgehilfe die Aufklärungs-

pflicht, so ist die Verletzung dennoch dem Unternehmer zuzurechnen.849 Dem Verbrau-

cher muss durch die Informationspflichtenverletzung auch ein ersatzfähiger Schaden 

entstehen. Dieser kann im Abschluss oder im Inhalt des Vertrags liegen („unerwünsch-

ten Vertrag“).850 Voraussetzung für einen Ersatzanspruch ist auch das Bestehen eines 

Kausalzusammenhangs zwischen dem pflichtwidrigen Verhalten des Unternehmers und 

dem beim Verbraucher eingetretenen Schaden. Zu prüfen ist also, ob der Schaden für 

den Verbraucher bei richtiger oder vollständiger Aufklärung durch den Unternehmer 

nicht eingetreten wäre. Die Beweislast hierfür trifft den Unternehmer.851 Fehlt es an der 

Kausalität, kann der Verbraucher keine schadenersatzrechtlichen Ansprüche geltend 

machen. Dies ist insbesondere dann denkbar, wenn der Verbraucher vollständig infor-

                                                

845
 Siehe dazu etwa Kap III.C.1 und III.D. 

846
 Strittig ist, ob es bei Verletzung der Aufklärungspflichten zur Beweislastumkehr des § 1298 

ABGB kommt; vgl Karner in KBB3 § 1298 Rz 3 mwN.; vgl auch Börger, Informationspflichten 133. 
847

 Vgl Wiebe in Kletečka/Schauer, ABGB-ON § 861 Rz 42 („Erklärungshaftung“). Eine Irre-
führung über vertragswesentliche Umstände ist jedenfalls unzulässig; vgl Welser, ÖJZ 1973, 284; 

848
 Vgl Apathy/Riedler in Schwimann3 § 871 Rz 16. 

849
 Vgl Welser, Bürgerliches Recht II13 19; Karner in KBB3 § 1294 Rz 5; strittig ist aber, ob auch 

die Beweislastumkehr des § 1298 ABGB zur Anwendung kommt; vgl Karner in KBB3 § 1298 Rz 3 
mwN. 

850
 Vgl auch B. Zöchling-Jud in Wendehorst/Zöchling-Jud, Verbraucherkreditrecht § 6 Rz 77 

mwN. 
851

 Koziol, Österreichisches Haftpflichtrecht Rz 16/12. 
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miert wurde und der Unternehmer bloß Formvorschriften im Zusammenhang mit der 

Informationserteilung nicht eingehalten hat.  

Liegen die genannten Voraussetzungen vor, hat der Verbraucher grundsätzlich 

Anspruch auf Ersatz des negativen Vertragsinteresses (Vertrauensschaden). Er ist so zu 

stellen, wie er stünde, wenn er nicht auf die Gültigkeit der Erklärung oder auf das Zu-

standekommen des Vertrags vertraut hätte, die Pflichtverletzung also nicht begangen 

worden wäre.852 Der Umfang des Vertrauensschadens ist allerdings auf das positive 

Interesse (hypothetisches Erfüllungsinteresse) beschränkt. Der Verbraucher soll nicht 

besser gestellt werden als er stünde, wenn der Unternehmer ihn ordnungsgemäß aufge-

klärt hätte. Ausnahmsweise ist auch das positive Interesse (Nichterfüllungsschaden) zu 

ersetzen, also jener Zustand herzustellen, der bei gehöriger Erfüllung des Vertrags be-

stünde. Dies kann dann der Fall sein, wenn der Vertrag bei ordnungsgemäßer Aufklä-

rung zustande gekommen wäre.853  

Zu ersetzen ist dem Verbraucher bei Verletzung der Informationspflichten somit 

grundsätzlich jene „Vermögensdifferenz“, die bei pflichtgemäßer Aufklärung durch den 

Unternehmer nicht eingetreten wäre. Zu denken ist etwa daran, dass dem Verbraucher 

die Identität des Unternehmers nicht (vollständig) bekannt ist, weil der Unternehmer 

seiner diesbezüglichen Aufklärungspflicht schuldhaft nicht oder nur unzureichend 

nachgekommen ist. Wenn dem Verbraucher bei der Ermittlung der Identität Kosten ent-

stehen, kann er diese aus culpa in contrahendo ersetzt verlangen.854 Dazu wäre es näm-

lich nicht gekommen, wenn der Unternehmer ihn ordnungsgemäß aufgeklärt hätte. 

Auch der Ersatz von Transportkosten kommt in Betracht, die der Verbraucher im Ver-

trauen auf (schuldhaft) fälschlich erteilte Lieferbedingungen durch den Unternehmer 

aufgewendet hat. Versäumt der Verbraucher aufgrund der Aufklärungspflichtverletzung 

des Unternehmers ein anderes, günstigeres Geschäft, so kann auch dieser Nachteil als 

                                                

852
 Vgl Welser, ÖJZ 1986, 724; Welser, Bürgerliches Recht II13 19, 308; vgl auch Wiebe in Kle-

tečka/Schauer, ABGB-ON § 861 Rz 30 ff. 
853

 Vgl Wiebe in Kletečka/Schauer, ABGB-ON § 861 Rz 47. 
854

 Vgl Dehn in B. Jud/Wendehorst, Neuordnung 63, vgl auch Thöni, ÖJZ 2010, 705. 
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Schaden geltend gemacht werden. Der Schadenersatzanspruch kann unter Umständen 

sogar auf Vertragsaufhebung gerichtet sein, wenn der Verbraucher bei ordnungsgemä-

ßer Aufklärung durch den Unternehmer den Vertrag nicht geschlossen hätte, der Scha-

den somit im Abschluss des Vertrags liegt.855 Da der Unternehmer nach § 1323 ABGB 

grundsätzlich Naturalrestitution schuldet, kann der Verbraucher in einem solchen Fall 

sogar die Befreiung vom unerwünschten Vertrag begehren.856  

d) Gewährleistung 

Eine Informationspflichtverletzung des Unternehmers kann auch Ansprüche des 

Verbrauchers aus Gewährleistung begründen, welche in den §§ 922 ABGB geregelt 

sind.857 Die gesetzlichen Gewährleistungsbestimmungen können bei einem Verbrau-

chergeschäft gemäß § 9 Abs 1 KSchG vor Kenntnis des Mangels nicht ausgeschlossen 

werden und sind daher (relativ) zwingend.858 Gemäß § 922 Abs 1 ABGB muss die Sa-

che vertragskonform sein und somit der vertraglichen Vereinbarung entsprechen.859 Die 

vereinbarte Beschaffenheit wird als wesentliches Kriterium zur Beurteilung der Qualität 

des Vertragsgegenstandes herangezogen. Haben die Parteien jedoch keine spezifische 

Vereinbarung über die Qualität der Leistung getroffen, so sind zur Beurteilung nach 

§ 922 Abs 1 ABGB weitere Kriterien ausschlaggebend:860 so hat der Verkaufsgegen-

stand nach § 922 Abs 1 2. Satz etwa der vom Verkäufer abgegebenen Beschreibung zu 

entsprechen.861 Die in Art 5 und 6 Abs 1 lit a) der VR-RL vorgesehenen Angaben über 

die wesentlichen Eigenschaften von Ware oder Dienstleistung entsprechen einer solchen 

Beschreibung. Diese stellen Beschaffenheitsangaben dar, welche somit den Qualitäts-

standard des Vertragsgegenstandes bestimmen und zur Prüfung der Sollbeschaffenheit 

                                                

855
 Vgl Pletzer, JBl 2002, 549; B. Zöchling-Jud in Wendehorst/Zöchling-Jud, Verbraucherkredit-

recht § 6 Rz 77 mwN; Reischauer in Rummel3 Vor §§ 918-933 Rz 16. 
856

 Vgl Bollenberger in KBB3 § 874 Rz 4; Welser, Bürgerliches Recht II13 321 f; B. Jud, Scha-
denersatz 100 ff. 

857
 Vgl Welser, Bürgerliches Recht II13 64 ff. 

858
 Vgl dazu unter zahlreichen Welser/B.Jud, Gewährleistung § 9 KSchG Rz 1 ff; Apathy in 

Schwimann3 § 9 KSchG Rz 1 ff. 
859

 Dieser Grundsatz entspricht Art 2 Abs 1 der Verbrauchsgüterkauf-RL  
860

 Siehe auch Art 2 Abs 2 lit a) bis d) der Verbrauchsgüterkauf-RL. 
861

 Vgl B. Zöchling-Jud in Kletečka/Schauer, ABGB-ON § 922 Rz 18; Welser/B. Jud, Gewähr-
leistung §§ 922, 923 Rz 11; Reischauer in Rummel3 §§ 922, 923 Rz 18 und zum Mängelbegriff auch 
Welser/B. Jud, Reform des Gewährleistungsrechts 42 ff;  
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des Vertragsgegenstandes heranzuziehen sind. Entsprechen Ware oder Dienstleistung 

nach Vertragsschluss nicht den erteilten Angaben, so begeht der Unternehmer eine Ver-

tragsverletzung durch mangelhafte Leistung und hat für die Mängel einzustehen.862 

Dem Verbraucher steht es frei, gewährleistungsrechtliche Ansprüche gem § 932 ABGB 

geltend zu machen.863 Er kann zunächst Verbesserung oder Austausch der mangelhaften 

Leistung verlangen. Sind diese Rechtsbehelfe nicht möglich, für den Unternehmer mit 

unverhältnismäßigem Aufwand verbunden oder kommt dieser dem Verlangen des Ver-

brauchers nicht in angemessener Frist nach, so hat der Verbraucher einen Anspruch auf 

Preisminderung oder Aufhebung des Vertrags (Wandlung).864 Liegt eine Abweichung 

zugunsten des Verbrauchers vor, so ist davon auszugehen, dass die günstigere Regelung 

Vertragsinhalt wird.865 

D. Verwaltungsstrafen 

Die genannten zivilrechtlichen „Sanktionen“ bei der Verletzung von Informati-

onspflichten sollten jedenfalls durch Verwaltungsstrafbestimmungen ergänzt werden, 

die vom österreichischen Gesetzgeber einzuführen sind. Dem Unternehmer sollen Geld-

strafen drohen, wenn er seinen in der Richtlinie normierten Pflichten zur Erteilung der 

Informationen nicht oder nur unzureichend nachkommt. Verwaltungsstrafen sind für 

bestimmte Verletzungen der Belehrungs- bzw Informationspflichten bei Haustürge-

schäften und Fernabsatzverträgen des Unternehmers bereits vorgesehen.866 So begeht 

der Unternehmer nach § 32 Abs 1 Z 6 KSchG eine Verwaltungsübertretung und ist mit 

einer Geldstrafe zu bestrafen, wenn er unrichtige Angaben in die Belehrungsurkunde 

aufnimmt, welche er dem Verbraucher bei Haustürgeschäften gem § 3 Abs 1 KSchG 

ausfolgen muss. Dadurch soll vor allem vermieden werden, dass er ein falsches Datum 

                                                

862
 Vgl Börger, Informationspflichten 131; Klausberger, NZ 2008/78. 

863
 Vgl dazu Welser, Bürgerliches Recht II13 71 ff;  

864
 Dazu allgemein B. Zöchling-Jud in Kletečka/Schauer, ABGB-ON § 932 Rz 1 ff. 

865
 Vgl Börger, Informationspflichten 130. 

866
 Auch nach dem Verbraucherkreditgesetz begeht der Unternehmer gem § 28 Z 2 eine Verwal-

tungsübertretung, wenn „in die gemäß § 6 oder § 19 gebotenen vorvertraglichen Informationen falsche 
Angaben aufnimmt oder (..) diese nicht oder nicht vollständig erfüllt“; vgl B. Zöchling-Jud in Wen-
dehorst/Zöchling-Jud, Verbraucherkreditrecht § 28 Rz 1 ff. 
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in dieser anführt, um den Beginn der Widerrufsfrist zu beeinflussen, doch sind auch 

andere unrichtige Angaben zu sanktionieren. Auch die unvollständige Rücktrittsbeleh-

rung ist als Verwaltungsübertretung anzusehen.867 Hingegen macht sich der Unterneh-

mer nicht strafbar, wenn er dem Verbraucher gar keine Urkunde ausfolgt.868 Bei Fern-

absatzverträgen ist er dann mit einer Verwaltungsstrafe zu belangen, wenn er ein Fern-

gespräch beginnt, ohne seiner Verpflichtung aus § 5c Abs 3 KSchG nachzukommen, 

bereits zu Beginn des Gesprächs seine Identität und den geschäftlichen Zweck dessel-

ben offen zu legen.869 

Künftig sollte eine Verwaltungsstrafe des Unternehmers in Betracht gezogen 

werden, wenn er die Informationserteilung unterlässt, die Informationen undeutlich, 

falsch, unzureichend oder zu spät erteilt oder dabei die vorgesehenen formalen Anforde-

rungen nicht einhält. Auch sollte er mit einer Geldstrafe belangt werden, wenn er seiner 

nachvertraglichen Bestätigungspflicht bei AGV und FAV nicht nachkommt. 

                                                

867
 Vgl Kolba in Kosesnik-Wehrle, KSchG³ § 32 Rz 13. 

868
 Außer in den Fällen des § 25 Abs 1 KSchG (§ 32 Abs 1 Z 1 lit a) KSchG); vgl Apathy in 

Schwimann3 § 3 KSchG Rz 24. 
869

 § 32 Abs 1 Z 7 KSchG (welcher mit dem BGBl I 1999/185 zur Umsetzung des Art 4 Abs 3 
Fernabsatz-RL neu eingeführt wurde). Zu § 5c Abs 3 siehe Kap.VI.D.1.c).dd). 
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VII. Zusammenfassung der wesentlichen Ergebnisse 

1. Die Bestimmungen der VR-RL gelten grundsätzlich für sämtliche (entgeltli-

che) Verbraucherverträge, auch wenn diese reine Inlandsverträge sind. Sie sind nicht 

auf einen bestimmten Produkt- oder Dienstleistungsbereich beschränkt. Auch Verträge 

über die Lieferung von Wasser, Gas, Strom und Fernwärme durch öffentliche Anbieter 

sowie solche über digitale Inhalte sind vom Anwendungsbereich der VR-RL umfasst, 

sofern diese auf vertraglicher Basis geliefert werden. Die Kategorisierung solcher Ver-

träge als Kauf-, Dienstleistungsverträge oder aber als andere Vertragsart bleibt den nati-

onalen Gesetzgebern überlassen. 

2. In Art 3 Abs 3 der VR-RL ist ein Katalog von Verträgen vorgesehen, für wel-

che die Richtlinienbestimmungen nicht gelten sollen. Der österreichische Gesetzgeber 

hat diese Ausnahmen allerdings nicht zwingend ins nationale Recht zu übernehmen. 

Eine Übernahme empfiehlt sich aber zur Beschränkung des weiten Anwendungsbe-

reichs des Art 5, der „allgemeine Informationspflichten“ des Unternehmers vorschreibt. 

Die generelle Ausnahme von „Versteigerungen“ von Fernabsatzbestimmungen in § 5b 

Z 4 KSchG kann nicht aufrechterhalten werden. Auf Versteigerungen, die nicht „öffent-

lich“ sind und jedenfalls auch auf Internet-Verträge, sind die (umgesetzten) Richtlinien-

bestimmungen und insbesondere das Widerrufsrecht (sofern es sich um einen FAV oder 

AGV handelt) künftig nämlich anzuwenden. Anderes gilt für „öffentliche Versteigerun-

gen“, bei welchen (lediglich) das Widerrufsrecht des Verbrauchers nicht gelten soll. 

3. Die VR-RL schreibt in Art 5 und 6 umfassende vorvertragliche Informations-

pflichten des Unternehmers vor, welche für Verträge gelten, die zwischen einem Unter-

nehmer und einem Verbraucher geschlossen werden. Künftig ist auch eine Person, die 

einen Vertrag sowohl zu privaten, als auch zu gewerblichen Zwecken abschließt, als 

Verbraucher anzusehen, wenn der gewerbliche Zweck im Gesamtzusammenhang des 

Vertrags „nicht überwiegend“ ist. Die österreichische Ansicht, nach der ein solches Ge-

schäft als Unternehmensgeschäft zu werten ist, kann nicht aufrechterhalten werden.  

4. Art 5 der VR-RL sieht „allgemeine Informationspflichten“ für jegliche Ver-

braucherverträge, die keine FAV oder AGV sind, vor. Neben den allgemeinen Aus-
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nahmen von den Richtlinienbestimmungen, welche vom österreichischen Gesetzgeber 

übernommen werden sollten, haben die Mitgliedstaaten die Option, Verträge, „die Ge-

schäfte des täglichen Lebens zum Gegenstand haben und zum Zeitpunkt des Vertrags-

abschlusses sofort erfüllt werden“, vom Anwendungsbereich des Art 5 auszunehmen. 

Der österreichische Gesetzgeber sollte davon Gebrauch machen, um sowohl Unterneh-

mer zu entlasten, als auch Verbraucher vor einer unnötigen „Informationsflut“ zu be-

wahren. 

5. In Art 5 Abs 1 lit a) bis h) sind acht Umstände genannt, über die der Unter-

nehmer den Verbraucher zu informieren hat, bevor dieser an seine Vertragserklärung 

gebunden ist. Er hat unter anderem seine Identität, die wesentlichen Eigenschaften der 

Ware oder Dienstleistung, den Gesamtpreis sowie Einzelheiten zu den Vertragsmodali-

täten und Rechtsbehelfe des Verbrauchers offenzulegen. Eine Einschränkung der Infor-

mationspflicht des Unternehmers erfolgt insofern, als die Informationen dann nicht er-

teilt werden müssen, wenn sie sich „bereits unmittelbar aus den Umständen ergeben“, 

indem sie etwa direkt am Produkt angebracht sind. Auf den Wissenstand und das Infor-

mationsbedürfnis des konkreten Verbrauchers im Einzelfall kommt es dabei allerdings 

nicht an. Der Unternehmer hat den Verbraucher somit zwingend auch über Umstände zu 

informieren, über die er offensichtlich bereits Bescheid weiß, was zu kritisieren ist. 

6. Der österreichische Gesetzgeber hat aufgrund seiner Umsetzungspflicht eine 

neue Bestimmung einzuführen, welche Art 5 entspricht und den Unternehmer bei all-

gemeinen Verbraucherverträgen, die keine FAV und AGV sind, zur vorvertraglichen 

Informationserteilung verpflichtet. Zwingende Formvorschriften dürfen dabei nicht vor-

gesehen werden. Es muss vielmehr genügen, wenn der Unternehmer den Verbraucher 

auf irgendeine Art und Weise informiert. Denkbar ist sowohl eine mündliche, als auch 

eine schriftliche Auskunft, welche etwa durch einen Aushang in den Geschäftsräumen 

des Unternehmers erfolgen kann. Jedenfalls sind die Informationen aber auf transparen-

te Weise und (zumindest) in der Sprache des Vermarktungslandes darzustellen. Sie 

müssen dem Verbraucher aber nicht aktiv übermittelt werden, sondern genügt es, wenn 

er sich die Informationen leicht selbst beschaffen kann, bevor er ein Angebot stellt oder 

ein Angebot des Unternehmers annimmt. 
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7. Zumal für Art 5 das Prinzip der Mindestharmonisierung gilt, dürfen vom ös-

terreichischen Gesetzgeber für allgemeine Verbraucherverträge zusätzliche Informatio-

nen vorgeschrieben oder aufrechterhalten werden. Davon sollte allerdings nur dann Ge-

brauch gemacht werden, wenn durch die zeitliche Vorverlagerung der Erteilung eine 

zwingende mehrstufige Informationspflicht des Unternehmers vermieden werden kann.  

8. Art 6 sieht vorvertragliche Informationspflichten des Unternehmers vor, wel-

che weit über jene des Art 5 hinausgehen. Die Bestimmung gilt (wie das gesamte Kapi-

tel III) ausschließlich für AGV und FAV und soll das Informationsungleichgewicht, 

welches bei diesen Vertriebsformen in besonderer Weise besteht, beseitigen.  

9. Hinsichtlich der Definition von Fernabsatzverträgen werden sich nach Umset-

zung der Richtlinie ins österreichische Recht keine wesentlichen Änderungen ergeben. 

Der österreichische Gesetzgeber sollte aber das Erfordernis der ausschließlichen Ver-

wendung von Fernkommunikationsmitteln auch für die Vertragsverhandlungsphase 

gesetzlich verankern und § 5a Abs 1 KSchG, demgemäß nur der Vertragsschluss als 

solcher unter diesen Voraussetzungen erfolgen muss, entsprechend abändern. Hingegen 

sollte die Anwendung der Fernabsatzbestimmungen nicht ausgeschlossen sein, wenn die 

bloße Anbahnungsphase anders als durch Fernkommunikationsmittel erfolgt. 

10. Bei „Haustürgeschäften“ oder außerhalb von Geschäftsräumen geschlosse-

nen Verträgen muss der Begriff der „Geschäftsräume“ künftig weiter gefasst werden, 

sodass bewegliche Verkaufsstätten auch dann als solche zu definieren sind, wenn sie 

vom Unternehmer „für gewöhnlich“ geschäftlich genutzt werden. Die Voraussetzung 

des „persönlichen und individuellen Ansprechens auf der Straße“ in § 3 Abs 2 KSchG 

ist auf jeglichen Ort, der kein Geschäftsraum ist, zu erweitern. Räumlichkeiten von Ver-

tretern des Unternehmers werden künftig jedenfalls dann als Geschäftsräume gelten, 

sofern der Unternehmer sie üblicherweise für seine eigenen geschäftlichen Zwecke be-

nutzt. Das Erfordernis in § 3 Abs 2 KSchG, dass der Verbraucher in die Geschäftsräume 

„gebracht“ werden muss, ist zu streichen. Künftig gelten auch Verträge, die der Ver-

braucher mit einem Fernkommunikationsmittel abschließt, unmittelbar nachdem er vom 

Unternehmer angesprochen wurde, als AGV. Die bedeutendste Änderung, die durch 

Umsetzung der Richtlinie erfolgen muss, ist, dass die in § 3 Abs 3 Z 1 KSchG genannte 

Ausnahme der Anbahnung durch den Verbraucher nicht aufrecht erhalten werden kann. 
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Die betreffende Gesetzesstelle ist zu streichen. Die Richtlinie räumt den Mitgliedssaaten 

aber die Möglichkeit ein, neben den allgemeinen Ausnahmen auch „Geschäfte mit ge-

ringer Bedeutung“, bei denen der vom Verbraucher zu zahlende Gegenwert € 50 nicht 

überschreitet und die außerhalb von Geschäftsräumen geschlossen werden, vom An-

wendungsbereich der Schutzbestimmungen auszunehmen. Die entsprechende Ausnah-

meregelung in § 3 Abs 3 Z 3 KSchG kann somit aufrechterhalten werden.  

11. In Art 6 Abs 1 lit a) bis t) sind (im Gegensatz zu Art 5) zwanzig Punkte vor-

gesehen, über die der Unternehmer den Verbraucher bei AGV und FAV aufzuklären 

hat. Neben den Informationen, die auch in Art 5 genannt sind, ist insbesondere die In-

formation über das Widerrufsrecht des Verbrauchers von wesentlicher Bedeutung, zu-

mal dieses dem Verbraucher die Möglichkeit bietet, innerhalb von 14 Tagen nach Erhalt 

der Ware oder nach Vertragsschluss grundlos von einem AGV oder FAV zurückzutre-

ten. 

12. Die formalen Anforderungen, welche ebenfalls gesetzlich vorzuschreiben 

sind, gestalten sich für AGV und FAV verschieden. Bei AGV hat der Unternehmer dem 

Verbraucher sämtliche Informationen schriftlich zu erteilen. Er hat sie ihm auf Papier 

oder – sofern der Verbraucher damit einverstanden ist – auf einem anderen dauerhaften 

Datenträger (aktiv) zu übergeben, bevor dieser an seine Vertragserklärung gebunden 

ist. Die Informationen sind transparent und in einer dem Verbraucher verständlichen 

Sprache darzustellen. Nach Abschluss eines schriftlich geschlossenen Vertrags hat der 

Unternehmer dem Verbraucher eine Kopie des unterzeichneten Vertragsdokuments zu 

übermitteln. Wurde der Vertrag hingegen nicht schriftlich geschlossen, so muss der 

Verbraucher eine Bestätigung über den Vertragsschluss erhalten, welche den wesentli-

chen Vertragsinhalt wiedergibt. Die vorvertraglich bereits (schriftlich) erteilten Infor-

mationen müssen in der Kopie oder Bestätigung hingegen nicht mehr enthalten sein. 

Dadurch wird eine doppelte schriftliche Erteilung der Informationen vermieden, was zu 

begrüßen ist.  

13. Für bestimmte Verträge über Reparatur- und Instandhaltungsarbeiten bis zu 

€ 200,-, die außerhalb von Geschäftsräumen geschlossen werden, können optionsweise 

erleichterte Formvorschriften vorgesehen werden. Um unnötige Belastungen des Unter-

nehmers bei solchen Geschäften hintanzuhalten, sollte der österreichische Gesetzgeber 

davon jedenfalls Gebrauch machen. 
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14. Bei FAV hat der Unternehmer dem Verbraucher die Informationen in einer 

„den benutzen Fernkommunikationsmitteln angepassten Weise“ zu erteilen oder ent-

sprechend zur Verfügung zu stellen. Dies kann sowohl schriftlich, als auch mündlich 

erfolgen. Es reicht aus, wenn der Verbraucher sich die Informationen, die in transparen-

ter Weise und verständlicher Sprache darzustellen sind, ohne Schwierigkeiten selbst 

beschaffen kann, bevor er seine Vertragserklärung abgibt. Auch bei FAV trifft den Un-

ternehmer eine nachvertragliche Bestätigungspflicht: er hat dem Verbraucher „innerhalb 

einer angemessenen Frist nach dem Abschluss Vertrags“ eine Bestätigung desselben auf 

einem dauerhaften Datenträger zur Verfügung zu stellen. Im Gegensatz zu AGV hat 

diese auch sämtliche Informationen des Art 6 Abs 1 zu enthalten, sofern der Unterneh-

mer sie dem Verbraucher nicht bereits vor Vertragsschluss auf einem dauerhaften Da-

tenträger hat zukommen lassen. 

15. Formerleichterungen bestehen bei FAV, die über ein Fernkommunikations-

mittel geschlossen werden, das die Darstellung von Informationen nur in begrenzter 

Weise erlaubt. Bei solchen hat der Unternehmer dem Verbraucher künftig nur gewisse 

(wesentliche) Informationen über das verwendete Fernkommunikationsmittel zu ertei-

len. Die übrigen Informationen kann der Unternehmer auch über ein anderes Kommuni-

kationsmittel erteilen.  

16. Für die Bestimmungen zu den besonderen Informationspflichten gilt man-

gels Ausnahmeregelung das Prinzip der Vollharmonisierung. Dieses verbietet dem ös-

terreichischen Gesetzgeber von den Vorgaben der Richtlinie abzuweichen. Er hat die 

Informationspflichten für FAV und AGV somit sowohl inhaltlich, als auch hinsichtlich 

der formalen Anforderungen genauso ins nationale Recht umzusetzen, wie dies in der 

VR-RL vorgesehen ist. 

17. Der österreichische Gesetzgeber hat somit eine neue Bestimmung über In-

formationspflichten für FAV und AGV einzuführen, welche den Unternehmer zur Ertei-

lung sämtlicher in Abs 1 der Bestimmung vorgesehenen Informationsgegenstände ver-

pflichtet und die genannten formalen Anforderungen an die Informationserteilung vor-

schreibt. Zumal die VR-RL einheitliche Informationspflichten für AGV und FAV vor-

sieht, empfiehlt sich eine solche Vereinheitlichung auch im österreichischen Recht. 
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Während bei FAV schon bisher umfassende Informationspflichten des Unternehmers 

vorgesehen sind, wird es bei Haustürgeschäften zu einer erheblichen Erweiterung der 

unternehmerischen Informationspflichten kommen.  

18. Bei entgeltlichen, elektronisch geschlossenen Fernabsatzverträgen (Online-

Verträge) ist der Unternehmer, bevor der Verbraucher seine Bestellung tätigt, künftig 

gesetzlich zur Angabe bestimmter Informationen (wesentliche Eigenschaften, Preis, 

Laufzeit, Kündigungsbedingungen) an optisch auffallender Stelle zu verpflichten. Spä-

testens bei Beginn des Bestellvorgangs muss er auf seiner Website überdies „klar und 

deutlich“ angeben, ob Lieferbeschränkungen bestehen und welche Zahlungsmittel vom 

Unternehmer akzeptiert werden. Der Unternehmer hat auch dafür Sorge zu tragen, dass 

der Verbraucher etwa durch eine Schaltfläche „ausdrücklich bestätigt“, dass er sich mit 

seiner Bestellung zu einer Zahlung verpflichtet.  

19. An elektronisch geschlossene Verträge ist der Verbraucher künftig somit nur 

dann gebunden, wenn der Unternehmer ihn im Zuge seiner Bestellung ausdrücklich auf 

seine Zahlungsverpflichtung hingewiesen hat. Dem österreichischen Gesetzgeber steht 

es frei, bei Verletzung dieser Pflicht die Wirksamkeit des Vertrags auszuschließen, oder 

dem Verbraucher ein Lösungsrecht einzuräumen. 

20. Der Unternehmer ist künftig bei AGV und FAV zu verpflichten, den Ver-

braucher zur Stellung eines Antrags oder zur Erklärung eines „ausdrücklichen Verlan-

gens“ aufzufordern, wenn dieser möchte, dass eine Dienstleistung oder die Lieferung 

von Wasser, Gas, Strom, Fernwärme oder von digitalen Inhalten während der Wider-

rufsfrist beginnt. 

21. Der österreichische Gesetzgeber kann (optionsweise) eine neue Bestimmung 

einführen, der zufolge der Verbraucher an telefonisch geschlossene Verträge nur ge-

bunden ist, wenn der Unternehmer sein Angebot (auf einem dauerhaften Datenträger) 

bestätigt hat und der Verbraucher ihm das von ihm unterzeichnete Angebot oder eine 

schriftliche Einverständniserklärung (auf einem dauerhaften Datenträger) übermittelt 

(„doppelte Bestätigungspflicht“). Warum der europäische Gesetzgeber diese Bestim-

mung in die Richtlinie aufgenommen hat, obwohl die nationalen Gesetzgeber Aspekte 

des allgemeinen Vertragsrechts wie das Zustandekommen von Verträgen ohnehin nach 

eigenen Vorstellungen regeln können, bleibt offen. Es ist jedoch nicht von einer zwin-



- 177 - 

  

genden Regelung auszugehen, zumal es sich nach dem Richtlinienwortlaut ausdrücklich 

um eine „Optionsbestimmung“ handeln soll. 

22. Für AGV und FAV ist eine einheitliche Widerrufsfrist von 14 Tagen vorzu-

sehen, die je nach Vertragsgegenstand zu unterschiedlichen Zeitpunkten beginnt, sofern 

der Unternehmer den Verbraucher ordnungsgemäß über sein Widerrufsrecht informiert. 

23. Kommt der Unternehmer seiner Belehrungspflicht über das Widerrufsrecht 

nicht (in ausreichender Weise) nach, wird die Widerrufsfrist künftig jedenfalls (auch bei 

Nicht-Belehrung über das Widerrufsrecht) 12 Monate nach Ablauf der ursprünglichen 

14-Tages-Frist enden. Informiert der Unternehmer den Verbraucher während dieser 12 

Monate über das Widerrufsrecht, kann Letzterer ab diesem Zeitpunkt 14 Tage vom Ver-

trag zurücktreten.  

24. Die generelle Verpflichtung des Verbrauchers zur Erstattung eines Benüt-

zungsentgelts und zu einer aus der Benützung resultierenden Entschädigung für die 

Wertminderung der Sache in § 4 Abs 1 Z 2 und § 5g Abs 1 Z 2 KSchG ist zu streichen. 

Ein Anspruch des Unternehmers auf Wertersatz durch den Verbraucher ist aber vorzu-

sehen, wenn der Verbraucher die Ware über das zur Prüfung der Beschaffenheit, der 

Eigenschaften oder der Funktionsweise notwendige Maß hinaus benützt. Auch dieser 

Anspruch ist allerdings dann ausgeschlossen, wenn der Verbraucher nicht über sein Wi-

derrufsrecht belehrt wurde. 

25. Auch für Dienstleistungen, Wasser, Gas und Strom, die nicht in begrenzter 

Weise geliefert werden sollen sowie für Fernwärme, die Vertragsgegenstand eines AGV 

oder FAV sind, hat der Verbraucher im Widerrufsfall nicht aufzukommen, wenn sie – 

auf ausdrückliches Verlangen des Verbrauchers – während der (14-tägigen) Wider-

rufsfrist ganz oder teilweise erbracht wurden und er nicht über sein Widerrufsrecht be-

lehrt wurde. Auch dann, wenn er nicht darüber belehrt wurde, dass er im Widerrufsfall 

zur anteiligen Kostenerstattung verpflichtet ist oder den Leistungsbeginn während der 

Widerrufsfrist nicht beantragt hat, trifft ihn keine Ersatzpflicht.  

26. Der Verbraucher hat bei FAV und AGV künftig für jene zusätzlichen Hin-

sendekosten aufzukommen, die dadurch entstehen, dass er die vom Unternehmer ange-
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botene Standardlieferung nicht annimmt, sondern eine kostenintensivere Lieferart wählt. 

Er hat den Differenzbetrag zwischen den beiden Lieferarten allerdings nur dann zu be-

gleichen, sofern er vom Unternehmer vorvertraglich über die Lieferkosten informiert 

worden ist. 

27. Die Rücksendekosten hat der Verbraucher im Widerrufsfall zu zahlen, sofern 

der Unternehmer sich nicht dazu bereit erklärt oder den Verbraucher nicht darüber auf-

klärt, dass er zur Tragung dieser Kosten verpflichtet ist. Auch wenn der Unternehmer 

seiner Pflicht nicht nachkommt, den Verbraucher bei FAV auf die Höhe jener Kosten 

hinzuweisen, die entstehen können, wenn die Waren aufgrund ihrer Beschaffenheit 

nicht auf dem gewöhnlichen Postweg zurückgesandt werden können, muss er diese 

Kosten nicht übernehmen. 

28. Der Unternehmer ist künftig gesetzlich zu verpflichten, für jede „Extrazah-

lung“, welche über das Entgelt für die Hauptleistungspflicht hinausgeht, eine ausdrück-

liche Zustimmung des Verbrauchers einzuholen, welche durch aktive Handlung dessel-

ben zu erfolgen hat. Unzulässig ist jedoch, wenn er bereits getätigte Voreinstellungen 

des Unternehmers, wie etwa bereits gesetzte Häkchen auf einer Website, ablehnen 

muss, um nicht „automatisch“ zuzustimmen. In einem solchen Fall gilt die unterlassene 

Ablehnung nicht als Zustimmung und der Verbraucher muss für die „Extrazahlung“ 

nicht aufkommen. Der Unternehmer hat ihm bereits getätigte Zahlungen zurückzuerstat-

ten. 

29. Die erteilten Informationen werden zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses 

kraft Gesetzes Vertragsinhalt und sind für den Unternehmer verbindlich. Änderungen 

davon bedürfen einer ausdrücklichen Vereinbarung zwischen den Parteien. Stimmen die 

vorvertraglich erteilten Angaben nicht mit den Umständen der Erfüllung überein, so 

begeht der Unternehmer eine Vertragsverletzung. 

30. Unterlässt der Unternehmer es, dem Verbraucher Umstände offenzulegen, 

die den wesentlichen Vertragsinhalt betreffen („essentialia negotii“), kann der Vertrag 

erst gar nicht gültig zustande kommen. Dies kommt vor allem dann in Betracht, wenn 

dem Verbraucher Ware, Dienstleistung oder Preis mangels (ausreichender) Beschrei-

bung bzw Belehrung nicht oder nur unzureichend bekannt sind.  
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31. Unterliegt der Verbraucher durch die Informationspflichtverletzung des Un-

ternehmers einem Irrtum, kann er den (zustande gekommenen) Vertrag unter gewissen 

Umständen nach den §§ 871 f ABGB anfechten oder anpassen. Dieselben Rechtsbehelfe 

stehen ihm nach § 870 ABGB im Fall einer arglistigen Täuschung durch den Unter-

nehmer zu.  

32. Denkbar ist schließlich auch eine Haftung des Unternehmers wegen culpa in 

contrahendo, falls den Unternehmer ein Verschulden an der Nicht- oder Schlechtertei-

lung der Information trifft und die weiteren schadenersatzrechtlichen Voraussetzungen 

vorliegen. 

33. Entsprechen die wesentlichen“ Eigenschaften von Ware oder Dienstleistung 

nicht jenen, welche der Unternehmer dem Verbraucher vorvertraglich in Erfüllung sei-

ner Verpflichtung der Art 5 und 6 Abs 1 lit a) zugesichert hat, so kann der Verbraucher 

auch gewährleistungsrechtliche Ansprüche nach den §§ 922 ff ABGB geltend machen.  

34. Zusätzlich ist der Unternehmer bei Verletzung seiner Informationspflichten 

jedenfalls mit Verwaltungsstrafen zu sanktionieren, die vom österreichischen Gesetzge-

ber einzuführen sind. 
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IX. Anhang 

A. Abstract 

Inhalt der vorliegenden Arbeit ist die umfassende Untersuchung der Informati-

onspflichten der Verbraucherrechterichtlinie (Richtlinie 2011/83/EG), welche im No-

vember 2011 in Kraft trat und deren Bestimmungen grundsätzlich der Vollharmonisie-

rung unterliegen sollen. Im Hinblick auf das Umsetzungserfordernis der Richtlinie wer-

den die Auswirkungen, die diese auf das österreichische Recht haben werden, erörtert. 

Nach Darstellung des (allgemeinen) Anwendungsbereichs sowie des Aufbaus 

der Richtlinie werden zunächst die „Allgemeinen Informationspflichten“ ihres Art 5, 

welche der Unternehmer künftig bei sämtlichen Verbraucherverträgen, die nicht im 

Fernabsatz oder außerhalb von Geschäftsräumen geschlossen werden, einzuhalten hat, 

behandelt. Diesen kommt erhebliche Bedeutung zu, zumal im österreichischen Recht 

bisher keine entsprechenden Informationspflichten vorgesehen sind. Zunächst werden 

der Anwendungsbereich der Bestimmung aufgezeigt und die einzelnen Informationsge-

genstände detailliert dargestellt. Sodann werden die Art und Weise, auf welche dem 

Verbraucher die Informationen zukommen müssen sowie formale Anforderungen an die 

Informationserteilung erörtert. Der Anpassungsbedarf im österreichischen Recht wird 

aufgezeigt und bewertet.  

In ähnlicher Weise werden im nächsten Teil der Arbeit die „besonderen Infor-

mationspflichten“, die der Unternehmer nach Art 6 der VR-RL künftig bei FAV und 

AGV einzuhalten hat, behandelt. Nach Darstellung und Analyse des Schutzzwecks und 

des Anwendungsbereichs der Bestimmung wird die betreffende bisherige österreichi-

sche Rechtslage im Überblick aufgezeigt. Die einzelnen Informationsgegenstände, wel-

che bei AGV und FAV wesentlich umfassender sind, als bei allgemeinen Verbraucher-

verträgen, werden ebenfalls im Detail beschrieben. Sowohl Art und Weise der Informa-

tionserteilung, als auch die formalen Anforderungen daran unterscheiden sich wesent-

lich von jenen der allgemeinen Informationspflichten. Den Unternehmer trifft bei FAV 

und AGV künftig auch eine nachvertragliche Bestätigungspflicht, welche ebenfalls dar-

gestellt wird. Es wird untersucht, wie die Umsetzung der besonderen Informations-

pflichten in Österreich erfolgen könnte und welche inhaltlichen Neuerungen sich 

dadurch ergeben. 
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Im nächsten Teil der Arbeit werden weitere (allgemeine) Anforderungen an die 

Informationserteilung erörtert: geklärt wird, wie die einzelnen Informationen darzustel-

len sind und in welcher Sprache sowie zu welchem Zeitpunkt der Unternehmer sie dem 

Verbraucher zur Verfügung stellen muss.  

Im letzten Teil werden die Rechtsfolgen bei Verletzung der Informationspflich-

ten durch den Unternehmer erörtert. Zunächst werden jene „Sanktionen“ beschrieben, 

welche die Richtlinie bei Nicht- bzw Falscherteilung der Informationen selbst vorgibt. 

Zumal die Durchsetzung der Pflichten im Wesentlichen den einzelnen Mitgliedsstaaten 

überlassen ist, werden auch die Rechtsfolgen, die nach derzeitiger österreichischer 

Rechtslage bei Verletzung der Informationspflichten in Betracht kommen, aufgezeigt. 

Es wird zunächst auf eine mögliche Ungültigkeit sowie eine irrtumsrechtliche Anfech-

tung oder Anpassung des Vertrags durch den Verbraucher eingegangen. Schließlich 

werden die Voraussetzungen einer schadenersatzrechtlichen Haftung des Unternehmers 

erörtert und gewährleistungsrechtliche Ansprüche des Verbrauchers aufgezeigt. 

Eine umfassende Zusammenfassung der Ergebnisse schließt die Arbeit ab.  
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